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D ieses Heft behandelt ein Hauptthema des Bundestags-
wahlkampfs: Wie gerecht geht es in Deutschland wirk-
lich zu? Was ist überhaupt unter sozialer Gerechtigkeit
zu verstehen? Dazu haben wir ein umfassendes Infor-

mationspaket zusammengestellt. WirtschaftsWoche-Redakteure
berichten über das tatsächliche Ausmaß von Armut und Reich-
tum in Deutschland, den Einfluss der Lobbyisten auf den Mehr-
wertsteuersatz und das Für und Wider eines allgemeinen
Mindestlohns. Sie haben ein Streitgespräch mit der Linken-
Spitzenpolitikerin Sahra Wagenknecht sowie Interviews mit Ex-
perten wie dem Finanzwissenschaftler Clemens Fuest und dem
Bildungspolitiker Jörg Dräger geführt. Renommierte Wissen-
schaftler wie die Professoren Ludger Wößmann,
Norbert Berthold und Axel Börsch-Supan haben
anregende Essays verfasst. Zusätzlich geben wir
einenÜberblick übermehr als ein Dutzend empi-
rische Studien, die wichtige Fragen wie die Lage
der Mittelschicht, Studiengebühren, Steuerbelas-
tung und Beschäftigungshemmnisse unter dem
Gerechtigkeitsaspekt analysieren.
Mit diesem Heft wollen wir einen Beitrag zur

Versachlichung der Debatte leisten. Um ein Bon-
mot zu variieren: Die Gerechtigkeit ist zu wichtig,
um sie den Politikern zu überlassen. Denn mit
populistischem Wahlkampf ist der Sache nicht
gedient. Schon die sogenannte Armutsquote, die
imWahlkampf zumKampfbegriffmutiert ist, ver-
einfacht zu stark. Denn als arm gilt nach amtli-
cher Definition, wer weniger als 60 Prozent des
mittleren Einkommens hat. Das führt zu dem
abstrusen Ergebnis, dass die Zahl der Armen bei
uns steigen würde, sollte etwa Bill Gates zuwan-
dern,weil danndasmittlereEinkommenhöherwürde.Umgekehrt
fällt unsere Armutsquote, wenn arme Rumänen zuziehen, weil
danndasmittlere Einkommen sinkt undwenigerMenschenunter
die Armutsschwelle fallen. Und sind alle gleich arm, gibt es keine
Armutmehr – statistisch gesehen jedenfalls. Der Aussagewert der
Armutsquote ist also – relativ.
Gleichheit in der Einkommens- und Vermögensverteilung ist –

theoretisch – nur im Sozialismus möglich. In der Marktwirtschaft
ist Ungleichheit unvermeidlich. Chancengleichheit vergrößert sie
sogar noch, weil dieMenschen dank ihrer jeweils besonderen Fä-
higkeiten die Chancen, die der Kapitalismus bietet, unterschied-
lich zunutzenwissen. Ein gewissesMaßanUngleichheit indenEr-
gebnissen ist zudemnötig, dennnur dannbesteht der Anreiz, hart
zu arbeiten und Risiken einzugehen, nur so lassen sich Innovatio-
nen generieren, die unseren Wohlstand mehren. Wenn alle das
gleicheErgebnis haben, stirbt der Leistungswillen.
Die meiste Zeit der Menschheitsgeschichte war die Natur die

Quelle von Unsicherheit. Der Kapitalismus hat uns zuvor nie ge-

kanntenWohlstandbeschert, aber dieQuelle derUnsicherheit hat
sich von der Natur in die Wirtschaft verlagert. Armut und soziale
Unsicherheit sind aber nicht nur ein Problem für die davonBetrof-
fenen, sondern für dieGesellschaft insgesamt:Dennzunehmende
Ungleichheit undwirtschaftlicheUnsicherheit könnendemotivie-
ren, die soziale Ordnung unterminieren und zu einem populisti-
schenRollback gegendieMarktwirtschaft führen.
Umverteilung ist also nötig.Doch inwelchemAusmaß? „Genos-

sen, lasst die Tassen im Schrank“, hatte Wirtschaftsminister Karl
Schiller (SPD) einst den Linken in seiner Partei zugerufen, die „die
Belastbarkeit des kapitalistischen Systems testen“ wollten.Wohin
solcherÜbermut führt, zeigte sich in Schweden, demeinstigen so-

zialdemokratischen Musterland: Mit einer
Staatsquote von 67 Prozent fiel es vom viert-
reichsten Land der Welt in den Siebzigerjahren
auf Platz 14 Anfang der Neunzigerjahre zurück.
Erst seit der Korrektur solcher Übertreibungen
geht esmit demLandwieder aufwärts.
Wir sollten also prüfen, wie viel Ungleichheit

wir tolerierenmüssen, um die Dynamik unserer
Wirtschaft und damit die Quelle unseres Wohl-
stands zu erhalten. Deshalb lautet die Frage
beim Thema Mindestlohn nicht: ja oder nein?
Sondern welche Lohnhöhe je nach Region und
Branche adäquat ist. Eine deutschlandweite
Lohnuntergrenze von8,50Eurodürfte jedoch für
einigeRegionenundBranchen schonzuviel sein
und Jobs kosten.Wie schädlich eine zu hoheUn-
tergrenze ist, zeigt sich gerade in Frankreich: Bei
dem Mindestlohn von 9,43 Euro ist dort inzwi-
schen jeder vierte Jugendliche ohneArbeit.
Augenmaß ist auch in der Steuerpolitik ge-

fragt. Deutschland gehört in Europa ohnehin zu den Staaten, die
die Ungleichheit derMarkteinkommen am stärksten durch Steu-
er- undSozialpolitik vermindern. ZudemkannDeutschlandauch
ohne Steuererhöhungen in den nächsten Jahren mit 100 Milliar-
denEuro zusätzlichenSteuereinnahmen rechnen. Indieser Situa-
tion an der Steuerschraube zu drehen, wäre eine Kapitulation vor
der Aufgabe, schädliche Subventionen und unsinnige Förder-
maßnahmenwie das Elterngeld zu streichen, mit denen die Poli-
tik erfolglos versuchte, die Geburtenrate zu steigern. Es wäre
besser, die vorhandenen Steuereinnahmen auf die wirklich Be-
dürftigen zukonzentrieren.Denn selbstverständlich ist inunserer
Gesellschaft noch nicht alles gerecht. Das größte Defizit, dass
immer noch Einkommen und Bildungsstand der Eltern den
Schulerfolg der Kinder bestimmen, ist ohnehin nicht mit Umver-
teilungspolitik zu beseitigen. Die Milliarden für Eltern- und Be-
treuungsgeld wären sinnvoller in kostenlose Kinderkrippen und
Ganztagsschulen investiert.
Bildungspolitik ist heute die eigentliche Sozialpolitik. ■

Die Gerechtigkeitsfrage spaltet unsere Gesellschaft und die Politik. Doch die herkömmlichen Umver-
teilungsinstrumente sindmachtlos bei den wirklichen Problemen. Wie sich Ungleichheit und soziale
Unsicherheit vermindern lassen, ohne das Wirtschaftswachstum zu gefährden. Von Klaus Methfessel.
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Wagenknecht gegen Schroeder
Die linkePolitikerin undderBerliner Politikwissenschaftler
streitenüberGeld, Vermögensteuer, dieMittelklasse,Gerechtigkeit
unddie Pflicht zumGemeinwesen. Seite 14

Die Aufholjagd kann beginnen
Wie gerecht geht es zu auf derWelt? ProfessorDominikH. Enste
untersucht anhand vonDatenundFakten,wieDeutschlands
sozialeMarktwirtschaft in dieser fundamentalen Frage gegenüber
den anderen Industrieländern abschneidet. Seite 42

■ Soziale GerechtigkeitWie gerecht ist
Deutschland – undwelcheRolle spielt diese
Debatte imBundestagswahlkampf 2013?
Analysen, BerechnungenundEinschätzungen
finden Sie aufwiwo.de/bundestagswahl

facebook.com/
wirtschaftswoche

twitter.com/
wiwo

Verkappte Subventionen
DasMehrwertsteuersystem ist ungerecht und
teilweise absurd. Anstatt dasWirrwarr zu

beseitigen, ist die Bundesregierung vor den
Lobbyisten eingeknickt. Seite 54

4 Nr. 2 24.6.2013 WirtschaftsWoche Global

plus.google.com/
+wirtschaftswoche

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



WirtschaftsWoche Global 24.6.2013 Nr. 2 5

Gerechter
fördern
ImdeutschenBildungs-
systemhat sich in den
vergangenen Jahren
einiges getan. Bloß am
größtenMissstandhat
sich kaumetwas geändert:
derChancengerechtigkeit.
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Besser verdienen
DassderMindestlohnkommensoll, istmittlerweile
Konsens.Esgeht imStreit derBundesparteienmittlerweilenur
nochumseineHöhe,wer ihnbeschließensoll undoberwirklich
inMünchenundRostockgleichhochseinmuss.Dochzwischen
NutzenundSchaden liegtnurein schmalerGrad. Seite 78

*KOOPERATIONSPARTNER
Dieses Sonderheft ist in Zusammenarbeit
mit der InitiativeNeue SozialeMarktwirtschaft
(INSM) entstanden.Die INSMmacht sich,
wie dieWirtschaftsWoche, fürmarktwirtschaft-
licheReformen imSinneunternehmerischer
Freiheit, Eigeninitiative undChancengerechtig-
keit stark. Finanziertwird sie vondenArbeit-
geberverbändenderMetall- undElektro-
industrie. Studien, die imAuftrag der Initiative
erstellt wurden, sindhiermit einem *
gekennzeichnet. Verantwortlich für den
Gesamtinhalt bleibt die Redaktion.
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Gleichheit

Was
willst
du
werden?

FabianWisner, 20, Abiturient in Kaarst. Nach dem Abi fliege ich mit
zwei Freunden nach Australien. Wir haben ein wenig Geld verdient und
gespart. Drüben kaufen wir uns ein altes Auto, fahren mit einem Work-
and-Travel-Visum die Küste entlang und jobben zwischendurch auf
Plantagen oder im Restaurant – aber nicht länger als neun Monate. Denn
dann muss ich mich um mein Studium kümmern. Ich interessiere mich
für erneuerbare Energien. Später einen Job zu finden wird bestimmt
nicht leicht. Aber ich werde das schon schaffen. Ich muss zumindest so
viel Geld verdienen, dass ich eine Familie ernähren kann.

»Ich will
studieren und
interessiere
mich für
erneuerbare
Energien«

Ungerecht ist...
...wenn Geringverdiener nur unwesentlich mehr Geld
bekommen als Arbeitslose

76%

75%

70%

60%

57%

46%

45%

43%

40%

39%

...wenn Unternehmen, die Gewinne machen,
Leute entlassen

...wenn Manager ein Vielfaches von dem verdienen,
was einfache Arbeiter verdienen

...die Vermögensverteilung

...dass viele Leute befristete Arbeitsverträge haben

...dass viele Leute ungestraft schwarzarbeiten

...die Steuersätze

...Studiengebühren für Studenten

...dass es bei uns keine Vermögensteuer gibt

Ostdeutschland
Westdeutschland

...die unterschiedliche Höhe der Löhne und Einkommen
in Ost- und Westdeutschland

81%
Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung
ab 16 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv

Frage: Sind die wirtschaftlichen Verhältnisse
in Deutschland (was die Menschen besitzen
und was sie verdienen) gerecht
oder ungerecht?

%14 69

152Keine Angabe

Unentschieden

Gerecht

Nicht gerecht
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»Trotz Aus-
bildung muss
ich lange auf
den Studien-
platz warten.
Das ist unfair«

Katja Gök, 19, Abiturientin in
Sinsheim. In der neunten
Klasse fragtemichmeine Lehre-
rin, ob ichmich umein Stipen-
diumbei der Bosch-Stiftung
bewerbenwolle: „Talent im
Land“unterstützt begabte
Schüler aus Zuwandererfamilien
mit Fortbildungsseminaren und
Beratung. Ich dachte erst, das
wird sowieso nichts. Ich bin in
Deutschland geboren und
habe noch fünf Geschwister.
ZuHause sprechenwir Ara-
bisch.Es hat dann doch ge-
klappt.Nach demAbi fange ich
ein duales Studium fürWirt-

schaftsinformatik bei der
SAP inWalldorf an.An
demTag, als ichmich
dort vorstellte, war
ich die einzigeweibli-
cheBewerberin.

JakobOswalt, 25, Krankenpfleger in Stuttgart.Nach der elften
Klasse verließ ich dasGymnasium. Ich hatte keine Lustmehr auf
Schule. Ich absolvierte erst ein freiwilliges soziales Jahr in einem
Krankenhaus, dann eineAusbildung zumKrankenpfleger.Danach
dachte ich, Arzt zuwerden ist viel cooler. Ichmachte alsomein
Abi nach.Jetzt warte ich aufmeinen Studienplatz und arbeite
wieder als Krankenpfleger.Wann das Studium losgeht, weiß ich
nicht.Sechs oder sieben Jahre zuwarten ist nicht selten.Die
Wartesemester zählen erst ab Erwerb derHochschulberechtigung.
Ich finde es unfair, dassmeinemedizinischeAusbildung nicht voll
auf dieWartezeit angerechnet wird.Dasmuss sich ändern.

»Ich fange ein
duales Studium
für Wirtschafts-
informatik an«

Redaktion: martin.roos@wiwo.de
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Wohlbehütet?
Werden die Reichen in Deutschland immer reicher und die Armen
immer ärmer? Zur Schönfärberei besteht jedenfalls kein Anlass, wie
Statistiken zeigen. Zur Schwarzmalerei aber auch nicht.

D
as neue Deutschland, stark
und prosperierend, so voller
Zuversicht und Selbstbe-
wusstsein, mit Export- und
Beschäftigungsrekorden in

Serie, diese Bundesrepublik also, auf die
unsere europäischen Nachbarn so neid-
wie sehnsuchtsvoll blicken – wo findet
mansie eigentlich?

Vielleicht hier: Sylt, Kampen, roter
Klinker und sturmgraues Reetdach, ein
Refugium mit blickdichten Büschen und
„exponierter Lage“, sehr edel, aber nicht
protzig. Der „Frieden der Wattenmeer-
küste und die Wildheit der Westseite“,
so dichtet das Maklerexposé, sind nur
eine kurze Porsche-Fahrt entfernt. Ein
solches Glück mit fünf Zimmern, drei
Bädern und 280 Quadratmeter Wohnflä-
cheaufderexklusivsten InseldesLandes

Gleichheit Armut

kann sein Eigen nennen, wer bereit und
in der Lage ist, sieben Millionen Euro zu
investieren. Pro Quadratmeter also
25 000 Euro, der Preis eines fabrikneuen
VWGolfmit 140PS.

Wer kauft so etwas? Wer kann so etwas
kaufen? Ein Anruf beim Makler. „Sehr
wohlhabende Menschen“, sagt Monika
Blume von Engel & Völckers. „Und es
sind fast ausschließlich Deutsche.“ Sylt
war schon immer etwas für Liebhaber,
vor allem für Liebhaber des Abgeschie-
denen und Besonderen: Dieses nicht

FO
TO
:P
IC
TU

R
E-
A
LL
IA
N
C
E/
D
P
A
/L
A
JO
S-
ER
IC
B
A
LO
G
H

»

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



9

Schöne Aussichten
Wer reich ist in

diesem Land, hat
sehr gute Chancen,
es auch zu bleiben
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mehr ganz irdische Licht, dieGischt und
dieDünenundderHorizont, da „spielt das
wechselhafteWetter keineRolle“.
Und die Preise offenbar auch nicht. Die

letzten ein, zwei Jahre sei es etwas weniger
aufgeregt zugegangen, erzählt Blume, aber
die Zahlen bewegen sich ja schon längst
auf allerhöchstemNiveau. „Das Vermögen
ist da“, sagt die Maklerin. Und je höher der
Preis, „desto geringer die Finanzierung.“
Weitweg vondieserWohlstandsinsel fin-

detmanein anderesDeutschland, geduckt
undzweifelnd, in ständiger Furcht vordem
totalen Abstieg, voll banger Unsicherheit,
wie sozial diese Marktwirtschaft noch ist:
In Berlin-Wedding, Beusselstraße, liegt die
Zentrale des Vereins „Berliner Tafel“. 1993
war sie die erste ihrer Art, 20 Jahre später
öffnen allein in der Hauptstadt einmal in
der Woche 45 sogenannte Ausgabestellen
ihre Pforten, um Lebensmittel an Bedürfti-
ge zu verteilen.
48000Menschen kommen imMonat, so

lautet die offizielle Schätzung, bundesweit
sollen es anderthalb Millionen sein. Und
wer steht dort an? Wer kann nicht anders,
als dort anzustehen? „Zu uns kommen
die Leute, weil es nicht anders geht“, sagt
Sabine Werth, die Gründerin und Vorsit-
zende, es würden immer mehr, vor allem
kämen mehr Ältere. „Aber plötzlich er-
leben wir auch Schichten, die wir früher
nicht hier angetroffen hätten, Akademiker
zumBeispiel.“

ist in den Köpfen angekommen – heute
nehmen sieHilfe an.“
Kampen und Wedding, zwei Welten,

zweimal bundesdeutsche Realität und
über allem die Fragen: Wie reich ist dieses
Landnun?Oderwie arm?
Alle vier Jahre sollen mehrere Hundert

Seiten Text, Dutzende Grafiken und Statis-
tiken auf all dies eine möglichst objektive
und einemöglichst erschöpfende Antwort
geben: „Lebenslagen inDeutschland –Der
Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung“. Aber eine solche Studie im
Auftrag der Bundesregierung ist natürlich
nie nur Bestandsaufnahmedessen, was ist,
sondern immer auch Argumentationshilfe
für das, was sein soll. Eine Stromquelle
zum Aufladen politischer Debatten. Ein
Mittel für Differenzierung. Und ein Jagd-
grund für hitzigeAufwallung.
Der vierte Bericht – erschienen imMärz

2013 – macht da keine Ausnahme. Im Ge-
genteil.
Das zeigt schon seine Vorgeschichte: Im

Entwurf , der im Herbst 2012 von Bundes-
sozialministerin Ursula von der Leyen
(CDU) zur Abstimmung an die anderen
Ressorts der Bundesregierung verschickt
wird, finden sich ein paarwenige Sätze, die
es in sich haben: „Die Privatvermögen in
Deutschland sind sehr ungleich verteilt.“
Außerdem: Die Entwicklung der Einkom-
men „verletzt das Gerechtigkeitsempfin-
den der Bevölkerung und kann den gesell-
schaftlichenZusammenhang gefährden“.

„FÄLSCHUNG“ UND „ZENSUR“
Diese Abstimmung werden beide Sätze –
maßgeblich auf Intervention des Bundes-
wirtschaftsministers PhilippRösler (FDP) –
nicht überleben. Der Regierung bringt das
den geballten Sturm der Opposition ein,
die „Fälschung“ und „Zensur“ und „für
dummverkauft“ schreit.Undaußerdemei-
ne Debatte über die Deutungshoheit der
sozialen Lage, die bis jetzt nicht wieder ab-
geklungen ist.
Dabei sind, alles in allem, weder die Vor-

würfe der Schönfärberei noch der
Schwarzmalerei ernsthaft angebracht: Die
Endfassung des vierten Armuts- und
Reichtumsberichts taugt nicht als Kampf-
schrift gegen die Verelendung. Aber sie
leuchtet die Zustände im „coolsten Land

Gleichheit Armut

der Welt“ (Philipp Rösler) genauso wenig
inmildemRosarot aus.
Aber der Reihe nach. Dass die Feststel-

lung ungleicher Vermögensverteilung von
prominentenHänden aus den ersten Text-
entwürfen radiert wurde, mögen ministe-
rielle Hardliner gern für sich als Erfolg ver-
buchen. Vor allem aber ist es eine Nieder-
lage für den gesundenMenschenverstand.
Denn erstens findet sich diese Interpretati-
on der Daten dann – zugegebenermaßen
hübsch versteckt – weit hinten im Bericht
dochnoch; auf Seite 343 ist schließlich von
der „sehr ungleichen Verteilung der Privat-

Ohne schöne Aussichten Besonders
die Kinder alleinerziehender Eltern haben

in Deutschland immer noch ein
besonders hohes Armutsrisiko
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Der Armuts- und
Reichtumsbericht taugt
nicht als Kampfschrift
über die Verelendung
des Landes

Bedürftig oder nicht, das ist bei den Ta-
feln klar geregelt:Werweniger als 800 Euro
im Monat zum Leben hat und das auch
schriftlich nachweisen kann, darf Tüten
mit Brot und Salat, Obst oder Butter mit
nachHause nehmen, für einen Euro. Jeder
Hartz-IV-Empfänger erfüllt diese Bedin-
gung genauso wie mancher Rentner. Der
eine Euro ist ohnehin ein symbolischer
Preis, weil bei denTafeln nichts verschenkt
werden soll. Früher, glaubt Werth, wären
gerade Senioren vor lauter Scham nur in
absoluten Ausnahmefällen gekommen.
Aber das habe sich geändert. „Die Armut

»
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vermögen“ die Rede. Zweitens sind die
Fakten schlicht unhintergehbar.
1998 gehörtender unterenHälfte der Be-

völkerung drei Prozent des Privatvermö-
gens, also Häuser, Aktien, Festgeldkonten,
Schmuck oder Grund und Boden; 2008 ist
der Anteil auf nur noch ein Prozent ge-
schrumpft. Das obere Zehntel vereinte be-
reits 1998 rund 45 Prozent der Besitztümer
auf sich. Zehn Jahre später sind es 53 Pro-
zent. Hier finden sich die Leute in der Sta-
tistik wieder, die sich eine Reetdachkate in
Kampen als Feriendomizil zulegen. Der
oberen Hälfte der Deutschen gehören ins-

gesamt sogar 99 Prozent des Gesamtbesit-
zes (siehe Grafik Seite 13). Wer kann ange-
sichts solcher Zahlen leugnen, dass die
Vermögen inDeutschlandextremungleich
verteilt sind?

KRISE GEGEN BOOM
DieDaten haben nur einenMakel: Sie sind
zu alt, um Aussagen über die Gegenwart
zuzulassen. Denn das Material von 2008
erlaubt weder Schlussfolgerungen darü-
ber,was in den JahrenderWirtschafts- und
Finanzkrise aus dem Kapitalvermögen
(besonders aus Aktien und Unterneh-

mensanleihen) wurde, noch bildet es den
jüngsten bundesdeutschen Immobilien-
boom ab. Häuser und Eigentumswohnun-
gen aber spielen gerade bei den großen
Vermögen einewesentliche Rolle. Noch ist
also gar nicht seriös zu sagen, ob dieWohl-
habenden heute noch reicher oder viel-
leicht etwas weniger reich sind, als sie es
2008waren.
Blickt man also notgedrungen auf die

heute verfügbaren Statistiken zum ange-
sammelten Wohlstand der Deutschen,
dann bleibt festzuhalten: Deutschland war
und ist vor allem ist ein gespaltenesLand.»
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Doch das ist nur ein Aspekt von vielen.
Betrachtetman die regelmäßigen Einkom-
men, färbt sich das Bild schon anders, und
zwar deutlich angenehmer. Und das liegt
in allererster Linie am deutschen Arbeits-
markt, der in den vergangenen Jahren –
trotz der dramatischen Konjunkturkrise
2009 – unverhoffte Erfolgsmeldungen pro-
duzierte, unddas am laufendenBand.Die-
se listet auch der Armuts- und Reichtums-
bericht auf: Seit 2005 ist die Arbeitslosen-
quote stetig gesunken, 2012 betrug sie his-
torisch niedrige 6,8 Prozent. Die Jugendar-
beitslosigkeit lag sogarnurbei 5,9 Prozent –
der beste Wert in der gesamten EU. Selbst
an den üblichen Härtefällen des Arbeits-
marktes ging der Jobaufschwung dieses
Mal nicht vorbei: 2007 registrierte die Bun-
desagentur für Arbeit 1,73Millionen Lang-
zeitarbeitslose, 2012 waren es nur noch
1,03Millionen.

DIE SCHERE SCHLIESST SICH
Arbeitslosigkeit ist die größte Gefahren-
quelle für Armut – und spiegelbildlich ist
Arbeit derwichtigste Faktor fürmateriellen
wiepersönlichenAufstieg.Diesendirekten
Zusammenhang legt auch der Regierungs-
bericht nahe.
Denn die Arbeitsmarkt-Hausse hat of-

fenbar dafür gesorgt, dass der seit den
Neunzigerjahren bis Mitte des vergange-
nen Jahrzehnts anhaltende Trend wach-
sender Ungleichheit bei den real verfügba-
ren Einkommen gebrochen wurde. Exakt
wie auf dem Arbeitsmarkt bildet das Jahr
2005 auch hier einen signifikantenWende-
punkt:Mit demEndeder Jobmiserewächst
der Einkommensgraben nicht nur nicht
mehrweiter – er ebnet sich sogarwieder et-
was ein. Bei aller gebotenenVorsicht bilan-
ziert der Ökonom Markus Grabka vom
Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW), auf dessen Analysen auch

der Armuts- und Reichtumsbericht maß-
geblich fußt, eine „Trendwende“.
Fachleute wie Grabka messen den Grad

der gesellschaftlichen Gleichheit mit dem
Gini-Koeffizienten, einer Zahl zwischen 0
und 1. Je ungleicher die Einkommensver-
teilung, desto näher ist der Wert bei 1. Die
DIW-Auswertungen zeigen: Zwischen
1991und2005 stiegderGini-Koeffizient für
die Haushaltsmarkteinkommen im Osten
stetig vonetwa0,37 auf 0,55, imWestenwar
die Entwicklung sehr ähnlich, aber etwas
moderater (siehe Grafik unten). Doch
dannderBruch: Seit 2005 sinkendieWerte
in beiden Teilen des Landes erstmals wie-
der. Die Einkommensschere steht zwar
noch immer weiter auf als in den Neunzi-
gerjahren, aber erstmals schließt sie sich
wieder ein wenig. Die mannigfaltigenWir-
kungen der staatlichen Umverteilungsma-

statt zugenommen: Österreich und
Deutschland. Die Bundesrepublik ist dank
ihres viel beachteten Jobwunders also wie-
der etwas gerechter geworden. Eine reife
Leistung.
Diese Befunde sind besonders interes-

sant, weil sie die Debatte um „gute Arbeit“
und „faire Entlohnung“, die im Bundes-
tagswahlkampf mit Verve geführt wird, in
eindifferenziertes Licht tauchen.Dennder
Bericht zeigt auch hier zweierlei: Der Auf-
schwung am Arbeitsmarkt hat sich ohne
Zweifel besonders in den prekären und
niedrig bezahlten Sektoren niedergeschla-
gen.Will heißen: Der Aufbruch aus der Ar-
mut ist für diejenigen am unteren Rand
fürwahr alles andere als bequem. Gleich-
zeitig aber verdrängen Zeitverträge, Mini-
jobs und Leiharbeit – anders als bisweilen
behauptet – nicht im Mindesten die Voll-
zeit und unbefristet angestellten Arbeit-
nehmer. Anschärfende Wahlkampfrheto-
rik hin oder her: Da bröckelt und da driftet
in der viel beschworenen „Mitte“ der Ge-
sellschaft: nichts.
Die genauenZahlen: Zwischen2000und

2011 hat sich der Anteil der Normalarbeit-
nehmer auf fast 44 Prozent ganz leicht er-
höht. Die insgesamt höhere Beschäftigung
verdankt sich aber klar einem von 10,6 auf
14,7 Prozent gestiegenen Anteil der atypi-
schen Jobs (siehe Grafik unten); also den
Minijobbern und Werksverträglern und
denAngestelltenmit Befristungen.

PREKÄRE MARKTWIRTSCHAFT
Ein gutes Viertel aller Beschäftigen erzielt
dabei gerade einmal Stundenlöhne, die ein
Drittel unter den durchschnittlichen Wer-
ten liegen. Diese Niedriglohnquote er-
reichte bereits 2007 ihren Höhepunkt und
lag seitdem recht stabil um die 23 Prozent.
Schlechte Bezahlung hat also mittlerweile
einen festen Platz in der sozialen Markt-

schine, also etwa progressive Einkommen-
steuer, Sozialabgaben oder Transferleis-
tungen, sind darin noch nicht einmal be-
rücksichtigt. Rechnetman siehinzu, ist das
Ausmaß der Ungleichheit bei den real ver-
fügbaren Haushaltseinkommen sogar
noch geringer. Die OECD kommt für die
Bundesrepublik in ihren jüngsten Erhe-
bungen so auf einen Gini-Koeffizienten
von 0,29. Die soziale Spaltung hat der
OECD zufolge in den Krisenjahren nach
2007 überhaupt nur in zwei Ländern ab-

Das Mantra der
Chancengerechtigkeit
verhallt, wenn jeder
Fünfte schlecht lesen
und schreiben lernt

Mehr Arbeit, mehr Prekariat

* Vollzeit, unbefristet;
Quelle: Armuts- und Reichtumsbericht

Anteil an der Gesamtbevölkerung
(in Prozent)

Normalarbeits-
verhältnis*

Atypische
Beschäftigung

42,9

43,8

10,6

14,7

2000 2011

Leichte Entspannung

Quelle: SOEP

Gini-Koeffizient der realen Haushaltsmarkteinkommen
0,57

0,54

0,51

0,48

0,45

0,42

0,39

Ost

West

0,36
20091991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007
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wirtschaft erobert, sie weitet sich aber im-
merhin nicht (mehr) aus.

Dennoch hat der atypische Beschäfti-
gungsboom nach und nach dazu geführt,
dass in der Gesamtschau der Druck auf die
Löhne gestiegen ist. Zwischen 2007 und
2011 haben die unteren 60 Prozent der
Vollzeitbeschäftigten reale Bruttolohnver-
luste zwischen moderaten 1,9 und
schmerzhaften 6,1 Prozent hinnehmen
müssen. Leichte Zuwächse gab es hinge-
gen nur für das obere Fünftel.

Ist das denn gerecht? Zunächst einmal
bedeutet es nicht, dass jeder Einzelne im
Lohn gedrückt wurde. Die Verluste sind in
erster Linie ein statistischer Effekt, weil
eben gerade in den unteren Gehaltsklassen
neue Jobs zu niedrigeren Löhnen entstan-
den sind, die den Schnitt nach unten pres-
sen. Das ist das eine. Das andere ist, die
Vorgeschichten zu bedenken: Viele dieser
Neueinsteiger hatten vorher keinen besse-

ren, sondern gar keinen Job – und stehen
damit heute trotzdem faktisch besser da als
zuvor.

Was aber heißt das alles unterm Strich
für eben jene, um die sich die soziale
Marktwirtschaft besonders kümmern soll-
te: die armen Fleißigen, die unbegüterten
mit dem Willen zum Aufstieg? Diejenigen,
frei nach Bill Clinton, die den Karren zie-
hen und nach den Regeln spielen?

Zunächst: Arm oder von Armut gefähr-
det, das ist nach offizieller Definition in
Deutschland zum Beispiel jeder Alleinle-
bende, der im Monat etwas weniger als
1000 Euro zum Leben hat. Oder eine Fami-
lie mit Mutter, Vater und zwei Kinder, die

weniger als 2100 Euro ausgeben können.
Rund 16 Prozent der Deutschen fallen in
diese Kategorie. Das ist – auch wenn man
andere Indikatoren heranzieht – im euro-
päischen Vergleich ein recht respektabler
Wert (siehe Grafik unten). „Wenn wir hier-
zulande von Armut sprechen, ist dies im
Verhältnis zu einem relativ hohen Lebens-
standard gemeint“, kommentiert der Wirt-
schaftsweise Christoph Schmidt.

Damit ist indirekt der letzte, der viel-
leicht wichtigste Punkt berührt, die ideelle
Armut: fehlende Bildung, mangelnde An-
regungen, ein eingeschränkter Horizont,
kurzum: der nicht vorhandene Glaube, es
mal besser zu haben als die eigenen Eltern.
„Statusfatalismus“ nennt das die Zunft der
Soziologen.

VERSPRECHEN KAUM ZU HALTEN
Das Aufstiegsversprechen, das eine Markt-
wirtschaft dringlich schützen und bewah-
ren muss, steht tatsächlich ziemlich ram-
poniert da. Das hat allerdings wenig mit
den Nachtseiten des glänzenden Arbeits-
markts zu tun, sondern einiges mit dem
Bildungssystem. Denn, erster Vorwurf,
auch mehr als zehn Jahre nach dem Pisa-
Schock können deutsche Schulen noch
immer nicht recht den Effekt mildern, dass
Akademikersprösslinge eine sechsmal hö-
here Chance auf ein Studium haben als Ar-
beiterkinder.

Hier verhallt das Mantra der Chancenge-
rechtigkeit. Und, zweiter Vorwurf, noch im-
mer produzieren die Schulen fast 20 Pro-
zent Risikoschüler, die mit 15 Jahren Lesen
und Schreiben nur auf dem Niveau von
Grundschülern beherrschen. Ihnen fehlt
von vornherein das nötige Rüstzeug, um
überhaupt jemals ihre ganz persönliche
Aufholjagd beginnen zu können.

Das ist das wirkliche Armutszeugnis. ■

max.haerder@wiwo.de | Berlin
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Ressortverstimmung Sozialministerin
Ursula von der Leyen (CDU) und
Wirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP)
in eher seltener Einigkeit

Wer hat, dem wird gegeben

Quelle: Armuts- und Reichtumsbericht

Verteilung des Privatvermögens
in Deutschland

1. bis 5. Dezil

1998 2003 2008

6. bis 9. Dezil

Oberstes Dezil

3% 3% 1%

52% 48% 46%

45% 49% 53%

Druck auf die kleinen Löhne

Quelle: Armuts- und Reichtumsbericht

Entwicklung des realen Bruttoerwerbsein-
kommens nach Einkommensdezilen, Vollzeit,
2007 bis 2011 (in Prozent)
1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.
10.

-6,1
-3,2
-4,1
-1,9
-4,2
-2,7

-0,8
0,1

0,9
0,7

Abstiegsgefährdet

* Kriterium: unter 60 Prozent des Nettoäquivalenz-
einkommens; Quelle: Statistisches Bundesamt

Armutsgefährdungsquote der Bevölkerung*

Spanien

Großbritannien

Deutschland

Frankreich

Luxemburg

21,80%

16,20%

15,80%

14,00%

9,80%
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Nehmt’s den Reichsten!
Sahra Wagenknecht, die Frontfrau der Linken, und der Armutsforscher Klaus Schroeder
streiten über die soziale Lage – und darüber, wie viel Umverteilung gerecht ist.

Frau Wagenknecht, Herr Schroeder,
stellen Sie sich vor, Sie seien Lehrer und
müssten Deutschland ein Zeugnis
ausstellen: Welche Note geben Sie für die
Leistung in „sozialer Gerechtigkeit“?
Schroeder: Ich kannmit demBegriff ziem-
lich wenig anfangen. Er ist interessengelei-
tet, ein politisch-ideologischer Kampfbe-
griff. Niemandweiß,was sozial gerecht ist –
Frau Wagenknecht nicht, ich nicht, nie-
mand. Wahrscheinlich deshalb, weil nie-
mand„sozialeGerechtigkeit“ zudefinieren
versteht, hat der Begriff so eine erstaunli-
che Karriere hingelegt. Deshalb kann ich
nurmeineneigenenStandpunktwiederge-
ben, undder ist relativ. IchwürdeDeutsch-
land – verglichen mit anderen Ländern –
eine glatte zwei geben.
Wagenknecht: Für mich hat Deutschland
eine fünf verdient. Natürlich gibt es Länder

mit größeren Kontrasten und viel schlim-
merer Armut. Aber man muss Deutsch-
land an seinen eigenen Möglichkeiten
messen. Nach diesemMaßstab ist das Ein-
kommen sehr ungerecht verteilt. „Soziale
Gerechtigkeit“ ist keine Leerformel. Wenn
Menschen von ihrem Einkommen nicht
mehr leben können, dann ist das nicht nur
ungerecht, es ist ein Skandal. Andere hin-
gegen leben in ihrem ererbten Vermögen
im größten Luxus, ohne je arbeiten zu
müssen. Wieder andere schaden als
Finanzjongleure der Allgemeinheit und
tragen trotzdemMillionennachHause.
Schroeder: Mein Maßstab ist natürlich
nicht Vietnam oder China. Ich orientiere
mich an unseren europäischen Nachbarn.
Da rangiertDeutschland imoberenDrittel,
hinter den skandinavischen Ländern. Die-
ses Land hat Veränderungen gemeistert,

die beispielloswaren: diedeutscheEinheit,
die millionenfache Zuwanderung, den so-
zialstrukturellenWandel.Wenn ich das be-
rücksichtige, dann geht es hierzulande im
Großen und Ganzen sozial gerecht zu. Ein
Problem sehe ich wie Frau Wagenknecht
überall da, wo sich Leistung von Entloh-
nung entkoppelt. Die Leute empfinden al-
lerdings nicht nur Bankerboni und hohe
Managergehälter als ungerecht, sondern
auch, dass jemand, der nichts tut, fast so
viel Geld erhält wie jemand, der täglich
arbeiten geht.
Ist Hartz IV demnach zu hoch, oder sind
die Löhne zu niedrig?
Wagenknecht: Die Löhne sind zu niedrig.
Ein Mindestlohn von zehn Euro ist über-
fällig.
Schroeder:Aber denHartz-IV-Satzwill die
Linke doch auch erhöhen. FO
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Neuland in Sicht?
Sahra Wagenknecht und
Klaus Schroeder
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IM STREIT VEREINT

Wagenknecht, 43, gehört zu den prominen-
testen und profiliertesten Köpfen der Links-
partei. Von 2004 bis 2009 saß die gebürtige
Jenaerin im Europaparlament. Seit 2009 ist
die studierte Philosophin und Literaturwis-
senschaftlerin Abgeordnete im Bundestag.
Schroeder, 63, lehrt und forscht als Profes-
sor am Otto-Suhr-Institut der Freien Univer-
sität Berlin. Die Geschichte der DDR und der
Wiedervereinigung ist sein Spezialgebiet.
Immer wieder mischt er sich in die Debatten
über den Sozialstaat und zu Fragen der Ge-
rechtigkeit ein.

Wagenknecht: Wer arbeiten möchte und
keinen Job findet, den kann man nicht
auch noch bestrafen! Die meisten Arbeits-
losen sind nicht freiwillig zu Hause, son-
dern weil die Gesellschaft ihnen keine
Chance gibt.
Viele Normalarbeitnehmer finden, die
Politik müsste endlich ihnen mehr
Aufmerksamkeit schenken – und nicht
immer nur den Hartz-IV-Empfängern.
Wagenknecht: Ohne Hartz IV hätten sich
auch die Löhne nicht so miserabel entwi-
ckelt. Richtig ist: Die Agenda 2010 war ein
massiver Angriff auf denWohlstandnorma-
ler Arbeitnehmer. Viele wurden inWerkver-
träge und Leiharbeit abgedrängt. BeimMe-
dianvermögen befindet sich Deutschland
heute amunterenEndederEuro-Zone.
Schroeder: Aber Sie wissen doch, woran
das liegt: Die Bedeutung von Immobilien-
besitz ist geringer. Vor allem aber werden
die üppigen gesetzlichen Rentenansprü-
che – anders als die privaten – nicht ange-
rechnet, obwohl sie ein riesiges Vermögen
darstellen. Wenn Sie beides berücksichti-
gen, sieht die Lage schon ganz anders aus.
Wagenknecht: Wer sich heute von Befris-
tung zu Befristung hangelt, hat weder die
Möglichkeit noch die Sicherheit, sich je-
mals ein Häuschen zu kaufen. Und für die
üppigen Rentenansprüche können sich
viele Arbeitnehmer, denen ein Alter auf
Hartz-IV-Niveaudroht,wirklich bedanken.
Ist es gerecht, dass jeder zweite Deutsche
so gut wie keinen Besitz hat?
Schroeder: Sie können Menschen nicht
zwingen, Vermögen zu bilden. Ich habe es
immer für falsch gehalten, dass Gewerk-
schaften die Beteiligung der Arbeitnehmer
anUnternehmen bekämpft haben, weil sie
keine zu starke Bindung an die Betriebe
wollten. Aber heute entsteht Vermögen
eben zumeist über angelegtes Kapital. Ich
würdehier für eineKehrtwendeplädieren.
Wagenknecht: Ich bin sehr für Beleg-
schaftseigentum. Gut fände ich zum Bei-
spiel, wenn bei einer Vermögensteuer – für
die wir als Partei unbedingt werben – die
Steuerschuld auf Betriebsvermögen entfie-
le, wenn die Summe stattdessen in Firmen-
anteile fürMitarbeiterumgewandeltwürde.
Glauben Sie denn wirklich, dass plötzlich
alle Gerechtigkeitsfragen gelöst wären?
Schroeder: Ungleichheit wird es immer
geben. Ich frage mich in diesem Zusam-
menhang stets, wieso die Verteilung der
Vermögen in der ehemaligen DDR sehr
ähnlich strukturiert war wie heute in der
Bundesrepublik.Die oberen10Prozent be-
saßenkurz vordemZusammenbruchetwa

60Prozent desGeldvermögens.Das deutet
darauf hin, dass es trotz unterschiedlicher
Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen
zu ähnlichenGefällen kommt.
Wagenknecht: Mich interessiert die DDR
wenig, diewill ichnichtwiederhaben.Dass
die Ungleichheit so groß gewesen sein soll
wie heute, entspricht nicht meiner Erfah-
rung.
Schroeder:Doch– ich schicke Ihnengerne
die Aufstellung der Staatsbank der DDR
von 1989/90 zu, dann können Sie das
nachlesen.
Wagenknecht:DiewirklicheSpreizungder
Vermögen zeigt sich erst, wenn Sie die Re-
lation der reichsten ein Prozent zum Rest
der Gesellschaft betrachten. Hier haben
wir es mit einer elementaren Ungerechtig-
keit zu tun.

Was meinen Sie mit elementar?
Wagenknecht: Eine gute Ordnung hat viel
mit Leistungsgerechtigkeit zu tun. Nie-
mand kann mehrere Hundert Millionen
oder gar Milliarden selbst erarbeiten. Das
geht nur über dieAneignungderArbeit an-
derer. Umgekehrt: Wenn ich 3000 Euro
brutto oder weniger verdiene – wie soll ich
da je relevant Vermögenbilden?
Schroeder:Siewollen alsonicht dieMittel-
schicht belasten, sondernnur die, diewirk-
lich viel Vermögen haben? Das wäre mir
neu. Dann sprechen Sie über maximal ein
Prozent der Haushalte. Darüber können
wir uns gerne unterhalten – und ich sage
Ihnenganzoffen: Ja, das obersteHunderts-
tel der Gesellschaft sollte mehr zum Ge-
meinwesen beitragen als bisher. Nur bitte
tun Sie dann nicht so, als ob zur Ober-
schicht 10oder 20ProzentderBevölkerung
gehören – dem ist doch nicht so! Die ech-
ten Vermögen sind sehr stark konzentriert
auf eine sehr, sehr kleine Schicht.
Wagenknecht: Ja, das ist doch gerade das
Problem!
Schroeder: Das Problem ist, dass Linke,
Grüne und die SPD immer die Reichen
adressieren – aber schon in der Mitte an-
fangen zu kassieren.
Gegen höhere Erbschaft- und Kapitaler-
tragsteuern hätten Sie also beide nichts?
Wagenknecht: IchwürdeErbschaften sehr
stark abschöpfen, ja. Oberhalb von einer
Million Euro plädiere ich persönlich für

»Die Agenda 2010 war ein massiver
Angriff auf den Wohlstand«

»
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Gleichheit Streitgespräch
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100 Prozent Steuerlast. Wer eineMillion
erbt, hat einen riesigen Startvorteil. Das
reicht. Jeder sollte für seinen Wohlstand
selbst verantwortlich sein und sich nicht
darauf ausruhen können, was die Väter
oder Großväter einst aufgebaut haben. Ar-
mut ist mittlerweile erblich – genauso wie
Reichtum.Das zementiertUngleichheit.
Was passiert im Erbfall mit Betriebsver-
mögen?
Wagenknecht: Eigenkapital oberhalb von
einer Million Euro wechselt in Beleg-
schaftshand. Jedes Unternehmen lebt von
der Idee des Gründers und von der Leis-
tung seinerMitarbeiter.WennderGründer
wegfällt, gehört es legitimerweise den Be-
schäftigten.
Schroeder: Ich bin sprachlos. Das ist
schleichende Enteignung! Wenn das ein-
geführt würde, würden die Leutemit ihren
Vermögen ganz anders umgehen. Dann
müsstenSie schon sehr strikt kontrollieren,
dass es nicht zu Ausweichreaktionen
kommt. Die Motivation vieler Unterneh-
mer ist doch gerade die Versorgung der Fa-
milie. Also: Ich würde durchaus dazu nei-
gen, die Erbschaftsteuer leicht anzuheben.
Aber das darf gewiss keine Arbeitsplätze
gefährden.
Wagenknecht: Der urliberale Anspruch
war: Eigentum entsteht durch Arbeit. Ist
dasEigentumeinesErbendurcheigeneAr-
beit entstanden? Offensichtlich nicht. Die
Erben können, wie jeder andere auch, mit

einer guten Idee ein neues Unternehmen
gründen oder als Gesellschafter im Unter-
nehmen der Eltern arbeiten. Was jemand
wird, sollte von seinerBegabungabhängen
undnicht davon, ob er zumClubder glück-
lichen Spermien gehört.
Schroeder: Entschuldigung, aber: Eigen-
tumsrechte sind das Erfolgsgeheimnis der
sozialen Marktwirtschaft. Sie müssen un-
bedingt gewährleistet sein.Genaudiese so-
zialeMarktwirtschaft ist es ja auch, diemit
ihrer Umverteilung die Ungleichheit senkt.
Warum sollten wir die Axt an die Grund-
lagen vonFreiheit undWohlstand legen?
Wagenknecht:FindenSie?
Schroeder: Die nackte Ungleichheit des
Marktes wird vom Sozialstaat um fast die
Hälfte reduziert. Das sind seriöse Berech-
nungen, da kenne ich niemanden, der das
negiert.
Ist das die Schnittmenge zwischen Ihnen:
Arbeit muss sich lohnen, Erbschaften
dürften höher besteuert werden, zahlen
sollen die obersten ein, zwei Prozent?
Wagenknecht:DieUmverteilungmuss zu-
lasten der oberen ein Prozent gehen. Die
Mittelschicht schrumpft ja gerade infolge
der aktuellen Politik. In den vergangenen
zehn Jahren sind fünfMillionenMenschen
aus ihr abgestiegen. Ein solches Land steht
nicht gut da.
Schroeder: Die Studie, auf die Sie anspie-
len, wurde längst korrigiert. Die Mittel-
schicht hat sich nicht verringert. Sie liegt

seit Jahrzehnten relativ konstant bei 50 bis
60 Prozent.
Wagenknecht: Sie können doch nicht
leugnen, dassderDurchschnittslohnheute
unter dem Level der Jahrtausendwende
liegt. Wir haben immermehr prekäre Jobs.
Viele, die früher ein normales Arbeitsver-
hältnis hatten, verdienen heute als Leihar-
beiter oderWerkverträgler geradenochdie
Hälfte. Und selbst wenn das Einkommen
noch stimmt, sind immermehr Jobs befris-
tet. Auch das ist ein Einbruch an Lebens-
qualität. Zugleich gibt es eineunglaubliche
Konzentration des Reichtums bei ganz we-
nigen. Die herrschende Politik ist vorteil-
haft für die Banken und die großen Unter-
nehmen–und ebennicht für dieMitte.
Sie halten das Werben der politischen
Konkurrenz um die „Mitte“ also für
Etikettenschwindel?
Wagenknecht:Komplett.
Schroeder: Aber Sie wollen doch auch
schonEinkommenvonmehr als 72000Eu-
ro jährlich stärker belasten. Das ist der fal-
scheWeg, dieMittemüsstewirklich entlas-
tet werden. Denn sie ist es, die den ganzen
Laden amLaufenhält.
Wagenknecht: Erhebliche Mehrbelastun-
gen gäbe es bei unserem Steuerkonzept
erst bei weit höheren Einkommen. Und
was nochwichtiger ist: Die Abgeltungsteu-
ermit einempauschalen Steuersatz von 25
Prozent ist ein Skandal:Menschen, die von
ihremVermögen leben,werdenprivilegiert
gegenüber Menschen, die arbeiten. Das
wollenwir ändern.
Schroeder: Wieso wollen Sie überhaupt
mehr Geld? Was soll daran gerecht sein,
dass der Staat mehr undmehr einnimmt –
und den Bürgern mehr und mehr weg-
nimmt? Ich finde,mit Verlaub, Sie fantasie-
ren sich ein ungerechtes, ungleiches
Deutschland zurecht. Sie sehennurOpfer.
Die Einkommensungleichheit ist seit
2005 gesunken. Die OECD kürte die
Bundesrepublik und Österreich gerade zu
den einzigen beiden Ländern, die seit
2007 die soziale Spaltung verringern
konnten. Das sind die Fakten.
Wagenknecht: Diese Fakten werden von
vielen Ökonomen angezweifelt. Nach den
Vermögensstatistiken sind die Millionärs-
vermögen seit Jahrendeutlich angestiegen,
die der Mittelschicht hingegen stagnieren.
Das ist für mich ein Indikator wachsender
Ungleichheit. Auch der Niedriglohnsektor
wächst.
Schroeder: Gerechtigkeit bemisst sich
nicht an der Zahl der Millionäre. Und Un-
gleichheit ist nicht per se problematisch.

»Sie fantasieren sich ein ungerechtes,
ungleiches Deutschland zurecht«

»

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



WirtschaftsWoche Global 24.6.2013 Nr. 2 17

Eine Gesellschaft, die Wohlstand ermögli-
chenwill, muss Anreize bieten undDurch-
lässigkeit schaffen. Daran hapert es. Es
musswiedermehrAufstiegskanäle geben.
Ist das nicht der eigentliche Skandal: Der
Sozialstaat wird zwar immer voluminöser,
aber die soziale Mobilität hat sich eher
verschlechtert?
Schroeder:Absolut. Der Staatmuss jedem
Aufstiegschancen geben. Der Leistungs-
und Wettbewerbsgedanke sollte wieder
eine viel größere Rolle spielen – übrigens
auch in denFamilien.
Wagenknecht: Sinkende Mobilität ist in
der Regel die Folge wachsender Ungleich-
heit. Sehen Sie sich die zunehmende
Ghettoisierung der Wohngebiete an. In ei-
nigen ist die obere Mittelklasse unter sich,
andere werden zu sozialen Brennpunkten
mit schlechter Infrastruktur, schlechten
Schulen. Am Ende kann eine Adresse
schon stigmatisieren. Diese Rückkopplun-
gen finde ichhöchst gefährlich.
Kann mehr Geld das Problem denn lösen?
Oder andersherum: Auf was könnte man
verzichten?
Schroeder: Viele Sozialleistungen und
Subventionen sollte man sich kritisch an-
sehen und die frei werdenden Mittel in
Richtung Bildung umlenken. Bessere
Schwerpunktsetzung ist dringendgeboten.
Wagenknecht:DieMilliarden, ummagere
Löhne aufzustocken, sind verschleudertes
Geld. Das könnte sich der Staat mit einem
Mindestlohn sparen. Auch viele soge-
nannte Maßnahmen für Langzeitarbeits-
lose sind nutzlos. Da wird fast niemand
ernsthaft qualifiziert. Aber bei Hartz IV
selbst kannmannicht kürzen – schonheu-
te sind die Regelsätze unerträglich niedrig,
besonders für Kinder. Wenn Schüler auf
Klassenfahrten verzichten müssen oder
die Nachhilfe nicht bezahlt bekommen,
dann untergräbt genau das die Chancen-
gleichheit.
Schroeder:Die Hartz-Reformen, diemein
Namensvettermit ö damals eingeführt hat,
standen unter der Überschrift „Fordern
und fördern“. Sie betonen immer nur das
Fördern. Ich bin der Meinung: Man muss
auch fordern. Von Eltern kannman verlan-
gen, dass sie sich um ihre Kinder küm-
mern, und von Erwachsenen, dass sie sich
um sich selber kümmern. Es geht um indi-
viduelle Leistung und individuelle Verant-
wortung. Aber um das Fördern nicht ganz
zu vergessen: Der Staat sollte Kita-Plätze
kostenlos anbieten.
Wagenknecht: Da bin ich ganz bei Ihnen.
Aber genaudafür braucht erGeld.

Wie wäre es denn mit einer staatlichen
Kita-Pflicht?
Schroeder:Bitte nicht!
Wagenknecht: Zumindest für das Vor-
schuljahr: ja!
Schroeder: Zwang verträgt sich nicht mit
einer freiheitlichenGesellschaft.
Wagenknecht: Schulzwang gibt es auch.
Schroeder: Arbeitszwang nicht! Aber das
Wichtigste ist, dass man das Selbstverant-
wortungsgefühl in die Familien trägt. Die
meisten Mittelstandsfamilien bemühen
sich sehr intensiv um Anregungen für ih-
ren Nachwuchs. Diese Einstellung hat we-
nig mit Geld und viel mit Bildungshunger
und Aufstiegswillen zu tun. Darüber hi-
naus glaube ichnicht, dass dieAusstattung
einer Schule in Berlin-Neukölln schlechter
ist als die einer in Zehlendorf.
Konsens also bei Chancengerechtigkeit.
Bleibt nur noch die Frage, Frau Wagen-
knecht, warum Sie schon an das Geld von
Leistungsträgern wollen, um Staat für die
Schwachen zu machen?
Wagenknecht: Wer sind die Leistungsträ-
ger? Für mich leistet eine Altenpflegerin
oder eine Krankenschwester trotz schlech-
ter Löhneweit mehr als einMillionärserbe
oder ein Investmentbanker. Auch jemand,
der 7000 oder 8000 Euro im Monat ver-
dient, ist nicht reich, er gehört zur Mittel-
klasse. Unsere Vermögensteuer soll erst ab
einer Million Euro greifen, darunter nicht.
Klar kann jemand mit 10000 oder 15000

Euro Monatsgehalt eine Mehrbelastung
schultern. Aber richtigGeldwollenwirwo-
anders holen. Wer so tut, als wolle die Lin-
ke der Mittelschicht die Taschen lehren,
liegt falsch.Dazubraucht es auchdie Linke
nicht, dasmachen schondie anderen.
Schroeder: Das hätte ich nun nicht er-
wartet… Aber Sie wissen ja selbst, was im
Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung als reich deklariert wird:
3250 Euro Nettoeinkommen. Es ist absurd,
das als reich zu bezeichnen. Reichen-
steuer aufgrund von 250000 Euro Jahres-
einkommen zahlen 0,2 Prozent der Haus-
halte. Das sind also nicht viele. Wichtig ist,
dass die illegalen Fluchtstrategien unter-
bunden werden. Sonst sind alle Pläne,
auch fürpunktuelleMehrbelastungen, null
undnichtig.
Wagenknecht: Dem stimme ich zu. Die
USA machen es vor: Finanzinstitute wer-
den verpflichtet, Kontobewegungen ins
Ausland zu melden. Ich finde, niemand
darf sich seiner Pflicht für das Gemeinwe-
sen entziehen.
Schroeder: Von den USA lernen heißt sie-
gen lernen. Das ist gut. Könnenwir uns da-
rauf einigen?
Wagenknecht:Da wäre ich vorsichtig. Ich
lebte schon einmal in einem Staat, der von
einem anderen siegen lernen wollte. Wir
wissenheute,was daraus geworden ist. ■

max.haerder@wiwo.de | Berlin,
dieter.schnaas@wiwo.de | Berlin

»Eine Krankenschwester leistet mehr
als ein Investmentbanker«
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Privilegien für Insider
Wachsende Ungleichheit ist nicht immer nur das Ergebnis vonMarktwirtschaft, sondern häufig auch
von einemMangel an Wettbewerb. Die Banker sind nicht die Einzigen, die von ungerechtfertigt hohen
Einkommen profitieren, weil für ihre Branche die Marktgesetze nicht mehr gelten.

M edikamentenpackungen stapeln
sich indenSchubladen, indenRe-
galen warten Kopfschmerztablet-

ten, Salben undHustensaft auf kränkelnde
Kunden. Gleich daneben buhlen Parfüm-
flaschen, Kosmetik oder Rasierklingen um
dieGunst derKonsumenten.
Doch wir befinden uns nicht in einer

Apotheke in Frankfurt oderHamburg, son-
dern in Belfast. Und was in einer irischen
Apotheke Alltag ist, käme in Deutschland
einer Revolution gleich. Denn hierzulande
ist das Sortiment in der Apothekenord-
nung streng reglementiert.
Apotheker dürfen inDeutschlandneben

den verschreibungspflichtigen Medika-
menten nur ein apothekenübliches Ergän-
zungssortiment verkaufen. Und was da-
runterfällt, ist detailliert vorgeschrieben.
Hautcremes oder Traubenzuckerbonbons
mit Gesundheitsappeal sind erlaubt, Par-
fümflakons und Kosmetiktiegel streng ver-
boten.
Auch die typische Optik der deutschen

Apotheken – Verkäufer im weißen Kittel,
ein paar Regale mit Aspirin und Co., der
Tresen unddahinter die üblichenAuszieh-
schränke – unterliegen einem strengen
Schönheitsdiktat. Mindestens 110 Qua-
dratmeter muss eine deutsche Apotheke
groß sein,weil es derGesetzgeber sowill.
Mit diesen und zahllosen anderen oft

fragwürdigen Vorschriften schützt der
Staat die existierenden Apotheker vor
mehr Wettbewerb. Denn je mehr Vor-
schriften es gibt, desto schwieriger ist der
Einstieg in eine Branche für Newcomer.
Privilegierten Insidern, die den beschwer-
lichenWegdurchdenFlaschenhals bereits
geschafft haben, sichert der Staat auf diese
Weise ein höheres Einkommen.
Und das nicht nur bei den Pharmaver-

treibern. Ähnlich genießen auch Ärzte,
Rechtsanwälte, ArchitektenoderNotare ei-
nenbesonderen Schutz vor zu viel Konkur-
renz. Dank Regulierungen durch den Staat
sind ihre Einkommen in der Regel höher
als bei freiemMarktzutritt. Es ist in diesen
Berufen also nicht der freie Wettbewerb,

der die Ungleichheit fördert. Stattdessen
ermöglicht die Regulierung des Marktzu-
gangs einigen Berufsgruppen höhere Ein-
kommen, was die Ungleichheit in der Ein-
kommensverteilung verschärft.
Natürlich macht gerade im medizini-

schen Bereich ein gewisses Maß an Vor-
schriften und Regularien durchaus Sinn.
Niemandmöchte seineMedikamente von
einem gelernten Bankkaufmann verab-
reicht bekommen, der vonMedizin so viel
Ahnung hat wie der Arzt von Kreditausfall-
versicherungen.
„Dennoch wäre mehr Wettbewerb gera-

de in einigen freien Berufen wünschens-
wert“, sagt Andreas Wörgötter, Abteilungs-

Dabei kann es nicht Aufgabe des Staates
sein, die Einkommensschere und die so-
zialeUngleichheit zu fördern.Nicht zuletzt
geben ja alle Parteien als Ziel an, zu einer
gerechteren Verteilung von Einkommen
und Vermögen beitragen zu wollen. Die
Privilegierung einzelner Berufsgruppen
geschieht denn auch nicht mit dem offen-
kundigen Ziel, ihnen zusätzliche Einkom-
men zuzuschieben, sondern meist im
übergeordneten Interesse.
Bei Apothekern, Medizinern und ande-

ren Dienstleistern der Gesundheitsbran-
cheheißt diesVolksgesundheit, bei Rechts-
anwälten und Notaren Rechtssicherheit
undbei Bankern Systemrelevanz. Gemein-
sam ist ihnenallen, dass sie staatlicherseits
mit Vorrechten bedacht sind, die sich in
Euro und Cent niederschlagen – und die
staatlichen Umverteilungsbemühungen in
Teilenwieder zunichtemachen.

LIBERALISIERUNG IM HANDWERK
Doch es geht auch anders. Ist Ihnen aufge-
fallen, dass die Zahl der Fliesenleger in
Deutschland vor einigen Jahren sprung-
haft nach oben geschnellt ist? Gab es An-
fang 2004 noch mehr als 11000 Fliesenle-
ger in der Bundesrepublik, waren es nur
dreieinhalb Jahre später über 50000. Das
lag weniger an einem plötzlichen Trend
hin zu neuen Bodenbelägen als an der
Agenda 2010.
Der damalige Bundeskanzler Gerhard

Schröder hatte unter demDruck der Krise
2002 nicht nur die Hartz-IV-Gesetze einge-
führt, sondern auch das deutsche Hand-
werk zumindest teilweise liberalisiert. Die
Reform zeigt beispielhaft, was geschieht,
wenn ein Wirtschaftszweig den Welpen-
schutzdurchdenStaat verliert.Während in
den Jahren vor der Reform die Zahl der
Handwerksbetriebe sogar leicht abnahm,
legte sie in den drei Jahren nach der Re-
formummehr als acht Prozent zu.
Denn eine urdeutsche Tradition, der

Zwang zumMeisterbrief alsVoraussetzung
für die Selbstständigkeit, galt vondaannur
noch für solcheHandwerke, „indeneneine

»Mehr Wettbewerb
wäre in den freien
Berufen angebracht«

leiter der OECD, eines Thinktanks der In-
dustrieländer. Dafür müssten unnötige
Barrieren, die den Zutritt zu diesen Märk-
ten deutlich erschweren, beseitigt werden.
Nach einer Studie der OECD hat Deutsch-
land bei freien Berufen wie Notaren,
Rechtsanwälten oder Steuerberatern den
Wettbewerb viel strenger reguliert als an-
dere Länder.
Die Privilegien für diese Gruppen gehen

zulasten des Wohlstands der Allgemein-
heit. Nach Berechnungen der OECD könn-
te das Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land um bis zu ein Prozent höher sein,
würden wir uns in der Wettbewerbsord-
nung den liberalsten OECD-Ländern an-
passen.
Das scheint nicht viel, bei dem deut-

schen Bruttoinlandsprodukt von mehr als
2,6 Billionen Euro jährlich summiert sich
dieWachstumseinbuße aber auf einen ho-
henzweistelligenMilliardenbetrag, der der
deutschen Volkswirtschaft und damit den
Bürgerndadurch entgeht.
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Kosmetiktiegel streng verboten
Die Apothekenordnung regelt
den Medikamentenverkauf und
den Marktzugang
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unsachgemäße Ausübung Gefahren für die
Gesundheit oder das Leben anderer verur-
sachen könnte“. Vorher seien die Vorschrif-
ten im Handwerk regelrecht willkürlich ge-
wesen, sagt Karl Brenke, Wissenschaftler
beim Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). „Es war unverständlich, wa-
rum Bäcker und Friseure einen Meister-
brief brauchten, um einen Laden zu eröff-
nen, ein Schädlingsbekämpfer aber nicht“,
sagt Brenke. Da sei mit zweierlei Maß ge-
messen worden.

Fakt ist, dass der Wettbewerb in den ent-
sprechenden Handwerksbereichen durch
die Reform deutlich zugenommen hat. Für
den Verbraucher ist das in jedem Fall posi-
tiv. „Aus ökonomischer Sicht war das ein
voller Erfolg, es kam zu einer starken Grün-
dungswelle“, sagt DIW-Experte Brenke.
Und für die Handwerker bedeutet es, dass
ihre Einkommen weniger durch die künst-
liche Verknappung des Angebots, sondern
durch die tatsächliche Leistung am Markt
bestimmt werden.

Nicht nur das Handwerk profitierte lange
vom Schutz vor unliebsamen Wettbewer-
bern. Zu solchen Verzerrungen der Markt-
bedingungen kommt es immer wieder
auch in anderen Wirtschaftsbereichen.
Viele Branchen beschäftigen hoch bezahl-
te Lobbyisten, deren vornehmste Aufgabe
darin besteht, mit ihren Kontakten und ih-
rem Einfluss Politiker und Beamte davon
zu überzeugen, gewinnsteigernde Sonder-
regelungen für ihre jeweiligen Branchen
durchzusetzen. »
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Dicht an dicht drängelten sich 2009 alte,
aber fahrtüchtigeAutos andenSchrottpres-
sen der Republik. Abwrackprämie nannte
die schwarz-rote Bundesregierung ihr
Konjunkturprogramm, für das der Verband
der Automobilindustrie, angeführt vom
ehemaligen Verkehrsminister Matthias
Wissmann,dieBlaupauseentworfenhatte.

STAAT SCHÜTZT DIE GROSSEN
Die größten Nutznießer waren denn auch
die milliardenschweren Autokonzerne.
Zwar haben auch mittelständische Zulie-
ferbetriebe kräftig profitiert – aber „der
Staat schützt immer die Großen“, sagt Mi-
chael Eilfort, Vorstand der Stiftung Markt-
wirtschaft.Großkonzerne, die zurNot auch
ihre Betriebsräte zur Stimmungsmache
nach Berlin mobilisieren, können sich da-
durch mehr erlauben, da sie wissen, dass
ihnen der Staat fast immer zur Seite
springt. Auf dieseWeisewerden auch kapi-
talistische Hochburgen zu sozialistischen
Weideplätzen. Besonders gern grasen hier
derzeit die Banker. Dank der „too big to
fail“-Prämisse können sich die Banken der
Krisenfinanzspritze durch den Staat sicher
sein. Weil sie angeblich zu groß sind und
unserer Wirtschaft bei einer Insolvenz der
Kollaps drohen würde, darf der Staat sie
nicht pleitegehen lassen, selbst wenn sie
schlecht gewirtschaftet haben.
Damit hat die Finanzindustrie einen

Sonderstatus erreicht, von dem andere
Branchen nur träumen können: die
Gleichsetzung ihrer spezifischen Interes-
senmit denen der Allgemeinheit. Die Kon-
sequenz: Weil die Banken als systemrele-
vant gelten, muss der Steuerzahler sie ret-
ten. Auf dieseWeisewird derMarktmecha-
nismus ausgehebelt.
Damit ist auch einmarktwirtschaftliches

Prinzip außer Kraft gesetzt: die Entloh-
nung gemäß der Leistung. Stattdessen sor-
gen horrende Boni dafür, dass gerade die
hoch bezahlten Mitarbeiter in den zentra-
len Abteilungen riskante Deals abschlie-
ßen. Geht etwas schief, springt schließlich
der Steuerzahler in die Bresche.
Kein Wunder, dass die Banken in dieser

Komfortzone imVergleich zu den anderen
Branchen eines der höchsten Gehaltsni-
veaus erreichen.
Der aktuelle Geschäftsbericht der Deut-

schen Bank zeigt beispielhaft, wohin es
führt, wenn sich Entlohnung und Verant-
wortung entkoppeln. Obwohl Deutsch-
lands größtes Geldinstitut im vergangenen
Jahr netto nur rund 665MillionenEuroGe-
winn erwirtschaftete, durften sich die rund

98000 Mitarbeiter über Boni in Höhe von
insgesamt 3,2 Milliarden Euro freuen. Da-
bei landete der Großteil der Boni nicht bei
den vielen Filialangestellten in der Prärie,
sondern in den oberen Etagen der Frank-
furter Zwillingstürme. So profitieren ein-
zelneMillionenverdiener ammeisten vom
Gabentisch des Staats. Die knapp 660000
Aktionäre, die am ehesten noch das Kapi-
talrisiko tragen, mussten sich dagegenmit
mageren 700 Millionen Euro Dividende
abspeisen lassen.
Auch die angekündigten Kürzungen bei

den Bonuszahlungen tragen wenig zur
Normalisierung bei. Stattdessen arbeiten
die Banken schon an neuen Vergütungs-

enfels in Remagen am Rhein. Und genau
wiederMexikaner Slimverdankt der Solar-
world-Gründer sein Vermögen zu großen
Teilen politischen Markteingriffen: der
absurden Subventionierung von Solar-
anlagen durch das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (siehe Studie Seite 77).
Das Resultat dieser absurden Politik

zeigt sich vor allem auf den Gerätehallen
von Landwirten oder denDächern der Im-
mobilienbesitzer – sie produzieren mit ih-
ren Solarzellen subventionierten Öko-
strom. „Während es vor allem die Besser-
verdienenden sind, die sich eineSolaranla-
ge leisten können, werden die Kosten von
allen getragen“, sagt der Ökonom Justus
Haucap.
Das Mitglied der Monopolkommission

kritisiert, dass insbesondere die unteren
Einkommensschichten durch die im Zuge
der Ökostromumlage stark gestiegenen
Strompreise stark belastet werden, wäh-
renddie Solaranlage inderRegel dasBank-
konto vonGutverdienernmehrt.
Diese durch Subvention gespeisten Ein-

kommen haben die Profiteure auch einer
besonders rührigen Lobby zu verdanken,
die auf den ersten Blick gar nichtsmit dem
Typus des gemeinen Berliner Lobbyisten
zu tun zu haben scheint: den Umweltver-
bändenunddenGrünen.
Denn denen geht es bekanntlich ja nicht

primärumdieEinkommensmehrung ihrer
Wählerklientel, sondern um das wichtige
Gut des Weltklimas. Aber gerade weil sich
auf diese Weise die Sonderinteressen mit
Gutmenschen-Motiven kaschieren lassen,
fällt es so schwer, mit ökonomischem
Sachverstand die einmal eingeleitete Fehl-
entwicklung zu korrigieren.
Da war das Lamento des Zentralver-

bands des Deutschen Handwerks (ZDH)
nach der Teilliberalisierung der Hand-
werksordnung leichter zu widerlegen. Der
ZDH hatte ein düsteres Untergangsszena-
rio für das Handwerk heraufbeschworen
und behauptet, ohne den Meisterzwang
drohtenmassenhaft Insolvenzen. Tatsäch-
lichwar es umgekehrt.Während dieHand-
werkspleiten bis 2004 nahezu stetig stie-
gen, waren sie nach der Reform deutlich
rückläufig.
Doch Proteste gegen solche Privilegie-

rung kommen meistens nur von Wissen-
schaftlern, nicht von den Wählern. „Für
viele Menschen ist in Deutschland oft we-
nig zu gewinnen“, sagt Haucap. Die Miss-
stände werden gut kaschiert, und Protest
ist anstrengend. Für einzelne Insider, die
sich derHilfe trickreicher Lobbyistenmög-

»Banken haben einen
Sonderstatus erlangt,
von dem andere Bran-
chen nur träumen«

systemen, um ihre Top-Managerweiterhin
bei Laune zu halten. Werden die Boni ge-
kürzt, dann steigenhalt die Fixgehälter.
Solche Exzesse wider die Marktwirt-

schaft gibt es nicht nur in Deutschland. In
manchen anderen Ländern geht es sogar
noch schlimmer zu. So ist einer der reichs-
tenMännerderWelt, derMexikanerCarlos
Slim, zu seinem auf umgerechnet rund 55
MilliardenEuro geschätztenVermögenvor
allem deshalb gekommen, weil sein Tele-
fonkonzernAméricaMóvil ein staatlich ga-
rantiertesMonopol hat und Slim soMono-
polgewinne kassieren kann.

SUBVENTION WIDER DEN MARKT
GegenCarlos Slim ist FrankAsbecknur ein
kleines Licht. Aber immerhin brachte es
der Unternehmer mit Vorliebe für Trach-
tenmode zum Burgherr auf Schloss Mari-

Hier boomt’s
Die Fliesenleger
profitierten
von der Reform

»
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lichst mit politischer Erfahrung bedienen,
ist dagegen viel zu holen. Fingerfood hier,
Positionspapier da – so etwas kann der un-
organisierte Steuerzahler naturgemäß
nicht bieten, auchwenn er zahlenmäßig in
derMehrheit ist.
Das erklärt möglicherweise, warum ge-

rade die angeblich so wichtige Mittel-
schicht unserer Gesellschaft bei vielen po-
litischen Entscheidungen leer ausgeht. Für
Ökonomenwie Eilfort liegt einer der wich-
tigstenGründe für sozialeUngleichheit be-
reits im Steuersystem. Seiner Ansicht nach
greift die progressive Steuer auf Lohnein-
kommen an der falschen Stelle, indem sie
kleinere und mittlere Einkommen über-
proportional stark belastet.

KAPITALEINKOMMEN BEGÜNSTIGT
Die Reichensteuer bringt dagegen gerade
einmal rund 600 Millionen Euro im Jahr
ein. „Unser derzeitiges Steuersystem ver-
hindert Vermögensbildung in der Mittel-
schicht“, sagt Eilfort. Vor allem auch des-
halb, weil, so Eilfort, „die Kapitaleinkom-
men im Schnitt deutlich günstiger besteu-
ert werden als die Lohneinkommen“. Statt
der mit 25 Prozent viel zu niedrigen Kapi-
talertragsteuer sollten alle Einkünfte gleich

versteuert werden, egal, ob aus Arbeit oder
aus Kapital. Das wäre nicht nur gerechter,
sondern auch einfacher – und damit kennt
sich Eilfort aus, schließlichwar der gebürti-
ge Kieler lange Büroleiter des CDU-Politi-
kers Friedrich Merz, dem einstigen Erfin-
der desBierdeckel-Steuersystems.
Eilfort sieht marktwirtschaftliche Fehl-

entwicklungen allerdings auch im Sozial-
staat. Viele staatlicheTransfers führtennur
dazu, dass die Menschen sich zu sehr auf
die Leistungen des Staates verlassen. „Auf-
grund des hohen Angebots entstehenMit-
nahmeeffekte“, sagt Eilfort – etwa wenn
19-jährige Hartz IV-Empfänger von zu
Hause auszögen, nur umWohngeld in An-
spruch nehmen zu können. Gleichzeitig
gebe es andere staatliche Förderbonbons,
vondenen fast ausschließlichReiche profi-
tierten. Aktuell prominentestes Beispiel ist
das Betreuungsgeld, welches vor allem
den Familien zugutekommt, die es sich

leisten können, auf die Erwerbstätigkeit
derMutter zu verzichten.

STEUERZAHLER BEZAHLT
DasBeispiel verdeutlicht dasDilemmades
Staats. Es ist ja nicht so, dass es inDeutsch-
land keine Wohlfahrtsleistungen gäbe –
unsere sozialen Systeme funktionieren gut,
in kaumeinemStaatMitteleuropaswird so
starkumverteiltwie inderBundesrepublik.
Allerdings werden die staatlichen Leistun-
gen an vielen Stellen übertrieben. Und
zwar fast immer dann, wenn einzelne
Gruppen mit einer starken Lobby davon
profitieren. Die Rechnung dafür bezahlt
dann dieMasse der Steuerzahler oder Ver-
braucher ohneLobby.
Wie stark die Lobby der deutschen Apo-

theker ist, das bekamvor Jahrendienieder-
ländische Billigkette DocMorris zu spüren.
Kaumhatte die erste Filiale imSaarland ih-
re Türen geöffnet, klagte bereits der Apo-
thekerverbandmit Erfolg.
Schließlich hat der Gesetzgeber dank

Mehr- und Fremdbesitzverbot Apotheken-
ketten in Deutschland kategorisch ausge-
schlossen – der Staat schützt seine Apothe-
ker eben, so gut er kann. ■

saskia.littmann@wiwo.de

»Für Insider ist viel
mithilfe trickreicher
Lobbyisten zu holen«

Komfortzone für Banker
Weil sie als systemrelevant gelten, genießen
sie besonders hohe Einkommen
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Gleichheit Studie Mittelschicht

Von wegen angeknackst
Deutschlands Mittelschicht schrumpft, heißt es immer wieder, die Armut steigt, und die soziale
Stabilität der Bundesrepublik ist in Gefahr. Doch stimmt das wirklich? Einige Fakten zu einem höchst
umstrittenen Thema.

D ieNachricht alarmierte
Deutschland:DieMittel-
schicht sei seit 1997um fünf

MillionenMenschen geschrumpft,
ihr Anteil anderGesamtbevölke-
rung von 65 auf 58 Prozent zurück-
gegangen.Diesmeldete Ende ver-
gangenen Jahres die Bertelsmann-
Stiftungunter Verweis auf eine von
ihr beimDeutschen Institut für
Wirtschaftsforschung inAuftrag
gegebene Studie.Dawar eswieder,
dasHorrorbild vomentfesselten
Kapitalismus, der immermehr
Menschen ins Elend treibt. „Noch
niewar dieKluft zwischenArm
undReich so groß, nochniemusste
sich dieMittelschicht so bedroht
fühlen“,meldete sichVerdi-Chef
FrankBsirske in „Bild“ zuWort. Ein
in der Tat brisantes Ergebnis:Denn
mit der angeblichenErosionder
Mittelschichtwürde auchdie so-
ziale Stabilität der Bundesrepublik
inGefahr geraten, gilt sie doch als
soziales Rückgrat des Landes.

OHNE SCHWANKUNGEN
Doch inWirklichkeit ist dieMittel-
schicht relativ stabil undnimmt
langfristigweder abnoch zu, zei-
genUntersuchungendes Instituts
der deutschenWirtschaft (IW).Die
KölnerWissenschaftler haben eine
eigeneMittelstandsstudie für den
Zeitraumseit der deutschenWie-
dervereinigung vorgelegt. Bezugs-
punkt ist dasMedianeinkommen
also dasmittlere Einkommen, bei
demdie eineHälfte der Bevölke-
rung einhöheres unddie andere
Hälfte ein niedrigeres Einkommen
hat.DenMediannimmtmandes-
halb,weil er die gesellschaftliche
Lage besser abbildet als dasDurch-
schnittseinkommen.DieDatenba-
sis liefert das Sozio-oekonomische
Panel, eineBefragung von 20000
Personen in 12000Haushalten.Die
Daten sortiertendie IW-Wissen-

schaftler nach sozialenKriterien:
So gilt als relativ arm,werweniger
als 60 Prozent einesMedianein-
kommenshat, zu denReichen zäh-
lendagegen alle, diemehr als 250
Prozent desMedianeinkommens
haben. ZurMittelschicht imenge-
ren Sinn gehörendiejenigenmit ei-
nemEinkommenzwischen 80und
150Prozent.
Das Ergebnis: Zwischen 1991

und2010hat sich dieMittelschicht
nichtwesentlich geändert. In den
Neunzigerjahren ist sie leicht ge-
wachsen aufgrund vonAufholpro-
zessen inOstdeutschlandnachder
Wiedervereinigung. Bis 2005 ist sie

dannwieder auf ihr Ausgangsni-
veau zurückgefallenund verharrt
seitdemdort (sieheGrafik).
Dies ist übrigens auch imEin-

klangmit der subjektivenZugehö-
rigkeit zurMittelschicht.Nach ei-
nerUmfrage des Leibnitz-Instituts
für Sozialwissenschaften fühlten
sich 60Prozent der Bevölkerung
2010 zurMittelschicht zugehörig –
so vielewie nie zuvor.
Wennmanche Studiendennoch

zu anderen –unddannmeist alar-
mierenden –Ergebnissen kom-
men, kanndas daran liegen, dass
sie kürzere Zeiträumevergleichen.
Sohat die Bertelsmann-Studie den
Anfangspunkt auf das Jahr 1997 ge-
legt, in demdieMittelschicht
durchdie schnelle Zunahmedes
Wohlstands inOstdeutschland am
größtenwar.Oder aber dieMittel-
schichtwirdnach anderenKrite-
rien als demEinkommendefiniert.
Ungleicher als die Einkommen

sind jedochdieVermögen verteilt.
So verfügendie 3,5 Prozent Ein-
kommensreichendes Jahres 2010
über 10,7 Prozent desGesamtein-
kommensund19,3 Prozent des
Gesamtvermögens. Ihr Anteil am
Einkommen ist also dreimal und
amVermögenmehr als fünfmal so
großwie ihr Bevölkerungsanteil.
AmunterenEndehabendie 14,6

Prozent Einkommensarmennur
5,9 Prozent desGesamteinkom-
mensund sogar nur 3,1 Prozent
desGesamtvermögens. Für die
Mittelschicht jedoch liegendieAn-
teilswerte für Einkommenund
Vermögennurwenig unter ihrem
Bevölkerungsanteil.
Das soziale RückgratDeutsch-

lands ist also keineswegs ange-
knackst. ■

60%
der Bevölke-
rung fühlen
sich zur
Mittelschicht
zugehörig –
so viel wie
nie zuvor

Stabile Mittelschicht

Anteile der jeweiligen Einkommensgruppe an der
Gesamtbevölkerung (in Prozent)

So viel Prozent vom...

entfällt auf

Quelle: SOEP, IW Köln
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Der Text basiert auf dem Beitrag „Gesellschaft-
liche Mitte“ von Judith Niehues in „Argumente

zu Unternehmensfragen“, Institut der deutschen
Wirtschaft. Redaktion: Klaus Methfessel
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Gleichheit Studie Umverteilung

Hoher Wirkungsgrad
Deutschland hat einen stark ausgeprägten Sozialstaat mit hoher Umverteilungswirkung
durch Steuern und Abgaben. Aufgrund der hohen Transferleistungen liegt die Bundesrepublik auf
Rang sechs der Länder, in denen die unteren Einkommensschichten ammeisten profitieren.

P rofitierendieÄrmsten von
denSozialleistungen?Redu-
zieren Sozialtransfers sowie

SteuernundAbgabendieUn-
gleichheit derMarkteinkommen?
Dies hat JudithNiehues vom Insti-
tut der deutschenWirtschaft in
einer Studie auf Basis europäischer
Mikrodatenuntersucht.
Ausgangspunkt ist dasBrutto-

einkommenaus selbstständiger
undunselbstständiger Tätigkeit so-
wie ausKapitaleinkünften.Das
Nettoeinkommenergibt sich durch
dieAdditionder gesetzlichenRen-
ten, Pensionenundweiterer Trans-
ferswieArbeitslosengeld oder So-
zialhilfe, abgezogenwerdendie
Abgaben –die Einkommensteuer
sowie Sozialversicherungsbeträge
derArbeitnehmer.

ZYPERN AUF PLATZ ZWEI
UmdieUnterschiede indenPreis-
niveaus zwischendenEU-Staaten
auszugleichen, rechnetNiehuesdie
Daten inKaufkraftstandards (KKS)
um.Ergebnis:Deutschland liegt
mit einemmonatlichenNettoein-
kommenvon1822KKSauf dem
siebtenPlatz imVergleichder 27
EU-Staatenunddamit rund20Pro-
zent überdemEU-Schnitt. Ander
SpitzederEinkommensskala liegen
Luxemburg, Zypernund Irland,
Schlusslichter sindRumänien, Lett-
landundBulgarien.Mit einemAn-
teil von29,2Prozent der Sozial-
transfers andenEinkommen liegt
Deutschlandnur leicht überdem
EU-Schnitt (19,1Prozent),mit einer
Abgabenquote von30Prozent aber
erheblichdarüber (24,6Prozent).
Kommendie Sozialtransfers aber

wirklichdenEinkommensschwa-
chenzugute, belastenSteuernund
Abgabenvorwiegenddie Starken?
DazuuntersuchtNiehuesdieWir-
kungderTransfer- undAbgaben-
systemeaufdasuntereundobere

Einkommensfünftel.Deruntere
Einkommensbereichprofitiert
überdurchschnittlich vonTransfer-
leistungen. ImEU-Schnitt tragen
sie etwadieHälfte zumNettoein-
kommendesFünftelsmit dem
niedrigstenEinkommenbei. In
Deutschlandbeträgt derAnteil
über 60Prozent. Spitzenreiter ist
Dänemarkmit 80Prozent, Italien
mit 30Prozent Letzter.DieBelas-
tungdurchAbgaben ist für diese
Einkommensschichtmit 15Prozent
imEU-Vergleichgering.DieBun-
desrepublikhat imEU-Vergleich
den fünfthöchstenTransfersaldo.
Umgekehrt ist derAnteil derAbga-

benbei denoberenEinkommen
höher als bei denniedrigen. Länder
mit einemstark ausgeprägtenSozi-
alstaat belastendas einkommens-
stärksteFünftel imSchnittmit 31,8
ProzentdesNettoeinkommens. In
Deutschland ist dieAbgabenbelas-
tungdieserGruppemit 36,6Pro-
zentüberdurchschnittlichhoch–
aber fast paradiesisch imVergleich
zudenNiederlande,wo sie fast 60
Prozent erreicht.
Wie stark dieUngleichheit der

MarkteinkommendurchdieAbga-
ben- undTransfersysteme redu-
ziertwird, darüber gibt derGini-
Koeffizient Aufschluss: Bei null
sinddie Einkommengleich ver-
teilt, ungleich bei einemWert von
eins.DieUngleichheit ist in Zypern
(0,36) amgeringsten, in Irland
(0,52) amhöchsten, gefolgt vonPo-
len, RumänienundGroßbritan-
nien.Deutschland liegtmit 0,48
leicht über denEU-Durchschnitt.
Bei denbedarfsgewichtetenNet-

toeinkommen, also nachderKor-
rektur der EinkommendurchAb-
gabenundTransfers, ist dieUn-
gleichheit amgeringsten in den
skandinavischenundeinigenost-
europäischenLändern, amgröß-
ten in denbaltischenLändern so-
wieRumänien, Bulgarien, Portu-
gal, den angelsächsischenLändern
undGriechenland.Deutschland
liegt imEU-Durchschnitt.
Die stärksteUmverteilungswir-

kunghaben Irland,Dänemark,Un-
garnundÖsterreich.Deutschlands
Abgaben- undTransfersysteme
erreichenmit 0,2 Prozentpunkten
Platz sechs derUmverteilungs-
wirkung –Ergebnis des starken
deutschen Sozialstaates. ■

20%
über EU-
Durchschnitt
liegt in
Deutschland
das monatli-
che Netto-
einkommen –
und damit auf
dem siebten
Platz von 27
EU-Staaten

Die große Umverteilung

Anteile am Nettoeinkommen des untersten
Einkommensquintils im Jahr 2009 (in Prozent)

Anteile am Nettoeinkommen des obersten
Einkommensquintils im Jahr 2009 (in Prozent)

Gini-Koeffizienten der Markt- und Nettoeinkommens-
verteilung im Jahr 2009

Ungleichheitsreduktion im Jahr 2009

Quelle: Eurostat, IW Köln
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Gekürzte, überarbeitete Fassung des
Beitrags „Staatliche Umverteilung in

der Europäischen Union“ von Judith Niehues
vom Institut der deutschen Wirtschaft.

Redaktion: Klaus Methfessel
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Gleichheit Studie Vermögen

In milderem Licht
Die meisten Armutsanalysen ignorieren das individuelle Vermögen und überzeichnen so das
Problem. Denn Untersuchungen zufolge könnte jeder sechste Einkommensarme seine Armutslücke
für mindestens zehn Jahre durch eigenes Vermögen schließen.

N achherkömmlicherDefini-
tion gilt als arm,werweni-
ger als 60 Prozent desMe-

dians desNettohaushaltseinkom-
mensbezieht.Dochdieses Bild ist
unvollständig, da es dieVermö-
genslagenicht berücksichtigt. Über
den individuellenWohlstand ent-
scheidennämlichbeideKompo-
nenten,was die tatsächlicheAr-
mutsquote erheblich verringert.
Undda sich einVermögenmeist
imLaufe des Lebenszyklus auf-
baut, gilt dies insbesondere bei Äl-
teren,wie eine empirischeUnter-
suchung von JudithNiehues und
Christoph Schröder vom Institut
der deutschenWirtschaft zeigt. Das
PhänomenderAltersarmut er-
scheint dadurch inmilderemLicht.

ZWEI ERHEBUNGSARTEN
DiebeidenWissenschaftler greifen
dafür auf zwei statistischeErhebun-
gen zurück: dasSozio-oekonomi-
schePanel (SOEP), eine jährliche
Befragung vonmehr als 20000Per-
sonen inüber 10000Haushalten,
sowie dieEinkommens-undVer-
brauchsstichprobe (EVS),die alle
fünf Jahre durchgeführtwird. Bei
der jüngstenwurden 2008mehr
als 100000Personen inüber 44000
Haushaltennach ihrer Einkom-
mens- undVermögenssituation
befragt.
NachEVSbesitzendieDeut-

schen einNettovermögen von 5,4
BillionenEuro, nach SOEP (ohne
Betriebsvermögen) 5,3 Billionen.
Jeder Erwachsenehatte danach ein
Vermögen inHöhe von 87500Euro
(EVS) oder 81700Euro (SOEP).
Allerdings ist dasVermögen

nachAlter undEinkommenun-
gleich verteilt. So ist das Immobi-
lienvermögen von Jüngerennoch
starkmitHypothekenbelastet. Die
Daten ergaben, dass dasNettover-
mögenbei unter 25-Jährigen am

geringsten ist und inderAlters-
gruppe von 65bis 74 Jahrendas
Maximumerreicht. Aber selbst da-
nachbraucht sich dasVermögen
nur langsamauf (sieheGrafik).
PersonenmithöheremEinkom-

menverfügenmeist auchübermehr
Vermögen.SobesitzenzehnProzent
imoberstenEinkommensdezilnach
EVS29ProzentodernachSOEP40
ProzentdesVermögens.Nachbei-
denErhebungen ist auchderAnteil
derernicht zuvernachlässigen,die

zwareinkommensarmsind, aberein
gewissesVermögenhaben. Imun-
terstenEinkommensdezil sinddas
2,2Prozent (EVS)oder1,4Prozent
(SOEP).Mit einemDurchschnitts-
vermögenvon18000Euro (EVS)
oder13000Euro (SOEP)könnte
jederErwachsenedieserGruppe
seineArmutslücke schließen.
Als armnachder 60-Prozent-Re-

gel gelten je nach statistischer Er-
hebung 12,6 beziehungsweise 14,9
Prozent der Erwachsenenüber 25
Jahre.Niehues undSchröder be-
rechnen, umwie viel sichderAn-
teil der Einkommensarmen verrin-
gernwürde, sobaldmandas vor-
handeneVermögenmiteinrechnet,
das ausreicht, dieArmutslücke der
betroffenenPersonen fürmindes-
tens zehn Jahre zu schließen.
DasErgebnis: ImSchnittwürde

sichdieArmutsquoteum2,1Pro-
zentpunkte (SOEP)oder 2,9 (EVS)
Prozentpunkte verringern (siehe
Grafik).Dasheißt, jeder fünfte
(SOEP)oder sechste (EVS)Erwach-
seneder einkommensarmenBevöl-
kerungkönnte auf einVermögen
zurückgreifen, das ihmmindestens
zehn Jahre lang ermöglicht, der re-
lativenEinkommensarmut zuent-
gehen.Bei denÄlterenwürde sich
dadurchdieArmut sogarum2,8bis
3,6Prozentpunkte reduzieren.
Für dieseAltersgruppe ein be-

sonders hohesArmutsrisiko zuun-
terstellen ist denAutoren zufolge
falsch. Ihr Fazit: „Durchdie kombi-
nierte Betrachtung (vonEinkom-
menundVermögen) reduziert sich
dasArmutsrisiko für die ältere
Bevölkerungdurchderenhohes
Nettovermögen von allenAlters-
gruppen amstärksten.“ ■

Hohe Konzentration

Vermögensanteile am Gesamtvermögen nach Ein-
kommensdezilen auf Basis von SOEP und EVS
(in Prozent)

Vermögen nach Altersgruppen (Durchschnittswerte
je Erwachsenen in Euro im Jahr 2008)

Quelle: EVS, SOEP, IW Köln
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Einkommensarmutgrenze: 60 Prozent des Medians der bedarfsgewichteten Netto-
haushaltseinkommen der Gesamtbevölkerung; vermögensarm: Vermögen reicht
nicht aus, um zehn Jahren lang die Armutslücke zu schließen;

Einkommensarm, aber nicht vermögensarm
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Einkommens- und vermögensarm

EVS
SOEP

Gekürzte, überarbeitete Fassung der Studie
„Integrierte Einkommens- und Vermögens-

betrachtung“ von Judith Niehues und Christoph
Schröder vom Institut der deutschen Wirtschaft.

Redaktion: Klaus Methfessel
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Gleichheit Essay

Schwache stärken
Wer heute von einer grundsätzlichen Verschlechterung der Einkommens- und Vermögensverteilung
spricht, irrt. Doch zweifellos gibt es Verbesserungspotenzial. Wir müssen die Bildungsinfrastruktur
ausbauen, um benachteiligten Gruppen verstärkten Zugang zum Arbeitsmarkt zu verschaffen.

mutsgefährdungsquote ist, unabhängig von der
verwendetenDatenquelle, seit 2005nahezuunver-
ändert geblieben. Das bedeutet wahrlich nicht,
dass inDeutschland gar keinArmutsproblemexis-
tiert. Es ist zwar gelungen, den Trend zu mehr Ar-
mut, der von Ende der Neunzigerjahre bis 2004 zu
beobachten war, zu stoppen. Es ist aber nicht ge-
lungen, die Armutsquote der deutschen Bevölke-
rung substanziell zu verringern.
Ein signifikanter Abbau der Armutsquote ist

nur möglich, indem die betroffenen Personen
einen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. Hier
könnten neben der Sicherstellung eines weiterhin
flexiblen Arbeitsmarkts beispielsweise Ganztags-
betreuungsangebote für Alleinerziehende eine
großeHilfe sein.

EINKOMMEN: STABILE MITTE
Wird der Fokus auf die Einkommenssituation er-
weitert, zeigt sich, dass die deutsche Gesellschaft
von einer breitenMittelschicht geprägt ist. Gut die
Hälfte der Bevölkerung gehört zur Einkommens-
mitte und bezieht ein Einkommen zwischen 80
und 150 Prozent desmittleren Einkommens. Auch
in längerfristiger Perspektive ist der Bevölkerungs-
anteil, der zurMittelschicht zählt, stabil geblieben.
Dieser Befund zeigt sich nicht nur aus statisti-

scher Sicht, sondern auch beim Zugehörigkeitsgefühl der Men-
schen. Bei repräsentativen Befragungen gaben mehr als die
Hälfte der Bevölkerung an, sich der Mittelschicht zugehörig zu
fühlen. Im europäischen Vergleich befindet sich Deutschland
damit imMittelfeld.
Ein besonders positives Merkmal der deutschen Mittelschicht

ist, dass der Großteil recht gut mit dem zur Verfügung stehenden
Einkommen auskommt. Nur 14 Prozent der deutschen Mittel-
schicht gaben an, mit ihrem jeweiligen Einkommen nicht auszu-
kommen.Dies ist nachSchweden (neunProzent ) undLuxemburg
(elf Prozent) der niedrigsteWert.
Zudem verfügt immerhin jeder fünfte Deutsche über ein höhe-

res Einkommen als die Mitte. Bei der zeitlichen Entwicklung der
gesamten Einkommensverteilung zeigt sich auch hier keine Ver-
schlechterung – die Verteilung, gemessen am Gini-Koeffizienten,
der verfügbarenEinkommen ist inDeutschland seit 2005unverän-
dert geblieben.

VERMÖGENSVERTEILUNG ENTSPANNT SICH WIEDER
Der aktuelle Armuts- undReichtumsbericht der Bundesregierung
hat eine heftige gesellschaftliche Debatte über die Verteilung der
Vermögen in Deutschland ausgelöst. Die vermögensreichsten
zehn Prozent der Bevölkerung besitzen demnach über die Hälfte

Das Ausmaß der Verteilung von Vermögen
und Einkommen wird in Deutschland
kontrovers diskutiert. Tatsächlich geht es

hierzulande jedoch deutlich gerechter zu als
vielfach vermutet: Im Gesamtranking des Inter-
nationalen Gerechtigkeitsmonitor 2013 belegt
Deutschland den siebten Platz und befindet sich
im Vergleich der 28 OECD-Staaten damit im vor-
deren Drittel (siehe Artikel Seite 42: „Die Aufhol-
jagd kannbeginnen“).
Der Gerechtigkeitsmonitor bildet sechs ver-

schiedeneDimensionen der Gerechtigkeit ab: Be-
darfsgerechtigkeit, Leistungsgerechtigkeit, Chan-
cengerechtigkeit, Einkommensgerechtigkeit, Re-
gelgerechtigkeit und Generationsgerechtigkeit.
Erstaunlich gut schnitt Deutschland darin bei der
Bedarfsgerechtigkeit ab, zu deren Teilindikatoren
auch verschiedene Definitionen von Armutsrisi-
ken gehören.

ARMUT: FOLGE VON ARBEITSLOSIGKEIT
Eine detaillierte BetrachtungderArmutsrisiken in
Deutschland zeigt, dass zwischen 14 und 16 Pro-
zent der Bevölkerung relativ einkommensarm
sind, je nach zugrunde liegender Datenquelle.
Das Einkommen dieses Bevölkerungsteils liegt
unter 60 Prozent des Medianäquivalenzeinkom-
mens, also des mittleren bedarfsgewichteten Haushaltsnettoein-
kommens.
Vonmaterieller Entbehrung sind aber lediglich fünf Prozent der

Bevölkerung betroffen. Nach EU-Definition sind diese Personen
aus finanziellen Gründen nicht dazu in der Lage, vier von neun
Grundbedürfnissen zu decken. Dieses Maß stellt nicht wie beim
Einkommen auf die Ressourcen ab, sondern betrachtet konkret
denLebensstandard.
Auch bei der Altersarmut gibt es keinen alarmierenden Befund.

Denn anders als in vielen europäischen Ländern stellt ein hohes
Alter in Deutschland kein besonderes Armutsrisiko dar. Bezogen
aufdasEinkommen, zählen im Jahr 2010geradeeinmal 14Prozent
aller Personen ab 65 Jahren zu den Altersarmen – also etwa so viel
wie imDurchschnitt der Bevölkerung.
Deutschland ist also weit davon entfernt, ein LandmitMassen-

armut zu werden. Es sind nur wenige Personenkreise von wirkli-
cherArmutbetroffen.DazugehörenAlleinstehende, Personenmit
Migrationshintergrund und vor allem Alleinerziehende und Ar-
beitslose. Diese Personenkreise habenmeist Schwierigkeiten, auf
demArbeitsmarkt Fuß zu fassenoderBeruf undFamiliemiteinan-
der zu vereinbaren.
Abgesehen von diesen Befunden, kann auch keine Zunahme

der Armut in der vergangenenDekade konstatiert werden: Die Ar-

Michael Hüther, 51, leitet seit
2004 das Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW) in Köln.
Der Historiker und promo-
vierte Volkswirt arbeitete neun
Jahre für den Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, danach ging er als
Chefvolkswirt zur DekaBank
in Frankfurt am Main, an-
schließend wurde er IW-Chef.
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des Gesamtvermögens, der Anteil der unte-
ren Hälfte der Bevölkerung am Gesamtver-
mögen liegt dagegen nur bei etwas über ei-
nemProzent.
Betrachtet man aber die Verteilung der

Vermögen in Relation zum Einkommen, er-
gibt sich ein differenzierteres Bild: Die klas-
sische Einkommensmittelschicht verfügt
über immerhin 43 Prozent der privaten Net-
tovermögen. Die Vermögenszahlen im Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierungbeziehen sichallerdings auf das Jahr
2008. Versuchtmanmithilfe der Erträge aus
Vermögen die Entwicklung der Vermögens-
verteilungbisheutenachzuvollziehen, dann
hat die Vermögensungleichheit bis kurz nach der Jahrtausend-
wende zugenommen. Insbesondere während der Finanzkrise hat
die Vermögenskonzentration allerdings wieder deutlich abge-
nommen.
Auch im Erholungsjahr 2010 ist der Vermögensanteil der Rei-

chenweiter gesunken.WährenddasVermögenderMitte zumgro-
ßen Teil aus selbst genutztem Immobilienvermögen und privaten
Altersvorsorgeversicherungen besteht, spielt in den oberen Ein-
kommensbereichen das Betriebsvermögen eine zunehmende
Rolle. Dieses Betriebsvermögen ist dem starken deutschenMittel-
stand zugehörig, der sich durch viele Hidden Champions aus-
zeichnet.

EFFEKTIVE UMVERTEILUNG
Die Kritik, dass das deutsche Steuersystem ungerecht sei und un-
zureichend umverteile, trifft nicht zu. Im Vergleichmit den ande-
ren Ländern der Europäischen Union wird in Deutschland über-
durchschnittlich umverteilt. Die einkommensschwächsten 20
ProzentderBevölkerungerhaltenUntersuchungenzufolge fast die
Hälfte, nämlich 46 Prozent ihres Einkommens als Nettotransfer.
DieseUmverteilung geht auf der anderen Seite unter anderemmit
einem Spitzensteuersatz von 47,5 Prozent einher. Damit rangiert
Deutschland hinter Finnland (49,2 Prozent), Großbritannien (50
Prozent) undFrankreich (54,6 Prozent) imMittelfeld.
Umverteilung ist notwendig und gesellschaftlich gewünscht. Al-

lerdings ist es wichtig, auch hierMaß undMitte zu wahren. Denn
vor jederUmverteilung steht notwendigerweise die Erhebung von
Steuern, und diese führen zu Verzerrungen von Preisen und Ent-
scheidungen sowie schließlich zu ökonomisch ungewünschten
Ausweichreaktionen. Die damit einhergehenden volkswirtschaft-
lichen Kosten in Form von Effizienzverlusten verringern amEnde
den zu verteilendenKuchen.
Das gilt beispielsweise für die gegenwärtig unter anderem von

der Sozialdemokratie unddenGrünen gefordertenWiedereinfüh-
rung der Vermögensteuer, wenn diese – wie angesichts der vorlie-

gendenVorschläge zu erwarten ist – zu einer
Substanzbesteuerung der Unternehmen
führt. Wird den Unternehmen so die wirt-
schaftliche Grundlage entzogen, werden
massiv Arbeitsplätze, Einkommen und
Wohlstand gefährdet. Würden betriebliche
Vermögen von der Vermögensteuer ausge-
nommen, hätte dies bei verfassungsrechtli-
chenBedenkeneinenhohenbürokratischen
Aufwand und unerwünschte Ausweichreak-
tionen zur Folge.

HOHE SOZIALE MOBILITÄT
Ein weiteres, oft emotional diskutiertes The-
ma ist die soziale Mobilität und Chancen-

gleichheit bei Einkommen und beruflichem Aufstieg in Deutsch-
land. Die wichtigsten Faktoren hierbei sind die schulische Ausbil-
dung und die berufliche Qualifikation des Einzelnen. Von den
Bundesbürgern, die 1995mindestens eine abgeschlosseneBerufs-
ausbildung und einmittleres Einkommen hatten, stiegen bis 2007
nur neun Prozent aus derMittelschicht ab, bei jenen ohne Berufs-
abschlusswaren es dagegen 19Prozent.
Umgekehrt gelang 55 Prozent der Personen mit Berufs- oder

Hochschulabschluss, die 1995 ein geringes Einkommen bezogen,
inden folgenden zwölf JahrenderAufstieg in einehöhereEinkom-
mensklasse. Von den gering Qualifizierten schafften dies 41 Pro-
zent. Im internationalen Vergleich steht die Bundesrepublik bei
der beruflichenQualifikation recht gut da: Im Jahr 2008hattennur
15 Prozent der 25- bis 34-Jährigen keine abgeschlossene Berufs-
ausbildung – im internationalen Durchschnitt waren es fast dop-
pelt so viele.
Zudem funktioniert die sozialeMobilität inDeutschland: Inzwi-

schen finden 19,5 Prozent der jungen Leute, die nicht aus einem
Akademikerhaushalt stammen, den Weg an die Hochschule. Zu
BeginnderNeunzigerjahrewaren es erst 15,5 Prozent.

MEHR LICHT ALS SCHATTEN
Insgesamt zeigt sich, dass Armut inDeutschland keinMassenphä-
nomen darstellt. Es ist keine Verschlechterung der Einkommens-
undVermögensverteilung zu beobachten. Auch bei derUmvertei-
lung undder sozialenMobilität gibt es keinenAnlass zur Schwarz-
malerei.
Dies bedeutet jedoch nicht, dass es nicht noch Verbesserungs-

potenzial gibt. Die Bekämpfung von Armut erfolgt am effizientes-
ten durch eineweitere Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs für
benachteiligteGruppenunddieUnterstützungder sozialenMobi-
lität durch eine guteBildungsinfrastruktur.
Kontraproduktiv hingegen war die Einführung des Betreuungs-

geldes undwäre alles, was die Flexibilität des Arbeitsmarktes wie-
der einschränkt. ■

»Das deutsche
Steuersystem ist
nicht ungerecht. Im
Vergleich zu anderen
EU-Ländern wird in
der Bundesrepublik
überdurchschnittlich
umverteilt«

WirtschaftsWoche Global 24.6.2013 Nr. 2 27

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



28 Nr. 2 24.6.2013 WirtschaftsWoche Global

Gerechtigkeit

Haben
Sie faire
Karriere-
chancen?

Sven Pusvic, 23, Elektroniker in Düsseldorf.Nach der Realschule habe
ich bei Henkel eine Ausbildung zumElektroniker für Automatisierungstech-
nik absolviert.Elektronik fand ich schon als Kind interessant.Heute arbeite
ich fest bei demKonzern. Ich habe aber relativ schnell gemerkt, dassmir das
nicht reicht. Ichwill nicht stehen bleiben.Deswegen besuche ich seit zwei
Jahren die Abendschule in Krefeld und lassemich zum staatlich geprüften
Techniker ausbilden.ZweiMal dieWoche bin ich abends dort.Unterstützung
bekomme ich nicht.Dasmache ich freiwillig. Ichmöchte in Richtung Pro-
duktentwicklung gehen.

»Ich will mich
weiterentwickeln.
Deswegen besuche
ich jetzt die
Abendschule«

Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung
ab 16 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv

Was ist soziale Gerechtigkeit?
Dass man von dem Lohn für seine Arbeit
auch leben kann

91%

90%

77%

Alle Kinder haben die gleichen Chancen
auf eine gute Schulbildung

Der Staat sorgt für eine Grundsicherung, damit
niemand in Not gerät

70%

Wer mehr leistet, soll auch mehr verdienen als
derjenige, der weniger leistet

68%

Dass ältere Arbeitnehmer die gleichen Beschäftigungs-
chancen haben wie jüngere Arbeitnehmer

66%

Familien mit Kindern werden vom Staat
finanziell unterstützt

59%

Bei politischen Entscheidungen wird keine Generation
bevorzugt oder benachteiligt

36%

Vermögen sollte ohne Erbschaftsteuer
an die Nachkommen weitergegeben werden können

10%

Die Löhne richten sich nur nach der gearbeiteten Zeit,
nicht nach der Qualifikation oder der beruflichen Stellung

53%

Der Staat muss dafür sorgen, dass die
Einkommensunterschiede in der Gesellschaft
nicht größer werden

Frage: Führt die Marktwirtschaft zu mehr
oder weniger sozialer Gerechtigkeit?
(in Prozent)

Bevölkerung
insgesamt

Mehr

Westdeutschland

Ostdeutschland

Weniger Weiß nicht

43 4017

20 38 42

7 61 32
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»Der Staat
hat mir keine
faire Chance
gegeben. Ich
starte jetzt
allein durch«

Rachel Kernleitner, 20,Marketingexpertin in
München.Mit 18 Jahren habe ich Abitur gemacht.Die Lerne-
rei war aber schon nervig. Ich wollte danach etwas Prakti-
sches machen – ich wusste nur nicht was.Die Jobzentrale
hätte mir deutlicher aufzeigen sollen, was man machen
kann. Ich hätte mir gerne Kontakte zu verschiedenen Unter-
nehmen gewünscht. Ich entschied mich dann relativ spontan
für eine Ausbildung zur Kauffrau für Marketingkommuni-
kation. Ich hatte Glück.Denn die Ausbildung war klasse.Die
Agentur hat mich dann auch übernommen. Ich will mich aber
weiterentwickeln und werde in ein oder zwei Jahren in Mün-
chen Kommunikationswissenschaften oder BWL studieren.

Ridha Azaiz, 28,Maschinenbau-
ingenieur in Berlin. Ich bin in
Stuttgart geboren, meine Mutter ist
Deutsche, mein Vater Tunesier.
Mit zwölf Jahren habe ich bei „Jugend
forscht“gewonnen, zwei Jahre später
den VDI-Umwelttechnikpreis für
meinen Roboter, der Solaranlagen
reinigt.An ihm arbeite ich seitdem.
Ich hätte mir eine faire Chance
vom Staat gewünscht. Ich war zum
Beispiel aufgrund meines Alters
lange Zeit überhaupt nicht antrags-
berechtigt.So haben andere Wett-
bewerber EU-Fördermittel bekommen
und ich nicht. Jetzt aber habe
ich meinen Master und starte durch.

»Ich hätte mir von
der Jobzentrale mehr
Kontakte zu Unternehmen
gewünscht«

Redaktion: martin.roos@wiwo.de
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DerKampf
der Ideen
Die Frage nach sozialer Gerechtigkeit beschäftigt Ökonomen, Philosophen
und Politiker seit über 200 Jahren. WirtschaftsWoche-Redakteur
Bert Losse erklärt, wie sich die Vorstellung von Gerechtigkeit im Verlauf der
Geschichte verändert hat – und wer die treibenden Kräfte waren.

I
m Jahr 1789 macht das Leben den
meisten Franzosen keine übermä-
ßig große Freude. Ihr absolutisti-
scher Staat ist pleite und schröpft
seine Untertanen durch hohe Steu-

ern und Bodenpachten. Während Adel
und Klerus unvermindert auf großem
Fuß leben, rutschenweite Teile des „drit-
ten Standes“, Bürgertum und Landvolk,
wirtschaftlich immer weiter ab. Seit Jah-
rensteigendiePreisedeutlich stärkerals
die Löhne, und nachmehrerenMissern-
ten und einem strengen Winter müssen
viele Familien bis zu 80 Prozent ihres
Einkommens fürBrot ausgeben.
Rund um Paris kommt es zu Plünde-

rungen vonMühlen und Bäckereien, die
Massen fordern einen „gerechten Preis“
für das Brot. Am 10. Juli 1789 stecken
ausgehungerte Menschenmehrere Zoll-
häuser inBrand,weil siehoffen,dassWa-
ren so kurzfristig billiger werden. Doch
am 14. Juli erreicht der Brotpreis den
höchsten Stand des gesamten Jahrhun-
derts. Als noch am gleichen Tag aufge-
brachte Demonstranten die Bastille, das
Staatsgefängnis, stürmen und die Fran-
zösische Revolution beginnt, mag das
nicht allein Folge der prekären Versor-
gungslage gewesen sein. Ganz sicher
aber war soziale Not ein wesentlicher

Gerechtigkeit Geschichte

»

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



31

Spiel mit dem Feuer
Adolph Menzels Eisenwalzwerk

thematisiert die Industrialisierung
und das Elend der Arbeiter
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Gerechtigkeit Geschichte

DerBegründerderNationalökonomieAdamSmith (1723–1790)

„Ganz sicher kann keine Nation blühen und gedeihen, deren Bevölkerung weithin in Armut
und Elend lebt. Es ist nicht mehr als recht und billig, wenn diejenigen, die alle ernähren,
kleiden und mit Wohnung versorgen, so viel vom Ertrag der eigenen Arbeit bekommen sollen,
dass sie sich selbst richtig ernähren, ordentlich kleiden und anständig wohnen können.“

Sprengsatz für den überkommenen
Feudalstaat – und Katalysator für die von
der französischen Nationalversammlung
beschlossene Erklärung der Menschen-
und Bürgerrechte. Dort heißt es in Artikel
1: „Die Menschen werden frei und gleich
an Rechten geboren und bleiben es. Ge-
sellschaftlicheUnterschiede dürfennur im
allgemeinenNutzenbegründet sein.“
Mit diesemParadigmenwechsel und der

vondenRevolutionären ausgegebenenPa-
role „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“
entsteht eine neue gesellschaftliche Sicht
auf das Verhältnis von obenundunten, auf
dieUngleichverteilung vonBesitz, Rechten
und sozialen Aufstiegschancen. Die Fran-
zösische Revolution markiert den Aus-
gangspunkt der sozialen Verteilungskämp-
fe, die die kommenden Jahrhunderte Euro-
pa erschüttern sollten, genauso wie den
Beginn der großen gesellschaftlichen und
politischen Debatte, die uns bis heute be-
gleitet:Was ist gerecht?

GÖTTLICHE ORDNUNG
Eine eindeutige Antwort auf diese Frage
steht auch 224 Jahre später noch aus. „Es
gibt keine allgemeingültige Definition von
sozialer Gerechtigkeit. Dieser Begriff ist ei-
ne intellektuelleKonstruktion –die sich zu-
dem imVerlauf derGeschichte immerwie-
der verändert hat“, sagt Alexander Nütze-
nadel, Professor für Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte an der Humboldt-Uni-
versität Berlin. Was gerecht sei und was
nicht, das sei stets eine normative Frage
und werde von jeder Gesellschaft und in
jedemZeitalter anders interpretiert.
In den statischen vormodernen Gesell-

schaften hatte sich die Frage nach sozialer
Gerechtigkeit nicht gestellt. Im Ständesys-
temvonMittelalter und früherNeuzeit gin-
gen die Menschen davon aus, dass der so-
ziale und ökonomische Status durch Ge-
burt vergeben wird – und in der Regel un-
abänderlich ist. Das Fehlen sozialer Auf-
stiegsmöglichkeiten für die breite Masse
galt gemeinhin als Ausdruck einer gerech-
ten göttlichen Ordnung. Sozialpolitik be-

schränkte sich auf Armenfürsorge; rund
einFünftel der Stadtbevölkerungwar völlig
mittellos und auf Hilfen von Klöstern und
Privatleuten angewiesen.
Erst das Zeitalter der Aufklärung bringt

die zementierten Denkmuster durchei-
nander. Es entstehen erste neuzeitliche
Gerechtigkeitsphilosophien. Der französi-
sche Philosoph Jean-Jacques Rousseau
(1712–1778) etwa prangert das Privatei-
gentum als Wurzel sozialer Ungleichheit
an – und entwirft eine radikale Gesell-
schaftsutopie, bei der absolute Gleichheit
aller Menschen (bei freilich arg einfachen
Lebensverhältnissen) herrscht. Damit gilt
er als einer der wichtigsten geistigen Weg-
bereiter der FranzösischenRevolution.
Besondere Dynamik erhält die Gerech-

tigkeitsdebatte im 18. Jahrhundert auch
deshalb, weil zum politischen Umbruch
ein tief greifender ökonomischer Wandel
hinzukommt – die industrielle Revolution.
Ausgehend von England und angefeuert
durch bahnbrechende Erfindungen
(Dampfmaschine, mechanischer Web-
stuhl), werden ab der zweiten Hälfte des
18. Jahrhunderts die zuvor agrardominier-
ten Volkswirtschaften Europas radikal um-
gekrempelt.
Neue Phänomene wie Arbeitsteilung

und Massenproduktion bringen plötzlich
Lohn-undVerteilungsfragenauf die gesell-
schaftliche Agenda. Denn die zunehmen-
de Mechanisierung macht viele Handwer-
ker arbeitslos, gleichzeitig setzen massive
Wanderungsbewegungen vom Land in die
Städte ein. Da zudem die Bevölkerung

wächst – ab 1816 steigt die Einwohnerzahl
imGebiet des späterenDeutschenReiches
jährlich im Schnitt um ein Prozent –, ent-
steht ein schier unerschöpflichesReservoir
anArbeitskräften für die neuenFabriken.
Die Menschen, die auf der Suche nach

Arbeit in die Städte strömen, erwartet dort
ein Albtraum: Arbeitszeiten bis zu 16 Stun-
den amTag an bis zu sieben Tagen dieWo-
che, Kinderarbeit und Hungerlöhne, die
kaumdasÜberleben sichern. Es gibt viel zu
wenigWohnraum, sodass viele Familien in
Baracken und Verschlägen hausen. Viele
Kinder müssen in Bergwerken unter Tage
arbeiten, da sie wegen ihrer geringeren
Körpergröße in den Stollen schneller
vorankommen. Im englischenManchester
halten die Arbeiter im Schnitt 15 Jahre
durch –dann sind sie arbeitsunfähig.

URVATER ADAM SMITH
Die um sich greifende Verelendung breiter
Massen, in den Geschichtsbüchern als
„Pauperismus“ bezeichnet, ist der ökono-
mischeHintergrundder genannten „sozia-
len Frage“, an der sich bis heute Politiker
und Wissenschaftler abarbeiten. Ausge-
rechnet Adam Smith (1723–1790), der Ur-
vater derNationalökonomieundheute im-
mer noch gerne als Marktradikaler ge-
schmäht, ist der erste Ökonom, der die so-
ziale Frage thematisiert. „Die Herstellung
vollkommener Gerechtigkeit, uneinge-
schränkter Freiheit und weitgehender
Gleichheit ist ganz einfach das Geheimnis,
das allen drei KlassenhöchstenWohlstand
sichert“, schreibt der Schotte in seinem
Hauptwerk „DerWohlstand der Nationen“.
Sein Credo: „Ganz sicher kann keine Nati-
on blühen und gedeihen, deren Bevölke-
rung weithin in Armut und Elend lebt.“ Es
sei daher „ nicht mehr als recht und billig,
wenndiejenigen, die alle ernähren, kleiden
und mit Wohnung versorgen, so viel vom
Ertrag der eigenenArbeit bekommen, dass
sie sich selbst richtig ernähren, ordentlich
kleidenundanständigwohnen können“.
Allerdings ignoriert Smith das Phäno-

men der Arbeitslosigkeit komplett. Die

»
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nämlich kann es in seinem klassischen
ökonomischen Modell nicht (dauerhaft)
geben, weil bei sinkender Arbeitskräfte-
nachfrage über sinkende Löhne am Ende
wieder Vollbeschäftigung erreicht wird.
Steigt hingegen die Nachfrage nach Ar-
beitskräften, führt dies auch zu steigenden
Löhnen. Gerechtigkeit hat für Smith denn
auch nichts mit staatlicher Umverteilung
zu tun, sie ist für ihn eher eine allgemeine
Tugend, die darin besteht, kein „Unrecht“
zu tun und Mitgefühl mit dem Schicksal
anderer zu verspüren. Dass Unternehmer
ihr Personal gut behandeln und anständig
bezahlen, liegt für Smith in deren eigenem
Interesse. Denn: „Wo die Löhne hoch sind,
finden wir die Arbeiter fleißiger, gewissen-
hafter und auch schneller bei der Hand als
dort, wo sie niedrig sind.“

DAS KOMMUNISTISCHE MANIFEST
Im Gebiet des heutigen Deutschland setzt
die Industrialisierung Anfang des 19. Jahr-
hunderts ein und erreicht ihre volleWucht
ab etwa 1850. Die Politik hält sichwährend
der Industrialisierungsphase wie in ganz
Europa mit Eingriffen zunächst zurück.
Ausnahme: das 1839 erlassene preußische
„Regulativ über die Beschäftigung jugend-
licher Arbeiter in Fabriken“. Es sieht vor,
dass Kinder frühestensmit neun (!) Jahren
arbeitendurften.
Die immer krasseren sozialen Gegensät-

ze zeigen jedoch Wirkung. Die Arbeitneh-
mer beginnen, sich langsam zu organisie-
ren. Es entstehen die ersten Arbeiterverei-
ne (und werden alsbald verboten), 1863
ruft Ferdinand Lassalle in Leipzig den All-
gemeinen Deutschen Arbeiterverein
(ADAV) ins Leben, den Vorläufer der heu-
tigen SPD. Die Frage der sozialen Gerech-
tigkeit entwickelt sich immer stärker zum
politischen Kampfbegriff. Und sie wird zu
einem unkalkulierbaren Risikofaktor für
die Politik, da radikale Gruppen und Ideen
immer mehr Zulauf erhalten. Radikalster
Protagonist der Arbeiterbewegung wird
der Trierer Soziologe und Ökonom Karl
Marx. 1848 veröffentlicht er mit Friedrich

Geist der Arbeiter erlahmen lassen könn-
ten – und so zu einer Stabilisierung der
bürgerlichenHerrschaft führen“, sagtWirt-
schaftshistorikerNützenadel.
Auch wissenschaftlich ist Marx an nor-

mativen Gerechtigkeitsfragen nicht über-
mäßig interessiert. Er habe für die „morali-
sche Empörung über die Ungerechtigkeit
des Kapitalismus nurGeringschätzung üb-
rig“ gehabt, schreibt der Ökonom Thomas
Ebert in seinem 2010 erschienenen Buch
„Soziale Gerechtigkeit“. Ebert: „Maßstab
der Gerechtigkeit war für Marx die Ge-
schichte, nicht irgendwelche ethischen
Normen.“ In gewisser Weise hält Marx die
Besitz- und Einkommensverteilung seiner
Zeit sogar für gerecht, da diese schließlich
auf den demKapitalismus eigenenGesetz-
mäßigkeitenberuhe.

KATHEDERSOZIALISTEN-TRIO
StattMarx schreiben inDeutschland in der
Folgezeit antirevolutionäre Sozialreformer
die soziale Gerechtigkeit auf ihre Fahnen.
Es sind die sogenannten Kathedersozialis-
ten um Wissenschaftler wie Gustav von
Schmoller, Werner Sombart und Adolph
Wagner, die erstmals eine staatliche Sozial-
politik einfordern. Für sie sind der Marxis-
musunddiepolitischeRadikalisierungder
Arbeiterbewegung ein Irrweg.Der vonden
Reformern 1873 gegründete Verein für
Socialpolitik, noch heute eine der weltweit
einflussreichsten Ökonomenvereinigun-
gen, rückt die soziale Frage in den Mittel-
punkt seiner Forschung. Die neue Gruppe
will „auf der Grundlage der bestehenden
Ordnung die unteren Klassen so weit he-
ben, bildenundversöhnen, dass sie inHar-
monie und Frieden sich in den Organis-
mus einfügen“, beschrieb Gustav Schmol-
ler ihr Programm.
Parallel dazu entdeckt auch die Kirche

die Bedeutung des Themas. „Der Katholi-
zismus war zu dieser Zeit eine treibende
Kraft bei derDebatte umsozialeGerechtig-
keit“, sagt Historiker Nützenadel. Die Enzy-
klika „RerumNovarum“, die Papst Leo XIII.
im Mai 1891 veröffentlicht, wird zur

DerKathedersozialist
Gustav vonSchmoller
(1838–1917),Mitgründer
des Vereins für
Socialpolitik

„Man soll den Armen
unterstützen in seinem
Kampf ums Dasein, in der
Selbsttätigkeit für seine
Existenz, aber man darf nie
ganz für ihn denken und
handeln. Das ist das Wahre
am Prinzip der Selbsthilfe.“

Engels das „Kommunistische Manifest“,
das einenhistorischdeterminiertenZerfall
des kapitalistischen Systems vorhersagt.
Allerdings: Zu dem in Deutschland lau-

ter erschallenden Ruf nach sozialer Ge-
rechtigkeit haben Marx und seine Jünger
ein ambivalentes Verhältnis. Sicher: Der
Klassenkampf und der Aufstand des Prole-
tariats sollen imEndstadiumzur klassenlo-
sen Gesellschaft und zu umfassender
Gleichheit führen. „Doch soziale Gerech-
tigkeit stand bei Marx als politische Forde-
rung nur imHintergrund. Er und seine An-
hänger hatten die Befürchtung, dass staat-
liche Sozialreformen den revolutionären

DieRevolutionäreKarlMarx (1818–1883)
undFriedrichEngels (1820–1895)

„Mögen die herrschenden Klassen vor einer kommunisti-
schen Revolution zittern. Die Proletarier haben nichts
in ihr zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben eine Welt
zu gewinnen. Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“

»
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DerArbeiterpapst LeoXIII. (1878–1903),
Verfasserder Sozialenzyklika „RerumNovarum“

„Ein großer und gefährlicher Irrtum liegt in dem Ansinnen an den Staat, als müsse
er nach seinem Gutdünken in das Innere der Familie, des Hauses eindringen. Allerdings,
wenn sich eine Familie in äußerster Not und in so verzweifelter Lage befindet, dass sie
sich in keiner Weise helfen kann, so ist es der Ordnung entsprechend, dass staatliche
Hilfeleistung für die äußerst Bedrängten eintrete.“

Keimzelle der katholischenSoziallehre –
die wiederum später der sozialen Markt-
wirtschaft in Deutschland wichtige Impul-
se geben sollte. Der als „Arbeiterpapst“ in
die Geschichte eingegangene Pontifex for-
muliert in seiner Schrift einerseits eine kla-
re Absage an den Sozialismus, verbunden
mit dem Bekenntnis zum Privateigentum.
Gleichheit unter den Menschen sei weder
möglich noch gewollt, verkündet Leo, Un-
terschiede hält er für naturgegeben.
Gleichzeitig aber erteilt der Papst dem frei-
en Spiel der Kräfte eine Absage, fordert
vom Staat die Durchsetzung menschen-
würdiger Arbeitsbedingungen und von
denArbeitgebern faire Löhne.
Kathedersozialisten und katholische So-

zialreformer bringen eine neue Qualität in
die Debatte, indem sie den Gerechtigkeits-
gedankenmit derAuflage der Subsidiarität
verbinden. Nach diesem Prinzip ist es
durchaus gerecht, Hilfen an eine individu-
elle Gegenleistung zu koppeln – nämlich
den Versuch, Probleme zunächst aus eige-
ner Kraft zu lösen und zumBeispiel auf die
Unterstützung der Familie zu setzen, an-
statt reflexartig nach dem Staat zu rufen,
wenn es im Leben nicht rund läuft. „Man
soll den Armen unterstützen in seinem
Kampf ums Dasein, in der Selbsttätigkeit
für seine Existenz, aber man darf nie ganz
für ihn denken und handeln“, heißt es bei
Schmoller.

DEUTSCHES REICH ALS PIONIER
Und die Politik reagiert. In einer kaiserli-
chen Botschaft an den Reichstag gibt Kai-
ser Wilhelm I am 17. November 1881 den
Startschuss für eine aktive staatliche Sozi-
alpolitik – zudieserZeit und indieser Form
einzigartig in Europa. Das Deutsche Reich
sei der „Pionier der gesamtstaatlichen So-
zialgesetzgebung“ gewesen, urteilt der
Heidelberger Politikwissenschaftler Man-
fred G. Schmidt. „Es waren konservative,
auf Stabilisierung derMonarchie bedachte
Ministerialbeamte und Politiker, nicht Re-

Krankenversicherung (1883), der Unfall-
versicherung (1884) sowie einer Alters-
und Invalidenversicherung (1889).
Zunächst gelten die neuen Sicherungs-

systeme nur für Industriearbeiter, da diese
bei der politischen Führung als besonders
empfänglich für revolutionäresGedanken-
gut gelten; erst ab 1913werden auch Ange-
stellte einbezogen. Bei den Arbeitern
punkten will Bismarck auch dadurch, dass
sich die Arbeitgeber an der Finanzierung
der neuen Sozialkassen beteiligenmüssen
und die Unfallversicherungsbeiträge für
ihre Beschäftigten sogar komplett über-
nehmen müssen (was bis heute gilt). Das
Ziel, die Sozialdemokratie klein zu halten,
erreicht Bismarck dennoch nicht: Die SPD
holt bei den Reichstagswahlen 1893 über
23 Prozent der Stimmen – gegenüber 9,7
Prozent im Jahr 1884.

SCHUB DURCH WIRTSCHAFTSKRISE
Die Bismarck’schen Sozialreformen sind
der historische Startschuss für das Entste-
hen weiterer Sozial- und Wohlfahrtsstaa-
ten.DennächstenSchubgibt es imGefolge
der 1928 beginnenden Weltwirtschaftskri-
se – diesmal ist Amerika der Antreiber. Die
Arbeitslosenzahlen in den USA sind in ei-
nem noch nie da gewesenen Tempo von
1,5Millionen (1929) auf rund 12Millionen
(1932) in die Höhe geschossen, in man-
chen Regionen kommt es sogar zu Hun-
gersnöten. In dieser Krise ruft Präsident
Franklin D. Roosevelt seinen berühmt ge-
wordenen „New Deal“ aus. Dahinter ver-
birgt sich ein sozialstaatliches Regierungs-
programm, das unter anderemauf Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, umfangreiche
Finanzhilfen für Landwirte und einen all-
gemein steigenden Staatseinfluss auf die
Wirtschaft setzt.
Mit dem Social Security Act von 1935

führen die USA Sozialversicherungen ein.
Zuvor hatte es fürMenschen in wirtschaft-
lichen Notlagen nur rudimentäre und re-
gional unterschiedliche Unterstützung ge-

volutionäre, die einePolitik der sozialen Si-
cherung einleiteten.“ Dabei spielten frei-
lich innenpolitische Gründe die Hauptrol-
le. Die Sozialreform folgte nicht einem
neuen politischen Gerechtigkeitsverständ-
nis, sondern diente primär dem Machter-
halt der politischen Eliten und der beab-
sichtigten Befriedung der immer selbstbe-
wusster auftretendenArbeiterschaft.
Die Politik wollte „Dämme gegen gesell-

schaftliche Folgeprobleme der Industriali-
sierung und Urbanisierung errichten und
einer Gefährdung der politischen und ge-
sellschaftlichen Herrschaftsordnung im
Lande entgegenwirken“, schreibt Schmidt
in seinemBuch „Der deutsche Sozialstaat“.
DieRegierung setzt dabei auf einePolitik

von Zuckerbrot und Peitsche; das Deut-
sche Reich verwandelt sich in eine bislang
unbekannte Staatsform – die des autoritä-
renWohlfahrtsstaates. Mit dem 1878 erlas-
senen „Gesetz wider die gemeingefährli-
chen Bestrebungen der Sozialdemokratie“
verbietet die Staatsmacht sozialistische
und sozialdemokratischeOrganisationen.
Gleichzeitig teilt Kaiser Wilhelm seinen

Untertanen mit, dass künftig „die Heilung
der sozialen Schäden nicht ausschließlich
im Wege der Repression sozialdemokrati-
scherAusschreitungen, sonderngleichmä-
ßig auf dem der positiven Förderung des
Wohles der Arbeiter zu suchen“ sein wer-
de.Unter ReichskanzlerOtto vonBismarck
kommt es zum Aufbau der gesetzlichen

»
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geben. Parallel dazu beginnt in den Wirt-
schaftswissenschaften der (vorübergehen-
de) Siegeszug des Keynesianismus, wo-
nach steigende Staatsausgaben eine kri-
selnde Volkswirtschaft stabilisieren und
dieArbeitslosigkeit senkenkann (und soll).
Auch in Europawird als Reaktion auf die

Massenarbeitslosigkeit der Sozialstaat im
20. Jahrhundert immer weiter ausgebaut –
obwohl es in der Wissenschaft nun auch
zunehmend mahnende Stimmen gibt. Li-
berale Denker wie Friedrich August von
Hayek (1899–1992) machen Front gegen
das neue Staats- und Gerechtigkeitsver-
ständnis. „Der vorherrschende Glaube an
soziale Gerechtigkeit ist gegenwärtig wahr-
scheinlich die schwerste Bedrohung der
meisten anderen Werte einer freien Zivili-
sation“,wettertHayek.
Für den österreichischen Nobelpreisträ-

ger ist soziale Gerechtigkeit als politischer
Kompass ein „quasireligiöser Aberglaube
vonderArt, dasswir ihn respektvoll in Frie-
den lassen sollten, solange er lediglich sei-
ne Anhänger glücklich macht – den wir
aber bekämpfen müssen, wenn er zum
Vorwand wird, gegen andere Menschen
Zwang auszuüben“. Hayek bestreitet, dass
soziale Gerechtigkeit ein legitimes Ziel des
Staates sein kann. Der Staat sei angesichts
vonMillionen Einzelinteressen und unter-
schiedlichster Präferenzen der Menschen
weder in der Lage, die individuellen Wün-
sche der Bürger zu kennen (geschweige
denn zu gewichten), noch könne er ein ob-
jektives Allgemeininteresse definieren, aus
dem sich Umverteilungsansprüche herlei-
ten ließen.

NEUER GERECHTIGKEITSBEGRIFF
Für Hayek ist es allein Aufgabe des Staates,
Verfahrensregeln für den Umgang der
Menschen untereinander aufzustellen, al-
so eine Rechtsordnung, die Eigentums-
rechte schützt und Vertragsfreiheit garan-
tiert. In diesem Regime haben für ihn alle
Menschen die Freiheit, ihre Interessen sel-

ber zu verfolgen – wobei der Ökonom frei-
lich mögliches Marktversagen und soziale
Hierarchien, die die Freiheit des Einzelnen
einschränken, komplett ausblendet.
Neben von Hayek haben vor allem zwei

weitere Denker die moderne Gerechtig-
keitsdebatte geprägt. Zum einen der Har-
vard-Professor John Rawls, (1921–2002),
der in den Siebzigerjahren eine abstrakt-
philosophische „Theorie der Gerechtig-
keit“ entwickelt. Und zum anderen der in-
dische Ökonomienobelpreisträger Amar-
tya Sen, der 2010 mit seinem Buch „Eine
Idee der Gerechtigkeit“ versucht, das
Rawls’sche Ideen- und Theoriegebäude zu
erden und an die realen Lebensbedingun-
genderMenschen anzupassen.

IDEALBILD EINES GEMEINWESENS
Rawls vermengt in seiner Philosophie li-
bertäre und egalitäre Ideen, sodass sich
verschiedene Denkrichtungen auf ihn be-
rufen. Rawls habe die „normative Fundie-
rung für den Sozialstaat geliefert“, schreibt
ÖkonomEbert. Der Philosoph entwirft das
Idealbild eines Gemeinwesens mit kollek-
tiver Fairness und weitreichender rechtli-
cher, sozialer und wirtschaftlicher Gleich-
heit der Menschen. Allerdings ist Un-
gleichheit erlaubt, wenn Chancengleich-
heit herrscht und die schlechter Gestellten
von der Ungleichheit profitieren. „Soziale
undwirtschaftlicheUngleichheiten sind so
zu gestalten, dass vernünftigerweise zu er-
warten ist, dass sie zu jedermanns Vorteil
dienen“, schreibt Rawls.
Vereinfacht ausgedrückt: Wenn bei-

spielsweise in einer wachsenden Volks-
wirtschaft die Gewinnquote der Unterneh-
men zulasten der Lohnquote steigt, wäre
dies nur dann akzeptabel, wenn die höhe-
ren Gewinne in Investitionen fließen, die
wiederum über ein steigendes Sozialpro-
dukt, neue Jobs und höhere Löhne den Ar-
beitnehmern zugutekommen.
Amartya Sen lehnt die Ausgangslage bei

Rawls – dasKonstrukt eines gesellschaft-

DerVaterder sozialenMarktwirtschaft LudwigErhard (1897–1977)

„Es ist ungleich sinnvoller, alle einer Volkswirtschaft zur Verfügung stehenden Energien
auf die Mehrung des Ertrags der Volkswirtschaft zu richten, als sich in Kämpfen um die
Distribution des Ertrages zu zermürben und sich dadurch von dem allein fruchtbaren Weg
der Steigerung des Sozialproduktes abdrängen zu lassen. Das mir vorschwebende Ideal
beruht auf der Stärke, dass der Einzelne sagen kann: Ich will mich aus eigener Kraft
bewähren, ich will für mein Schicksal selbst verantwortlich sein.“

Der liberale Skeptiker
FriedrichAugust von
Hayek (1899–1992)

„Womit wir es im Falle der
,sozialen Gerechtigkeit‘ zu
tun haben, ist ein quasi-
religiöser Aberglaube von der
Art, dass wir ihn respektvoll in
Frieden lassen sollten, solan-
ge er lediglich seine Anhän-
ger glücklich macht – den wir
aber bekämpfen müssen,
wenn er zum Vorwand wird,
gegen andere Menschen
Zwang auszuüben. Der vor-
herrschende Glaube an ,so-
ziale Gerechtigkeit‘ ist gegen-
wärtig wahrscheinlich die
schwerste Bedrohung der
meisten anderen Werte einer
freien Zivilisation.“

»
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Auf hohem Niveau
Anteil der Sozialleistungen am BIP in Deutschland (in Prozent)

* 2010 und 2011 Schätzung; bis 1969 unrevidierte Werte; ab 1991 einschließlich neue Länder;
ab 2009 einschließlich privater Krankenversicherung; Quelle: BMAS

35

30

25

20

15
1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2011*

1990
Deutsche

Wiedervereinigung

1973
1. Ölpreiskrise

Deutsches
Wirtschaftswunder

2007–2009
Globale Finanz- und
Wirtschaftskrise

Gerechtigkeit Geschichte

DerPhilosophder
Gerechtigkeit JohnRawls
(1921–2002)

„Jeder Mensch besitzt eine
aus der Gerechtigkeit ent-
springende Unverletzlichkeit,
die auch im Namen des
Wohls der ganzen Gesell-
schaft nicht aufgehoben
werden kann. Daher lässt es
die Gerechtigkeit nicht zu,
dass der Verlust der Freiheit
bei einigen durch ein
größeres Wohl für andere
wettgemacht wird.“

lichen Idealzustands – ab. Statt voneiner
vollkommen gerechten Gesellschaft zu
träumen,muss es für Sen stets umdieprak-
tische Frage gehen, ob ein Zustand oder ei-
neEntscheidunggerechter ist als einedazu
bestehende Alternative. Nach Sens soge-
nanntem „Fähigkeitenansatz“ ist bei der
Bewertung weniger entscheidend, ob je-
mandviel oderwenigbesitzt – sondernpri-
mär, was ermit seinen Fähigkeiten aus sei-
nem Leben machen kann. Dieser Ansatz
spielt vor allem in der Entwicklungspolitik
eine Rolle. Auch ein besseres Bildungs-
undGesundheitssystemkannnachdiesem
Verständnis fürmehrGerechtigkeit sorgen.

DER DRITTE WEG
In Deutschland haben die Väter des
Grundgesetzes das Ziel soziale Gerechtig-
keit 1949 in Form des Sozialstaatsgebots
zum Verfassungsrang erhoben. „Die Bun-
desrepublik Deutschland ist ein demokra-
tischer und sozialer Bundesstaat“, heißt es
in Artikel 20 des Grundgesetzes. Und Arti-
kel 28 ergänzt: „Die verfassungsmäßige
Ordnung indenLändernmussdenGrund-
sätzen des republikanischen, demokrati-
schenund sozialenRechtsstaates imSinne
diesesGrundgesetzes entsprechen.“
Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet so-

mit Gesetzgeber, Justiz und Verwaltung,
bei ihremHandeln soziale Faktoren zu be-
rücksichtigen. Damit war nach Ende des
Zweiten Weltkriegs nicht unbedingt zu
rechnen. In Deutschland bricht ein erbit-
terter Konflikt über das künftige Wirt-
schafts- und Sozialstaatsmodell aus. Auf
der einen Seite stehen die Verfechter eines
freien Marktes angelsächsischer Prägung,
auf der anderen Seite die Anhänger einer

staatlichen Lenkungswirtschaft. Dass es
schließlich anders kommt, liegt auch an ei-
nemWirtschaftsprofessor ausMünster: Al-
fredMüller-Armack. Der Ökonom entwirft
1946 in seiner Schrift „Wirtschaftslenkung
und Marktwirtschaft“ einen dritten Weg,
eine Synthese von marktwirtschaftlicher
Ordnung und sozialer Gerechtigkeit, von
der „das Schicksal unserer Zivilisation“ ab-
hänge.
Zentrale Aufgabe der neuenOrdnung ist

es für Müller-Armack, „das Prinzip der
Freiheit auf dem Markte mit dem Prinzip
des sozialen Ausgleichs zu verbinden“. Ein
Name für das neue Konzept ist flugs gefun-
den: soziale Marktwirtschaft. 1952 wird
Müller-Armack Leiter der Grundsatzabtei-
lung im Bundeswirtschaftsministerium –
und setzt mit Wirtschaftsminister Ludwig
Erhard das Konzept in die Praxis um. Ihr
Credo: Zu einem marktwirtschaftlichen
SystemmitWettbewerb und freier Preisbil-
dung gibt es keine Alternative – allerdings
muss gleichzeitig der soziale Frieden ge-
wahrt und den Menschen eine Teilhabe
amWohlstand ermöglicht werden. Anders
als in der reinen Lehre ist der Staat kein
„Nachtwächter“mehr im Sinne von Adam
Smith. Sondern er darf aktiv werden, so-
fern die staatlichen Interventionen „markt-
konform“ sind, also denWettbewerb nicht
verzerren, sondern ihmdienen.

EUCKENS ORDOLIBERALISMUS
Das theoretische Fundament dazu liefert
der sogenannte Ordoliberalismus. Der in
Freiburg lehrendeÖkonomWalter Eucken,
einer der führendenOrdoliberalen, rät der
Politik, soziale Gerechtigkeit „durch Schaf-
fung einer funktionsfähigen Gesamtord-
nung“ zu schaffen und „die Einkommens-
bildung den strengen Regeln des Wettbe-
werbs, des Risikos undderHaftung“ zuun-
terwerfen. Müller-Armack ist zwar dezi-
diert für eine Einkommensumverteilung,
etwa durch eine progressive Einkommen-
steuer. Einig sind sich die Protagonisten
der sozialen Markwirtschaft allerdings da-
rin, dass Wachstum die beste Medizin ge-
gen soziale Unwuchten ist – weil nur eine
wachsende Wirtschaft neue Jobs und stei-
gende Einkommen schafft. „Es ist sehr viel
leichter, jedem Einzelnen aus einem im-
mer größer werdenden Kuchen ein größe-
res Stück zu gewähren, als einen Gewinn
aus einer Auseinandersetzung umdie Ver-
teilung eines kleineren Kuchens ziehen zu
wollen“,mahnt Erhard.
Das Wirtschaftswunder in Deutschland

lässt die sozialen Auseinandersetzungen

»
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zunächst in den Hintergrund treten. Die
Wirtschaft boomt, es herrscht Vollbeschäf-
tigung. „Wirtschaftswachstummehrte den
Wohlstand der Individuen, entspannte die
sozialen Verteilungskämpfe, stabilisierte
das politische System der Bundesrepublik
und veränderte gleichzeitigWirtschaft, Ge-
sellschaft und Umwelt radikaler als der
Krieg und die vorausgegangene Weltwirt-
schaftskrise zusammen“, schreibt derWirt-
schaftshistorikerWernerAbelshauser.
DochdannkommendieÖlkrise, die tiefe

Rezession und die Massenarbeitslosigkeit
der Siebzigerjahre; der Begriff „soziale Ge-
rechtigkeit“ erlebt eine Metamorphose.
Statt Leistungsgerechtigkeit steht nun Ver-
teilungsgerechtigkeit im Mittelpunkt, und
was gerecht ist, das bestimmtdiePolitik. Es
beginnt ein „spektakulärer Sozialpolitik-
wettlauf zwischen Regierung und Opposi-
tion“ (Schmidt). Die Staatsquote, die 1960
bei weniger als einem Drittel der Wirt-
schaftsleistung lag, schießt bis 1975 auf
knapp 49 Prozent hoch. In den Achtziger-

Symbol des Volkswohlstands Feierstunde
im VW-Werk Wolfsburg 1953, nachdem der
500000. Käfer vom Band gelaufen war

mittlerweile eine Insel in der Welt. In den
Schwellenländern herrscht hingegen eher
die angelsächsische Idee der Leistungsge-
rechtigkeit vor“, sagt Wirtschaftshistoriker
Nützenadel.
Und wie gerecht es im Deutschland des

Jahres 2013 wirklich zugeht, ist durchaus
umstritten.DerAnteil der Sozialleistungen
amBruttoinlandsprodukt liegt bei rund 30
Prozent – 1960 waren es nur 18 Prozent
(siehe Grafik). „Die gefühlte Ungerechtig-
keit ist in Deutschland höher als die tat-
sächliche. Insgesamt ist unsere Gesell-
schaft in den vergangenen 100 Jahren ge-
rechter geworden“, urteilt Nützenadel. Die
Möglichkeit benachteiligter Gruppen zur
Partizipation, die soziale Durchlässigkeit
und Chancengerechtigkeit – all dies habe
sich verbessert. Nützenadel ist sich sicher:
„Die Deutschen kreisen in der Gerechtig-
keitsdebatte gern um sich selbst – und
vergessen dabei den Blick auf den Rest
derWelt.“ ■

bert.losse@wiwo.de

jahren geht eswieder etwas runter, doch in
den Neunzigerjahren steigt der Anteil der
Staatsausgaben am Bruttoinlandsprodukt
wieder auf nahezu 50Prozent.

DIE NEUE UMVERTEILUNG
In dieser Region verharrt sie bis heute – zu-
mal im Gefolge von Finanz- und Wirt-
schaftskrise eine neue Staatsgläubigkeit
eingesetzt hat, die nicht nur Bevölkerung
und Politik erfasst, sondern auch Teile der
Wissenschaft. „Verringern kann die Un-
gleichheit nur der mächtigste Akteur: der
moderne Staat“, schreibt der renommierte
Soziologe Hans-Ulrich Wehler in seinem
neuenBuch „Die neueUmverteilung“.
Auf der europäischen Bühne geht es

ähnlich zu. „Kontinentaleuropa ist mit sei-
ner Fokussierung auf Verteilungsfragen
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Gerechtigkeit Studie Freiheit und Wohlstand

Diffuse Zukunftsängste
Welchen Grad an Freiheit und Selbstverwirklichung empfinden Berufseinsteiger in Deutschland, was
macht ihnen Sorge? Eine Umfrage untersucht die Veränderungen über zwei Generationen hinweg.

W as bedeutet Freiheit für
Sie persönlich?Wie frei
fühlten Sie sichbei Ihrem

Berufseinstieg undwie frei heute?
HabenSie zuBeginn IhrerKarriere
genug verdient, um IhreKonsum-
wünsche erfüllen zu können?Wie
schätzen Sie dieChancen zur
Selbstverwirklichungheute imVer-
gleich zur Zeit zwischen 1965und
1975 ein?Und schließlich:Wie be-
urteilen Sie dieAuswirkungender
Globalisierung?
Diese und eineReiheweiterer

Fragen stellte ProfessorChristoph
Lütge, Inhaber des Peter Löscher-
Stiftungslehrstuhls fürWirtschafts-
ethik ander TechnischenUniversi-
tätMünchen, imAuftrag der Initia-
tiveNeue SozialeMarktwirtschaft.
Ander repräsentativenUmfrage
beteiligten sich 1072Teilnehmern.
Lütges Ziel: Erwollte herausfinden,
welches subjektive Freiheitsgefühl
dieDeutschen zudem ihr ganzes
späteres LebenprägendenZeit-
punkt ihres Berufseinstiegs emp-
fundenhaben.

GENERATIONENVERGLEICH
DasBesondere anderUmfrage:
Lütge befragte zwei Altersgruppen,
die eineHälfte bestand aus 32- bis
43-Jährigen, derenBerufseinstieg
also nochnicht so lange zurück-
liegt. Die andereHälfte bestand aus
57- bis 68-Jährigen, derenberufli-
cheWeichenstellung vor ungefähr
einerGeneration stattgefunden
hatte unddie also heute ihr berufli-
ches Lebenweitgehendüber-
schauen können.
Dabei zeigen sich signifikante

Unterschiede zwischendenGene-
rationen. Interessant vor allem:
Die Jüngeren sind trotz ihres er-
heblichhöherenmateriellenWohl-
stands zuBeginn ihrer Berufstätig-
keit nicht unerheblichen von
Zukunftsängsten geplagt.Die Er-
gebnisse imEinzelnen:

FREIHEIT
Die Freiheit bei der Berufswahl hat
in den vergangenen 50 Jahren zu-
genommen.Auf die Frage, ob sie
rückblickend ihre Entscheidung
für die Berufsausbildung frei ge-
troffenhaben, gaben vonden Jün-
gerendeutlichmehr an, dass sie
sich gänzlich oder relativ frei ent-
scheiden konnten.Dagegenüber-
wogbei denÄlterenderAnteil der-
jenigen, die sichdabei stark einge-
schränkt fühlten.
ZwischendenGenerationenbe-

stehen allerdings großeUnter-
schiede in dem,was sie unter Frei-
heit verstehen. So gabunter den
57- bis 68-Jährigen jeder Zweite an,
dass für ihn zumZeitpunkt des
Berufseinstiegs Freiheit vor allem

bedeutete, selbst für sich verant-
wortlich zu sein. Für die 32- bis
43-Jährigenwar dagegenFreiheit
zur Zeit ihres Berufseinstiegs vor
allemmitHandlungsfreiheit ver-
bunden (sieheGrafik unten).
Zwar steht für beideGruppen

heute die Entscheidungs- und
Handlungsfreiheit in der Lebens-
gestaltung ander Spitze der Priori-
tätenskala. Für die jüngereGenera-
tion ist die Freiheit aber eher im
PersönlichenundPrivaten an-
zusiedeln. 44 Prozent gabenhier
Entscheidungs- undHandlungs-
freiheit an – bei denÄlterenwaren
es nur 34Prozent.
Für die ältereGenerationhat

Freiheit dagegen eher eine gesell-
schaftlicheDimension. Auf die
Frage,was Freiheit für sie persön-
lich bedeute, nannten 22Prozent
Meinungs-, Versammlungs- und
Informationsfreiheit. Bei den
jüngerenwaren es nur 13Prozent
(sieheGrafik links).
AlsGrundderDiskrepanz ver-

mutet Professor Lütge, dass die
Älterennochdie Zeitenbewusst er-
lebt haben, in denenDemokratie,
Meinungsfreiheit undMenschen-
rechte keine Selbstverständlichkeit
waren –wie etwa inder früheren
DDR.

KONSUM
Die finanziellenMöglichkeit, die
eigenenKonsumwünsche in
der Phase desBerufseinstiegs zu
erfüllen, haben sich in den vergan-
genen 50 Jahrendeutlich verbes-
sert. 40 Prozent der älterenGenera-
tion gaben an, dass bei ihnendas
Geld zur Zeit des Berufseinstieges
nur für dasNötigste reichte.Das
sinddeutlichmehr als bei der
jungenGeneration.
DerenVertreterwiederumgaben

mehrheitlich an, dass sie bereits zu
ihremBerufsbeginn genügend
Geld für ihrenKonsumund ihre

44 %
der jungen
Deutschen
beziehen den
Begriff Frei-
heit eher auf
das Private.
Für die Älteren
hat Freiheit
eher eine ge-
sellschaftliche
Dimension

57 bis 68 Jahre 32 bis 43 Jahre

Frage:Was bedeutete Freiheit für Sie zur Zeit Ihres
Berufseinstieges?

Frage:Wie viel Konsum konnten Sie sich zur Zeit Ihres
Berufseinstieges leisten?

Und was bedeutet Freiheit für Sie heute?

Quelle: Lütge

Frei zu sein von
sozialer Not

Das Geld reicht(e) nur
für das Nötigste

Das Geld reicht(e) für
meine Konsumwünsche

0% 10% 20% 30% 40% 50%

0% 10% 20% 30% 40% 50%

Das man leben kann,
wie man möchte

Meine Konsumwünsche
konnte ich mir nicht

erfüllen

Entscheidungs-/
Handlungsfreiheit

Freie Meinungsäußerung
und Meinungsbildung

Für sich selbst
verantwortlich zu sein

Das Geld reicht(e) für die
meisten meine

Konsumwünsche

Ich hatte mehr Geld,
als nötig ist
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privatenVergnügenhaben (siehe
Grafik Seite 38).

ARBEITSPLATZSICHERHEIT
DasAngebot anArbeitsplätzenhat
imBewusstsein derUmfrageteil-
nehmer in den vergangenen 50
Jahren stark abgenommen. Zum
Zeitpunkt ihres Berufseinstiegs
gab es nachEinschätzung von
47Prozent der 57- bis 68-Jährigen
mehr offene Stellen als Bewerber
in ihrer Branche.
Vonden Jüngerenhattendemei-

genenEmpfindennach lediglich
19Prozent eine solche komfortable
Situation zuBeginn ihrer Karriere.
NachmehrheitlicherAnsicht der
32- bis 43-Jährigen gab es zumZeit-
punkt ihres Berufseinstiegesmehr
Bewerber als offene Stellen (siehe
Grafik rechts).

SELBSTVERWIRKLICHUNG
AbgenommenhabennachAnsicht
der Befragten auchdieChancen
zur beruflichenundpersönlichen
Selbstverwirklichung. Zwar schätz-
tendie Teilnehmer jeweils die Zeit,
die demeigenenBerufseinstieg nä-
her liegt, als positiver ein.
Währenddie ältereGeneration

die Selbstverwirklichungschancen
inder Zeit zwischen 1965und1975
deutlichhöher bewertete,waren
demEindruck vonmehr Jüngeren
zufolge dieChancendamals
schlechter als heute.
Insgesamthabendie Teilnehmer

der jüngerenGeneration jedoch
ein deutlich positiveres Bild von
denChancen zumZeitpunkt des
Berufseinstieg der älterenGenera-
tion: 40 Prozent finden, dass die
beruflichen Selbstverwirklichungs-
chancendamals besserwaren als
heute.DieChancen zur persönli-
chen Selbstverwirklichungwerden
damalsmit 28 Prozent allerdings
etwas geringer eingeschätzt (siehe
GrafikMitte).

GLOBALISIERUNG
Dennoch stehendie Jungenden
AuswirkungenderGlobalisierung
in der Tendenzpositiver gegenüber
als dieÄlteren. So ist der Anteil der
57- bis 68-Jährigen, die durchdie
Globalisierungwesentlichmehr
negative als positive Folgenbe-

fürchten, ungefähr doppelt so groß
wie derAnteil der 32- bis 43-Jähri-
gen (sieheGrafik unten).

FAZIT
DieVertreter derGeneration
der 32- bis 43-Jährigen konnten
sichbeimBerufseinstieg tenden-
ziellmehrKonsumwünsche erfül-
lenund trafenmit ihrer Berufs-
wahl aufwenigerWiderstände als
dieGenerationder heute 57- bis
68-Jährigen.
Das ist als ein höhererGrad an

Freiheit zuwerten, auchwenndie
jüngereGenerationdieChancen
zur Selbstverwirklichung zur Zeit

ihres Berufs insgesamt für schlech-
ter hielt.
Das liegt vermutlichdaran, dass

sich in ihrerWahrnehmungdas
Angebot anArbeitsplätzen verrin-
gert hat.DieArbeitsmarktchancen
sindoffenbar einwichtiger Faktor,
der dasUrteil über dieChancen
undFreiheiten insgesamt stark be-
einflusst.
Die pessimistischere Einschät-

zungder jüngerenGeneration ist
nicht durch ihre finanzielle Lage
bedingt, sondernhatmit einer
verändertenZukunftserwartung zu
tun. Auchwenndie ältereGenera-
tion zur Zeit ihres Berufseinstieges
wenigerGeld zurVerfügunghatte
und auchweniger freiwar bei der
Wahl ihres Berufes, so stand sie
dochder Zukunft inBezug auf ihre
beruflichenChancenpositiv ge-
genüber.
Wirtschaftlichwarendie Sech-

ziger- unddie Siebzigerjahre des
vergangenen Jahrhunderts von
hohemWirtschaftswachstum, si-
cherenArbeitsplätzenund ebenso
sicherenRenten geprägt.

LÄHMENDE UNGEWISSHEIT
DenBerufseinsteigern imkrisen-
gebeutelten Jahrzehnt nachder
Jahrtausendwende fehlen eben ge-
naudiese Sicherheiten. Auchwenn
sie sich auf einemhohenKonsum-
niveaubewegen, unterliegen sie
letztlich doch einer diffusenZu-
kunftsangst.
Die gestiegeneUnsicherheit

auf demArbeitsmarkt (Stichwort:
befristeteVerträge,Generation
Praktikum) sowie dieUnwägbar-
keiten in SachenRente undKapi-
talanlage für dieAltersvorsorge
wirken sichnegativ auf ihre Ein-
schätzungder aktuellen Freiheiten
undOptionen aus.
Es scheint alsoweniger die aktu-

elleWirtschaftslage in der Bundes-
republik als die zukünftige zu sein,
die dieWahrnehmungder Freiheit
bestimmt. ■

57 bis 68 Jahre 32 bis 43 Jahre

57 bis 68 Jahre

32 bis 43 Jahre

57 bis 68 Jahre

32 bis 43 Jahre

Frage:Wie war das Angebot an Arbeitsplätzen zur Zeit
Ihres Berufseinstieges in Ihrem Berufsfeld?

Frage:Wie waren Selbstverwirklichungschancen
im Zeitraum von 1965 und 1975?

Quelle: Lütge

Wesentlich mehr offene
Stellen als Absolventen

Wesentlich mehr
Absolventen

als offene Stellen

Deutlich besser
als heute

0% 10% 20% 30% 40%

0% 10% 20% 30% 40% 60%50%

0% 10% 20% 25%15%5% 30%

Etwas mehr offene
Stellen als Absolventen

Etwas mehr Absolventen
als offene Stellen

Es hielt sich in etwa
die Waage

Etwas besser
als heute

In etwa genauso
wie heute

Deutlich schlechter
als heute

Etwas schlechter
als heute

Frage:Wie beurteilen Sie die Globalisierung und ihre
Auswirkungen insgesamt?

Wesentlich mehr
positive Folgen

als negative
1

2

3

4

5

6

7
Wesentlich mehr
negative Folgen

als positive

19%
der Jüngeren
glauben, dass
es zu Beginn
ihrer Karriere
mehr Jobs als
Bewerber in
ihrer jeweiligen
Branche gibt

Der Text basiert auf der Studie „Wahrnehmung
von Freiheiten und Optionen beim Berufsein-

stieg im Generationenvergleich“ von Professor
Christoph Lütge, Inhaber des Peter Löscher-

Stiftungslehrstuhls für Wirtschaftsethik an der
Technischen Universität München. Die Studie

erstellte er im Auftrag der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft. Redaktion: Klaus Methfessel
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Gerechtigkeit Hunger

Endlich richtig helfen!
Sind Finanzspekulanten schuld an den Hungerkatastrophen? Wirtschaftsethik-Professor Ingo Pies rät,
genauer nach den Ursachen zu forschen. Denn falsche Antworten schaden den Betroffenen nur.

H unger ist nicht nur eine Verletzung
der Menschenwürde und des kodi-
fizierten Rechts auf Nahrung, son-

dern auch eine eklatante Beeinträchtigung
individueller Lebenschancen. Deshalb ist
ErnährungssicherungeinwichtigerBeitrag
zur Chancengerechtigkeit im globalen
Maßstab. Will man sie fördern, müssen al-
lerdings einige Orientierungsschwierigkei-
ten überwundenwerden. Hierzu drei wirt-
schaftsethischeThesen.

1. HUNGER HAT POLITISCHE UND
WIRTSCHAFTLICHE GRÜNDE
Die strukturelle Ursache für Hunger ist Ar-
mut. Die strukturelle Ursache für Armut ist
eine niedrige Arbeitsproduktivität. Die
strukturelle Ursache für eine niedrige Ar-
beitsproduktivität sind Marktzugangsbar-
rieren. Hierzu zählt der Protektionismus,
mit demdieUSAunddie EuropäischeUni-
on ihre Märkte gegen Wettbewerber aus
Entwicklungsländern abschotten. Und: Es
gibt etliche Hindernisse, die in den Ent-
wicklungsländern verhindern, dass Men-
schen, die unter Armut leiden, sich mit
Sach- und Humankapital ausstatten kön-
nen und eigenverantwortlich an der Wert-
schöpfung teilnehmenkönnen.

Gerade Subsistenzbauern können ihre
niedrigeArbeitsproduktivität –und folglich
ihren niedrigen Lebensstandard und ihre
prekäre Nahrungssituation – nur dadurch
verbessern, dass sie beginnen, sich in die
weltwirtschaftliche Spezialisierung einzu-
gliedern und mit Akteuren zusammenzu-
arbeiten, die ihnenKapital undKnow-how
zugänglich machen. Deshalb sind nicht
spendenfinanzierte Projekte, sondern ord-
nungspolitische Weichenstellungen für
marktliche Inklusion der Schlüssel zumEr-
folg, wenn es darumgeht, eine nachhaltige
Entwicklung zu fördern, die Armut undda-
mit auchHungerwirksambekämpft.

2. MAN MUSS DIE RICHTIGEN
FRAGEN STELLEN
Die öffentliche Diskussion kreist immer
wieder um die Frage, mit welchen Hilfs-
maßnahmen sich die Lebenslage der
Kleinbauern verbessern lässt. Diese Frage
ist zweifellos gut gemeint, aber falsch ge-
stellt.Natürlich verdienenKleinbauernun-
sere Hilfe und Solidarität. Aber nicht des-

halb, weil sie Kleinbauern sind. Auch nicht
deshalb, weil sie Dorfbewohner sind oder
weil sie Subsistenzwirtschaft betreiben. Sie
verdienen unsere Hilfe und Solidarität,
weil sie Menschen sind, deren Menschen-
würde und Menschenrecht durch Hunger
und Armut verletzt werden. Man hilft ih-
nen, wenn man die institutionellen Hin-
dernisse aus demWeg räumt, die sie daran
hindern, sich aus ihrer Armut unddenpre-
kären Lebensbedingungen mangelnder
Nahrungssicherheit herauszuarbeiten.

3. IRREFÜHRENDE KAMPAGNEN
SIND KONTRAPRODUKTIV
Namhafte Entwicklungsorganisationen
haben in den letzten zwei Jahren viele Res-
sourcendafür eingesetzt, dieÖffentlichkeit
vor den vermeintlich „hungermachenden“
Auswirkungen der Finanzspekulation mit
Agrarrohstoffen zu warnen. Ihre oft er-
schreckend schlecht informierte Kritik an
Terminmarktgeschäften von Indexfonds
vermittelte den falschenEindruck, als ließe
sich der Hunger in der Welt wirksam da-
durch bekämpfen, dass man Zugangsbar-
rieren für Finanzmärkte errichtet.
Doch dieser Alarm ist ein Fehl-Alarm.

Durch ihn wurden wichtige Chancen ver-
tan: Hätte man das moralische Engage-
ment mit der gleichen Verve zum Beispiel
auf eine Reformierung der Bioenergieför-
derung gerichtet, wäre für dieHungernden
dieserWeltmehr zu erreichen gewesen.
Fazit: Esmangelt nicht an gutemWillen,

die globale Ernährungssicherheit nachhal-
tig zu verbessern. Es fehlt an intellektueller
Orientierung. So passiert es, dass engagier-
teBürger, dieHunger undArmut auf dieser
Welt wirksam bekämpfen wollen, besten
Gewissens falschen Antworten anhängen,
deren politische Umsetzung kontrapro-
duktiv wäre und den betroffenen Men-
schen nicht nützen, sondern schadenwür-
de.Hier tut (Selbst-)Aufklärungnot. ■

Schlange stehen für Nudeln Kinder in
Burkina Faso warten auf ihre Essensration
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Ingo Pies ist Professor für Wirtschaftsethik an der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg. Die Thesen basieren
auf der Studie „Chancengerechtigkeit durch Ernährungs-

sicherung – zur Solidaritätsfunktion der Marktwirtschaft bei
der Bekämpfung des weltweiten Hungers“, die er im Auf-

trag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft erstellt hat.
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Gerechtigkeit Studie Gerechtigkeitsmonitor

Die Aufholjagd
kann beginnen
Wie gerecht geht es zu auf der Welt? Professor Dominik H. Enste
untersucht anhand von Daten und Fakten, wie Deutschlands
soziale Marktwirtschaft in dieser fundamentalen Frage gegenüber
anderen Ländern abschneidet. Seine Diagnose: Mängel bestehen
vor allem noch in der Chancengerechtigkeit.

D ieDeutschenhadernmit der
sozialenMarktwirtschaft.
Hatten zur Jahrtausend-

wendenoch55Prozent eine gute
Meinung von ihr, fiel dieserWert
imGefolgederWeltfinanzkrise auf
38Prozent,wiedas Institut fürDe-
moskopie inAllensbach feststellte.
Danachhaben insbesondereMen-
schenmit niedrigemwirtschaft-
lichemStatus entweder keineMei-
nung zur sozialenMarktwirtschaft
(39Prozent) oder keine guteMei-
nung (36Prozent).Und in einer In-
fratest-Umfrage gaben77Prozent
derBefragtenan, die sozialeMarkt-
wirtschaft „machedieReichen
reicherunddieArmenärmer“.
Dabeiwardie sozialeMarktwirt-

schaft von ihrenGründervätern so
konzipiertworden, dass sie „auch
indenbreitestenSchichtenallge-
meineZustimmung“ finden sollte,
wieAlfredMüller-Armack, ein
wichtigerBerater LudwigErhards,
formulierte. So versucht die soziale
Marktwirtschaft, die Stärkender
freienMarktwirtschaftmit einer
stärker egalitärenWirtschaftsform
zuverbinden, alsoMarktelemente
mit sozialstaatlichenElementen zu
kombinieren.Dementsprechend
ist diehoheBedeutungderGerech-
tigkeit auch verfassungsrechtlich in
der Sozialstaatsklausel desGrund-
gesetztes verankert:Darinheißt es,
dass es dieAufgabedes Staates sei ,
„für eine gerechte Sozialordnung
zu sorgen“.
Dochwas genau ist unterGe-

rechtigkeit zu verstehen?Die empi-
rischeForschung zeigt:Menschen

stützen sichbei spontanenGerech-
tigkeitsurteilen auf Prinzipien, die
meist nicht bewusstwahrgenom-
menwerden.Dabei ist das sponta-
neGerechtigkeitsempfinden, das
Bauchgefühl, nicht unbedingt ein
guterRatgeber.Denndieses basiert
auf evolutionär bedingtenEmotio-
nen, die in einerZeit entstanden,
als esnochkeinennennenswerten
Zuwachs anWohlstandgabundes
umdieVerteilungderGüter ging.
In einermodernenGesellschaft
kommenandereGerechtigkeits-
maßstäbe zumTragenals in Jäger-
undSammlergesellschaften.
InderwissenschaftlichenDebat-

te haben sich sechsunterschied-
licheGerechtigkeitsprinzipien
herauskristallisiert, denenunter-
schiedlicheWertvorstellungen zu-
grunde liegen: Bedarfsgerechtig-
keit, Leistungsgerechtigkeit, Chan-
cengerechtigkeit, Verteilungs- oder
Einkommensgerechtigkeit, Regel-
gerechtigkeit sowieGenerationen-
gerechtigkeit.
Der imAuftragder Initiative

NeueSozialeMarktwirtschaft er-
stellteGerechtigkeitsmonitor des
Instituts der deutschenWirtschaft
ermöglicht einen internationalen
Vergleich verschiedenerGerechtig-
keitsvorstellungen. Er untersucht
anhandvon33 Indikatoren,wiedie
entwickeltenLänderdiesePrinzi-
pien inderPraxis erfüllen.DieEin-
zelergebnissewerdendannzuei-
nemGesamtindikator zusammen-
gefasst. Berücksichtigtwerden in
erster Linie objektiveDaten, nur in
wenigenFällenUmfragewerte.

1.
Bedarfs-
gerechtigkeit
IDEE: Sie orientiert sich anden
menschlichenGrundbedürfnissen.
DieGrundidee besteht darin, dass
vieleMitglieder einerGesellschaft
nicht oder nur eingeschränkt leis-
tungsfähig sindund ihreBedürfnis-
se nicht oder nur begrenzt durch
marktmäßige Einkommenserzie-
lungdecken können.Die Ermitt-
lungdes notwendigenAusmaßes
derAbsicherung erweist sich je-
doch als schwierig, da unklar ist,
welcheRessourcenausstattung ein
Menschwirklich benötigt.Meist
wird in diesemZusammenhangdie
Absicherung eines soziokulturellen
Existenzminimumsgefordert.
DieBedarfsgerechtigkeit ist nach
diesemKriteriumdanngesichert,
„wennder existenzielle Bedarf an
Grund- undGemeinschaftsgütern
gedeckt ist unddamit relativeAr-
mut vermiedenwird“, erklärt der
ÖkonomRichardHauser.

INDIKATOREN: ZudenFaktoren,
die diemenschlichenGrund-
bedürfnisse gewährleisten sollen,
zählendieGesundheit, die Vermei-
dung vonArmut in den verschiede-
nenAusprägungen, der Schutz der
Familie als Keimzelle derGesell-
schaft unddieGrundbildung.
Für Bereichewie beispielsweise die
Wohnsituation oder dieAusstat-
tungmitGütern, die auch zum
Existenzminimumgehören, liegen
allerdings keine vergleichbaren
Daten vor.
Für den IndikatorGesundheits-

versorgungwurden zwei Einzelin-
dikatorenherangezogenen: das
zahlenmäßigeVerhältnis vonÄrz-
ten zur Einwohnerzahl sowie der
Anteil, dender Staat zur Finanzie-
rung andenGesundheitssystemen
übernimmt.
DasArmutsrisikowirdhier nicht

nur über die generelle Armuts-
quote der gesamtenBevölkerung,
sondern zusätzlichüber dieKin-
der- undAltersarmut gemessen.
DieAbsicherungder Familiewird
durchdenprozentualenAnteil

77%
der Deut-
schen glau-
ben, dass
die soziale
Marktwirt-
schaft die
Reichen
reicher und
die Armen
ärmer macht
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Bedarfs-
gerechtigkeit
Deutschland
liegt mit 64
Punkten auf
Platz sechs –
ein im inter-
nationalen
Vergleich
hoher Wert.

der staatlichenAusgaben für Fami-
lienundKinder anden gesamten
Sozialleistungen erfasst.
Die Ermöglichung einesMin-

destmaßes anBildungwirdüber
denAnteil der Personenbestimmt,
die nur über einen sehr niedrigen
oder über keinenqualifizierenden
Bildungsabschluss unddamit über
Bildungsarmut verfügen.

ERGEBNIS: Deutschlandbelegt
Platz sechs der 28 untersuchten
Staaten (sieheGrafik rechts). Das
istDeutschlands besterWert bei ei-
nemGerechtigkeitskriterium, ein
Indiz für die Stärkender sozialen
Marktwirtschaft bei der Sicherung
elementarer Bedürfnisse. Zwar
sinddieAusgaben für Familien
undKinder sowie dieÄrztedichte
im internationalenVergleichnur
durchschnittlich hoch.
Dafür ist der Anteil jungerMen-

schenmit keinemoder nur einem
niedrigen Schulabschluss gering.
Positivwirken sich auchdie staatli-
chen Investitionen indasGesund-
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heitswesen aus. Verbessert hat sich
auchdie PositionDeutschlands in
Bezug auf dieKinderarmut –wenn-
gleich teilweise bedingt durch eine
massiveDatenkorrektur durch
dasDIWbei der Berechnungder
Kinderarmut seit 2010.
Ambesten ist die Bedarfsgerech-

tigkeit in den skandinavischen
Staaten gesichert. Der letzte Platz
für dieUSAhat unter anderem
mit der schlechtenGesundheits-
versorgung vonweitenTeilender
Bevölkerung zu tun.
Nicht zuletzt deshalb hat Barack

Obamadie flächendeckendeKran-
kenversicherung zumThema sei-
ner Präsidentschaft gemacht. Auf
denunterenPlätzen finden sich
auchdie südeuropäischen Staaten,
die nur ein rudimentäresWohl-
fahrtsmodell umsetzen.
Dieses Ergebnis zeigt, dass so-

wohl imangelsächsischenKapita-
lismus als auch imWirtschaftsmo-
dell südeuropäischer Staatender
Anspruch auf staatliche Sicherung
derGrundbedürfnissewenig

Auf in den Kampf
Protestdemons-
tration gegen
Bankerboni vor
dem Reichstag

Skala von 0 bis 100
(ein hoher Wert bedeutet

ein großes Ausmaß
an Gerechtigkeit);
Quelle: Institut der

deutschen Wirtschaft»
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ausgeprägt ist.Während inden
angelsächsischen Staatender
MarktWohlfahrt genieren soll, bie-
tet in Südeuropadie eigene Familie
die besteAbsicherung für die
Grundbedürfnisse imFalle der ei-
genenErwerbsunfähigkeit.

Gerade in der aktuellenWirt-
schaftskrise zeigt sich,wiewichtig
in Südeuropadiese familiäreAbsi-
cherung ist.

2.
Leistungs-
gerechtigkeit
INHALT: DieMenschen sollen
so viel erhalten,wie sie erwirt-
schaften:Nicht jeder bekommtdas
Gleiche, sonderndas,was er ver-
dient.Dabeiwerdenunter Leis-
tungmeist diemit Erwerbsarbeit
erzieltenErgebnisse verstanden.
In einemmarktwirtschaftlichen
System, in demdasPrinzip des
Wettbewerbs undderAusgleich
vonAngebot undNachfrage über
denPreis gelten, kommt allerdings
dieKnappheit als zentralesKriteri-
um fürVerteilungundBezahlung
hinzu.

DieGüter,Dienstleistungenund
Fähigkeiten, die knapp sind, erzie-
len einenhöherenPreis oder Lohn
als solche, bei denen einAngebots-
überschuss besteht.

INDIKATOREN: DasLeistungs-
konzeptwird anhand vonGrößen
dargestellt, auf die das Individuum
selber Einfluss nehmenundLeis-
tung zeigen kann. Etwawie esAr-

mut durch eigeneAnstrengungen
tatsächlich vermeiden kann.

Ein guterMaßstabdafür ist bei-
spielsweise,welcherAnteil der Ar-
beitnehmer trotz einer Vollzeittä-
tigkeit lediglichüber ein Einkom-
menunterhalb der relativenAr-
mutsgrenze verfügt.Dies gibt Auf-
schluss darüber, ob sich Leistung
amunterenEndeder Entlohnung
lohnt undob es dort entsprechen-
de Leistungsanreize gibt.

Einwichtiger Indikator ist, ob die
Arbeitskräfte nach ihrer Produkti-
vität unddamit leistungsgerecht
bezahltwerden. Einweiterer Leis-
tungsaspekt besteht in der indivi-
duellen Investition in die eigene
Ausbildung.Wer ein höheres Bil-
dungsniveau erreicht, soll entspre-
chendhöher entlohntwerden.Hö-
hereBildungsrenditenbilden inso-
fern eine leistungsgerechtere Ent-
lohnung für private Bildungsinves-
titionen ab. Schließlich stellendie
besserenArbeitsmarktchancen,
die durch ein gesteigertes Bil-
dungsniveau erreichtwerden kön-
nen, einen guten Indikator für eine
leistungsgerechteGesellschaft dar.
Dieses Element der Leistungsge-
rechtigkeitwird durchdieArbeits-
losenquote der Personenmit dem
höchstenBildungsabschluss (in
der RegelHochschulabsolventen)
inRelation zur gesamtenArbeitslo-
senquote geschätzt.

ERGEBNIS: DaLeistungsgerech-
tigkeit einwichtigerGrundsatz
marktwirtschaftlicherWirtschafts-
systeme ist, weisendiemeisten In-

dustriestaaten im internationalen
Vergleich ein recht homogenesNi-
veau auf.Deutschland liegtmit ei-
nem13. Platz hier nur imMittelfeld
– dennoch eineVerbesserung ge-
genüber denVorjahren.Die ist ins-
besondere auf die deutlich gestie-
genenArbeitsmarktchancendurch
Bildung zurückzuführen. Bei die-
semTeilindikator liegt die Bundes-
republik sogar auf Platz vier.Wobei
das allgemeineBildungsniveau in
Deutschland imVergleich zu ande-

Die Berechnungsmethode
Nach welchen Kriterien der Gerechtigkeitsmonitor angelegt ist.

Um die 28 OECD-Länder in puncto Gerech-
tigkeit miteinander vergleichen zu können,
spalteten die Autoren der Studie das The-
ma Gerechtigkeit in sechs Teilkriterien auf.
Für jedes dieser Teilkriterien wählten sie
dann die Indikatoren aus, die den Inhalt
dieses Kriteriums am realistischsten wie-
dergeben. Da die ausgewählten Einzelindi-
katoren (wie Gini-Koeffizient, Nettolohn-
ersatzrate, Frauenerwerbstätigkeit) mit
unterschiedlichen Skalen und in verschie-

denen Einheiten gemessen werden, müs-
sen sie auf eine einheitliche Basis transfor-
miert werden, um sie zusammenfassen zu
können. Daher werden die originalen Indi-
katorwerte auf einem Intervall von 0 bis
100 skaliert. Das Land mit dem besten Er-
gebnis erhält den Wert 100, das Land mit
dem schlechtesten Ergebnis den Wert null.
Den dazwischenliegenden Ländern werden
die Werte zugeordnet, welche die relative
Position eines Landes zwischen den beiden

Extremländern widerspiegeln. So bleiben
die Rangordnung der Länder und der relati-
ve Abstand zwischen ihnen erhalten. Die
standardisierten Werte der Einzelindikato-
ren der Länder werden dann als arithmeti-
sches Mittel zusammengefasst. Dieser Wert
ist das Ergebnis eines Landes bei diesem
Teilkriterien. Analog ergibt sich der Ge-
samtwert eines Landes in der internationa-
len Gerechtigkeitsrangliste aus dem arith-
metischen Mittel seiner sechs Teilkriterien.

Leistungs-
gerechtigkeit
Deutschland
liegt mit 83
Punkten nur
auf Platz 13.

Griechenland
USA

Italien

Portugal

Ungarn

Spanien

Slowakei

Polen

Irland

Slowenien

Großbritannien

Tschechien
Frankreich

Kanada

Belgien

Australien

Luxemburg

Schweiz

Deutschland

Niederlande
Finnland

Österreich

Neuseeland

Dänemark

Schweden

Norwegen

50 60 70 80 90 100

Skala von 0 bis 100
(ein hoher Wert bedeutet

ein großes Ausmaß
an Gerechtigkeit);
Quelle: Institut der

deutschen Wirtschaft

»

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



WirtschaftsWoche Global 24.6.2013 Nr. 2 45

ren Staatenbereits auf einemho-
henNiveau ist.
Interessant:Die sozialeMarkt-

wirtschaft zeigt sich auch inBezug
auf die Leistungsgerechtigkeit den
Staatendes angelsächsischenKa-
pitalismusüberlegen.Dass die
USAnur auf Platz 20 liegen, über-
rascht umsomehr, als vor alleman-
gelsächsisch geprägteNationendie
Leistungsgerechtigkeit gegenüber
anderenGerechtigkeitsdimensio-
nen stärker betonen.Die schlechte
PositionderUSA ist auf arbeits-
marktspezifische Indikatorenund
die schlechteArbeitsmarktentwick-
lung zurückzuführen.

3.
Chancen-
gerechtigkeit
INHALT: Bei ihr geht es nicht um
dieVerteilung vonGüternundLas-
ten, sondernumdie „Verteilung
derMöglichkeit undFähigkeit, Gü-
ter zu erwerbenundLasten zu ver-
meiden“, sagt der Sozialexperte
ThomasEbert. Dafür bedarf es un-
terstützender Rahmenbedingun-
genwie vor allemdenZugang zu
Bildung.Nur dadurch erhaltendie
MenschendieMöglichkeit, durch
eigeneAnstrengungen amwirt-
schaftlichenLeben teilzuhaben
unddie eigenenFähigkeiten opti-
mal nutzen zu können.

INDIKATOREN: DasBildungssys-
temwird für denGerechtigkeits-
monitor durchdrei Teilindikatoren
abgebildet. Für die frühkindliche
BildungderAnteil derKinder, die
an vorschulischer Bildung teilneh-
men, dazudieBildungsausgaben
des Staates inRelation zuden ge-
samten staatlichenAusgaben, um
zuerfassen,welcheBedeutungdie
Bildungsfinanzierung gegenüber
anderenTransferleistungenund
staatlichenAusgabenhat, unddie
Qualität der Lehre, gemessen am
zahlenmäßigenVerhältnis zwi-
schenLehrernundSchülern.
Entscheidend für dieChancen-

gleichheit ist auchdasBerufsleben.
Nebender allgemeinenLage auf
demArbeitsmarkt (generelle Ar-
beitslosenquote) spielt insbeson-

dere dieChance auf denEinstieg
ins Berufsleben eine zentrale Rolle.
Somindert Arbeitslosigkeit in der
Jugenddauerhaft die späterenbe-
ruflichenAufstiegschancen.Neben
einer niedrigen Jugendarbeitslosig-
keit ist auch eine geringe Langzeit-
arbeitslosigkeit ein guter Indikator
für guteChancen auf demArbeits-
markt. Undumdie geschlechter-
spezifischenChancen imberufli-
chenLeben zubewerten,wird der
Anteil vonFrauen in Führungspo-
sitionenberücksichtigt.

ERGEBNIS: In der Bundesrepu-
blikDeutschlandhat dieChancen-
gerechtigkeit unter denGerechtig-
keitsdimensionendenhöchsten
Zuspruch.Die Startchancenge-
rechtigkeit steht deshalb auch im
Fokus vieler staatlicherMaßnah-
men,wie zumBeispiel beimAus-
bau vonKindertagesstätten.Den-
noch liegtDeutschland im interna-
tionalenVergleichhier nur auf
Platz 14. VomSpitzenreiterNorwe-
gen trennendieBundesrepublik 27
Punkte.
Allerdings sinddieUnterschiede

imMittelfeld gering, undDeutsch-
landhat sich in den vergangenen
Jahren auchdeutlich verbessert.
Dies gilt insbesondere bei den
staatlichenAusgaben für Bildung,
der Langzeitarbeitslosigkeit und
der LagederArbeitssuchenden.
Im internationalenVergleich

stehtDeutschlandbei denArbeits-
marktchancen gut da.Grund sind
dieArbeitsmarktreformender
Agenda 2010, die gutewirtschaftli-
cheEntwicklung, kluge undnach-
haltigeManagemententscheidun-
genund eineproduktivitätsorien-
tierte Lohnpolitik, die auch gerin-
gerQualifiziertendenEinstieg in
Arbeit erleichtert.
DieArbeitslosigkeit ist gegenden

internationalenTrend seit dem
AusbruchderWirtschafts- undFi-
nanzkrise auf ein sehr niedrigesNi-
veau gefallen. Relativ verschlech-
tert hat sichDeutschland lediglich
imSchüler-Lehrer-Verhältnis, weil
andere Ländern sichhier stark ver-
bessert haben.Dennochbesteht
nochVerbesserungspotenzial in
punctoChancengerechtigkeit in

Deutschland. Andere sozial ausge-
richteteMarktwirtschaftenKonti-
nentaleuropaswie die Schweiz,Ös-
terreich oder auch einzelne skandi-
navische Länder erzieltenhierwe-
sentlichhöhereWerte.
Interessant ist auchdasAb-

schneidender angelsächsischen
Staaten, derenPosition sich seit der
Finanzkrise verschlechterte,weil
insbesondere derArbeitsmarkt
stark vonderKrise getroffenwur-
de. So stieg dieArbeitslosenquote
in denUSAvon vier Prozent im
Jahr 2000 aufmittlerweile über
zehnProzent, inGroßbritannien
von 5,5 auf 8,3 Prozent. Auchdie
Langzeitarbeitslosigkeit erhöhte
sich in beiden Staaten stark.

4.
Verteilungs-
oder
Einkommens-
gerechtigkeit
INHALT: Danach sind in einer
gerechtenGesellschaftGüter

Chancen-
gerechtigkeit
Mit Platz 14
schneidet
Deutschland nur
mittelmäßig ab,
der Abstand zur
Spitzengruppe
ist recht groß.
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8,3%
beträgt die
Arbeitslosen-
quote in Groß-
britannien.
Im Jahr 2000
waren es
5,5%. In den
USA waren es
damals 4%,
heute sind es
über 10%

Skala von 0 bis 100
(ein hoher Wert bedeutet

ein großes Ausmaß
an Gerechtigkeit);
Quelle: Institut der
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undLastenmöglichst gleich zwi-
schendenMenschen verteilt. Das
bedeutet jedochnicht vollkomme-
neGleichheit. Es geht eher umden
Wunsch, gesellschaftlicher Polari-
sierungunddamit einhergehender
Diskriminierung vorzubeugen.
Dennochwirdhäufigmehr soziale
GerechtigkeitmitmehrGleichver-
teilung gleichgesetzt. Dabei kann
Einkommensgerechtigkeit in der
Regel nur auf relativeGleichheit
abzielen, da ansonsten auch eine
Gleichverteilung auf niedrigstem
Niveaupositiv bewertetwürde.

INDIKATOREN: Ein – trotz gewis-
serUnzulänglichkeiten – akzeptier-
tesMaßder Einkommensgleich-
heit ist derGini-Koeffizient: Je hö-
her derKoeffizient, desto unglei-
cher sinddie Einkommen in einer
Gesellschaft verteilt.
Indieser Frage geht es auchum

dieEinkommensunterschiede
zwischenMännernundFrauen.
Bei denzurVerfügung stehenden
Datenergibt sich jedochdasPro-
blem,dasswederdieunterschied-
lichenTätigkeitennochdieQualifi-
kationsniveaus vonMännernund
Frauenberücksichtigtwerden.Da-
herwirdhier derUmfangderFrau-
enerwerbstätigkeit herangezogen.
Er liefert zumindest eineAussage
darüber,wie viele FrauenamAr-
beitsleben teilnehmenundsomit
ein eigenesEinkommenerzielen
können.
In diesemKontext ist auchdas

Einkommen imFalle vonArbeits-
losigkeit zu berücksichtigen,
nämlich inwieweit der Lebens-
standard auchunter dieser Bedin-
gung gesichert ist. Ein Indikator
dafür ist die durchschnittliche
Nettolohnersatzrate, also die staat-
licheErsatzleistungnachdem
Verlust einesArbeitsplatzes in
Relation zudemzuvor erwirtschaf-
tetenEinkommen.
Dabeiwird hier verglichen,wie

großderUnterschiedbei derNet-
tolohnersatzrate zwischen einem
niedrigerenund einemhöheren
Verdienst ist. Je höher derQuotient
aus derNettolohnersatzrate eines
Niedrigverdieners und einesViel-
verdieners ist, desto einkommens-

gerechter sinddieseRegelungen,
weil niedrige Einkommensbezie-
her relativmehr von ihrem frühe-
renEinkommenerhalten.
Auchdie Sicherheit desArbeits-

platzes unddamit des Erwerbsein-
kommens spielt bei diesemGe-
rechtigkeitskriteriumeineRolle.
Wie gesichert die Beschäftigungs-
verhältnisse sind, erfasst ein von
derOECDerhobener Indikator
zumrechtlichen Schutz derAr-
beitsverhältnisse.

ERGEBNIS:ZwischendenLän-
dernbesteht eine große Spreizung:
Der Spitzenreiter Schweden (88
Punkte) hat fast 50 Punktemehr als
das SchlusslichtUSA (41Punkte).
Insgesamt schneidendie skandi-
navischenStaaten aufgrund stärke-
rer staatlicherUmverteilungsmaß-
nahmenhier deutlich besser ab als
die angelsächsischen Staaten, in
denenweniger dieUmverteilung
als die Leistungsdifferenzierung ei-
ne entscheidendeRolle spielt.
DieBundesrepublik liegtmit 63

Punkten imMittelfeldwiedieande-
rensozial ausgerichtetenMarktwirt-

schaftenKontinentaleuropas.
Deutschlands14.Platz ist auchda-
rauf zurückzuführen,dassdieNetto-
lohnersatzratenhier fürGeringver-
dienerundhöhereEinkommensbe-
zieher fast identisch sindund inso-
fernüberdieArbeitslosenversiche-
rungkeineUmverteilung stattfindet.
Die Leistungen aus derArbeits-

losenversicherungorientieren sich
bis zu einemgewissenGrad am
Einkommen.Dies ist leistungsge-
recht und amÄquivalenzprinzip
orientiert. DieseBerechnung sorgt
jedochnicht für eineGleichvertei-
lungder Einkommen, die hier ge-
messenwird.
Die EntwicklungdesGini-Koeffi-

zienten seit dem Jahr 2000 zeigt,
dass inDeutschlanddieUngleich-
heit der Einkommen inderKrise
zugenommen, sich seitdemaber
wieder leicht verbessert hat. In
Frankreichhält der Trend zu einer
steigendenUngleichverteilungder
Einkommenhingegen an.
Die Frauenerwerbstätigkeit ist in

fast allen Ländernhoch – ein Indiz
dafür, dass hierwenigDiskriminie-
rungbesteht.

5.
Regel-
gerechtigkeit
INHALT: Sie besagt, dass die Spiel-
regeln beziehungsweise dieGeset-
ze des gesellschaftlichenZusam-
menlebensmöglichst fair sein sol-
lenund für alle ohneAnsehender
Person gelten.Demnach sollen alle
Beteiligten innerhalb einerWirt-
schaftsordnungden gleichenRe-
geln unterworfen sein.
ImGegensatz zur Einkommens-

undLeistungsgerechtigkeit, die auf
die entstandenenUngleichheiten
zwischenden Individuen fokussie-
ren, setzt die Regelgerechtigkeit an
derenEntstehungsprozess an.Die
Politik sollte dafürmöglichst nur
Regeln festlegen, die für alle gelten
unddemEinzelnenmöglichst viel
Entscheidungsfreiheit lassen.
DasZiel ist nichtEinzelfallgerech-

tigkeit, sondernallgemeine, klare
und transparenteRegeln,die ver-
lässlichundnachvollziehbar sind.

Einkommens-
gerechtigkeit
Deutschland liegt
hier auf Platz 14.
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StockholmerLehre
Schweden hat nicht nur eine wettbewerbsfähige Wirtschaft, sondern gehört auch zu den am besten
regierten Ländern der Welt. Dazu bedurfte es aber einschneidender Reformen im Staatssektor.

In vielen internationalen Vergleichen gehört
Schweden zur Spitzengruppe, nicht nur
beim Gerechtigkeitsmonitor: ein vierter
Platz beim Global Competitiveness Ranking
des World Economic Forum; ein zweiter
Platz beim Global Innovation Ranking von
Isead; nach Transparency International das
Land mit der viertgeringsten Korruption.
Dabei war Schweden einmal das sozialde-

mokratische Musterland schlechthin, das
mit dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates in
die Krise geraten war. Die Bürger hatten ein
umfassendes System sozialer Sicherheit
und Fürsorge, der Sozialstaat sorgte für sie
von der Wiege bis zur Bahre.
Doch in jahrzehntelanger Regierungszeit

hatte die Sozialdemokratische Arbeiterpar-
tei das „Folkhemmet“ (Volksheim) so per-
fektioniert, dass es pervertierte und das
Land in eine tiefe Krise geriet. 1993 erreich-
ten die Staatsausgaben 67 Prozent des
Bruttoinlandprodukts.
Die Schweden, in den Siebzigerjahren die

Nation mit dem weltweit vierthöchsten Pro-
Kopf-Einkommen, waren auf Platz 14 gefal-
len. Der Staat belastete die Bürger mit ho-
hen Steuern. Astrid Lindgren, die Autorin
von Pippi Langstrumpf, zahlte Einkommen-
steuer von über 100 Prozent. Dazu fühlten
sich die Bürger von einer bevormundenden
Sozialbürokratie geschurigelt.
Folge: Die Dominanz der Sozialdemokra-

tie endete. Eine bürgerliche Regierung leite-
te einen Reformkurs ein, von dem auch spä-
tere sozialdemokratische Minderheitsregie-
rungen nicht mehr abrückten. Heute ist die
Staatsquote um 18 Prozent geringer als
1993, niedriger als in Frankreich und nur
vier Prozentpunkte über der deutschen.

EINFACHES STEUERSYSTEM
Schweden hat zwar mit 56,6 Prozent noch
immer den höchsten Spitzensteuersatz in
der Einkommensteuer, der ist jedoch 27
Prozent niedriger als zu seiner Rekordzeit
1983. Das Steuersystem ist heute viel einfa-
cher, Erbschaftsteuer, Vermögensteuer und
Grundsteuer wurden gestrichen.
Die Einkommensteuer für die unteren

Einkommensgruppen wurde gesenkt, für
gering Qualifizierte wurden Anreize ge-

schaffen, trotz relativ niedriger Löhne zu ar-
beiten. Für die Unternehmen wurde die
Steuer auf 22 Prozent reduziert – in
Deutschland beträgt sie 31,1 Prozent.
Heute fahren die Schweden die Erträge

des Reformkurses ein. Das Haushaltsdefizit
beträgt weniger als ein Prozent, 1993 waren
es zehn. Die Staatsverschuldung ist seitdem
von 70 auf 38 Prozent gefallen. Die Wirt-
schaft wächst seitdem stärker als im Schnitt
der 15 größten EU-Länder.
Möglich war dies durch eine Radikalre-

form des zu üppig gewordenen Wohlfahrts-
staates. Mit der Privatisierung und Einfüh-
rung marktwirtschaftlicher Mechanismen
trimmten die Schweden Staatsapparat und
Sozialbürokratie auf Effizienz. Sie kappten
staatliche Transferleistungen, vom Arbeits-
losengeld bis zu den Berufsunfähigkeitsren-
ten, und verschärften die Bedingungen für
ihren Bezug. In das Rentensystem fügten
sie automatische Anpassungsklauseln bei
höherer Lebenserwartung ein.
Auch das Bildungssystem wurde refor-

miert. Die Regierung führte ein System von
Bildungsgutscheinen ein, private Bildungs-
einrichtungen und öffentliche Schulen ste-

hen in fairem Wettbewerb um die beste
Leistung. Eltern haben die freie Wahl, auf
welche Schule sie ihre Kinder schicken kön-
nen. „Wenn es um die freie Wahl geht, dann
ist Milton Friedman eher in Stockholm als in
Washington zu Hause“, staunt das britische
Wirtschaftsmagazin „Economist“.

HÖCHSTE SOZIALE MOBILITÄT
Mehr als 70 Prozent der Kinder des ärmsten
Fünftels der Bevölkerung – darunter viele
Migranten – sind in Kinderbetreuung und
Ausbildungsprogrammen. Das Land hat da-
mit einen der höchsten Grade an sozialer
Mobilität erreicht: Nicht Einkommen und
sozialer Status der Eltern entscheiden über
die Zukunft der Kinder, sondern Talent und
Fleiß. Marktwirtschaft praktizieren die
Schweden auch gegenüber ihren Betrieben.
Als Saab nicht mehr aus den roten Zahlen
kam, ließ die Regierung den Autobauer plei-
tegehen. Schweden vereint eine wettbe-
werbsfähige Wirtschaft mit einem hohen
Grad an sozialer Inklusion und einem effi-
zienten Staatssektor. Wohl darum ist die
Steuerhinterziehung in Schweden auch ge-
ring: Die Bürger zahlen ihre Steuern bereit-
willig – sie erhalten dafür eine ordentliche
Leistung. Nicht Steuererhöhungen, sondern
mehr Marktmechanismen in den Sozial-
staat, das ist die Lektion aus Stockholm.

klaus.methfessel@wiwo.de

Wikingerhelm gegen kalte Ohren Migranten-
kinder werden im Bus zur Schule gebracht.
In der Kinderbetreuung und Integration von
Migranten ist Schweden vorbildlich
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INDIKATOREN:ZudenRegeln
zählen gemäßderWeltbankdie
Gewährleistung vonRechtsstaat-
lichkeit, die SicherungderQualität
öffentlicherVerwaltung, die Effek-
tivität der Regulierung, dieMaß-
nahmen zurKorruptionsbekämp-
fung (damit einzelneGruppen ihre
Sonderinteressennicht durchset-
zen können) sowie dasVertrauen
derBevölkerung in das jeweilige
Parlament.
Letzteres ist ein guter Indikator

dafür, obdieBürger insgesamt die
Regeln undderenZustandekom-
menals gerecht empfinden.

ERGEBNIS: Auchhier zeigen sich
großeUnterschiede zwischendem
ErstplatziertenDänemark (97
Punkte) unddem letztenRumä-
nien (8 Punkte).Die skandinavi-
schenLänder liegenweit vorne.
Unterdurchschnittlich schneiden
postsozialistische StaatenwieUn-
garn oder Polen ab, die vielfach erst
nochRegeln findenund vor allem
durchsetzenmüssen.
Naturgemäß sind Schattenwirt-

schaft und Steuerhinterziehung

dortweitverbreitet.Weit unter dem
Durchschnitt liegen auch südeuro-
päische StaatenwieGriechenland
und Italien, bei denenderAbwärts-
trend schon vorAusbruchder Eu-
ro-Krise begann.
DieBevölkerungdort hatnur ge-

ringesVertrauen indie Sicherung ih-
rer eigenenRechte, dieBekämpfung
vonKorruption sowie indieQualität
deröffentlichenVerwaltung.
Deutschland liegtmit 71 Punk-

tendeutlichüber demDurch-
schnitt von 59Punkten.Dabei ist
Deutschlands Position gegenüber
vielen anderen Staaten sehr stabil –
einVorteil, da dies auf ein konstan-
tes VertrauenderBevölkerung in
die ihnen garantiertenRahmenbe-
dingungenunddamit aufHand-
lungsfreiheitenundSicherheit zu-
gleich schließen lässt.
Bei denEinzelindikatoren liegen

DeutschlandsWerte nahezu alle
mit großerKonstanz innerhalb des
oberenDrittels der Bewertungs-
skala. Ein leichter Rückgangder
Bewertung ist lediglich innerhalb
der Regulierungsqualität der letz-
ten Jahre zubeobachten.DasVer-
trauen indas Parlament unterliegt
starken Schwankungen.
Allerdings nicht nur inDeutsch-

land:DasAuf undAbbildet das je
nachWahlperiode zu- und abneh-
mendeVertrauenderWähler in ih-
re Politiker ab. Im internationalen
Vergleich ist jedoch ein langfristi-
ger Trend zu einer Verbesserung
desVertrauens in das Parlament er-
kennbar.

6.
Generationen-
gerechtigkeit
INHALT: Zwischender jungen,
dermittlerenundder altenGene-
ration einerGesellschaft bestehen
zahlreicheTransfers: So finanziert
diemittlereGenerationdieUnter-
haltsleistungen für die Jungenund
über SteuernundAbgaben auch
die staatlichenTransfers für die al-
teGeneration in FormvonRenten
oderGesundheits- undPflegeleis-
tungen. Zusätzlich bestehenTrans-
fers aus den Steuer- undAbgaben-

leistungender altenGeneration so-
wie derenErbschaften andiemitt-
lereGeneration.Die intergenera-
tionaleGerechtigkeit gilt dannals
erfüllt, wenndie künftigenGenera-
tionendurchdie politischenEnt-
scheidungender heutigenGenera-
tionnicht stärker belastetwerden,
als sie auch vonderenEntschei-
dungenprofitieren.Man spricht
vonNachhaltigkeit, wenndie heu-
tigenGenerationennicht auf Kos-
tender künftigenGenerationen le-
benund ihnennicht durch ihre
EntscheidungendieChancen auf
eine freiheitliche Lebensgestaltung
nehmen.

INDIKATOREN: Die staatlichen
Haushaltsdefizite sind einwichti-
ges Signal. Steigen sie, belastet dies
künftigeGenerationen zumeinen
durchdie entstandenenSchulden
und zumanderen auchdurchdie
daraus resultierendenZinslasten.
ZurNachhaltigkeit gehört auch

die Schonung vonnatürlichenRes-
sourcen, die heute geboreneMen-
schennicht stärker beanspruchen
sollten als künftigeGenerationen.
Indikatorenhierfür sindder Pri-

märenergieverbrauch sowie der
Anteil der erneuerbarenEnergien
amPrimärenergieverbrauch.
Zudemhat die heutigeGenerati-

ondieAufgabe zu, günstigeAus-
gangsbedingungen für künftige
Generationen zu schaffen, also die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
zu sichern.
Dazudienenprivate Investitio-

nen inAusrüstungenund immate-
rielle Anlagen sowie Investitionen
in ForschungundEntwicklung. Je
höher dieseAusgaben inRelation
zumBruttoinlandsprodukt sind,
desto größer sinddieAussichten
auf Innovationen, höhere Produk-
tivität und steigendenWohlstand
für künftigeGenerationen.

ERGEBNIS: Verglichenmit ande-
renKriterien, ist die Streuunghier
geringer: So beträgt dieDifferenz
zwischendemErsten (Neuseeland)
unddemLetzten (Australien) nur
41Punkte.Das liegt vermutlich
auchdaran, dass sich einzelne Fak-
torenwie etwadie privatwirtschaft-

Regel-
gerechtigkeit
Deutschland
hat mit Platz 12
deutlichen Ab-
stand zur Spitze.
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lichen Investitionen imZugeder
Globalisierungund von internatio-
nalenAbkommen immerweiter an-
gleichen. Vorne liegendie skandi-
navischenStaaten,währendGroß-
britannienunddieUSAauf denun-
terenRängenpositioniert sind. Ver-
antwortlich dafür sinddiewachsen-
denBudgetdefizite imGefolge der
Weltfinanzkrise.
Deutschland istmit einemneun-

tenPlatz imoberenDrittel platziert.
SeineBewertunghat sich imver-
gangenen Jahrzehnt tendenziell
verbessert, der Abstand zudenSpit-
zenreiternwird immer kleiner.Da-
zu trägt die Ressourcenschonung
trotz der inDeutschland stark aus-
gebauten Industrie bei.
Die tendenziell niedrigenAusga-

ben für ForschungundEntwicklung
könntenperspektivisch allerdings
zuProblemenbei der Sicherungder
Wettbewerbsfähigkeit durch Inno-
vationen führen.
Insbesondere imBereichder

Haushaltskonsolidierung ist
Deutschland gegenüber denübri-
genLändern gerade inKrisenzeiten
ein positives Beispiel.

Gesamtergebnis:
SkandinavischeLänder vorn

Generationen-
gerechtigkeit
Mit Rang 9 ist
Deutschland im
oberen Drittel
platziert.
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DieZusammenfassungder sechs Teildimensionen vonGerechtigkeit of-
fenbart eine großeKluft zwischendemerstplatziertenNorwegenunddem
letztenRang, dendie Türkei belegt: DieDifferenz beträgt fast 50 Punkte.
Die skandinavischenLänder, die die Plätze eins bis drei sowie sechs bele-
gen, zeigen sichden anderen Staaten in der Realisierung einer allgemei-
nenGerechtigkeit überlegen. Spitzenwerte erzielen sie bei denDimensio-
nenderBedarfs-, Einkommens- undGenerationengerechtigkeit. Erleich-
tertwird ihnendies durchdie relativ homogenereBevölkerung, ähnlichere
kulturelle Entwicklungen für dieMehrheit der Bevölkerung sowie die Tat-
sache, dass in denLändern jeweils nur rund fünfMillionenMenschen
(Schweden rundneunMillionen) leben. Amschlechtesten schneidendie
rudimentärenWohlfahrtsmodelle Südeuropas, die postsozialistischen
Länder sowie dieVereinigten Staaten ab.

DEUTSCHLAND AUF PLATZ SIEBEN
Deutschlanderreichtmit 65PunktengemeinsammitdenNiederlanden
Rangsieben.BeiderGewährleistungderBedarfsgerechtigkeit erweist sich
die sozialeMarktwirtschaft als eineder führendenWirtschaftsordnungen.
Deutschland liegtbei allenArtenderGerechtigkeit imoberenMittelfeld.
Aufholbedarfbestehtdennoch.WenngleichDeutschlandsichbeider

Chancengerechtigkeit vonRangplatz 24auf 14vorarbeitenkonnte, ist ein
Mittelfeldplatz fürdiese zentraleGerechtigkeitsdimensionnicht ausrei-
chend,dadies eherder gutenBewältigungderKrisedennaktuellenpoliti-
schenMaßnahmen imBereichderBildungspolitik geschuldet ist.Hier sind
Reformen imBildungssystemundReduzierungderLangzeitarbeitslosigkeit
nötig.WasdieGenerationengerechtigkeit betrifft, sogibt es inDeutschland
nochPotenzialebeider InnovationsförderungundbeiMaßnahmengegen
dieStaatsverschuldung.BeiEinkommens-undLeistungsgerechtigkeit belegt
DeutschlandzwarebenfallsnureinenMittelfeldplatz.AngesichtsdesZiel-
konfliktes zwischendiesenbeidenGerechtigkeitsdimensionen istdiesePlat-
zierungeinguterKompromiss.DenneineTop-PlatzierungbeiderLeistungs-
gerechtigkeit impliziert vielfachein schlechteresErgebnisbeiderEinkom-
mensgerechtigkeit. So liegtdieSlowakeibeiderLeistungsgerechtigkeit auf
Rangeins, beiderEinkommensgerechtigkeitnuraufRang21.Umgekehrt er-
reicht SchwedendenerstenPlatzbeiderEinkommensgerechtigkeit, beider
LeistungsgerechtigkeitnurPlatz 17. ■

Basis des Textes ist die im Auftrag der INSM erstellte Studie „Internationaler Gerechtigkeitsmonitor
2013: So gerecht ist die Soziale Marktwirtschaft“ von Professor Dominik H. Enste und Jana Wies vom

Institut der deutschen Wirtschaft. Redaktion: Klaus Methfessel
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D ie Bürger haben einen sehr differenzier-
ten Gerechtigkeitsbegriff. In Deutschland
wird häufig – und verstärkt in Wahljahren

– über soziale Gerechtigkeit diskutiert. Dabei do-
miniert in der öffentlichen Diskussion einseitig
der Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit, also die
Entwicklung der Einkommen und Vermögen in
den verschiedenen sozialen Schichten sowie der
Beitrag des Staates und speziell des Steuersystems
zu mehr Verteilungsgerechtigkeit.

Der Gerechtigkeitsbegriff der Bürger ist jedoch
wesentlich umfassender, als es die öffentliche Dis-
kussion vermuten lässt. Soziale Gerechtigkeit be-
deutet für die überwältigende Mehrheit beispiels-
weise konkret, dass man von einer Vollzeiter-
werbstätigkeit auch leben können sollte, ohne
staatliche Unterstützung beanspruchen zu müs-
sen. Gleichzeitig heißt soziale Gerechtigkeit für
die überwältigende Mehrheit, dass der Staat mit
seinem sozialen Netz dafür sorgt, dass niemand in
existenzielle Not gerät. Noch höher rangiert das
Ziel, allen Kindern gleiche Bildungschancen zu
garantieren: Für 90 Prozent ist dies eine wesentli-
che Facette sozialer Gerechtigkeit. Auch Chancen-
gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt hat für die
Mehrheit mit sozialer Gerechtigkeit zu tun; 68 Prozent verbinden
mit sozialer Gerechtigkeit, dass ältere Arbeitnehmer die gleichen
Beschäftigungschancen haben wie jüngere Arbeitnehmer.

WER MEHR LEISTET, SOLL AUCH MEHR VERDIENEN
Nicht nur auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch bei politischen Ent-
scheidungen, hält es die große Mehrheit für unabdingbar, dass ein
sozial gerechtes System keine Generation bevorzugt oder benach-
teiligt. Auch die Stellung von Familien mit Kindern hat für die
überwältigende Mehrheit mit sozialer Gerechtigkeit zu tun: Zwei
Drittel verstehen unter sozialer Gerechtigkeit unter anderem, dass
Familien mit Kindern durch den Staat finanziell unterstützt wer-
den. Auch Verteilungsgerechtigkeit gehört für die Mehrheit zu so-
zialer Gerechtigkeit, rangiert jedoch interessanterweise niedriger
als Chancengerechtigkeit, Generationengerechtigkeit oder Leis-
tungsgerechtigkeit. 53 Prozent definieren soziale Gerechtigkeit
auch über eine Fiskalpolitik, die verhindert, dass die Einkom-
mensunterschiede in der Gesellschaft größer werden.

Deutlich höher rangiert dagegen Leistungsgerechtigkeit: Für 70
Prozent der Bevölkerung ist es eine wesentliche Komponente so-
zialer Gerechtigkeit, dass diejenigen, die mehr leisten, auch mehr
verdienen. Das Gerechtigkeitsverständnis der Bürger ist damit an
sozialem Ausgleich, nicht aber an egalitären Zielen orientiert. Die
überwältigende Mehrheit wünscht materielle Differenzierung und
empfindet sie als gerecht, wenn sie auf unterschiedlicher individu-

eller Leistung aufbaut. So halten gerade einmal
neun Prozent der Bevölkerung eine Gesellschaft
für gerecht, in der es keine großen Einkommens-
unterschiede gibt. Dagegen entspricht es den Ge-
rechtigkeitsvorstellungen der überwältigenden
Mehrheit, dass diejenigen, die viel leisten, auch
besonders viel verdienen. Auch die sozialen Siche-
rungssysteme werden nur dann als gerecht emp-
funden, wenn sie am Leistungsprinzip festma-
chen. So entspricht es nur den Gerechtigkeitsvor-
stellungen einer kleinen Minderheit, wenn die
staatliche Unterstützung für Arbeitslose eine ähn-
liche Höhe erreicht wie Erwerbseinkommen. In
Bezug auf die Altersversorgung sprechen sich nur
20 Prozent für eine egalitäre Lösung aus, die Mehr-
heit hält es dagegen für gerecht, wenn die Einkünf-
te im Alter die unterschiedlichen Vorsorgeaufwen-
dungen widerspiegeln.

Gleichzeitig ist es für die überwältigende Mehr-
heit jedoch selbstverständlich, dass zu sozialer Dif-
ferenzierung auch sozialer Ausgleich gehört. Ent-
sprechend sind nicht nur größere Einkommens-
unterschiede mit den Gerechtigkeitsvorstellungen
der großen Mehrheit kompatibel, sondern auch ei-
ne entsprechend unterschiedliche Belastung von

Einkommen nach der individuellen Leistungsfähigkeit. Das Prin-
zip der Steuerprogression entspricht den Gerechtigkeitsvorstel-
lungen der überwältigenden Mehrheit: So halten 73 Prozent pro-
gressive Steuersätze für gerecht.

Der Gerechtigkeitsbegriff der Bürger ist breit und umfasst Chan-
cengerechtigkeit genauso wie Leistungsgerechtigkeit, Familienge-
rechtigkeit, Generationengerechtigkeit und Verteilungsgerechtig-
keit. Wenn die Bürger selbst eine Rangfolge dieser verschiedenen
Dimensionen von Gerechtigkeit herstellen sollen, setzen sie die
Chancengerechtigkeit mit Abstand auf den ersten Rang. Auf den
Plätzen zwei und drei folgenden Familiengerechtigkeit und Leis-
tungsgerechtigkeit, gefolgt von Generationengerechtigkeit und
dann erst Verteilungsgerechtigkeit.

MEHRHEIT BEFÜRCHTET WACHSENDE UNGLEICHHEIT
Die besondere Bedeutung, die die Bevölkerung der Chancenge-
rechtigkeit beimisst, wird auch in ihrer politischen Agenda deut-
lich. Chancengerechtigkeit, dass jeder, unabhängig von sozialer
Herkunft oder Geschlecht, die gleichen Bildungs- und Berufs-
chancen erhält, rangiert in dieser Agenda wesentlich höher als Fa-
miliengerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit oder Generationen-
gerechtigkeit. Die gesellschaftliche Realität bleibt in vielen Berei-
chen hinter den Gerechtigkeitsvorstellungen der Bürger zurück.
Das gilt besonders für die Chancengerechtigkeit und für die Vertei-
lungsgerechtigkeit. Die große Mehrheit ist seit Jahren überzeugt,

Was wir wollen
Für die Mehrheit der Deutschen ist der soziale Ausgleich ein notwendiger Bestandteil einer

gerechten Gesellschaft. Warum sie den Abbau der Staatsverschuldung fordern und mehr Investitionen
in Bildung und Ausbildung erwarten, weiß die Meinungsforscherin Renate Köcher.

Renate Köcher ist Geschäfts-
führerin des Instituts für De-
moskopie Allensbach und Mit-
glied des Aufsichtsrats mehre-
rer Dax-Unternehmen. Sie stu-
dierte VWL, Soziologie und Pu-
blizistik. Ihre Diplom-Arbeit
schrieb sie bei der Grande Da-
me der Demoskopie, Elisabeth
Noelle-Neumann.

Gerechtigkeit Essay
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dass die sozialen Unterschiede kontinuierlich wachsen und ein
ungesundes Maß erreicht haben. Für die Zukunft geht die über-
wältigende Mehrheit davon aus, dass die Unterschiede zwischen
den sozialen Schichten größer werden, und sie befürchtet auch,
dass ein Teil der Bevölkerung zurückbleibt undwirtschaftlich und
sozial nicht mehr mithalten kann. Entsprechend wird die Sprei-
zung der Einkommens- undVermögensverteilung vonder großen
Mehrheit als ungerecht empfunden.

POLITIK SOLL SOZIALEN AUSGLEICH VORANTREIBEN
Auch die Chancengerechtigkeit sehen viele Bürger kritisch. So
sind 49 Prozent überzeugt, dass die Aufstiegschancen eines Arbei-
terkindes inDeutschland unzureichend sind – eine Einschätzung,
die durch den niedrigen Anteil von Arbeiterkindern an den höhe-
ren Schulen untermauert wird. Die überwältigende Mehrheit ist
überzeugt, dass die Politik viel tun kann, um den sozialen Aus-
gleich und die Gerechtigkeit in der Gesell-
schaft voranzubringen – mehr als die Wirt-
schaft, die Bürger selbst oder beispielsweise
dieGewerkschaften.Die großeMehrheit hat
auch sehr klare Vorstellungen, was der Staat
tun könnte, um auf den verschiedensten
Feldern Gerechtigkeit voranzubringen. In
Bezug auf die Gerechtigkeitsdimension, die
die Bevölkerung für die wichtigste hält, die
Chancengerechtigkeit, sieht dieMehrheit mehrere Hebel, mit de-
nenangesetztwerdenkönnte. Besonders viel versprechen sichdie
Bürger dabei von einer besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und von Maßnahmen, mit denen Schüler im Bildungssys-
tembesser auf dasBerufslebenvorbereitetwerden.Aucheinebes-
sere Förderung im Vorschulalter, kostenlose Betreuungsmöglich-
keiten für alleKinderunter drei JahrenunddiePflicht zumKinder-
gartenbesuch halten weite Bevölkerungskreise für vielverspre-
chendeAnsätze, umChancengerechtigkeit voranzubringen.
In Bezug auf die Sicherung von Generationengerechtigkeit hal-

ten es die Bürger vor allem fürwichtig, die sozialen Sicherungssys-
teme so zu reformieren, dass die Lasten für künftigeGenerationen
nicht zu großwerden.Darüber hinaus verspricht sich die Bevölke-
rung am meisten von einem Abbau der Staatsverschuldung und
vonmehr Investitionen in Bildung undAusbildung. Auch die stär-
kere Unterstützung von Familien mit Kindern wird unter dem
Aspekt der Generationengerechtigkeit von derMehrheit für wich-
tig gehalten, ebensomehr staatliche Zuschüsse für die Pflege älte-
rerMenschen. Auch die staatlicheUnterstützung der Bürger beim
Aufbau einer privaten Altersvorsorge ist aus der Sicht der Hälfte
der Bevölkerung ein wichtiges Instrument, um mehr Generatio-
nengerechtigkeit zu erreichen. Darüber hinaus gehört auch der
Aspekt der Ressourcenschonung für weite Bevölkerungskreise zu
denMaßnahmen, die zugunsten von mehr Generationengerech-
tigkeit konsequent eingesetztwerdenmüssten.

In Bezug auf Verteilungsgerechtigkeit versprechen sich die Bür-
ger vor allem etwas von Maßnahmen, die es erschweren, Steuer-
lasten auszuweichen, sowie von einem flächendeckenden Min-
desteinkommen. Drei Viertel der Bevölkerung halten diese Maß-
nahmen für besonders wichtig, um eine bessere Verteilungsge-
rechtigkeit sicherzustellen.MitAbstand folgeneine stärkereBelas-
tung von Unternehmen und den wohlhabenden Bevölkerungs-
kreisen: 52 Prozent halten eine stärkere Besteuerung von Unter-
nehmensgewinnen für eine wichtige Maßnahme, jeder Zweite
auchdieErhöhungdes SpitzensteuersatzesunddieWiedereinfüh-
rungder Vermögensteuer.Die Erbschaftsteuer sehendagegennur
19Prozent als besonders geeignet an, umVerteilungsgerechtigkeit
zu befördern. Die Meinungsbildung zum Spitzensteuersatz ist je-
doch keineswegs festgefügt. Wenn im Zusammenhang mit dem
Spitzensteuersatz darüber informiert wird, dass er für Alleinste-
hende ab einem Jahreseinkommen von ungefähr 53000 Euro gilt

und sich auf 42 Prozent beläuft, stuft ihn in-
teressanterweise nur eine kleineMinderheit
der Bevölkerung als zu niedrig ein. 17 Pro-
zent vertreten diese Auffassung, während 28
Prozent den Spitzensteuersatz als zu hoch
bewerten, weitere 37 Prozent als angemes-
sen. Dies zeigt, dass die Forderungen nach
einer Erhöhung des Spitzensteuersatzes von
vielen unterstützt werden, ohne dass sie den

derzeitigen Spitzensteuersatz kennen.

DAS STEUERSYSTEM WIRD WENIGER KRITISIERT
Insgesamt ist die große Mehrheit der Bürger überzeugt, dass das
Steuersystem alles in allem eher zur Vergrößerung als zur Verrin-
gerung sozialer Unterschiede beiträgt. Die erheblichen Umvertei-
lungswirkungen, die durch die progressive Besteuerung erreicht
werden, werden von der großen Mehrheit nicht gesehen oder
nicht alswirksamesMittel zur Verringerung sozialerUnterschiede
akzeptiert. Interessanterweise hat sich jedochdieKritik ander un-
zureichenden Gerechtigkeit des Steuersystems in den letzten Jah-
rendeutlich zurückgebildet.Währendvor fünf Jahrennoch78Pro-
zent das Steuersystemals nicht gerecht bewerteten, sind es zurzeit
55 Prozent. Diese Entwicklung ist erklärungsbedürftig, da sich das
Steuersystem in den letzten Jahren nicht vonGrund auf verändert
hat. Die entscheidende Erklärung liegt im wirtschaftlichen Auf-
schwung, der sich seit 2009 sehr dynamisch entwickelte und vor
allemBreitenwirkung entfaltete.Obwohl dieBürger heuteweitaus
mehr Steuern zahlen als noch 2008, empfinden sie die Steuerlas-
ten als weniger drückend und kritisieren auch das Steuersystem
weniger, da sich auch die Einkommen positiv entwickelt haben.
Als wie gerecht eine Gesellschaft und speziell auch ein Steuersys-
tem wahrgenommen werden, hängt ganz wesentlich von den
MöglichkeitenunddemEmpfindenvonTeilhabe andenChancen
undmateriellenErfolgenderGesellschaft ab. ■

»Um die nächste
Generation zu retten,
ist eine Reform im
Sozialsystem nötig«
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Was ist
wirklich
wichtig?

Jörn Badenhoop, 71, Pensionär in Bonn.
Wir können nicht davon ausgehen, dass
es diesen Wohlstand in Deutschland noch
lange geben wird.Die junge Generation
muss deswegen heute viel früher als wir
an Lebensplanung und Altersvorsorge
denken.Geld verdienen darf aber nicht al-
les sein. Ich finde, Deutsche sind zu ein-
seitig auf Vermögensbildung fixiert.Viele
Dinge entscheiden über Lebensqualität:
Familie, Freunde, Kultur und das Wetter –
auch deswegen lebe ich gerne in Italien.
Wichtig ist mir auch die europäische Idee.
Europa ist ein Wert, den man nicht leicht-
fertig aufs Spiel setzen darf.

»Die Deutschen
sind viel zu
stark auf
Vermögens-
bildung fixiert«

Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung
ab 16 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv

2003 2006 2008 2009 2011 2012

Frage: Finden Sie unser Steuersystem alles
in allem gerecht oder ungerecht?

78%

Es finden unser Steuersystem nicht gerecht:

78%74%
63%

56%
49%

%
28

18

17

37

unentschieden...zu hoch

...zu hoch

...zu niedrig

...zu niedrig
...angemessen

%12

16 32

40

...angemessen

Frage: In Deutschland gilt der Spitzensatz
von 42 Prozent, bei Einkommen über
250000 Euro kommt Reichensteuer von
3 Prozent dazu.
Finden Sie diesen Steuersatz...

Spitzensteuersatz Spitzensteuersatz
und Reichensteuer

Frage: Sind die Lasten und Ansprüche der
verschiedenen Generationen gerecht oder
nicht gerecht verteilt (in Prozent)?

Nicht gerecht
verteilt

Bevölkerung
insgesamt

Altersgruppen

16 bis 29 Jahre

30 bis 44 Jahre

45 bis 59 Jahre

60 Jahre
und älter

Gerecht
verteilt

13

5

10

14

18

59

60

54

47

54
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»Die jungen
Leute heute haben
es schwerer.
Wir müssen ihnen
helfen«

ChristaWinzer, 70,
Rentnerin in Cottbus.
Ich bin in Cottbus geboren.
Nach demAbitur lernte ich
in einer Apotheke und ar-
beitete danach viele Jahre
in der Lebensmittelchemie
alsmedizinisch technische
Assistentin.MeineRente
beträgt rund 1000Euro
netto imMonat.Das reicht
so gerade. Ich lebe allein.
Für dieMiete zahle ich 340
Euro.Die Gehaltsexzesse in
derWirtschaft verfolge ich
genau.Schwarze Schafe
gibt es immer.Aber diese
Neidgesellschaft gefälltmir
auch nicht.Wenn jemand
einUnternehmen gut führt,
dann darf er auch viel
verdienen.Dennwer etwas
leistet,macht unseren
Staat stark.

Otto Oberndorfer, 72, Rentner in Nürnberg. Ich habe zunächst Dekora-
teur und Schriftmaler gelernt,mit Auszeichnung. Ichwolltemich aber
einwenigmehr bewegen–und schulte zumFachsportlehrer um. Ichwar
dannBetriebsleiter in einemSportzentrum.Meine Frau und ich haben
immer viel gearbeitet.Mit unserer Rente kommenwir gut zurecht.Da kön-
nen auch unsere Kinder noch von profitieren.Die jungen Leute heute
haben es schon schwerer als wir.Wennman sich früher umArbeit bemüht
hatte, kamauchwas.Heute sind die Jobangebote nichtmehr so groß.

»Unsere
Neidgesell-
schaft gefällt
mir nicht«

Redaktion: martin.roos@wiwo.de
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Steuern und Abgaben Mehrwertsteuer

Verkappte
Subventionen
Hundefutter 7 Prozent, Babywindeln 19 Prozent – das deutsche
Mehrwertsteuersystem ist ungerecht und teilweise absurd.
Doch anstatt denWirrwarr von Ausnahmenwie versprochen zu beseitigen,
ist die Bundesregierung vor den Lobbyisten eingeknickt.

Dreigestirn
Die Koalition wollte das
Mehrwertsteuersystem
reformieren. Doch es ist nur
beim Plan geblieben
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O
ma Erna ist schuld. Sie ist
eine ältere Dame mit Hund
und der Gewohnheit, einmal
in derWoche frische Blumen
auf das Grab ihres verstorbe-

nenGemahls zustellen.OmaErna istnur
eineFiktionundgeistert als solchedurch
das Bundesfinanzministerium. Dort
machte sie solchenEindruck,dassMinis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) und seine
Spitzenbeamten vor der Reform des
Mehrwertsteuersystems zurückschreck-
ten, aus Angst vor drohendem öffent-
lichem Widerstand, falls etwa der für
Hundefutter und Schnittblumen gelten-
de ermäßigte Satz von sieben Prozent
angehobenwürde.
Zu Beginn dieser Legislaturperiode

sahen CDU, CSU und FDP noch „Hand-
lungsbedarf bei den ermäßigten Mehr-
wertsteuersätzen“. Im Koalitionsvertrag
erklärten sie im Herbst 2009: „Aus FO
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diesemGrunde sollenwir eineKommis-
sion einsetzen, die sich mit (...) dem Kata-
log der ermäßigten Mehrwertsteuersätze
befasst“. FürVerfechter derMarktwirtschaft
und eines gerechteren Steuersystems las
sich diese Passage so, als würde eine Bun-
desregierung endlich mit dem Durchei-
nander aufräumen und einen einheitli-
chenMehrwertsteuersatz schaffen.
Die Initiative Neue Soziale Marktwirt-

schaft gab denn auch gleich ein Reform-
gutachten in Auftrag, das der langjährige
Direktor des Instituts für Finanzwissen-
schaft der Johannes Gutenberg-Uni-
versitätMainz, Rolf Peffekoven, erar-
beitete. Das frühere Mitglied des
Sachverständigenrates („Fünf Wirt-
schaftsweise“) schlug vor, die Mehr-
wertsteuerweitestgehendzuvereinheitli-
chen. Außer Mieten und Pachten sollten
alleGüter undDienstleistungenmit einem
einheitlichen Satz besteuert werden. We-
gen der Steuermehreinnahmen, die sich
aus der Abschaffung des ermäßigten Sat-
zes ergäben, wäre eine Senkung des regu-
lären Satzes von 19 auf 16 Prozent Mehr-
wertsteuer möglich, ohne dass der Staat
auf Einnahmen verzichten müsste (siehe
Studie Seite 59).

LOBBYISTEN-STELLDICHEIN
Der Wirtschaftsweise und andere Befür-
worter einer großen Vereinfachung hatten
jedoch die Macht von Oma Erna und den
Lobbyisten unterschätzt. Schon imKoaliti-
onsvertrag von 2009 schlug sich der Ein-
fluss einer mächtigen Gruppe nieder. Mit
Verweis auf die europäischeWettbewerbs-
lage, aber ohne jeglichen Beweis ihrer Ge-

fährdung, steht dort, dass die Regierung
„ab dem 1.1.2010 für Beherbergungsleis-
tungen in Hotel- und Gastronomiegewer-
be den Mehrwertsteuersatz auf 7 Prozent
ermäßigen“wolle.
Diesen Passus setzte die schwarz-gelbe

Koalition dann auch zügig um. Das Einzel-
interesse rangierte über demAllgemeinin-
teresse – kein Einzelfall, sondern eher die

Regel im politischen Berlin. So
sind in der offiziellen Lobby-
liste des Bundestages 2141 Ver-
bände registriert (Stand April
2013) – von der ABDA – Bun-
desvereinigung Deutscher

Apothekerverbände bis zum Zweirad-In-
dustrie-Verband; irgendwo dazwischen
befinden sich der Deutsche Hotel- und
Gaststättenverband (Dehoga) und der
DeutscheTourismusverband.
Ihre Vertreter dürfen inner- und außer-

halb des Reichstags – ganz regulär und oft
genug mit einem begehrten Hausausweis
für den Bundestag ausgestattet – die Inte-
ressen ihrer jeweiligen Interessengruppe
den Abgeordneten vortragen. Darüber hi-
naus unterbreiten sie mitunter den Politi-

kern, ihren Mitarbeitern und auch den
Ministerialbeamten Formulierungsvor-
schläge, die nicht selten eins zu eins in
Gesetzentwürfe (oderKoalitionsverträge)

einfließen.
Dem regen Treiben der Hotel- und Tou-

rismuslobbyisten war es im Oktober 2009
zu verdanken, dass sich einige CSU- und
FDP-Politiker bei den Koalitionsverhand-
lungen besonders für die Senkung des
Mehrwertsteuersatzes inderBranche stark
machten. Und zwar für sämtliche Restau-
rations- und Übernachtungsleistungen.
Das aber sollte rund neunMilliarden Euro
kosten, wobei allein der ermäßigte Satz für
Speisen und Getränke in Restaurants mit
über acht Milliarden Euro ins Kontor ge-
schlagenhätte.
DaswardenKoalitionärendanndochzu

viel, obwohl ein einheitlicher Steuersatz
für alle Nahrungsmittel durchaus sinnvoll
gewesen wäre. Am Ende der Verhandlun-
gendurften sich allein die Vertreter des Be-
herbergungsgewerbes über den ermäßig-
ten Satz und eine damit verbundene

QUIZ

Der Schäuble-Test
7 oder 19 Prozent – testen Sie, ob
Sie sich bei der Mehrwertsteuer
auskennen. Wer alles weiß, hat
das Zeug zum Finanzminister.

7. Wildschwein
7% 19%

8. Hausschwein
7% 19%

1. Babywindeln
7% 19%

2. Hundefutter
7% 19%

5. Tomaten
7% 19%

6. Ketchup
7% 19%

3. Languste
7% 19%

4. Garnele
7% 19%
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Steuerermäßigung von ungefähr einer
Milliarde Euro freuen.

Der Koalition allerdings bescherte die
neue Subvention Ärger. Die Kritik schwoll
an, als bekannt wurde, dass die FDP zuvor
vom Hotelunternehmer August von Finck
eine Millionenspende erhalten hatte.
Prompt erhielt der Sieben-Prozent-Satz für
HotelsdenSpitznamen„Mövenpick-Steuer“.

Übrigens führte die Reduzierung des
Mehrwertsteuersatzes nicht zu einer mess-
baren Senkung der Übernachtungspreise –
die Verbraucher hatten nichts davon, keine
Rede kann also davon sein, dass die Bran-
che mit niedrigeren Preisen ihre Wettbe-
werbsfähigkeit im Tourismus erhöhte. Der
Fachverband Dehoga meinte unverblümt,
es könne gar nicht das Ziel sein, „die Über-
nachtungspreise eins zu eins zu senken“.

STEUERPRIVILEG DER POST
Auch das langjährige Mehrwertsteuerpri-
vileg der Deutschen Post AG führte mit-
nichten dazu, dass die Verbraucher weni-
ger Porto zahlen mussten. Vielmehr ver-
schaffte dieses Privileg dem früheren Post-
Monopolisten einen Wettbewerbsvorteil
gegenüber der neuen Konkurrenz, die zu-
nächst nicht flächendeckend überall in
Deutschland als Anbieter auftreten konn-
ten – was wiederum Voraussetzung für das
Mehrwertsteuerprivileg war.

Die Erfahrungen bei Hotels und Post wi-
derlegen das Argument, der ermäßigte
Steuersatz (insbesondere bei Lebensmit-
teln) habe eine soziale Funktion. Peffeko-
ven stellt dazu fest: „Ein zielgerichteter so-
zialer Ausgleich, egal, ob durch Steuerbe-
freiung oder Ermäßigung, funktioniert
nicht, da die Vergünstigung teilweise nicht
an die Konsumenten weitergegeben wird,
sondern es sich lediglich um Unterneh-
menssubventionen handelt.“

Und selbst dort, wo die Steuerermäßi-
gung an Konsumenten weitergegeben
werde, habe sie keine soziale Funktion,
da sie allen und nicht nur den sozial
schwächeren Gruppen zugutekomme,
kritisiert der ehemalige Wirtschaftsweise.
Der soziale Ausgleich könne folglich nicht
über die Mehrwertsteuer erfolgen, son-
dern nur über das Einkommensteuer-
und Transfersystem erreicht
werden.

Dabei sind die Einnah-
meausfälle aufgrund des
ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes im-
mens. Rund 23 Milliar-
den Euro sollen dem

Fiskus dadurch
jährlich entgehen,

schätzt das Bundesfi-
nanzministerium. Davon

entfallen 17 Milliarden Euro auf Le-
bensmittel, 1,8 Milliarden auf kulturelle
Leistungen, eine Milliarde auf Hotelleis-
tungen und 800 Millionen auf Personenbe-
förderung.

Befürworter eines einheitlichen Steuer-
satzes schlagen vor, die Harmonisierung
mit zusätzlichen Sozialtransfers für Be-
dürftige zu flankieren. So ließe sich insbe-

sondere der dann höhere Steuersatz
auf Lebensmittel abfedern. Die damit
verbundene höhere Zielgenauigkeit
wäre zudem ein Beitrag zu einer ge-
rechteren Lastenverteilung.

Doch Brotpreise sind nicht nur in
Entwicklungsländern politische Prei-
se. Der Abbau der Brotsubventionen –
um nichts anderes handelt es sich
beim siebenprozentigen Steuersatz –
würde in Deutschland zwar nicht zu
Hungeraufständen führen, die Empö-
rung über die Abschaffung dieses Privi-
legs wäre dennoch gewaltig.

Deshalb haben die Politiker in Deutsch-
land es auch nie ernsthaft in Erwägung
gezogen, Nahrungsmittel normal zu be-
steuern. Die schwarz-gelbe Koalition hat
frühzeitig zu erkennen gegeben, dass sich
hier nichts ändern solle. Auch beim

10. Möhrensaft
7% 19%

16. Kaffeebohnen
7% 19%

15. Tasse Kaffee
7% 19%

9. Möhre
7% 19%

12. Döner (Restaurant)
7% 19%

11. Döner-to-go
7% 19%

14. Maulesel
7% 19%

13. Esel
7% 19%

»
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Steuern und Abgaben Mehrwertsteuer

öffentlichen Personennahverkehr und
kulturellen Leistungen wollte man nichts
ändern, wegen des Umweltschutzes und
derBildung.
Die Abschaffung des ermäßigten Satzes

auf die restlichenGüter undDienstleistun-
gen hätte damit nur noch rund vierMilliar-
den Euro eingebracht. Doch deswegen die
Steuer aufHundefutter undSchnittblumen
anhebenund sichdenÄrger vonOmaErna
einhandeln? Nein, das wollte sich Bundes-
finanzminister Schäuble nicht antun. Tat-
sächlich hat der altgediente CDU-Politiker
schnell die im Koalitionsvertrag angekün-
digte Reform beerdigt. Nicht ein einziges
Mal kam die dafür eingesetzte Reform-
kommission zu einer Sitzung zusammen.

POLITIKER KAPITULIEREN
Solange die Politiker diese heiße Kartoffel
nicht anfassen,müssen sie jedochmit dem
Vorwurf leben, vor demWirrwarr aus abs-
trusenAusnahmeregelungenkapituliert zu
haben: Sieben Prozent auf Schnittblumen,
aber nicht auf Topfpflanzen, sieben Pro-

zent für Maultiere, aber nicht für
Esel, sieben Prozent für Curry-

würste-to-go, aber bitte nicht beim
Essen hinsetzen. Immer wieder stellt sich
dabei auch die Frage nach der Gerechtig-
keit solcher Ausnahmen. Warum ist es
richtig, Hundefutter zu privilegieren, nicht
aber Babywindeln?
Solange die Politiker nicht bereit sind,

darauf Antworten zu geben (und diese
dann auch in politisches Handeln um-
zusetzen), müssen sich stattdessen die
Gerichtemit den unterschiedlichenMehr-
wertsteuersätzen auseinandersetzen.
Ungerecht behandelt fühlte sich bei-

spielsweise ein Fleischer aus Lemgo, der
für Außer-Haus-Lieferungen von Suppen
und Schnitzeln nach einer Betriebsprü-
fung plötzlich den vollenMehrwertsteuer-
satz berappen sollte (sieheWirtschaftsWo-
che vom30.1.2012). Fleischer RichardNier
zog denn auch vor Gericht, er ging vom Fi-
nanzgericht Münster bis hinauf zum Bun-
desfinanzhof nach München, von dort
zum Europäischen Gerichtshof nach Lu-
xemburg und wieder zurück. Längst hat
der Fall Kreise gezogen, Pizzalieferdienste
und Sozialcaterer für Seniorenheime oder
Kitas sind ebenfalls davonbetroffen.
Erst da lenkten die Finanzbehörden ein.

Die Vertreter von Bundes- und Länderfi-
nanzministerien entschieden nach rund
einjährigen Gesprächenmiteinander, dass
von nun an sämtliche Auslieferungen von
Speisen nach der Devise „Essen ist Essen“

einem einheitlichen, in diesem
Fall dem ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz unterliegen

sollen. Ein Sieg der Vernunft. Ein
kleiner. ■

christian.ramthun@wiwo.de | Berlin
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17. Forelle
7% 19%

18. Guppy
7% 19%

25. Frühkartoffeln
7% 19%

26. Süßkartoffeln
7% 19%

24. Mineralwasser
7% 19%

19. Hörbuch
7% 19% 20.Buch

7% 19%

22. Mietwagen
7% 19%

21. Taxi
7% 19%

23. Leitungswasser
7% 19%
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Steuern und Abgaben Studie Mehrwertsteuer

Die Fisch- & Shrimps-Connection
Warum ein einheitlicher Mehrwertsteuersatz von 16 Prozent gerechter ist und die zusätzliche
Belastung für die Verbraucher quer durch alle Schichten minimal bleibt.

D er frühereWirtschaftsweise
Professor Rolf Peffekoven
hat 2010 in einemGutach-

ten für die InitiativeNeue Soziale
Marktwirtschaft (INSM) vorge-
schlagen, dieVergünstigungen in
derMehrwertsteuer zu streichen:
AußerMietenundPachten sollen
alleGüter undDienstleistungen
mit einemeinheitlichen Satz von
16Prozent besteuertwerden.
SeineBegründung:Das heutige

Systemweicht vomursprünglichen
Modell derKonsumbesteuerung
ab.Die vielenAusnahmen führen
zuWettbewerbsverzerrungen, da
einzelneGüter, Branchenoder
Rechts- undOrganisationsformen
subventioniertwerden.DieMehr-
wertsteuer ist über die Jahre zu ei-
nemEinfallstor zur Bedienung von
Sonderinteressen geworden.
Sobenachteiligt die völligeBefrei-

ungderDeutschenPost vonder
Mehrwertsteuer imBriefverkehrdie
Konkurrenz.

KARTOFFEL-STEUER
DiePrivilegierungdernurmit sie-
benProzentMehrwertsteuer beleg-
tenüber 50Warengruppen, die den
Wettbewerb verzerren, ist inden
meistenFällenunsinnigundnicht
nachvollziehbar.Warumsindauf
LangustenundSchnecken, abge-
packtesTrinkwasser sowieFrucht-
undGemüsesäfte 19ProzentMehr-
wertsteuer zu zahlen, für diemeis-
tenLebensmittel abernur sieben
Prozent – zumBeispiel bei Fisch
undShrimps,Hausschweinund
Kartoffel. BeimWildschweinund
der Süßkartoffel sind es 19Prozent.
Warum fallenbei derTaxifahrt sie-
benProzentMehrwertsteuer an,
beimMietwagen19Prozent?
Zudem führtweder die völlige

Befreiung vonderMehrwertsteuer
nochder ermäßigte Satz zu einem
zielgerichteten sozialenAusgleich,

wie gernbehauptetwird.Denndie
Vergünstigungenwerdenhäufig
nicht oder nur teilweise andie
Konsumentenweitergegeben.
Dannaber handelt es sich ledig-

lich umUnternehmenssubventio-
nen.Undda,wodieVergünstigun-
gen andieKonsumentenweiterge-
reichtwerden, haben alle und
nicht nur die sozial Schwächsten
etwas davon, sondern auchdieBe-
zieher hoher Einkommen.Anstatt
über dieMehrwertsteuer sollte der
soziale Ausgleichüber die Einkom-
mensteuer oder Transfers zielge-
richtet erfolgen – Subjekt- stattOb-
jektförderung.
PeffekovensRechnung:Derweit-

gehendeWegfall derMehrwert-
steuerbefreiungwürde 15Milliar-
denEuroMehreinnahmenbrin-
gen, derWegfall des ermäßigten
Satzes 20Milliarden.Dadurchwäre
eine SenkungdesMehrwertsteuer-
satzes von 19 auf 16 Prozent pro-
blemlos finanzierbar.
DadieBezieher sehr niedriger

Einkommendabei per saldo stär-

ker belastetwürden,müsste die
Reformbegleitetwerden von einer
Neuberechnungdes Existenzmini-
mumsund –daraus folgend –der
ErhöhungdesGrundfreibetrags in
der Einkommensteuer sowie der
Anhebung vonTransferzahlungen,
vor allemdesHartz-IV-Leistungen,
desKindergelds, desWohngelds
undderBafög-Sätze.

FAMILIEN ZAHLEN MEHR
ImAuftrag der INSMhat dasCon-
sultingunternehmendesDeut-
schen Instituts fürWirtschaftsfor-
schung,DIWecon, imApril 2013
dieBelastungdurch einen einheit-
lichenMehrwertsteuersatz von 16
Prozent für unterschiedlicheHaus-
haltstypen für das Jahr 2012 be-
rechnet.Danachhätten Familien
die höchstemonatlicheMehrbe-
lastung inHöhe von rund20Euro
undSinglesmit ungefähr fünf Euro
die niedrigste (sieheTabelle). Bei
Rentnern liegt sie, je nachEinkom-
menundPersonenzahl imHaus-
halt, zwischen 9und16Euro.
DieUmverteilungswirkunghält

sich also inGrenzen. „Zwarwerden
einkommensärmereHaushalte
tendenziell stärker belastet als ein-
kommensreiche, dieUnterschiede
fallen jedoch gering aus“, lautet das
Fazit der Studie.Das liegt vor allem
daran, dass dieÄrmeren einen grö-
ßerenTeil ihrer Ausgaben fürMie-
ten ausgeben, diemehrwertsteuer-
frei bleiben. Zudemzahlen sie der-
zeit schon für einenbeachtlichen
Teil ihrer Ausgabenden vollen
Satz,während auchdieWohlha-
benderen vonder aktuellen Steuer-
ermäßigung zumBeispiel bei
Theaterbesuchenprofitieren. ■

20
Milliarden
Euro

In erster Linie Familien
Monatliche Zusatzbelastung der Haushalte (in Euro)
durch eine einheitliche Mehrwertsteuer von 16 Prozent

Familien

Rentner

Singles

Quelle: DIW econ

Mittleres Einkommen

Niedriges Einkommen

Arbeitslosengeld I

Arbeitslosengeld II

1 Person, mittleres Einkommen

1 Person, niedriges Einkommen

2 Personen, mittleres Einkommen

2 Personen, niedriges Einkommen

Mittleres Einkommen

Niedriges Einkommen

Arbeitslosengeld I

Arbeitslosengeld II

22,51

20,43

22,85

17,99

10,56

8,92

13,97

16,04

5,00

6,51

5,48

4,92
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Mehreinnah-
men würde der
Wegfall des
ermäßigten
Steuersatzes
bringen

Rolf Peffekoven, „Zur Reform der Mehrwert-
steuer“, Ferdinand Pavel, DIW econ, „Wirkung

eines einheitlichen Mehrwertsteuersatzes
auf private Haushalte“, beide Studien im Auftrag

der INSM. Redaktion: Klaus Methfessel
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Steuern und Abgaben Interview

»Maß halten«
Der Finanzexperte Clemens Fuest über Chancen und Grenzen
der Gerechtigkeit im Steuersystem.

Herr Professor Fuest, wie gerecht ist ein
Steuersystem, in dem die Begünstigten –
also der Staat und die Politik – ganz
alleine darüber bestimmen, wie viel Bürger
und Unternehmen zu zahlen haben?
Fuest: In einer funktionierenden Demo-
kratie bestimmenwir Bürger indirekt über
Wahlen, wie hoch die Steuern sind, und
wir sind dieNutznießer des Steueraufkom-
mens –wir schickenunsereKinder in staat-
liche Schulen und Universitäten, wir fah-
ren auf Straßen, die der Staat gebaut hat,
und wir meckern, wenn staatliche Dienst-
leistungen fehlen. Es hilft also wenig, zu
sagen, hier ist der Steuerzahler und dort ist
der Staat – der Staat, das sindwir alle.
Aber warum entscheiden wir dann nicht
alle über unsere finanziellen Angelegen-
heiten? Die Bürger würden ihre Steuer-
gelder sicher oft ganz anders ausgeben
als die Politik.
Fuest: Es gehört zu den Unvollkommen-
heitenderDemokratie, dass derBürgerwil-
le oft nicht eins zu eins übersetzt wird –
und es ist ja auch nicht immer klar, was der
Bürgerwille oder der Wille der Mehrheit
genau ist. Natürlich schielen Politiker ins-
besondere in einem Wahljahr nach dem,
waspopulär ist – und sie denkendabeimit-
unter sehr kurzfristig oder bevorteilenLob-
bygruppen. Wichtig ist daher Kontrolle
durch die Öffentlichkeit und durch Institu-
tionen wie etwa die Rechnungshöfe, die
aufQualität undEffizienz achten.
Aber der Staat greift doch den Bürgern
immer mehr in die Tasche. Abgesehen von
Rot-Grün unter Bundeskanzler Gerhard
Schröder haben alle Parteien in der Re-
gierung die Steuerlast eher erhöht – auch
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
sieht keinen Spielraum für Entlastung.
Fuest: Die Senkung der Einkommensteuer
unter Gerhard Schröder war tatsächlich
eher eine Ausnahme, zumindest in jüngs-
ter Zeit. Aber langfristig ist der Anteil der
Steuern am Bruttoinlandsprodukt doch
ziemlich konstant. Eswird also keineswegs
ständig an der Steuerschraube gedreht.
Was dagegen ständig steigt, ist die Staats-
verschuldung – und auf diese Weise wird
immer weiter an der Steuerschraube von
morgen gedreht, denn die Schulden von
heute sinddie Steuern vonmorgen.
Da will jetzt der Staat mit der Schulden-
bremse gegensteuern. Führt das nicht
automatisch zu noch höheren Steuern?
Fuest: Die Schuldenpolitik der Vergangen-
heit hat zur Folge, dass derzeit kaum Spiel-
räume für Steuersenkungen vorhanden
sind, wenn man die Schuldenbremse ein-

haltenwill. Wer in der nächsten Legislatur-
periode die staatlichen Leistungen sogar
noch ausdehnen will, wie SPD und Grüne,
wird auch Steuern erhöhen müssen. Wer
keine Steuererhöhungen will, wie Union
und FDP, wird bei den staatlichen Leistun-
gen auf die Bremse tretenmüssen.
Alles unter der Voraussetzung, die Politik
wird die Schuldengrenze eingehalten. Das
war bislang meistens nicht der Fall. Was
halten Sie von der These, das Parlament
habe das Königsrecht der Budgethoheit

DER POLITIKBERATER

Fuest, 44, ist seit März 2013 Präsident
des Zentrums für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) und Professor für
Volkswirtschaftslehre an der Universität
Mannheim. Von 2008 bis 2013 war er
Professor und Forschungsdirektor des Centre
for Business Taxation an der Saïd Business
School der Universität Oxford. Seit 2003
gehört er dem wissenschaftlichen Beirat des
Bundesfinanzministeriums an.
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verspielt, weil es permanent gegen die
Generationengerechtigkeit verstößt?
Fuest: Das kannman nicht allein dem Par-
lament in die Schuhe schieben, schließlich
habenwir ja dieParteien gewählt, die dann
die neuen Schulden beschlossen haben.
Inzwischen wissen aber alle Beteiligten,
dass dies auf Dauer nicht der richtige Weg
ist. Die Regierungen und Oppositionspar-
teien im Bund und in den Ländern haben
sich die Schuldenbremse auch deshalb
auferlegt, weil in der Bevölkerung und in
der Politik die Einsicht wächst, dass beim
Schuldenmachen das Ende der Fahnen-
stange erreicht ist.
Sie betonen das Umdenken in der Bevöl-
kerung – sollte man nicht viel öfter auf
die Bürger hören, zum Beispiel auch mit
Volksentscheiden zu finanzpolitischen
Fragen?
Fuest: Zu einzelnen Fragen könnte ichmir
das vorstellen.
Zum Beispiel?
Fuest: Wird der Solidaritätszuschlag wei-
tergeführt – ja oder nein? Das könnte eine
Volksabstimmung entscheiden.
Geht es nach Vox populi, sollen die Reichen
noch mehr bluten, dabei zahlen die oberen
zehn Prozent der Einkommensteuerzahler
bereits 54 Prozent des Aufkommens.
Lässt sich da behaupten, es wird zu wenig
umverteilt?
Fuest: Wie viel Umverteilung sinnvoll ist,
kann nicht wissenschaftlich entschieden
werden, denn dabei geht es um politische
Wertungen. Die Folgen dieser Entschei-
dung können allerdings wissenschaftlich
untersucht werden. Wissenschaftlich un-
tersuchen lässt sich auch, wie sich die Un-
gleichheit der Einkommen im Zeitablauf
entwickelt hat undwiedies imVergleich zu
anderenLändern aussieht.
Wie hat sie sich entwickelt?
Fuest: Die Bruttoeinkommensverteilung
ist in Deutschland in den letzten Jahrzehn-
ten tatsächlich ungleicher geworden. Der
Einkommensunterschied zwischenArbeit-
nehmern mit einer guten Ausbildung und
solchen ohne Ausbildung hat zugenom-
men. Diese Diskrepanz wird in Deutsch-
land imVergleich zuanderenLändern sehr
stark durch das Steuer- und Transfersys-
tem gedämpft, aber sicherlich nicht völlig
neutralisiert. Deutschland bewegt sich bei
der Einkommensungleichheit im Mittel-
feld der Industriestaaten.Wir sind also we-
der ein extrem egalitäres Land noch ein
Landmit exzessivenUngleichheiten.
Ist ein Auseinanderdriften der Einkommen
per se schlecht?

Fuest: Nein, aber auch nicht per se gut.
Wenn sich Leistung nicht lohnt, sinkt die
Leistungsbereitschaft. Insofern hat das Zu-
lassen von Ungleichheit etwas Positives.
Gleichzeitig führt es aber auch zuNeidund
Spannungen in der Gesellschaft. Extreme
Ungleichheit hat negative Folgen wie bei-
spielsweise zunehmendeKriminalität oder
sinkende Teilhabe ganzer Schichten am
kulturellen und politischen Leben. Wenn
solche Entwicklungen drohen, darf man
dasnicht auf die leichte Schulter nehmen.
Stoßen deshalb die roten und grünen
Steuererhöhungspläne auch bei Wählern
auf Sympathie, die selbst mehr zahlen
müssten?
Fuest:Der Sprung vonderUngleichheit zur
Steuerpolitik ist mir ein wenig zu groß. Zu-
nächst müsste man dort ansetzen, wo die
wichtigste Ursache der Einkommensun-

gleichheit ist – bei Mängeln in Erziehung
und Bildung. Wer Einkommensungleich-
heit vornehmlich über Steuern undUmver-
teilung korrigieren will, hat im Grunde vor
der Bekämpfung ihrer Ursachen schon ka-
pituliert.DasProblemmangelnderBildung
und Ausbildung lässt sich durch die Erhö-
hungdes Spitzensteuersatzes nicht lösen.
Was halten Sie von der französischen Rei-
chensteuer – 75 Prozent auf alle Einkom-
men oberhalb von einer Million Euro?
Fuest: Dabei geht es nicht darum, Steuer-
einnahmen zu erzielen, denn diese Steuer
betrifft nurwenigeMenschen.Diese Steuer
ist vielmehr Ausdruck einer Neidkultur
und ein Signal, dass Reichtum in einer Ge-
sellschaft unerwünscht ist. Die Folgen
sind, dass Unternehmen woanders ge-
gründet werden und Arbeitsplätze woan-
ders entstehen.
In Deutschland wollen die Oppositions-
parteien den Spitzensteuersatz für die Rei-
chen anheben, wenn auch nicht so krass.
Fuest: Wenn man das übertreibt, drohen
negative Auswirkungen für uns alle. Wer
ein Unternehmen gründet, wer Arbeits-
plätze schafft, braucht nicht nur Geld, son-
dern er muss auch das Risiko eingehen,
dieses Geld womöglich zu verlieren. Das

»Das Problem
mangelnder Bildung
lässt sich mit höheren
Steuern nicht lösen«

abermachen vor allemLeute, die viel Geld
haben. Eine Gesellschaft braucht deshalb
Reichtum, und dazu gehört auch die Be-
lohnung,Geld zu verdienen.Bei der Festle-
gung des Spitzensteuersatz darf man die
negativen ökonomischen Konsequenzen
hoher Steuernnicht vergessen.
Was wären diese?
Fuest: Man zerstört Anreize, zu arbeiten
und zu investieren, und provoziert Aus-
weichreaktionen wie Abwanderung oder
Schwarzarbeit. Exzessive Besteuerung
führt auch zu Entfremdung zwischen den
betroffenen Steuerzahlern und dem Staat.
Bis in die Neunzigerjahre hinein hatten wir
sehr hohe Spitzensteuersätze.Manbrauch-
te deshalb steuerliche Anreize wie Sonder-
abschreibungen und Ausnahmen, damit
trotzdem investiert wird und Arbeitsplätze
entstehen. Diese Kombination von hohen
Steuersätzen und Subventionen ist aber in-
transparent und ineffizient. Besser ist es,
niedrigere Steuersätze zu haben und dafür
auf Sonderabschreibungen und andere
Steueranreize zu verzichten. Deshalb hat
die rot-grüneBundesregierungdie Spitzen-
steuersätze gesenkt – jetzt drehen wir das
RadderGeschichtewieder zurück.
Aber ohne die Ausnahmen...
Fuest: ...richtig, die werden vermutlich
dann wieder eingeführt, wenn die Wirt-
schaft nicht mehr richtig läuft. Dann sind
wirwieder da,wowir vor 20 Jahrenwaren.
Die untere Hälfte der Einkommensteuer-
zahler trägt gerade mal 5,4 Prozent zum
Aufkommen dieser Steuer bei. Ist die
Erhöhung des Spitzensteuersatzes auch
deswegen so populär, weil die Mehrheit
der Arbeitnehmer kaum oder gar keine
Einkommensteuer zahlt?
Fuest: Das spielt sicherlich eine Rolle. In
der Demokratie kann es eben dazu kom-
men, dass Mehrheiten Minderheiten ge-
zielt belasten.Dass vieleMenschengar kei-
ne Einkommensteuer zahlen, ist in der Tat
ein Problem. Jeder Staatsbürger sollte mit
der Einkommensteuer in Berührung kom-
men und spüren, dass öffentliche Leistun-
gen finanziertwerdenmüssen.
Woran lässt sich überhaupt festmachen,
welcher Steuersatz gerecht ist – unser
Grundsatz der Besteuerung nach Leis-
tungsfähigkeit hilft in dieser Frage wenig.
Fuest: Dafür gibt es keinen objektiven
Maßstab. Der gesundeMenschenverstand
bietet allerdingsAnhaltspunkte.Man sollte
vor allem den Steuersatz nicht so weit an-
heben, dass das Steueraufkommen zu sin-
ken beginnt. Bei 75 Prozent Einkommen-
steuer ist dieser Punkt sicherlich über-»
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schritten. Das Bundesverfassungsge-
richt hat einmal mit dem sogenannten
Halbteilungsgrundsatz entschieden, mehr
als die Hälfte solle es nicht sein. Allerdings
haben die Verfassungsrichter diese Grenze
später relativiert. Sicherlich hängt die An-
gemessenheit der steuerlichen Belastung
auch davon ab, in welcher Lage ein Land
sich befindet. In einer wirtschaftlich nor-
malen Lage, wie wir sie in Deutschland ha-
ben, stößt alles über 50 Prozent auf Stirn-
runzeln. In einem Land, das sich in einer
wirtschaftlichen Notlage befindet, kann
vielleicht auch einmal mehr akzeptabel
sein, immer vorausgesetzt, das Steuerauf-
kommen nimmt dann noch zu.
2005 zog die CDU mit der Idee einer Flat-
Tax in den Wahlkampf – 25 Prozent auf
alle Einkommen, ohne Ausnahmen. Wäre
ein solcher Tarif gerecht?
Fuest: Was als gerecht empfunden wird, ist
immer subjektiv. Die Botschaft der Flat-Tax
ist eher, dass es die vielen Ausnahmen, die
unser Steuersystem hat, unmöglich ma-
chen, das Ziel einer gerechten Steuererhe-
bung noch zu erreichen. Wer gut beraten ist
und in diesem Steuerdschungel seinen Weg
findet, der kann seine Belastung reduzieren,
anderenicht.Die Idee,dassein sehrkompli-
ziertes Steuersystem in der Praxis nicht zu
Steuergerechtigkeit führt, ist sehr plausibel.
Das Vermögen in Deutschland ist wesent-
lich ungleicher verteilt als das Einkom-
men. Die oberen zehn Prozent besitzen
mehr als die Hälfte der privaten Vermö-
gen. Ist es gerecht, diese zu besteuern?
Fuest: Manche Menschen finden es ge-
recht, Vermögen zu besteuern, andere
höchst ungerecht. Beide Standpunkte
kann man vertreten. Problematisch sind
allerdings die wirtschaftlichen Folgen der
Vermögensbesteuerung.
Welche da wären?
Fuest: Wenn es um Entscheidungen darü-
ber geht, durch Investitionen Arbeitsplätze
zu schaffen, kommt es auf die gesamte
Steuerbelastung an, also auf die Kombina-
tion von Ertrag- und Vermögensteuern.
Wenn eine Investition zum Beispiel fünf
Prozent Rendite abwirft und ein Prozent
Vermögensteuer erhoben wird, dann wirkt
diese Vermögensteuer wie eine 20-prozen-
tige Ertragsteuer, die zur Einkommensteu-
erlast hinzukommt. Die Vermögensteuer
führt also zu einer dramatischen Steuerer-
höhung. Hinzu kommt, dass diese Steuer
unabhängig vom Gewinn auch in Krisen-
zeiten erhoben wird. Unternehmen müs-
sen die Steuer dann aus der Substanz be-
zahlen. Viele empirische Untersuchungen

zeigen, dass eine solche Steuererhöhung
massive negative Wirkungen bei Investitio-
nen und Arbeitsplätzen hätte
Deshalb wollen SPD und Grüne, die für
die Einführung der Vermögensteuer
plädieren, Betriebsvermögen wenigstens
teilweise ausnehmen.
Fuest:Das ist eineScheinlösung.Wirdrehen
an der Steuerschraube, stellen fest, dass dies
negative Auswirkungen hat und denken uns
aus Furcht davor Ausnahmen von der Be-
steuerung aus. Dann aber kann die Vermö-
gensteuer nicht mehr gerecht sein, weil die
reichen Leute in Deutschland in ihrer gro-
ßen Mehrheit Menschen sind, die viel Be-
triebsvermögen haben. Am Ende müssen
wir viele sehrReichevonderVermögensteu-
er ausnehmen, und ein Handwerker, der
sich für seine Altersvorsorge ein oder zwei
Mietshäuserzusammengesparthat, istdann
derjenige, der die Steuer zahlt. Das hat mit
Steuergerechtigkeit nichts mehr zu tun. Aus
diesem Grund haben die meisten Länder
um uns herum die Vermögensteuern abge-
schafft. Wir sollten nicht so unklug sein, die-
se wieder einzuführen. Das würde nur dazu
führen, dass die Reichen, wenn sie von der
Steuer getroffen werden, in Scharen
Deutschland verlassen. Reiche sind meis-
tens sehrmobil.

Wenn das so ist, sollte dann nicht wenigs-
tens im Erbfall stärker auf das Vermögen
zugegriffen werden?
Fuest: Für eine Besteuerung von Erbschaf-
ten kann man anführen, dass eine Erb-
schaft ähnlich wie Einkommen die indivi-
duelle wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
erhöht. Auch hier gibt es Ausweichreaktio-
nen, aber Erbschaftsteuer fällt nur einmal
in einer Generation an. Das Verhältnis aus
Kosten und Nutzen ist bei einer maßvollen
Erbschaftsteuer besser als bei der Vermö-
gensteuer.
Sahra Wagenknecht von der Partei Die
Linken, aber auch einige Libertäre halten
eine Erbschaftsteuer von 100 Prozent
für gerecht, weil nur so Gleichheit zu
schaffen sei.
Fuest: Viele Menschen sparen oder küm-
mern sich um ein Unternehmen, weil sie
an die nächste Generation denken. Die
Folgen einer Konfiskation des gesamten
Vermögens wären verheerend. Aus gutem
Grund gehört zum Recht auf Privateigen-
tum auch das Recht, dieses vererben zu
können. Eine 100-prozentige Erbschaft-
steuer wäre deshalb mit unserer Verfas-
sung nicht vereinbar. Dies hätte auch mit
einer sozialen Marktwirtschaft nichts mehr
zu tun und würde den Übergang in eine
andere Gesellschaftsform bedeuten, vor
der mir graut.
Die aktuelle Steuerdebatte dreht sich nur
um Fragen der Erhöhung und Umvertei-
lung. Die Wertschöpfung, die Grundlage
aller Besteuerung ist, spielt dagegen
überhaupt keine Rolle. Haben Sie eine Er-
klärung dafür?
Fuest: Das ist möglicherweise ein Wohl-
standsphänomen. Wenn etwas selbstver-
ständlich ist, dann macht man sich darü-
ber keine Sorgen. Vor zehn Jahren ging es
Kanzler Schröder gemeinsam mit der da-
maligen Opposition darum, die wirtschaft-
liche Stagnation in Deutschland zu über-
winden und das Wachstum zu stärken. Das
war das Anliegen der Agenda 2010. Es ist
wohl der Fluch der guten Jahre, dass man
Wachstum und Wohlstand als selbstver-
ständlich hinnimmt und dann nur noch
über Verteilungsgerechtigkeit diskutiert.
Wenn die Politik hier den Bogen über-
spannt, wird man schnell feststellen,
dass zu viel Umverteilung den Wohlstand
bedroht. Spätestens dann wird sich die
Diskussion wieder drehen. Besser wäre
es allerdings, Maß zu halten, ohne die
gute Wirtschaftsentwicklung aufs Spiel zu
setzen. ■
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»Ein Steuersatz
über 50 Prozent stößt
auf Stirnrunzeln«

Lohn für Leistung – oder Objekt des Neids?
Jugendstilvilla in Niedersachsen

»

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



WirtschaftsWoche Global 24.6.2013 Nr. 2 63

Steuern und Abgaben Studie Kalte Progression

Mehr Ungleichheit
Die kalte Progression beruht auf einem Konstruktionsfehler in unserem Einkommensteuersystem.
Sie belastet die Steuerzahler jährlich mit etlichen Milliarden Euro. Problematisch vor allem:
Sie schlägt bei den niedrigeren Einkommensbeziehern viel stärker zu.

D er Sachverständigenrat kriti-
siert sie als „heimliche Steu-
ererhöhungen“ – die knapp

drei Milliarden Euro, die Einkom-
mensbezieher jährlich mehr an
den Fiskus abführen müssen, weil
aufgrund des progressiven Steuer-
tarifs die Einkommensteuerschuld
stärker wächst als das Einkommen.
Dieser kalte Progression genannte
Effekt kommt dadurch zustande,
dass Arbeitnehmer bei Lohnerhö-
hungen in einen höheren Steuerta-
rif rutschen mit der Folge, dass der
höhere Steuersatz und die Inflation
einen Großteil ihres Einkommens-
zuwachses auffressen.

Ein wachsender Teil des zusätzli-
chen Lohns wandert an den Staat.
Auf diese Weise steigt das Einkom-
mensteueraufkommen bereits bei
real konstanten, also inflationsbe-
reinigten Löhnen und Gehältern
überproportional an. Steuerzahler
bemerken die Wirkung der kalten
Progression meist nur, wenn sie ei-
ne Gehaltserhöhung erhalten.
Steigt der Bruttolohn nur im glei-
chen Maß wie die Inflation, kann
der Arbeitnehmer sich von seinem
Nettogehalt weniger leisten.

SPRUDELNDE QUELLE
Was den Steuerzahler ärgert, ist für
den Fiskus eine Quelle ständiger
Mehreinnahmen: Er verdient an je-
der Gehaltssteigerung überpropor-
tional mit. Seine Steuereinnahmen
steigen dadurch, dass keine Anpas-
sung des Tarifs an die zwischen-
zeitliche Inflation erfolgt. So be-
steht der aktuelle Einkommensteu-
ertarif unverändert seit dem Jahr
2010. Angehoben hat die Bundes-
regierung lediglich den Grundfrei-
betrag für 2013 und 2014. Dazu war
sie schon allein deshalb gezwun-
gen, weil das Existenzminimum
aufgrund von Preiserhöhungen ge-
stiegen ist, und der sozialrechtliche

Mindestbedarf ist von der Einkom-
mensbesteuerung auszunehmen.

Finanzminister Wolfgang
Schäuble hatte geplant, nicht nur
den Grundfreibetrag, sondern den
Steuertarif insgesamt anzuheben.
Das ist jedoch an der rot-grünen
Mehrheit im Bundesrat gescheitert.
Thilo Schäfer vom Institut der deut-
schen Wirtschaft hat den Effekt der
kalten Progression berechnet. Mit-
hilfe eines Simulationsmodells, er-
mittelte er, wie hoch die Belastung
durch die kalte Progression bis zum
Jahr 2017 ausfällt. Dazu hat er zwei
Szenarien simuliert. Das erste
schreibt den geltenden Tarif fort.
Im zweiten werden von 2010 an die
Steuertarifgrenzen jährlich in Höhe
der Preissteigerungsrate angepasst.
Für alle Einkommen unterstellt
Schäfer von 2014 an ein nominales
jährliches Wachstum von 2,9 Pro-
zent, für die Inflation einen Zu-
wachs von 2,0 Prozent. Ergebnis:
Die Anhebung des Grundfreibe-
trags 2013 und 2014 schmälert den
Effekt der kalten Progression, sie
macht aber in diesen beiden Jahren
über 3,5 Milliarden Euro aus. Von
2010 bis 2017 verursacht die kalte
Progression über 20 Milliarden

Euro zusätzliche Einkommen-
steuereinnahmen (siehe Grafik).
Die durchschnittliche Steuerbelas-
tung pro Steuerpflichtigen durch
die kalte Progression beträgt über
die sieben Jahre hinweg 651 Euro.

Problematisch sind die Ver-
teilungswirkungen der kalten
Progression. Zwar macht der
Zuwachs wegen der kalten Pro-
gression an der von jedem Steuer-
pflichtigen zu zahlenden Steuer-
schuld nur einen kleineren Teil
aus. Dieser Anteil ist aber umso
größer, je niedriger die zu zahlende
Einkommensteuer ist.

REGELMÄSSIGE ANPASSUNG
Die zusätzliche Belastung eines
Steuerpflichtigen beträgt bei einem
Einkommen von 30000 bis 40000
Euro 1176 Euro. Davon entfallen al-
lein 468 Euro, 40 Prozent, auf die
kalte Progression. Wer ein Einkom-
men von 100000 bis 250000 Euro
bezieht, muss zwar mit 9202 Euro
mehr Steuern zahlen. Der auf die
kalte Progression entfallene Anteil
ist mit 21 Prozent viel geringer.
Schäfer fordert, die Politik müsse
sich zu einer regelmäßigen Tarifan-
passung aufgrund der Preisent-
wicklung verpflichten.

Noch besser wäre es, den Tarif
durch eine inflationsabhängige
Indexierung automatisch anzu-
passen. So ließe sich verhindern,
dass die reale Kaufkraft der Bürger
durch die Besteuerung der Ein-
kommenszuwächse abnimmt.

Ob die Politik dem zustimmt, be-
zweifelt Schäfer. Denn dann ließe
sich der Abbau der kalten Progres-
sion nicht mehr als Steuererleichte-
rung verkaufen. Vor allem vor Wah-
len ist das ein beliebtes Mittel. ■

20
Milliarden
Euro
zusätzliche
Einkommen-
steuerein-
nahmen verur-
sacht die kalte
Progression
in den Jahren
2010 bis 2017

Steter Zufluss

Zuwachs des Einkommensteueraufkommens pro Jahr
(in Milliarden Euro)

Quelle: IW Köln

kalte Progression

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

verbleibender Zuwachs

2,7 2,5 1,8 1,9
3,8 3,9 4,0

12,2 12,3 7,8 9,7 9,8 10,2 10,7

Basis des Textes ist die im Auftrag der INSM
erstellte Studie „Kalte Progression“ von Thilo

Schäfer vom Institut der deutschen Wirtschaft.
Redaktion: Klaus Methfessel
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Risiko und Nebenwirkungen
Die Steuerprogramme der Bundestagsparteien auf dem Prüfstand: Welche Folgen sich für Staat,
Steuerzahler undWirtschaft aus den geplanten Veränderungen bei der Einkommensteuer ergeben.

D er deutsche Staat hat kein
strukturelles Einnahmepro-
blem. 2012 kassierte der Fis-

kus vondendeutschenSteuerzah-
lern dieRekordsummevon600
MilliardenEuro, undbis 2017 soll
der Betrag nachAngabendesAr-
beitskreises Steuerschätzungen so-
gar auf 700MilliardenEuro steigen.
Die Steuerquote erreichte imver-
gangenen Jahrmit 23,4 Prozent in
Relation zumBruttoinlandspro-
dukt denhöchstenWert seit der
Wiedervereinigung.
DieRegierungsparteienhaben

deshalb versprochen, die Steuer-
zahler nachder Bundestagswahl
imAusmaßder durchdie kalte
Progression verursachtenMehr-
einnahmenbei der Einkommen-
steuer entlasten.
Für dieOppositionsparteien

steht die Steuerpolitik imZentrum
desWahlkampfs. Sollten sie andie
Regierung kommen,wollen sie die
Steuern erhöhen. Zumeinen,weil
sie zusätzlichenFinanzbedarf für
Infrastruktur undBildung sehen.
Zumanderen soll die Steuerpolitik
zumehrGerechtigkeit beitragen,
indemhoheEinkommen stärker

belastet undniedrige Einkommen
entlastetwerden.
Sowollen SPD,Grüneunddie

Linkedie Steuersätze bei der Ein-
kommensteuer erhöhenundErb-
schaftenundVermögen stärker be-
lasten.

AUF TARIF KONZENTRIERT
Auchwennnochnicht alle Partei-
en ihreWahlprogrammevorgelegt
haben, sind ihre Positionen in der
Steuerpolitik klar.Wissenschaftler
desRheinisch-Westfälischen Insti-
tuts fürWirtschaftsforschung
(RWI) aus Essenhaben imAuftrag
der InitiativeNeue SozialeMarkt-
wirtschaft (INSM) auf dieser Basis

die Folgen für Steueraufkommen
unddieBe- oder Entlastungder
Steuerzahler untersucht.Dabei
bleibendie PiratenunddieAlter-
native fürDeutschland ausgeklam-
mert, weil von ihnennoch keine
konkretenAussagen vorliegen.
DieAnalyse derWahlprogram-

mekonzentriert sich auf dieAussa-
gen zumTarif der Einkommensteu-
er.Die Forscher äußern sichdabei
nicht zudenVorschlägenderOp-
positionsparteien zur Reformdes
Ehegattensplittings,weil sie bis-
lang zuunkonkret sind.DasGlei-
che gilt für dieVorschläge zu einer
höherenBesteuerung vonErb-
schaftenundVermögen.

STEILER ANSTIEG
Ausgangspunkt ist der Einkom-
mensteuertarif für das Jahr 2014:
NachdemGrundfreibetrag von
8354Euro steigt dieGrenzbelas-
tungdes zu versteuerndenEin-
kommensbis 13 469Euro linear
von 14 auf 24 Prozent Prozent steil
an.Danach steigt derGrenzsteuer-
satz bis 52 881Euro ebenfalls line-
ar, aber flacher auf 42 Prozent. Bis
250 730Eurobleibt derGrenzsteu-

600
Milliarden
Euro
kassierte der
Fiskus vom
deutschen
Steuerzahler
– eine abso-
lute Rekord-
summe. Bis
2017 soll sich
der Betrag
auf 700 Milli-
arden Euro
steigern

Die Steuerpläne der Parteien

Quelle: RWI

Einkommensteuertarif Grenz- und Durchschnittssteuersatz

Grenzsteuersatz

Durchschnittssteuersatz (bisheriger Tarif)
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ersatz dannkonstant 42 Prozent
und springt dannauf 45 Prozent
(die sogenannteReichensteuer).

UNION UND LIBERALE
DieRegierungsparteienhaben an-
gekündigt, imFalle einesWahlsie-
ges nicht die Steuern erhöhen zu
wollen. Zwar spricht sich die FDP
weiterhin für einen einfachenStu-
fentarif in der Einkommenbesteue-
rungunddie schrittweiseAbschaf-
fungdes Solidaritätszuschlags aus,
sie bleibt dabei aber nebulös,wes-
halb dieRWI-Forscher bei denRe-
gierungsparteien allein derenVor-
schläge zur Beseitigungder kalten
Progressionberücksichtigen.
Deshalb beschränkt sich das

SteuerprogrammvonUnionund
Liberalen auf dieAbsicht, denTarif
in der Einkommensteuer andie
zwischenzeitliche Inflation anzu-
passen.Das hatten sie schon 2011
beschlossen, dasGesetzwar aber
imBundesrat andenOppositions-
parteien gescheitert.
ImPrinzip läuft dies auf eine

leichteRechtsverschiebungdes Ta-
rifs und einemarginaleVerringe-
rungderGrenzbelastungder Ein-
kommenundder durchschnittli-
chen Steuerlast hinaus.Der Entlas-
tungseffekt für die Steuerzahler: 3,1
MilliardenEuro.Dabei steigt die
Entlastungder Steuerzahlermit
derHöhedes Einkommens.

SPD, GRÜNE, LINKE
Die SPDmacht sich für eine „ge-
rechte Steuerpolitik“ stark. Siewill
einemittlere Proportionalzone
einführen für zu versteuerndeEin-
kommen inHöhe von 52 882bis
64000Euro, für die derGrenzsteu-
ersatz von 42Prozent gelten soll.
Danach soll dieser bis 100000Euro
linear auf denneuenSpitzenwert
49 Prozent steigen.
Der Einkommensteuertarif der

Grünenunterscheidet sichnurwe-
nig vondemder SPD. Siewollen
denGrundfreibetrag leicht anhe-
ben auf 8712Euro, der Eingangs-
steuersatz von 14Prozent steigt
dannwie bei dembestehendenTa-
rif auf 24 Prozent bei 13469Euro.
Dann steigt derGrenzsteuersatz
bis 59440Euro linear auf 45 Pro-
zent, der Anstieg flacht dann aber

entlastet (sieheGrafik). Der deut-
licheEntlastungseffekt bei der Lin-
kenwürde jedochdurchVerände-
rungen inder Bemessungsgrundla-
ge kompensiert, weil die Reform
aufkommensneutral sein soll.
Weil bei SPDundGrünendie
Grenzbelastungen erst ab einemzu
versteuerndenEinkommenvon
53000Eurohöherwird, steigt die
Belastung vor allemdes oberen
Einkommensdezils (ab einem Jah-
reseinkommenvon69100Euro).
Die ungefähr 3,5Millionen Steu-

erpflichtigendieser Einkommens-
gruppewürdenbei SPDknapp
1000Euroundbei denGrünen
durchschnittlich über 1300Euro
mehr andenFiskus zahlenmüs-
sen,während sie nachdenRegie-
rungsplänenmit einer Entlastung
von 360Euro rechnen könnten.

HOHER GRUNDFREIBETRAG
Bis inklusive des achten Dezils ver-
ändern die Wahlprogramme von
Union, FDP, SPD und Grünen die
Steuerbelastung jedoch kaum, so-
lange sie nichtmit einer Einschrän-
kung des Ehegattensplittings ver-
bunden sind. Die 30 Prozent der
Steuerpflichtigen amunteren Ende
der Einkommensskala zahlen infol-
ge des hohen Grundfreibetrages
ohnehin keine Steuern, und selbst
die im vierten Dezil nur wenig. Erst
im fünften Dezil mit einem Ein-
kommen zwischen 18800 und
25500 Euro steigt die Steuerbelas-
tung dann bis auf 1838 nach dem
SPD-Tarif.
Die Beseitigung der kalten Pro-

gression nach den Regierungsplä-
nen führt relativ gesehen zu einer
eher gleichmäßig ansteigenden
Entlastung der Steuerpflichtigen,
undzwar von0,1Prozent imvierten
bis zu 0,7 Prozent im oberen Dezil.
Relativ am stärksten entlastet wür-
den die Steuerpflichtigen durch
den Tarif der Linken – am stärksten
im neunten Dezil um knapp sechs
Prozent. Selbst die Steuerpflichti-
gen imoberstenDezilwürdennoch
umdrei Prozent entlastet.
Da die Linke jedoch die Bemes-

sungsgrundlage gezielt so ändern
will, dass die höheren Einkom-
mensbezieher belastet würden,
dürfte es für diese insgesamt zu

imnächstenTarifbereich einwenig
ab, umbei 80000Eurodenneuen
Spitzensteuersatz von 49Prozent
zu erreichen. Ähnlichwie bei der
SPD steigt die durchschnittliche
Steuerbelastung ab einemEinkom-
menvon60000Eurodeutlich. Bei
100000Euro liegt sie gegenüber
demaktuellenTarif schonumrund
2,5 Prozent punkte höher, bei
250000Euro sogar um5,2 Punkte.
Die Linkewill „mit Steuernum-

steuern“. Konkretwill sie den
Grundfreibetrag auf 9300Euro an-
heben, abdemderGrenzsteuer-
satz linear von 14 auf 53 Prozent
(„wie unter derKohl-Regierung“)
bei 65000Euro steigen soll. Der
Spitzensteuersatz gilt dannbis zu
einerMillionEuro, jeder Euroda-
rüber hinaus soll dannmit 75 Pro-
zent besteuertwerden –die soge-
nannteReichensteuer. Aufgrund
der deutlichenAnhebungdes
Grundfreibetrages undder redu-
ziertenGrenzbelastungbis 43000
Euro liegt die durchschnittliche
Belastungder Steuerpflichtigen im
unterenEinkommensbereich
deutlich unter der des altenTarifs.
Vonder deutlichhöherenGrenz-
belastung ab 43000Eurodürften
aber erheblichenegativeAnreize
ausgehen.

DIE BELASTUNGSEFFEKTE
Die Steuerzahlerwürdendurch
GrüneundSPDumgut fünfMilli-
ardenEuromehr belastet, vonUni-
onundFDPumdreiMilliarden

75%
soll nach den
Plänen der
Linken der
Steuersatz
für alle mit
mehr als
einer Million
Euro Einkom-
men pro Jahr
betragen

Wer die Einkommensteuer zahlt

Durchschnittliche Steuerzahlungen 2014 (in Euro)

Quelle: RWI
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einer erheblichen Zunahme der
Gesamtbelastung kommen. Denn
wenn die Reform aufkommens-
neutral sein soll, müsste diese
Gruppe die Entlastung der unteren
Einkommensbezieher finanzieren.
Die relativeMehrbelastungdes

oberenEinkommensdezils soll
nachdenVorstellungender SPD
um0,6 Prozent undderGrünen
um0,8 Prozent zunehmen.Gemes-
sen ander vondenRegierungspar-
teien angestrebtenEntlastung
durchdieBeseitigungder kalten
Progressionwäre sie jedochdeut-
lich. Anders als bei der SPD, die
keine Steuerpflichtigen entlasten,
sondern lediglich die imobersten
Dezilmehr belastenwill, werden
bei denPlänenderGrünendie
Steuerzahler bis zumneuntenDe-
zil entlastet, allerdingsmitmaxi-
mal 0,34 Prozent nur relativ gering.

VERMÖGENSTEUER
Bei der Besteuerung vonVermögen
bestehenProbleme schonbei der
Festlegungder Bemessungsgrund-
lage.Deshalb hat dasBundesver-
fassungsgericht die Besteuerung so
lange ausgesetzt, wie es keine ein-
heitlicheDefinitionder Bemes-
sungsgrundlagen für die verschie-
denenVermögensformengibt.
AuchwenndieGrünendieVer-

mögensteuer zunächst nur zeitlich
befristetwieder einführenwollen,
so bleiben sie in ihremWahlpro-
grammdie Erklärung schuldig,wie
sie ihreVorschläge in Einklangmit
Karlsruhebringenwollen.
Völlig unklar ist auchbei der SPD,
wie sie ihr Versprechenumsetzen
will, betrieblichesVermögen von
derVermögensteuer auszuneh-
men.Denndasmüsste dasBun-
desverfassungsgerichtwieder auf
denPlan rufen:Denn eine solche
Ausnahmeregelungwürdedem
Grundsatz einer gleichmäßigen
Besteuerungwidersprechen.
ImGegensatz zuUnionundFDP

wollendieOppositionsparteien
auchdasAufkommenaus der Erb-
schaftsteuer deutlich erhöhen.Die
Grünenwollen es sogar verdop-
peln,was die Steuerzahler zusätz-
lich inHöhe von etwa vierMilliar-
denEurobelastenwürde.
Die Pläneder Parteien zumEin-

kommensteuertarif zeigen, dass
zwischendenRegierungsparteien
undderOpposition erhebliche
Unterschiededarin bestehen,
welcheBelastung sie den Steuer-
zahlern zumutenwollen: CDU/
CSUundFDPwollendieBürger
um runddreiMilliardenEuro
entlasten, nachAnsicht von SPD
undGrünen sollen sie dagegen
gut fünfMilliardenEuromehr an
denStaat abführen.

UNTERSCHIEDLICHE WERTE
Dahinter stehen auchunterschied-
lichenWertvorstellungen von einer
gerechtenVerteilungder Steuerlas-
tenundunddenAufgaben staatli-
cher Finanzierung.WenndieOp-
positionsparteien ihre Steuererhö-
hungsplänemit demArgument ei-
ner unzureichenden finanziellen
Ausstattungder öffentlichenHaus-
halte rechtfertigen, überzeugt das
jedochnicht.Denndie Steuerein-
nahmen fließen seit dem Jahr 2010
aufgrundder gutenwirtschaftli-
chenEntwicklungwie seit Langem
nichtmehr.
Auchbei hohen Investitionen in

Bildung, Infrastruktur und andere
zukunftsrelevanteBereiche sollten

die Einnahmenausreichen, umdie
Konsolidierungder öffentlichen
Haushalteweiter vorantreiben zu
können.Dabei gilt es, die richtigen
Prioritätenbei denAusgaben zu
setzen,was durchaus einschließt,
den Schwächsten inunsererGe-
sellschaft „bessereMöglichkeiten
zur Teilhabe“ (Grüne) zubieten.
Voraussetzungdafür ist aber eine
solideHaushaltsführung auf allen
Ebenendes Staates.

FAZIT: NEGATIVE FOLGEN
Studien zufolge besteht ein negati-
ver Zusammenhang zwischen der
Höhe der staatlichenUmvertei-
lung über die Einkommensteuer
und derNeutralität der Einkom-
mensteuer. Das heißt, je stärker die
Belastung der Steuerpflichtigen ist,
desto eher hemmt dieswegen der
negativenAnreize ihrewirtschaft-
lichenAktivitäten.
Die Kunst des Staates bei der Fest-
legung der Einkommensteuerbe-
lastung unddamit des Steuertarifs
besteht darin, die gewünschte Ver-
teilung der Steuerbelastung so
auszutarieren, dass die Entschei-
dungen der Steuerpflichtigen und
damit diewirtschaftliche Entwick-
lungmöglichst wenig beeinträch-
tigt werden.
Die Pläne vonSPDundGrünen

haben jedoch zusätzlicheBelas-
tungender Steuerpflichtigen zur
Folge, die diewirtschaftlicheEnt-
wicklungnegativ beeinflussen kön-
nen.DaDeutschland einen ver-
gleichsweise hohenAnteil an ein-
kommensteuerpflichtigenPrivat-
unternehmenhat, dürfte eine ge-
zielte Belastungder sogenannten
Besserverdienendendiewirt-
schaftlicheAktivität erheblich be-
einträchtigen.Die vondenOpposi-
tionsparteien geplanten Steuerer-
höhungen gefährden also die in
den vergangenen Jahrendurch
ReformenerreichteVerbesserung
der internationalenWettbewerbs-
fähigkeit des deutschen Steuer-
systems. ■

3
Milliarden
Euro
sollen laut
Union und
FDP die Ent-
lastungen für
die Bürger
betragen,
SPD fordern
5 und die
Linken
16 Milliarden
Euro

Basis des Textes ist die Studie im Auftrag der
INSM „Mehr Gerechtigkeit: Was steht zur Wahl –

Analyse und Kommentierung der Parteiaussa-
gen“ vom Rheinisch-Westfälischen Institut für

Wirtschaftsforschung in Essen (RWI).
Redaktion: Klaus Methfessel

Wer gewinnt, wer verliert

Quelle: RWI
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Mehr als genug
Nicht Steuererhöhungen, sondern mehr Effizienz und neue Prioritäten bei den Staatsausgaben
sind das Gebot der Stunde, mahnen Hamburger Wirtschaftswissenschaftler in einer Studie.

S ozialdemokratenundGrüne
wollendie Staatskasse auf-
bessern. Sollten sie nachder

Bundestagswahl die Regierung
stellen, so verkünden sie in ihren
Wahlprogrammen,werden sie die
Steuern erhöhen.Unter anderem
wollen sie den Spitzensteuersatz
unddieAbgeltungsteuer auf Kapi-
talerträge anheben, die 1995 abge-
schaffte Vermögensteuerwieder
einführenunddenErtrag aus der
Erbschaftsteuermassiv steigern.
Dadurchwollen sie den Staat in

die Lage versetzen,mehrGeld für
Bildungbereitzustellenunddie öf-
fentlichen Schulden abzubauen –
diese sind auch inDeutschland in-
folge der Finanzkrise gestiegen.
Selbst noch 2012, alsDeutschlands
Steuerzahler demStaat einenZu-
wachs von 4,9 Prozent bei den
Staatseinnahmenbescherten, stieg
die staatlicheVerschuldungum
2,7 Prozent und inRelation zum
Bruttoinlandsprodukt von 80,5
auf 81,7 Prozent. Ehrgeiz, zu
denMaastricht-Kriterien
zurückzukehren, ist das nicht.

GELD RICHTIG AUSGEBEN
Doch für höhere Steuernbesteht
keineNotwendigkeit, sagen
Michael Bräuninger, JörgHinze
undThomas Straubhaar vomHam-
burgischenWeltWirtschaftsInstitut
(HWWI): „Der Staat hat genug
Geld, esmuss nur richtig ausgege-
benwerden.“ Tatsächlich liegen
StaatsausgabenundSteuerein-
nahmenauf Rekordhöhen, sie sind
stärker expandiert als dasBrutto-
inlandsprodukt (sieheGrafik).
FürArbeitnehmer(innen)mit

Familie und zwei Kindern ist die
Abgabenbelastung schon recht
hoch. Für ledigeArbeitnehmer oh-
neKinder ist sie sogar amhöchsten
unter den großen Industrieländern
(sieheGrafik). DieseAbgaben
weiter zu erhöhenwürdedie Leis-

tungsanreize beeinträchtigen.
„Arbeitmuss sich lohnen“und
„mehrNetto vomBrutto“ – diese
Forderungen finden zuRecht
breite politischeZustimmung.
DieBelastungderArbeitsein-

kommendurch SteuernundSozial-
abgabenhat einenwesentlichen
Einfluss auf die Entscheidung,
entweder hart zu arbeitenund
dafür entlohnt zuwerden, in der
Schattenwirtschaft „schwarz“ zu
arbeiten oder von staatlichen
Transfers zu leben.Deshalb ist es
richtig, Geringverdiener –wenn
überhaupt – nur geringmit Steuern
undSozialabgaben zubelasten.

RISIKO NIEDRIGZINSEN
DiedeutscheRegierung kann ge-
genwärtig ihreVerschuldung zu
außergewöhnlich günstigenKon-
ditionen refinanzieren.DieRendi-
te für zehnjährigeBundesanleihen
beträgt rund 1,5 Prozent und für
kurzfristige Papiere nur etwa 0,25
Prozent.Der Realzins ist bei der ak-
tuellen Inflationsrate sogar negativ.
DieBundesrepublik profitiert

vonderNiedrigzinspolitik der
EZBunddavon, dass dieMärkte
Deutschland als sicherenHafen
erachten.

Obwohl sichdie deutsche Staats-
schuld seitMitte derNeunziger-
jahremehr als verdoppelt hat,
haben sichdie Zinsausgabender
öffentlichenHand seitdemvon65
auf 55MilliardenEuro verringert,
weil sich dieRendite öffentlicher
Anleihenmehr als halbiert hat.
Dies ist riskant, da dieNiedrig-

zinspolitik nicht ewig anhalten
kann. Steigendie Zinsen für deut-
sche Staatsanleihen auf etwadas
Niveau vonMitte derNeunziger-
jahre,würdedie Zinslast auf fast
130MilliardenEurohochschnel-
len.Dannbräuchte der Staat
zu seiner Finanzierung zusätzlich
75MilliardenEuro, inRelation
zumBruttoinlandsprodukt fast drei
Prozent.
Politisch ist es einfacher, Staats-

defizite durch Schuldenoder Steu-
ererhöhungen zudecken als durch
Einsparungen.Denndiese treffen
auf denWiderstandder Interessen-
gruppen,währenddieKreditauf-
nahmeGruppenbelastet, die keine
Lobbyhaben –Kinder und künftige
Generationen.

VERSCHWENDUNG STOPPEN
Die Staatsausgabenquote beträgt
jetzt bereits rund 45Prozent.Damit
wird fast jeder zweite Euro vom
Staat ausgegeben. Leitmotiv einer
verantwortungsvollenAusgaben-
politik sollte deshalb sein, die er-
zieltenEinnahmeneffizient auszu-
gebenunddieVerschwendungöf-
fentlicherMittel zu stoppen.
Dafür gibt es zahlreicheBeispie-

le. Sohat der Bundesrechnungshof
Einsparmöglichkeiten allein beim
Bund inHöhe von 25Milliarden
Euro ermittelt. Auchder Steuer-
zahlerbundkommt auf jährliche
Fehlausgaben in zweistelligerMil-
liardenhöhe.Dochdies dürfte le-
diglich die Spitze des Eisbergs sein.
Die kräftige Expansion staatli-

cher Leistungenbegann inden

25
Milliarden
Euro
Einsparmög-
lichkeiten hat
der Bundes-
rechnungshof
schon allein
beim Bund
ermittelt

Sozialleistungen
Staatsausgaben
Staatseinnahmen
Bruttoinlands-
produkt

Expansiver Staat

Entwicklung von BIP sowie Staatseinnahmen und
-ausgaben

Quelle: Statistisches Bundesamt, HWWI
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Siebzigerjahren –mit einer fal-
schenPriorität: Gestärktwurden in
erster Linie InstitutionenundLeis-
tungen zur sozialen Sicherung.Die
größtenAusgabenposten in denöf-
fentlichenHaushalten sind seit-
demdie Sozialleistungen, die zu-
sammenmehr als dieHälfte aller
Staatsausgaben ausmachen.
Dabeiwird staatlichesGeld viel-

fachnachdemGießkannenprinzip
ausgeschüttet. Stattdessen sollte
sich staatlichesHandelndoch lie-
ber amSubsidiaritätsprinzip orien-
tieren, also ein ausgewogenes
Gleichgewicht vonAnreizen zur Ei-
genverantwortung,Hilfe zur
Selbsthilfe und solidarischerUn-
terstützungherstellen.

VERWÄSSERTE LEISTUNGEN
Stattdessenwurden existenzielle
Transferleistungenwie dasAr-
beitslosengeld sukzessive durch
Leistungskürzungen verwässert,
andererseits in ihrer Effizienz hef-
tig umstrittene Leistungenwie bei-
spielsweise zuletzt dasBetreuungs-

Sozialversicherung,wiewir sie der-
zeit haben, zu kürzen.
AuchdiebeitragsfreieMitversi-

cherung vonFamilienangehörigen
inder Sozialversicherung ist sozial
nicht gerecht. So finanzierenallein-
erziehendeMütter, die arbeiten
müssen, inder gesetzlichenKran-
kenversicherungmit ihrenBei-
trägen selbst kinderlose, nicht er-
werbstätige Frauenmit, die es sich
leistenkönnenzuHause zubleiben.
Viele Transferleistungenorien-

tieren sich ander amEinkommen
gemessenenLeistungsfähigkeit
undnicht ander potenziellen Leis-
tungsfähigkeit. Letzteres könnte
das Transfervolumen jedochmerk-
lich vermindernund so zumehr
sozialerGerechtigkeit führen.

SUBVENTIONEN ABBAUEN
Subventionen sind einDauerthe-
ma,wennnach Sparmöglichkeiten
in denöffentlichenHaushalten ge-
suchtwird – bislang allerdings oh-
nenachhaltigenErfolg. Sohatte die
Steinbrück-Koch-Kommission

geld eingeführt. Der Sozialversi-
cherungwurden zudemeineReihe
versicherungsfremder Leistungen
aufgebürdet, die zwar durch einen
Bundeszuschuss ausgeglichen
werden sollen, doch ist zweifelhaft,
obdies in ausreichendemMaße
geschieht. OhnehinneigenFinanz-
minister dazu,Überschüsse in der

Teures Deutschland

Einkommensteuer und
Sozialbeiträge 2011 (in Prozent)

Quelle: OECD, HWWI
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Streichlisten erarbeitet inHöhe
vonmehr als zehnMilliardenEuro,
vondenenbislang aber kaumet-
was umgesetztwurde.
NachdemSubventionsbericht

der Bundesregierung summierten
sich 2012die inDeutschland ge-
zahlten Subventionen auf 31,2Mil-
liardenEuro. Auf Basis einer erwei-
terten Subventionsabgrenzung
kommtdasKieler Institut fürWelt-
wirtschaft für 2010 sogar auf 163,6
MilliardenEuro.

BESITZSTÄNDE ABSCHAFFEN
Vielfachhandelt es sich bei den
Subventionenum„Besitzstände“,
die verteidigtwerden, auchwenn
siewirtschaftlich überholt sind.
Das Sparpotenzial ist deshalb
erheblich. EineUmstrukturierung
ineffizienter öffentlicher konsumti-
ver Ausgaben zugunsten investiver
Ausgaben für Bildung, Forschung,
Infrastruktur undGesundheit
könnteWachstumsimpulse frei-
setzen.DennderAnteil der Brutto-
anlageinvestitionendes Staates an
seinenGesamtausgaben ist seit
den Siebzigerjahren von gut 12
auf 3,5 Prozent, ihr Anteil am
Bruttoinlandsprodukt vonmehr als
4,5 Prozent auf 1,5 Prozent gefallen
(sieheGrafik).Würdeder Staat hier
umsteuern,würdedas letztlich
auch zumehr Steuereinnahmen
führen –und zwar ohne Steuer-
erhöhungen.Daswiederwürdedie
Konsolidierungder Staatsfinanzen
erleichtern.

WACHSTUMSPOLITIK NÖTIG
Eine geringere Abgabenbelastung
ist Voraussetzung und Folge wirt-
schaftlichen Wachstums. Deshalb
ist eine aufWachstumundBeschäf-
tigung ausgerichtete Wirtschafts-
politik die beste Voraussetzung für
ausgeglichene Staatshalte. Sie er-
möglichtmehrMenschen zu arbei-
ten und ein eigenes Einkommen zu
erzielen.
Dadurchwürden auchdie Steu-

ereinnahmen zunehmen. So kön-
nen Staatseinnahmenauchohne
Abgabenerhöhungenwachsen.
Weil dannmehrMenschen arbei-
tenundweniger auf staatlicheHil-
fen angewiesen sind, bleibendem
StaatmehrMittel für Investitionen

inBildung, Forschung, Infrastruk-
tur undGesundheit.
StaatlicheWirtschaftspolitik soll-

te die Rahmenbedingungen so set-
zen, dass dieUnternehmenAnrei-
ze haben, gut bezahlte, nachhaltig
sichereArbeitsplätze zu schaffen.
StaatlicheGelder sollennicht dazu
eingesetztwerden, reaktiv Proble-
me zubeseitigen, sondern aktiv
undpräventiv, damit Problemegar
nicht erst entstehen.

IN BILDUNG INVESTIEREN
Anstatt Chancengerechtigkeit zu
schaffen, hat das deutscheBil-
dungssystemdieVererbung von
Bildungschancen zementiert. Die
Bildungder Eltern bestimmt im-
mernochmaßgeblichdenBil-
dungserfolg derKinder.Deshalb
muss unser Bildungssystemdurch-
lässigerwerden.
Bildungsreform ist deshalb vor al-
lemeineReform ihrer Finanzie-
rung. StaatlicheAngebotemüssen
die fehlendeFörderungderKinder
in bildungsfernenFamilien kom-
pensieren: FrüheQualitätssiche-
rung ist effizienter als teure und
mühseligeReparaturen später.
Auch inderHochschulausbildung
ist eine Finanzierungsreformnötig.
Deutschland kehrt jetzt zu einem
gebührenfreien Systemzurück,
obwohl geradedieses Systemdie
Vererbung vonBildungsbiografien
gefördert hatte. Studiengebühren
wurden von ihrenGegnern als un-
gerecht gebrandmarkt.
Aber dasGegenteil ist richtig. Es

sindnicht dieGebühren, die Ju-

gendliche aus finanziell schwäche-
renFamilien vomStudium fernhal-
ten, sonderndas fehlendeAbitur.
Wasnützt ein gebührenfreierUni-
Zugang,wennKinder ausArbeiter-
familien schon viel früher benach-
teiligtwerden, sodass sie es gar
nicht erst bis zurHochschulreife
schaffen?
Die Kinder der wohlhabenden

Akademikerfamilien erhalten da-
gegen das Studium geschenkt,
das beispielsweise auchWachleute,
Wäscherinnen und Reinigungs-
kräftemit ihrem kargenGehaltmit-
finanzieren.
Ein Systemaus Studiengebüh-

ren, -krediten in bundesweiter Aus-
fallbürgschaft undZinssubvention
sowie einkommensabhängigen
undnicht rückzahlbarenBafög-
Zuschüssenwürde einen effizien-
tenund fairenHochschulzugang
für alle ermöglichen.Damitwürde
Chancengleichheitweniger vom
Familienhintergrundundmehr
vomeigenenökonomischenErfolg
abhängen.

FÄHIGKEITEN ENTSCHEIDEN
Nachhaltige Bildungspolitik muss
allerdings nicht nur bei Jugendli-
chen, sondern auch bei Erwachse-
nen dafür sorgen, dass die Men-
schen beschäftigungsfähig sind
undbleiben.
Denn inderArbeitsmarktpolitik
geht es immermehr umdieBe-
schäftigungsfähigkeit undnicht al-
lein umBeschäftigung.Wissenund
beruflichesKönnen sind für die
meistenDeutschendas größte
Vermögen, ihr Arbeitslohn ist bei
Weitem ihrwichtigstes Einkom-
men. Eine Strategie, die sich ander
Beschäftigungsfähigkeit orientiert,
verringert dieGefahr, dassMen-
schenohne eigeneEinkommens-
möglichkeit bleiben.
Einer staatlichenBildungspolitik

kommtdeshalb die fundamentale
Aufgabe zu, immerwieder für Auf-
stieg,Durchlässigkeit unddauer-
hafte Beschäftigungsfähigkeit zu
sorgen. ■

Stetig abwärts

Entwicklung der öffentlichen
Investitionen (in Prozent)

Quelle: Statistisches Bundesamt, HWWI
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Grundlage des Textes ist die im Auftrag der
INSM erstellte Studie „Der Staat hat genug“ von

Michael Bräuninger, Jörg Hinze und Thomas
Straubhaar vom Hamburgischen WeltWirt-

schaftsInstitut. Redaktion: Klaus Methfessel
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Fatale Nebenwirkungen
Die Finanztransaktionssteuer soll zu mehr Gerechtigkeit beitragen, indem sie die Banken an den
Lasten der Finanzkrise beteiligt. Tatsächlich belastet sie jedoch auch die private Altersvorsorge stark.

N ach Vorstellungen der EU-
Kommission soll die Fi-
nanztransaktionssteuer ei-

nen fairen und substanziellen Bei-
trag zur Deckung der durch die Fi-
nanzkrise entstandenen Kosten
leisten, für die bisher der Steuer-
zahler geradestand. Auch soll sie
die Privilegierung des Finanzsek-
tors, der ja von der Mehrwertsteuer
befreit ist, gegenüber anderen
Wirtschaftssektoren beenden.

Doch gut gemeint ist nicht im-
mer gut gemacht. Denn diese Steu-
er, die im Januar 2014 eingeführt
werden und jährlich 57 Milliarden
Euro Einnahmen generieren soll,
würde die private Altersvorsorge
erheblich belasten, wie eine Studie
des Münchner Professors Chris-
toph Kaserer im Auftrag der Initia-
tive Neue Soziale Marktwirtschaft
zeigt. Die Belastung klingt mini-
mal, sie soll mindestens 0,1 Pro-
zent des Transaktionsvolumens im
Handel mit Aktien, Anleihen, Geld-
marktinstrumenten und Fonds-
anteilen sowie bei Derivatekon-
trakten mindestens 0,01 Prozent
des Nominalwerts betragen.

ALTERSVORSORGE IN NOT
Die Steuer ist von jedem in der EU
ansässigen Institut geschuldet, das
an einer Transaktion beteiligt ist.
Sind an den Transaktionen auf bei-
den Seiten Finanzinstitute betei-
ligt, verdoppelt sich die Steuer. Zu
den Finanzinstituten zählen neben
Kreditinstituten und Wertpapierfir-
men auch Versicherungen, Pensi-
onsfonds und Einrichtungen der
betrieblichen Altersvorsorge sowie
Kapitalanlagegesellschaften.

Die Belastung durch die Finanz-
transaktionssteuer auf die private
Altersvorsorge wird bislang ver-
nachlässigt, weil eine langfristige
Vermögensanlage bei Versicherun-
gen, Pensionsfonds oder Invest-

mentfonds davon angeblich nicht
so sehr betroffen ist, da diese Anla-
geformen nur eine geringe jährli-
che Umschlaghäufigkeit hätten.

Hinter dieser Annahme steht die
Vermutung, dass private Anleger
eine sogenannte Buy-and-hold-
Strategie verfolgen. Dann würde
die Transaktionssteuer in Höhe
von 0,1 Prozent bei einer Altersvor-
sorge von 30 Jahren wie eine ein-
malig zu zahlende Vermögensteu-
er in Höhe von 0,2 Prozent wirken.
Eine jährliche Rendite von 5,0 Pro-
zent würde sich dadurch auf 4,99
Prozent vermindern. Das wäre in
der Tat zu vernachlässigen.

Diese Annahme ist jedoch wirk-
lichkeitsfremd, denn auch das Ver-
mögen zur Altersvorsorge wird
kontinuierlich umgeschichtet. Wer
privat vorsorgt, hält sein Vermögen
meist nicht selbst in Form von Ak-
tien oder Anleihen, sondern als be-
triebliche Altersvorsorge oder als
Portfolio von streng regulierten,
von institutionellen Investoren an-
gebotenen Altersvorsorgeproduk-
ten wie Lebensversicherungen
oder Investmentfonds.

Bei diesen Finanzanlagen nimmt
die Umschlaghäufigkeit kontinu-
ierlich zu. So stieg sie an den Ak-
tienmärkten von 50 Prozent Anfang
der Neunzigerjahre auf weltweit
169 Prozent und europaweit auf
133 Prozent für den Durchschnitt
der Jahre 2007 bis 2011. Wurde also
früher die Hälfte aller Aktien ein-
mal im Jahr umgeschichtet, ist der
Wert weltweit heute mehr als drei-
mal so hoch und in Europa gut
zweieinhalbmal so hoch.

Bei den Investmentmanagern,
die speziell Pensionsfonds und
Versicherungen steuern, dürfte die
Umschlaghäufigkeit geringer sein,
da sie in ihrem Portfolio auch Im-
mobilien halten und langfristiger
orientiert sind. Zwar liegen zu die-

ser Gruppe für Deutschland keine
Daten vor. Als Anhaltspunkt kön-
nen Werte aus den USA dienen, wo
2011 die Umschlaghäufigkeit für
Pensionsfonds bei 39 Prozent und
für Versicherungen bei 37 Prozent
lag. Da aber Versicherungen und
Pensionskassen 25 Prozent ihrer
Anlagen direkt über Fonds halten,
ist eine Umschlagshäufigkeit von
30 bis 60 Prozent für Versicherun-
gen und Pensionsfonds möglich.

JÄHRLICH HOHE EINBUSSEN
Bei allen Finanzanlagen für die Al-
tersvorsorge ist also mit einer Um-
schlaghäufigkeit zwischen 40 und
80 Prozent zu rechnen. Eine Fi-
nanztransaktionssteuer würde bei
privaten Renten zu einer jährlichen
Einbuße von 2,5 bis 5,5 Prozent
führen – eine 40-jährige Anspar-
phase, eine Lebenserwartung von
20 Jahren nach Renteneintritt und
eine Rendite von fünf Prozent un-
terstellt. Damit würde die Belas-
tung durch die Finanztransaktions-
steuer die Staatszulagen durch die
Riester-Rente übertreffen.

Welche Größenordnung die Be-
lastung erreicht, lässt sich am Bei-
spiel der Lebensversicherungen il-
lustrieren. Diese haben 2011 Leis-
tungen im Erlebensfall in Höhe von
rund 50 Milliarden Euro ausge-
schüttet. Bei dem günstigsten Fall
einer Einbuße in Höhe von 2,5 Pro-
zent durch die Transaktionssteuer
wäre das allein schon ein Betrag
von 1,25 Milliarden Euro pro Jahr.

Der Anspruch größerer Gerech-
tigkeit an den Finanzmärkten geht
also auch zulasten derjenigen, die
privat fürs Alter vorsorgen. ■
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Milliarden
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soll die Finanz-
transaktions-
steuer bringen
– und würde
die private
Altersvorsorge
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belasten

Basis des Textes ist die im Auftrag der INSM
erstellte Studie „Finanztransaktionssteuer und

Altersvorsorge –Wirkungen und Nebenwirkungen“
von Professor Christoph Kaserer vom Lehrstuhl für
Finanzmanagement und Kapitalmärkte an der TU
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Steuern und Abgaben Studie Energie

Wem die Sonne scheint
Die Finanzierung der Energiewende ist ein Skandal: Nicht nur weil die Kosten explodieren,
sondern weil sie vor allem die unteren Einkommensschichten belastet.

S pätestens seit dembeschlos-
senenbeschleunigtenAus-
stieg aus derKernenergie ist

es politischerKonsens inDeutsch-
land, dass die Energieversorgung
bis zurMitte des Jahrhunderts
weitgehend auf erneuerbare Ener-
gienumgestellt werden soll.
ImMittelpunkt der Energiewen-

de steht die Stromerzeugung.Die
Erzeugung vonStromaus erneuer-
barenQuellenwird allerdings
schon seitmehr als 20 Jahren geför-
dert – zunächstmit demStromein-
speisegesetz und seit 2000mit dem
Gesetz für denVorrang erneuerba-
rer Energien (Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz, kurz EEG).
Dadurch ist der Anteil erneuer-

baren Stroms ander gesamten
Stromerzeugung auf inzwischen
rund 25Prozent gestiegen.Das
klingt nach einer Erfolgsgeschichte
–wäre sie nichtmitMilliardensub-
ventionen verbunden, durchdie
ärmereHaushalte deutlich stärker
belastetwerden.

DAS EEG VERPFLICHTET
Das liegt ander besonderenKon-
struktiondes EEG.Danach sinddie
Netzbetreiber verpflichtet, Erneu-
erbare-Energien-Anlagen vorran-
gig an ihrNetz anzuschließen. Sie
müssenden gesamtendadurch er-
zeugten Stromvorrangig und voll-
ständig abnehmen, andie Strom-
verbraucherweitergebenund ver-
güten –unabhängig vonder aktuel-
len Stromnachfrage unddemaktu-
ellenMarktpreis.
DenAnlagenbetreibernwird da-

für eineMindestvergütung garan-
tiert, die sichnachder Technologie
undderAnlagengröße richtet. Sie
wird in der Regel für 20 Jahre zuge-
sichert undübersteigt denMarkt-
preis oft umeinVielfaches.
Der abgenommeneund vergüte-

te Stromwird vondenNetzbetrei-
bern ander Strombörse zuMarkt-

preisen verkauft. DieDifferenzkos-
ten zwischender durchschnittlich
gezahltenVergütungnachdem
EEGunddemdurchschnittlichen
Marktpreiswird über einUmlage-
verfahren auf die Stromverbrau-
cher gewälzt. Betrug dieUmlage im
Jahr 2000 erst 0,2Cent proKilo-
wattstunde, kletterte sie bis 2009
kontinuierlich auf 1,31Cent. Seit-
demsteigt sie sprunghaft: 2010 auf
2,05Cent, 2011 auf 3,53Cent und

indiesemauf auf 5,277Cent pro
verbrauchterKilowattstunde.
Durch eine regelmäßige Sen-

kungderVergütungssätze sowie
weitereAnpassungen solltendie
Kostendes EEGeigentlich langsa-
mer steigen als die erzeugte Strom-
menge. So sinkt dieVergütung für
StromausWasserkraft jährlichum
einProzent, für StromausBiomas-
se umzwei Prozent.

MILLIARDENBELASTUNG
Doch eineErfolgsgeschichte ist das
nicht, obwohl sichdie durch er-
neuerbare Energien gewonnene
Strommenge seit dem Jahr 2000
mehr als verdreifacht hat.Dennder
erneuerbare Stromwirdnichtwie
beabsichtigt immer günstiger.
Tatsächlich steigendie durch-

schnittlichenVergütungssätze seit
der Einführungdes EEGkontinu-
ierlich. So kostete 2000 eineKilo-
wattstundeÖkostrom8,5Cent,
heute sind es 18,1Cent, einAnstieg
um112Prozent.Die gesamteUm-
lage belastet die Stromverbraucher
in diesem Jahrmit gut 20Milliar-
denEuro, nach rund 14Milliarden
2012.
Insgesamt sinddadurch gut 50

MilliardenEuro an Subventionen
geflossen.Die Summeder künftig
zu zahlendenSubventionen auf-
grund schonbestehenderAnlagen
dürfte sogar einendreistelligen
Milliardenbetrag erreichen.

KOSTENEXPLOSION
DiedurchschnittlichenVermei-
dungskostenproTonneCO2betra-
gendamit heute beimEEGunge-
fähr 137Euro, bei der Fotovoltaik
sind es sogar 346Euro.Das ist un-
gleichmehr als beimCO2-Emissi-
onshandel, bei demdieKostenpro
Tonne inden vergangenen Jahren
rapide gefallen sind, und zwar von
18Euro 2011bis zumMai dieses
Jahres auf vier Euro.

Aus dem Ruder gelaufen

Installierte Leistung erneubarer Energien (in Megawatt)

Quelle: BMU, eigene Berechnungen
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Die Kostenexplosion beim EEG
liegt vor allem am Ausbau der be-
sonders teuren Fotovoltaik.
Deutschland liegt bei der installier-
ten Leistung von Fotovoltaikanla-
gen weltweit auf Platz eins. Die ins-
gesamt installierte Leistung aus er-
neuerbaren Energien lag im Au-
gust 2012 bei rund 70 Gigawatt. Das
entspricht über 40 Prozent der ver-
fügbaren Kraftwerksleistung in
Deutschland.

SOLIDE BIOMASSE
Wobei sich nicht alle regenerativen
Quellen gleichermaßen gut nutzen
lassen. Biomassekraftwerke etwa
können mit rund 85 Prozent sehr
gut ausgelastet werden. Die Leis-
tung von Wind- und Fotovoltaikan-
lagen schwankt dagegen stärker.
Sie sind durchschnittlich nur zu 15
bis 25 Prozent (Wind) beziehungs-
weise zu zehn Prozent (Fotovol-
taik) ausgelastet. Aufgrund der un-
terschiedlichen Einspeisevergü-
tung lag der Anteil des im Jahr 2011
durch Fotovoltaik erzeugten
Stroms am EEG-Strom bei 21 Pro-
zent, die Besitzer der Anlagen hin-
gegen kassierten aber knapp 46
Prozent der gesamten Subvention.
Für einen typischen Haushalt mit
einer Abnahmemenge von 500 Ki-
lowattstunden Strom pro Jahr be-
deutete dies eine Zunahme der
ausgewiesenen EEG-Kosten von
rund sieben Euro 2000 über 71,80
Euro 2010 auf 185 Euro 2013. Inklu-
sive Mehrwertsteuer, die ja auf den
Strompreis aufgeschlagen wird,
sind das 220 Euro.

GROSSE UMVERTEILUNG
Da die EEG-Umlage von den
Stromkunden und nicht aus dem
allgemeinen Staatshaushalt finan-
ziert wird, ist mit ihr eine erhebli-
che Umverteilung verbunden.
Denn der Stromverbrauch wächst
mit steigendem Einkommen nur
wenig, sodass Geringverdiener von
den Extrakosten für Ökostrom fast
genauso stark betroffen sind wie
wohlhabende Haushalte. So liegen
die Stromkosten in den oberen Ein-
kommensklassen absolut zwar et-
was höher als in den unteren. Im
Vergleich zu den Einkommen ist
dieser Unterschied jedoch gering.

das einkommensstärkste zehn Pro-
zent nur etwa 0,25 Prozent. Beson-
ders belastet sind auch Allein-
erziehende. Sie müssen im Durch-
schnitt fast 0,9 Prozent ihres
Einkommens für die Umlage auf-
bringen – im Verhältnis zu ihrem
Einkommen doppelt so viel wie
kinderlose Paare.

Die EEG-Umlage wirkt somit
eindeutig regressiv. Dies wird noch
dadurch verstärkt, dass von den
Einnahmen aus dem EEG vor al-
lem die oberen Einkommens-
schichten profitieren. Denn in den
unteren Einkommensbereichen
sind so gut wie keine Solarhaushal-
te zu finden.

Ihre Anzahl steigt mit zuneh-
mendem Einkommen. Jeder fünfte
Solarhaushalt gehört zum reichs-
ten Zehntel der Bevölkerung. Ins-
gesamt erwirtschafteten die etwa
eine Million Solarhaushalte – das
sind knapp 2,5 Prozent der über
40,4 Millionen Privathaushalte in
Deutschland – im Jahr 2011 einen
Überschuss von knapp einer Milli-
arde Euro. Über die Hälfte dieses
Überschusses ging an die Haushal-
te der obersten drei Einkommens-
zehntel.

ÄRMERE SIND NETTOZAHLER
Stellt man diesen Vergütungen die
EEG-Kosten der Haushalte gegen-
über, die auf Fotovoltaikanlagen
zurückzuführen sind, so gehören
nur die ärmsten 20 Prozent der
Haushalte zu den Nettozahlern. Im
Durchschnitt profitieren die wohl-
habenderen Haushalte, weil durch
den Betrieb von Fotovoltaikanla-
gen mehr Vergütungen an die pri-
vaten Haushalte fließen, als diese
über die EEG-Kosten selbst finan-
zieren.

Das liegt daran, dass der Anteil
privater Fotovoltaikanlagen höher
ist als der Finanzierungsanteil der
privaten Haushalte an der EEG-
Umlage. Denn zu rund zwei Drit-
teln wird diese Umlage von Unter-
nehmen aus dem Industrie- und
Dienstleistungssektor getragen. ■

Während das Nettoeinkommen
des wohlhabendsten Zehntels
der Bevölkerung rund sechsmal
so hoch ist wie das des ärmsten
Zehntels, sind die Stromkosten
des oberen Zehntes nur rund
ein Viertel höher. Entsprechend
verhält es sich mit der EEG-
Umlage. Für die ärmere Hälfte
der Bevölkerung liegt die bedarfs-
gewichtete EEG-Umlage in diesem
Jahr bei 8,75 Euro pro Kopf, bei
den reichsten zehn Prozent bei
10,75 Euro.

UMLAGE WIRKT REGRESSIV
Die einkommensschwächsten
zehn Prozent der Bevölkerung
mussten damit 2013 mehr als 1,3
Prozent ihres Einkommens für
die EEG-Subvention aufwenden,

20
Milliarden
Euro
beträgt die
Belastung, die
dem Verbrau-
cher in diesem
Jahr durch das
EEG entstehen
wird
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Teure Fotovoltaik

Vergütungen für erneuerbare Energien aus der EEG-
Umlage (in Prozent der Vergütungen) und Vergütungs-
summe (in Milliarden Euro)

Quelle: SOEP, Übertragungsnetzbetreiber, eigene Berechnungen
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Basis des Textes ist die Studie im Auftrag der
INSM„Die Förderung erneuerbarer Energien“

von Hubertus Bardt, Judith Niehues und Holger
Techert vom Institut der deutschen Wirtschaft.
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G erechtigkeit ist eine für denZusammenhalt
einerGesellschaft zentraleMaxime, und so
ist man selbstverständlich schnell bereit,

auch die Gerechtigkeit zwischen den Generatio-
nen als eine solche anzusehen. Angesichts des de-
mografischenWandels stellt sich die Frage derGe-
nerationengerechtigkeit besondersdeutlich.Denn
diepolitischeBrisanzderReformen,mit denenwir
unsereRenten-, Kranken- undPflegeversicherung
langfristig finanzierbar machen wollen, sind vor
allem Probleme des Ausgleichs zwischen den Ge-
nerationen.
Wie schönwäre es da, ein transparentes, quanti-

fizierbares und für alle verifizierbares Konzept zu
haben, das uns sagt, welche Handlungsoptionen
generationengerecht sindundwelchenicht.
Umes auf den Punkt zu bringen: Dies gibt es lei-

der nicht. Es erweist sich als unmöglich, für die all-
seitswohlfeil imMundegeführteGenerationenge-
rechtigkeit ein Konzept auf die Beine stellen, das
uns klar sagt, so weit müssen wir die eine Genera-
tionbelasten oder die andere entlasten.
Zu kompliziert ist das, was eine Generation ver-

eint und von anderen Generationen unterschei-
det, und zu eng ist das Korsett, mit dem uns die fi-
nanziellen Sachzwänge einschnüren.
Generationengerechtigkeit ist eine Schimäre, die bei genauerer

Betrachtung weder zu konkreten Handlungsanweisungen führt –
einpragmatischerGrundzur Skepsis –nochauf einem theoretisch
sauber definierten Konzept beruht – ein konzeptioneller Grund
zur Skepsis.

DEMOGRAFISCHE ENTWICKLUNG IST DRAMATISCH
Am konkreten Beispiel zeigt sich am besten, die Schwächen
des Begriffs klarzumachen. Die umlagefinanzierte gesetzliche
Rentenversicherung ist ein besonders geeignetes Beispiel, da sie
in Reinkultur den ins Schwanken geratenen Ausgleich zwischen
den Generationen verkörpert. Die finanzielle Lage der gesetz-
lichen Rentenversicherung ist durch unser relativ geringes
Wirtschaftswachstum, vor allem aber durch den demografischen
Wandel bedroht.
Die Zahlen sind bekannt: Zwischen 2000 und 2035 verdoppelt

sich die Zahl derMenschen imRenten empfangendenAlter, bezo-
gen auf die Zahl derjenigenMenschen, die in die Rentenversiche-
rung einzahlen. Wie soll man auf diese dramatische Entwicklung
reagieren, umgenerationengerecht zuhandeln?
Option 1 setzt das gewohnte Rentenniveau unserer Elterngene-

rationalsMaßstab fest.Daraus kannmanberechnen,wiehochdie
Einnahmen, das heißt der Beitragssatz und der steuerfinanzierte
Bundeszuschuss, seinmüssen, um dieses Rentenniveau zu finan-

zieren. Aufgrund des demografischen Wandels
müssten sich diese bis 2035 in etwa verdoppeln.
Option 2 ist das Spiegelbild von Option 1: Wir le-
gen die heutigen Einnahmenparameter fest, das
heißt Beitragssatz und Bundeszuschuss. Daraus
ergibt sich, dass sich bis 2035 das Rentenniveau in
etwa halbieren muss. Option 3 knüpft schließlich
andasRentenalter an. Esmüsste bis 2035umetwa
sieben Jahre ansteigen, wenn Rentenniveau und
Beitragssatz bei ihrenheutigenWertenbleiben.

MENSCHEN LEBEN ZU LANG
Welche der drei Optionen ist generationenge-
recht? Die intuitive Antwort – eineMischung aller
drei Optionen ist besser als jedes der drei Extreme
– liegt nicht so falsch. Aber wie soll sie gewichtet
sein? Je ein Drittel? Die beiden ersten zu einem
Viertel und die letzte zur Hälfte? Eine gute Grund-
lage einer Quantifikation wäre das Verursacher-
prinzip.
Es gibt zwei Ursachen des demografischen Um-

bruchs: zum einen die ungebrochene Erhöhung
der Lebenserwartung, zum anderen der Gebur-
tenrückgang.
Derzeit erhöht sich die Lebenserwartung etwa

alle sieben Jahre um ein Jahr. Dies bedeutet, dass
jede Generation etwa vier Jahre länger lebt als die vorherige. Wer
sollte diese zusätzliche Finanzierungslast tragen?Man könnte ar-
gumentieren, dass diejenigeGenerationdie Finanzierungslast tra-
genmuss, die vonder längerenLebensspanneprofitiert.
Im konkreten Fall hieße das, die neue Rentnergenerationmuss

entweder vier Jahre später in Rente gehen oder eine entsprechend
niedrigere Rente in Kauf nehmen. Genauso gut könnte man aber
auch argumentieren, dass der Generationenvertrag der Umlagefi-
nanzierung impliziert, dass die junge Generation die Finanzie-
rungslast der zusätzlichen vier Jahre trägt, denn schließlich ist die
Verlängerung der Lebensspanne ja kein neues Ereignis, vielmehr
hat schon seit Begründung der Rentenversicherung jede jüngere
Generationdie zusätzlicheLebenserwartungder älterenGenerati-
on finanziert.DasKonzeptderGenerationengerechtigkeit hilft uns
also hier nichtweiter.

KINDER ALS SOZIALVERSICHERUNG
Der zweite Grund für den demografische Wandel ist die niedrige
Geburtenrate. Die Babyboom-Generation, in einer Zeit geboren,
als ihre Mütter im Durchschnitt circa 2,4 Kinder auf die Welt
brachten, hat selbst weniger als 1,4 Kinder proMutter bekommen.
Ein Kind pro Mutter fehlt, um die Finanzierungslast über die bei-
den Generationen hinweg gleichzuhalten.Wer soll die Kosten für
die zusätzliche Finanzierungslast tragen?

Utopie der Gerechtigkeit
Keine Generation lebt wie die vorherige. Jede Zeit ist von Unvorhersehbarem bestimmt – von Krisen,
Kriegen oder Erfolgen. Insofern kann es auch keine wirkliche Generationengerechtigkeit geben, meint

Axel Börsch-Supan. Aber wir brauchen verbindliche, langfristige Regeln, etwa fürs Rentenalter.
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ImderzeitigenUmlageverfahrenwird die Last der drittenGene-
ration, nämlichdenKindernderBabyboom-Generationaufgebür-
det.Das erscheint ungerecht: Intuitiv erscheint es richtiger, derBa-
byboom-Generation die Folgen ihrer eigenen „Kinderunfreudig-
keit“ anzulasten. Etwas nüchterner betrachtet, sehen wir jedoch
wiederum die Untauglichkeit solcher naiven Generationenge-
rechtigkeitsargumente.
Das Umlageverfahren bürdet einer Generation die Lasten der

nächstenGenerationauf, inderHoffnung, dass inderZukunft ent-
stehende neue Lasten von der übernächstenGeneration getragen
werden. Zudem ist der Geburtenrückgang
nur vordergründig der Babyboom-Genera-
tion anzurechnen,weil sie zuwenigKinder
bekommen hat, denn namhafte Wissen-
schaftler vertreten die These, dass die Ein-
führung der Sozialversicherung Kinder als
Mittel zur Altersvorsorge überflüssig ge-
macht hat und es daher für die Babyboom-
Generation nur sinnvoll war, weniger Kin-
der zubekommen.
Schuld wäre also Bismarck und die Sozi-

alpolitiker seiner Generation, weil diese ei-
ne Fehlkonstruktion im Aufbau der Sozial-
versicherungendadurchverursacht haben,
dass sie nicht an die entsprechenden Fehl-
anreize gedacht haben. Das Beispiel zeigt,
wie schnell uns die Anwendung des Verursacherprinzips auf eine
geschichtlicheAusgangssituationüberfordert undzuabsurdenEr-
gebnissen führen kann.

JEDER GENERATION IST GESCHICHTSABHÄNGIG
Das Grundproblem des Konzepts der Generationengerechtigkeit
liegt in der Geschichtsabhängigkeit unser heutigen Situation. Ge-
rechtigkeitskonzepte kannman relativ einfach und in sich konsis-
tent in einer linear sich entwickelnden Welt definieren, weil sich
dann auch die Lasten und der Fortschritt gleichmäßig entwickeln.
In der Realität macht die Geschichte jedoch Sprünge: Sie ist
gekennzeichnet durch Erfindungen undWirtschaftswunder, aber
auch Krisen und Kriege. Keine Generation lebt so wie die vor-
herige,multipliziertmit einemkonstantenFortschrittsfaktor.
Ein sauber definiertes Konzept der Generationengerechtigkeit

muss also eine Bilanz aller Vor- und Nachteile aufstellen, welche
die Geschichte einer bestimmtenGeneration beschert, und darin
die Gewinne und Kosten von Erfindungen, Kriegen, wirtschaftli-
chen und demografischen Krisen jeder einzelnen Generation
nach demVerursacherprinzip zurechnen. Das ist schlichtweg un-
möglich.
Das Konzept der Generationengerechtigkeit ist daher eine

Utopie, die abstrakt bleibt, weil sie sich nicht quantifizieren lässt,
und die naiv ist, weil sich aus ihr für zentrale Fragen der Gesell-

schaft, wie zum Beispiel eine nachhaltige Rentenreform, keine
konkreten Handlungsanweisungen ergeben. Genau so, wie die
Nachkriegsgeneration keine andere Wahl hatte, als wieder von
vorne anzufangen, generationengerecht oder nicht, hat die Baby-
boom-Generation keine andere Wahl, als einen Teil ihrer Rente
selbst zu finanzieren.

POLITIK BRAUCHT GENERATIONSGERECHTE REGELN
DieBabyboom-Generation ist daher – ebensowie alle übrigenGe-
nerationen – in ihrer Geschichte gefangen. Ob sie es besser oder

schlechter hat als ihre Elterngeneration,
deren Jugend während Nazizeit und Zwei-
tem Weltkrieg stattfand, kann man nicht
beurteilen. Und ob sie es besser oder
schlechter hat als ihre Kindergeneration,
können wir nicht wissen. Neben der man-
gelnden Umsetzbarkeit in konkretes politi-
sches Handeln macht diese Geschichtsab-
hängigkeit das Konzept der Generationen-
gerechtigkeit auchprinzipiell fragwürdig.
Die notwendigen Handlungsanweisun-

gen ergeben sich eher aus dem engen Kor-
sett, in das uns die wirtschaftliche Lage der
Bundesrepublik einzwängt, und aus dem
allgemeinen Prinzip der Nachhaltigkeit.
Für beidesbrauchtmanentsprechendeRe-

geln, in welche die langfristige Politik und die Kompromisse, die
dann als „generationengerecht“ politisch vermarktet werden, ge-
gossen werden. So brauchen wir beispielsweise eine einsichtige
Regel für dasRentenalter.
Mein Vorschlag ist eine 2:1 Aufteilungsregel, nach der drei ge-

wonnene Lebensjahre zwei Jahre mehr Arbeit und ein Jahr mehr
Rentenbezug bedeuten. Wir brauchen ebenso einen Nachhaltig-
keitsfaktor, der Beitragssatz und Rentenniveau an den Alters-
quotientenanpasst, unddieser darf nicht andauernd soausgesetzt
werden, dass er den „generationengerechten“ Kompromiss wie-
der aushebelt.

HÖHERER EIGENANTEIL DER ÄLTEREN AN DER RENTE
Wir brauchen einen gleitenden Übergang zu einem höheren
Eigenanteil der an Lebensjahren gewinnendenGeneration an der
eigenen Rente, weil er die Generationen entkoppeln kann. Und
schließlich dürfen Staatsschulden nicht immer weiter steigen,
denn dadurch bürdet eine Generation unilateral der nächsten
GenerationhöhereBelastungen auf.
All dies sind praktikable Handlungsanweisungen, die sich auch

umsetzen lassen. Wie immer man Generationengerechtigkeit
auch definiert: Gerecht kann nur sein, solche einmal gefundenen
Regeln und Prinzipien auch langfristig und zeitkonsistent durch-
zuhalten. ■

»Die Staatsschulden
dürfen nicht immer
weiter steigen. Denn
es ist nicht gerecht,
wenn eine Generation
der nächsten unilateral
stets höhere Belas-
tungen aufbürdet«
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Welche
Kom-
promisse
müssen
wir
machen?

Sabine Janzen, 52,
Kommunikations-
designerin im Saarland.
Ich habe Kommunikati-
onsdesign studiert.Da-
nach war ich drei Jahre
in Frankfurt und zehn
Jahre in Hamburg Art-
direktorin bei großen
Werbeagenturen.2002
machte ich mich selbst-
ständig.Als Freiberufle-
rin in der Werbebranche
in einer Stadt wie Ham-
burg wird einem viel ab-
verlangt. Es ist dann
schwierig, nächtelang
durchzuarbeiten und
den Lebensstandard zu
halten – vor allem auch
als Mutter von damals
zwei kleinen Töchtern.
Mit meinem Mann und
den Kindern sind wir in
unsere Heimat ins Saar-
land zurückgezogen.
Hier haben wir familiä-
ren Rückhalt, und es gibt
viel zu tun.Gute Arbeit
wird überall belohnt.

»Es ist schwierig,
als Freiberuflerin und
Mutter junger Kinder
konkurrenzfähig im
Job zu bleiben«

Ummehr Leistungsgerechtigkeit zu
erreichen, ist folgendes wichtig:

Frage:Wird man in unserem Wirtschafts-
system für gute Leistungen belohnt oder
lohnt sich die Leistung bei uns nicht?
Lohnt sich nicht Leistung lohnt sich

Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung
ab 16 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv

Bevölkerung insgesamt

Haushalteinkommen

5326

West 5724

Ost 3934

unter 1750 Euro 3836

Aufstiegschancen in Deutschland sind...

...(sehr) gut 6517

...weniger gut 4535

1750 bis unter 3000 Euro 5528

3000 Euro und mehr 6317

Wer arbeitet, sollte spürbar mehr verdienen
als derjenige, der von staatlicher Unterstützung lebt

81%

Die Bezahlung auch im öffentlichen Dienst stärker
an der Leistung orientieren

59%

Eine Zuschussrente für Rentner einführen, die viele
Jahre gearbeitet haben und trotzdem eine geringe
Rente erhalten

70%

73%

72%

Gleiche Bezahlung für gleiche Leistung durchsetzen

Ein Mindesteinkommen für Arbeitnehmer sicherstellen

44%

Die Steuerprogression abmildern
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»Geld ist nicht die
einzige Motivation.
Selbstbestimmtes Arbeiten
ist für mich wichtiger«

Michael Pein, 47, Büroleiter amGymnasiumKloster-
schule in Hamburg. Ich war fünf Jahre arbeitslos. Ich hatte
eine kaufmännische Ausbildung absolviert und danach
viele Jahre imGroßhandel als Fahrer und zeitweise als
Buchhalter gearbeitet.Nachmehreren Knie-Operationen
musste ichmeinen Job aufgeben. Ich bin jeden Tag zum
Arbeitsamt gegangen.Mein guterWille wurde nicht be-
lohnt.Es gab nichts. Ich wollte unbedingt arbeiten.Vom
Arbeitsamt hätte ichmirmehr erwartet.Es ist schlimmoh-
ne Job.Dasmussman erstmal aushalten.Freunde halfen
mir in dieser Zeit. Ich habe dann viel ehrenamtlich gear-
beitet.Über einen Ein-Euro-Job kam ich schließlich zu
meiner heutigen Stelle.Das ist auch demEngagement des
Schuldirektors zu verdanken.Die Arbeit hier erfüllt mich.

Gregor Kirchner, 47, Unternehmensberater in Starnberg.
Nach demStudiumhabe ich im In- und Ausland für große Konzerne
imPersonal und Vertrieb gearbeitet. Seit acht Jahren bin ich selbst-
ständiger Unternehmensberater. So ein Job funktioniert nur über
Leistung.Man braucht ein Netzwerk und das Glück, zur richtigen
Zeit am richtigenOrt zu sein.Finanziell stünde ich in vergleichbarer
Position bei einemKonzern sicher nicht schlechter da – aber selbst-
bestimmtes Arbeiten wiegt fürmich alles auf.Von Verbänden und
Kammern erwarte ichmehr Innovation in der Förderung von kleinen
Firmen. Ich wünschtemir Plattformen, auf denenDienstleistermit
Auftraggebern besser in Kontakt kommen. In DeutschlandwirdNet-
working oftmit Seilschaft verwechselt.Das ist wirklich verkrampft.

»Keine Arbeit
zu haben, muss
man erst ein-
mal aushalten«

Redaktion: martin.roos@wiwo.de
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Der große
Einschnitt
Der Mindestlohn wird Wahlkampfthema: SPD, Grüne und Linke fordern ihn,
die CDU nimmt sich des Themas an, die FDP stellt sich nicht mehr dagegen.
Doch Vorsicht: Zwischen Nutzen und Schaden liegt nur ein schmaler Grat.

Cooler Cut Ab August 2013
bekommen Friseure im Osten
einen Mindestlohn von 6,50 Euro,
im Westen 7,50 Euro. Ab 2015
soll er 8,50 Euro betragen
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E
s klingt nach einer Allparteien-
koalition im Kampf um Gerech-
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt. Als
eine ihrer ersten Amtshandlun-
gen, so verspricht die SPD, wür-

de sie nach der Bundestagswahl per Gesetz
einen flächendeckenden Mindestlohn von
8,50 Euro pro Stunde einführen, damit
man von seiner Arbeit „ordentlich leben
kann“. Mit der Losung „wenigstens 8,50 Eu-
ro“ haben sich die Grünen ihrem Wunsch-
partner angeschlossen. Vorweg marschiert
die Linke im Kampf gegen „Hungerlöhne“
und „Lohndumping“ und fordert zehn Eu-
ro. Im Bundesrat unterstützte die Linke die
von den SPD-Ländern eingebrachte
8,50-Euro-Gesetzesinitiative, der sogar
Saarlands CDU-Ministerpräsidentin»
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Annegret Kramp-Karrenbauer zu-
stimmte. Denn die Union will, zumal im
Bundestagswahlkampf, das Thema nicht
der Opposition überlassen, auch wenn sie
sich nicht direkt für einen Mindestlohn
starkmacht. Aber ihre Lösung klingt ähn-
lich: Sie will eine „allgemeinverbindliche
Lohnuntergrenze“ einführen, die überall
dort gelten soll, wo keine Tarifverträge in
Kraft sind.
Eine Kommission aus Arbeitgebern und

Arbeitnehmern soll die Höhe festsetzen –
und zwar je nach Branche und Region dif-
ferenziert. Der Charme aus Sicht der CDU:
Die Lohnfindung respektiert die ange-
stammte Rolle der Tarifpartner, die Politik
hält sich heraus. So werde man örtlichen
Gegebenheiten gerecht undeliminiere nur
die weißen Flecken der Tarifpolitik. „Das
ist Marktwirtschaft pur“, sagt Bundesar-

beitsministerin Ursula von der Leyen.
Selbst die FDP bewegt sich, um nicht den
Anschluss an den Koalitionspartner und
an den gesellschaftlichen Zeitgeist zu ver-
lieren. Zwarwettert sie aus ordnungspoliti-
schen Gründen weiter gegen einen flä-
chendeckendenMindestlohn.Werde er zu
niedrig angesetzt, schade er zwar nicht.
Aber sei er zu hoch, „vernichtet er alle Ar-
beitsplätze, die unter diesemNiveau sind“,
warnt Parteichef Philipp Rösler. Den von
der Union präferierten systematischen
Lohnuntergrenzen will sich die FDP aber
nicht verschließen. So gebe es in Ost-
deutschland Regionen, „wo es keine Tarif-
autonomie mehr gibt, weil es keine Tarif-
partner mehr gibt“, weiß Rösler. Auch hier
müssten Arbeitnehmer auskömmliche
Löhne verdienen.

FAST RELIGIÖSE INBRUNST
Tatsächlich geht es weder in der Oppositi-
on noch in den Regierungsparteien noch
wirklich um das Für und Wider eines
Lohnminimums, sondern nur noch um
das Wie. So verschieden die Positionen
scheinen, die „fast religiöse Inbrunst“ (Bert
Rürup), mit der Ökonomen und Politiker
in den vergangenen Jahrzehnten über
Lohnuntergrenzen stritten, weicht Prag-
matismusundNüchternheit.

insbesondere Jugendliche, die noch keine
ausreichende Qualifikation erworben ha-
ben, sowie geringfügig Beschäftigte, die
nur nebenbei arbeiten (siehe Studie Min-
destlöhne Seite 83).
Deshalb auch ist Niedrigentlohnung

nicht unbedingt mit Armut verbunden, so
paradox es auf den ersten Blick scheinen
mag:DennvielederGeringverdiener leben
mit besser verdienenden Partnern zusam-
men. So wohnen viele Jugendliche, die
noch in der Ausbildung sind, bei ihren El-
tern, verdienen dann aber mit zunehmen-
dem Alter und höherer Qualifikation
schnellmehr.

MODERATER MINDESTLOHN HILFT
Auch in der Wirtschaftswissenschaft geht
der Streit kaum noch um pro oder contra
Mindestlohn, sondern vielmehr um die
Frage, wie hoch die Lohnuntergrenzen an-
zusetzen sind.Der 2006 verstorbene klassi-
sche Nationalökonom Milton Friedman
sah in Mindestlöhnen eine Diskriminie-
rung von niedrigqualifizierten Arbeitern:
Für Friedman galt: Wird der Lohn nicht im
Wechselspiel von Angebot und Nachfrage,
sondern per Dekret angehoben, verlieren
die weniger qualifizierten Arbeitskräfte als
Erste ihren Job.
So kamenauchdiemeisten empirischen

Studien bis vor zwei Jahrzehnten zu dem
Schluss, dass einMindestlohn Arbeitsplät-
ze kostet, insbesondere von jungen Be-
schäftigten.
Doch jüngere Studien zeigen, dass eine

Lohnuntergrenze nicht unbedingt zu Ent-
lassungen führt. „Es zeigt sich mehr und
mehr, dass moderate Mindestlöhne mehr
nützenals schaden“, urteilte kürzlichdas li-
berale britische Wirtschaftsmagazin „Eco-
nomist“, früher ein entschiedener Gegner
von Lohnuntergrenzen. „Einen Mindest-
lohn kann man nur nach seiner Höhe be-
werten“, sagt auchderArbeitsmarktexperte
Hilmar Schneider vom Forschungsinstitut
zur Zukunft der Arbeit (IZA). „Es gibt kein
Schwarz undWeiß.“
Doch wie hoch darf er sein, ohne Scha-

den anzurichten? Für den FreiburgerWirt-
schaftsweisen Lars Feld geht die SPD-For-
derung eindeutig zu weit. „Bei einem ge-
setzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro“,
warnt er, „würde die Arbeitslosigkeit deut-
lich anschwellen.“ Michael Hüther, als Di-
rektor des arbeitgebernahen Instituts der
deutschen Wirtschaft eine laute Stimme
der Mindestlohn-Gegner, sieht das ähn-
lich: „Mit einemNiveau von 5,50 Eurowür-
demankeinen Schaden anrichten.Die

»Der Streit um den Mindestlohn geht kaum
noch um pro oder contra, sondern darum, wie
hoch die Lohnuntergrenzen anzusetzen sind«

ternehmenohneTarifbindungverpflichtet,
mindestens die auf Grundlage von Tarif-
verträgen festgelegten Löhne zu zahlen.
DasArbeitsministeriumschriebdie gelten-
den Mindestlöhne per Verordnung für die
gesamteBranche vor. Eshandelt sichdabei
aber nicht um gesetzliche Mindestlöhne,
weil die Lohnuntergrenze das Ergebnis der
Tarifverhandlungen zwischen Gewerk-
schaftenundArbeitgebern ist.
Jüngstes Beispiel sind die Friseure: Für

die 260 000 Beschäftigten der Branche gilt
bundesweit von August an ein Mindest-
lohn von 6,50 Euro im Osten und von 7,50
Euro im Westen, der bis 2015 schrittweise
auf 8,50 Euro angehoben werden soll. Ein
gewaltiger Sprung: 3,18 Eurowar zuvor das
Minimum pro Stunde für Schneiden, Le-
gen, Föhnen in Thüringen und sogar nur
3,05 Euro inBrandenburg.DieBranche fei-
erte das mit der Gewerkschaft Verdi im
April ausgehandelte Ergebnis als eine „ein-
heitlicheund faire Lohnuntergrenze“.
Die öffentliche Debatte um leistungsge-

rechte Bezahlung treibt Wirtschaftszweig
nach Wirtschaftszweig raus aus der
Schmuddelecke. Schon vor zwei Jahren
(neuere Daten liegen noch nicht vor) ver-
dientennurnoch19,2Prozent derBeschäf-
tigten in Deutschland einen Stundenlohn
von weniger als 8,50 Euro. Dazu zählten

Dies ist auch eine Folge davon, dass sich
die Situation auf dem Arbeitsmarkt ent-
spannt hat. Konnte vor wenigen Jahren
noch die Linke angesichts von fünf Millio-
nenArbeitslosenallgemeineExistenzängs-
te schüren („Hartz IV ist Armut per Ge-
setz“), so zeigt sichmit denErfolgenderAr-
beitsmarktpolitikmehrundmehr: Esdroht
kein allgemeines Massenelend, vielmehr
müssenvernünftigeLösungen für spezielle
Gruppen gefundenwerden.
So existieren Mindestlöhne inzwischen

in 14Branchen, in denenmehr als vierMil-
lionenMenschen arbeiten – darunter eini-
ge, die von der schwarz-gelben Bundesre-
gierung für allgemein verbindlich erklärt
wurden. In den meisten liegt die untere
Lohngrenze sogar erheblich über oder auf
dem Zielwert von SPD und Grünen (siehe
Grafik). In diesen Branchen sind auch Un-

»

»
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Briten haben den Mut aufgebracht, so tief
einzusteigen.“ Tatsächlich ist das Beispiel
von der Insel lehrreich. International ist
Deutschland mit der bisher gezeigten Zu-
rückhaltung ohnehin eher die Ausnahme
als die Regel. In 20 von 27 EU-Ländern gibt
es einen Mindestlohn; in der aufstreben-
denVolkswirtschaft Polen liegt er bei etwas
mehr als zwei Euro, imwohlhabenden Lu-
xemburg beträgt er fast elf Euro. Der Blick
ins Ausland lohnt, um die deutscheDebat-
te zu versachlichen.

GROSSBRITANNIEN
Als Labour-Premier Tony Blair 1999 eine
Lohnuntergrenze einführte, jaulte dieWirt-
schaft auf. Doch inzwischen wird der
Schritt parteiübergreifend akzeptiert. „Es
ist allgemeiner Konsens, dass die Einfüh-
rung des Mindestlohnes eine gute Sache
war und dass er auch nicht mehr abge-
schafft wird“, sagte AlanManning, Arbeits-
marktexperte an der London School of
Economics.
Als Untergrenze gilt ein Satz flächende-

ckend fürs gesamte Königreich, nicht nach
Branchendifferenziert, dafür aber nachAl-
ter gestaffelt. Es gibt vier Kategorien – Aus-
zubildende bekommen amwenigsten. Als
Jobkiller wirkt der Mindestlohn deshalb
nicht, weil ermit aktuell umgerechnet 7,10
EuroproStunde relativniedrig liegt.Under
wurde eingeführt, als in Großbritannien
nahezuVollbeschäftigungherrschte.
FestgelegtwirdderBetrag einmal im Jahr

von der Regierung auf Empfehlung der
LowPayCommission.Diesebesteht aus je-
weils drei Vertretern des Arbeitgeber- und

Gewerkschaftslagers, hinzukommen zwei
Wirtschaftswissenschaftler und ein Vorsit-
zender. Das Gremium muss eine einstim-
mige Empfehlung ausarbeiten, was Kon-
flikte von vornherein entschärft. Für das
Votumwerden die konjunkturelle Lage so-
wie Arbeitsmarkt-, Lohn- und Gehaltssta-
tistiken zu Rate gezogen. Unternehmens-
verbände und Gewerkschaften befragen
ihre Mitglieder, die Kommissare reisen so-
gar selbst durchs Land und recherchieren.
AußerdemhatdieKommissioneinBudget,
umeigeneAnalysen inAuftrag zugeben. In
der FDP liebäugelt man vor allemmit die-
semModell.

FRANKREICH
Hier gilt seit 1950 ein flächendeckender ge-
setzlicherMindestlohn (Smic), den die Re-
gierung in der Regel jeweils zu Jahresbe-
ginn der allgemeinen Lohnentwicklung
anpasst. Aktuell beträgt er 9,43 Euro pro
Stunde – etwa60Prozent desmittlerenEin-
kommens. Verglichenmit Großbritannien
ist das ein sehr hoher Wert: Dort erreicht
der Mindestlohn nur knapp die Hälfte ei-
nesmittlerenEinkommens.
Dass der französische Mindestlohn ver-

mutlich zu hoch ist, dafür ist auch die stei-
gende Arbeitslosigkeit ein Beleg. Mit mehr
als zehn Prozent klettert sie in Richtung
neuer Rekorde. Aber nicht einmal Kritiker
wollen denMindestlohn völlig abschaffen.

„Sein gesellschaftlicher Nutzen ist unbe-
streitbar“, sagt Olivier Duha, Chef des Un-
ternehmerverbands Croissance Plus. Mit
Blick auf die extrem hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit, gut jeder vierte Jugendliche ist ohne
Job, sieht er aber auchdieGefahr, dass „der
Smic für die jungen Menschen in die Ar-
beitslosigkeit führt“. Genau das wenden
auch die deutschen Kritiker ein: „In Frank-
reich ist der Mindestlohn gerade bei den
Jugendlichen ziemlich schädlich“, sagt
ÖkonomFeld.

VEREINIGTE STAATEN
Im Land der unbegrenzten Möglichkeiten
gibt esdennachuntenbegrenztenTarif per
Gesetz schon seit 1938. Damals lag er bei
0,25Dollar pro Stunde, seit 2009 rangiert er
bei 7,25 Dollar (rund 5,56 Euro). Mit 38
Prozent des mittleren Einkommens ist er
nochmoderater als der britische.US-Präsi-
dent Barack Obama hat angekündigt, den
Mindestlohn auf neun Dollar pro Stunde
anzuheben und ihn an den Preis-Index zu
koppeln. Ob Obama damit im Kongress
durchkommt, ist fraglich. Die Opposition
hält eineErhöhung für schädlich, vor allem
für Unternehmen, die viele Kleinverdiener
beschäftigen. Das sind Fast-Food-Ketten
oder der Handel, wo viele Mitarbeiter nur
inTeilzeit beschäftigt sind.
Diemeisten dieser Betriebe wehren sich

vehement gegen eine Erhöhung. Aber es
gibt auch Ausnahmen: Das US-Handels-
haus Costco – vergleichbar mit der Metro
in Deutschland – unterstützt einen höhe-
ren Mindestlohn, weil dies die Produktivi-
tät der Angestellten erhöhe und für we-

Forderungen Steinbrücks SPD will 8,50 Euro
Mindestlohn – in Frankreich ist er noch
höher, wie auch die Jugendarbeitslosigkeit
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niger Fluktuation sorge. Problematisch
an dem US-System ist vor allem, dass die
Anhebungen sporadisch imAbstandmeh-
rerer Jahre erfolgen, dann aber sehr abrupt
– aktuell ist das ein Anstieg um 24 Prozent.
Solche schlagartigen Kostensteigerungen
belasten die betroffenen Unternehmen
weitaus stärker als die eher sanften jährli-
chenAnpassungen inGroßbritannien.
Es muss also nicht sein, dass Mindest-

löhne Arbeitsplätze en masse vernichten.
Aber als Beitrag für mehr Gerechtigkeit
taugen sie auch nicht zwangsläufig. Denn
Problemebleibenbei allen inDeutschland
diskutierten Optionen: Wenn Löhne von
drei Euro „nichts mehr mit Leistungsge-
rechtigkeit zu tun“ haben, wie FDP-Vor-
mannGuidoWesterwelle findet, dannwird
eine Kommission, die nur dort einen Bo-
deneinzieht,woes keineTarifverträge gibt,
denen nicht helfen, wo solche Niedriglöh-
ne tariflich abgesegnet sind. Gleichzeitig
werden die 8,50 Euro, die sich die SPD
wünscht, selbst bei 160 Stunden Arbeit im
Monat allein kaum reichen, um eine Fami-
lie zu ernähren.
Ein gesetzlicher Mindestlohn für ganz

Deutschland in dieser Höhe, der in der
Uckermark genauso gilt wie in Stuttgart,
dürfte am Ende mehr schaden als nutzen.
6,1 Millionen Menschen arbeiteten 2011
für einen Stundensatz unterhalb dieser
Schwelle. Sie alle könnten sich – theore-
tisch –HoffnungenaufmehrGeldmachen.
Praktisch aber wird so mancher – gerade
aus den untersten Lohngruppen – dann
die Kündigung erhalten. Schmerzen wird
das geradedie tatsächlichArmen.

BRANCHENLÖSUNG GEWÜNSCHT
Vorsicht ist deshalb angebracht, mahnen
die Fachleute. „Die Branchenlösung wäre
dem gesetzlichen Mindestlohn vorzuzie-
hen“, sagt IZA-Experte Schneider, weil Ers-
tere eher auf regionale Bedürfnisse Rück-
sicht nehmen kann. „Aber noch lieber wä-
remir, wenn die Regierung gar nichts täte.“
Zu viel Politisierung, das zeige das Beispiel
Frankreich, verführe zu Populismus und
errichte hoheHürden für Jobeinsteiger.
In der Wirtschaft wird das Thema mitt-

lerweile pragmatisch diskutiert. Vielleicht
auch deswegen, weil der Aufschwung der

vergangenen Jahre sowieso für bessere
Jobchancen gesorgt hat. Zwar lehnen Ver-
bände wie der Deutsche Hotel- und Gast-
stättenverband Dehoga kompromisslos
immernoch jedeMindestlohn-Einführung
mit staatlicherMitwirkung ab.Doch in Zei-
ten des Fachkräftemangels wird faire Be-
zahlungmehr undmehr zumArgument.
DieArbeitgeber jenerWirtschaftszweige,

die Erfahrungen mit Mindestlöhnen ha-
ben, sindmit ihnenweitgehend zufrieden.
Für die Altenpflegebranche, der aktuell
40000 Fachkräfte fehlen, resümiert Tho-
masGreiner, Präsident desArbeitgeberver-
bands Pflege: „Uns ging es um die Aufwer-
tung der Branche, und die haben wir er-
reicht. Die Zahl der Bewerber und die Be-
reitschaft zur Umschulung in Pflegeberufe
sind durch den Mindestlohn deutlich ge-
wachsen.“ Der Pflege-Mindestlohn steigt
zum 1. Juli in Westdeutschland auf neun
und inOstdeutschland auf acht Euro. Aber

selbst Pflegehilfskräfte verdienen inderRe-
gel schon mehr – und Fachkräfte sowieso.
Schmerzlich ist dieUntergrenze also nicht.
Die Funktionäre und Top-Manager der

Zeitarbeitsbranche sehen ihren für 2012
beschlossenenMindestlohn von 8,19 Euro
in West- und 7,50 Euro in Ostdeutschland
als Befreiungsschlag. „Die Einführung ei-
nes Mindestlohnes war und ist ein gutes
Signal, dass Zeitarbeit nichts mehr mit
Hungerlöhnen in Deutschland zu tun hat“,
erklärtWerner Stolz,Hauptgeschäftsführer
des Zeitarbeit-Verbandes iGZ inMünster.
Marcus Schulz, Geschäftsführer des

hierzulande achtgrößten Personaldienst-
leisters USG People, sieht einen weiteren
Vorteil: Denn die tariflich vereinbarte
Lohnuntergrenze gilt auch für die nicht ta-
rifgebundenenUnternehmen. Das schützt
nicht nur die Arbeitnehmer, sondern auch
die Arbeitgeber: „Auch ausländische Per-
sonaldienstleister müssen die mit dem
DeutschenGewerkschaftsbund ausgehan-
delten Mindestentgelte bezahlen.“ Für
Lohndumping bleibe somit so gut wie kein
Raum.Mit anderenWorten: Günstige Kon-
kurrenzwirdmit Staatshilfe ausgebremst.

DRÜCKERIMAGE MUSS WEG
Offenbar steigt das Bewusstsein, vomDrü-
ckerimage wegkommen zu müssen. Um
mit Verdi verhandeln zu können, will sich
auch der Call-Center-Verband Deutsch-
land (CCV) als Arbeitgeberverband for-
mieren.KlausGumpp,Geschäftsführerdes
Callcenter-BetreibersWalter Services: „Ich
möchte, dasswir inderCallcenter-Branche
baldmöglichst einen Tarifvertrag und ei-
nen für alle Unternehmen verbindlichen
Mindestlohn bekommen – Niedrigstlöhne
passen nicht zum Anspruch und Wert un-
serer Dienstleistungen.“Walter Services ist
immerhin der zweitgrößte Callcenter-Be-
treiber in Deutschland. Im eigenen Haus-
tarifvertrag stehen derzeit 7,60 Euro plus
Leistungszulagen als unterster Tarif.
Es tut sich also einiges. Auch ohne den

Gesetzgeber. In Berlin dürfte sich der
Kampf um die soziale Deutungshoheit oh-
nehin noch hinziehen.Wenn die Koalition
sich auf ein Konzept verständigt, steht im-
mer noch der SPD-dominierte Bundesrat
imWeg.RegionaleLohnuntergrenzenoder
gesetzlicherMindestlohn?
Ein besseres Wahlkampfthema können

sich die sozialdemokratischen Strategen
kaumwünschen. ■

max.haerder@wiwo.de | Berlin
yvonne esterhazy | London, karin finkenzeller | Paris
angela hennersdorf | New York, harald schumacher

»Ein gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 Euro,
der in der Uckermark genauso gilt wie in
Stuttgart, dürfte mehr schaden als nutzen«

5 8,50 13

Schlusslicht Friseure

Mindestlöhne (Stundenlöhne in Euro)

Aus-, Weiterbildungs-
dienstleistungen

West

Maler und Lackierer
(gelernte, Gesellen)

Bergbauspezial-
arbeiten

Dachdecker

Baugewerbe

Elektrohandwerk

Maler und Lackierer
(Ungelernte)

Gebäudereinigung

Pflegebranche

Abfallwirtschaft

Zeitarbeiter

Wäschereidienst-
leistungen

Friseure

Wach- und Sicher-
heitsgewerbe

Quelle: Arbeitsministerium

Ost
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Das falsche Instrument
Ein flächendeckender Mindestlohn würde nicht nur Arbeitsplätze kosten, er wäre auch
ineffizient im Kampf gegen die Armut, besagt eine empirische Studie.

D ie Studie basiert aufDaten
des sozio-ökonomischen
Panels – eine jährliche

Haushaltsbefragung vonungefähr
20 000Personen aus dem Jahr
2011.Die Stichprobeumfasst alle
abhängig beschäftigtenArbeitneh-
mer, also auch Studentenoder
Rentner, die gegenEntgelt gearbei-
tet haben.Die Stichprobe erlaubt
dieHochrechnungder Löhne für
32,7MillionenBeschäftigte.
Wie viele Arbeitnehmer wären vom
Mindestlohn betroffen?
Dashängt vonderHöheder ge-
setzlichenLohnuntergrenze ab.
Die Linkspartei fordert einen ge-
setzlichenMindestlohn von zehn
Euro je Stunde, SPDundDeutscher
Gewerkschaftsbund8,50 Euro. Bei
8,50 Euromüsste für 19,2 Prozent
aller Beschäftigtender Lohnange-
hobenwerden.Daswärenunge-
fähr 6,1MillionenArbeitnehmer.
Bei einemMindestlohn von zehn
Eurowürde sichderKreis auf 28,7
Prozent oder konkret 9,1Millionen
Arbeitnehmer ausweiten.
Auch im internationalenMaß-

stabwäre das sehr viel. In Frank-
reichbeziehen rund 13Prozent al-
ler Arbeitnehmer einenMindest-
lohn von 7,50 Euround inGroßbri-
tannien vier bis fünf Prozent einen
Mindestlohn von fünf Euro.
EinMindestlohn von 8,50 Euro je

Stunde entsprächebei Vollzeitbe-
schäftigten 53Prozent desDurch-
schnittslohns.Daswäre ebenfalls
ein internationaler Spitzenwert.
Frankreich kam im Jahr 2011 auf 48
Prozent, Großbritannien auf 38
Prozent, dieUSAauf 28 Prozent.
Wer würde unter die Mindestlohn-
Regelung fallen?
Frauenwürden in jedemFall häufi-
ger vondieserRegelungerfasstwer-
denalsMänner. ImJahr2011ver-
diente fast jedevierteFrauweniger
als 8,50Euro jeStunde.Auchbeim
Erwerbsstatus zeigensicheklatante

Unterschiede.Bei geringfügigBe-
schäftigtenwären fast zweiDrittel
voneinemMindestlohn inHöhe
von8,50betroffen.Hier entspricht
allerdingsderBruttolohndemNet-
tolohn,dadieBetroffenenkeine
SteuernundSozialabgabenzahlen.
Groß istder regionaleUnter-

schied.Bei 8,50EurowärederAnteil
inOstdeutschlandetwadoppelt so
hochwie imWesten.DieEinfüh-
rungeinesallgemeinengesetzlichen
Mindestlohnswürdevorallem jün-

gereArbeitnehmer tangieren–und
zwardiejenigen,die inderRegel
nochein relativ geringesNiveaube-
rufsqualifizierenderKenntnisseund
Kompetenzenaufweisen.
Fast dieHälfte der unter 25-Jähri-

genhatweniger als 8,50 Euro in der
Stunde. Sie haben allerdings die
Aussicht, ihreVerdienste imLaufe
ihres Berufslebens aufgrund zu-
nehmender ErfahrungundWeiter-
bildung zu verbessern.
Welche Arbeitsplätze wären
betroffen?
ImproduzierendenGewerbe liegt
derAnteil anArbeitnehmern,deren
Löhneauf 8,50Euroaufgestockt
werdenmüsste, unterdemgesamt-
wirtschaftlichenDurchschnitt. Bei
Bergbau/Energiewärenes5,7Pro-
zent, aufdemBau12,2und imver-
arbeitendenGewerbe18,0Prozent.
Sehrniedrig ist derAnteil auchbei

BankenundVersicherungen.Hoch
dagegen inderLand-undForstwirt-
schaftmit 43,7Prozent.Allerdings
ist dieBeschäftigung imPrimären
vergleichsweiseklein.
Ebensowäre ein überproportio-

nal großerAnteil der Beschäftigten
inHandel undGastronomie betrof-
fen.Hier verdient jeder Zweitewe-
niger als zehnEuro, gut jederDritte
weniger als 8,50 Euro in der Stun-
de. Allein in derGastronomiewä-
ren gut 60 Prozent derArbeitsplät-
ze davonbetroffen.
Ein gesetzlicherMindestlohn

würde vor allemkleinereBetriebe
belasten. Bei 8,50 Euromüssten 42
Prozent der Beschäftigten Lohner-
höhungen erhalten, beiGroßbe-
trieben lediglich 8,1 Prozent. Grö-
ßereUnternehmen in einer Bran-
chewürden also durchMindest-
löhneWettbewerbsvorteile be-
kommen.
Welche Haushaltstypen wären
betroffen?
Die sozialpolitische Bewertung
eines Mindestlohns hängt maß-

32%
der Ostdeut-
schen verdie-
nen weniger
als 8,50 Euro.

Wer wie viel verdient
Kumulierte Anteile in Prozent

Männer
Frauen
Vollzeit
Teilzeit
Geringfügig
West
Ost
Unter 25
25 bis 39
40 bis 49
50 bis 64
65 und älter
Land-/Forstwirtschaft
Bergbau/Energie
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel/Gastronomie
Verkehr
Banken/Versicherungen
Weniger als 5 Beschäftigte
5 bis 10
11 bis 19
20 bis 99
100 bis 199
200 bis 1999
2000 und mehr
Alleinstehende
Paare ohne Kinder
Alleinerziehende
Paare mit mind. 1 Kind

Quelle: SOEP, IW

Bruttostundenlohn
(in Euro)

bis 8,49

14,5
24,1
12,6
25,3
63,1
16,4
32,1
49,6
18,5
14,5
17,6
44,3
43,7
5,7
18,0
12,2
36,4
22,2
7,3
42,0
36,5
29,7
23,1
16,3
11,2
8,1
18,6
16,8
29,1
19,6

bis 9,99

21,7
36,0
20,6
37,6
79,5
25,5
43,7
68,7
29,0
23,6
24,5
58,6
57,4
11,4
25,6
20,5
50,7
33,0
9,9
55,8
50,8
42,6
34,5
25,1
19,1
13,6
27,9
25,4
41,2
29,5
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geblich davon ab, ob ein geringes
individuelles Gehalt die einzige
Einkommensquelle eines Haus-
halts ist oder ob es durch weitere
Haushaltseinkommen aufgestockt
wird.

Alleinerziehende erzielen häufig
nur einen Stundenverdienst, der
unterhalb der geforderten gesetzli-
chen Mindestlohnregelungen liegt.
Ein Mindestlohn würde in der Re-
gel ihre Einkommenssituation je-
doch kaum verbessern, da ihre
Möglichkeiten zur Ausweitung ih-
rer Arbeitszeit beschränkt sind. Sie
werden daher auch nach Einfüh-
rung eines Mindestlohns auf er-
gänzende staatliche Transfers an-
gewiesen sein. Die anderen Haus-
haltstypen liegen entweder im ge-
sellschaftlichen Durchschnitt (Paa-
re mit mindestens einem Kind, Al-
leinstehende) oder darunter (Paare
ohne Kinder).
Haben Niedriglöhner auch ein
niedriges Haushaltseinkommen?
Ein Argument der Mindestlohn-
Befürworter lautet: Ein Arbeitslohn
müsse zumindest reichen, den ei-
genen Lebensunterhalt zu sichern.
Doch dafür ist nicht nur das Indivi-
dualeinkommen maßgeblich, son-
dern auch das jeweilige Haushalts-
einkommen.

Zur Berechnung des nötigen Le-
bensunterhalts wird das Haus-
haltseinkommen je nach Haus-
haltstyp gewichtet (sogenanntes
Äquivalenzeinkommen). Denn in
größeren Haushalten entstehen
durch gemeinsames Wirtschaften
Skaleneffekte, zudem haben Kin-
der bis 14 Jahren einen geringeren
Bedarf als Erwachsene. Nach der
Berechnung, die auch für die sozia-
le Grundsicherung in Deutschland
vorgenommen wird, braucht ein
kinderloses Paar ein rund 1,6-mal
so hohes Einkommen wie ein Al-
leinstehender, um dessen Lebens-
haltungsniveau zu erreichen. Bei
Paaren mit zwei Kindern beträgt
der Faktor 2,4.

Wie ist es nun um das Äquiva-
lenzeinkommen des Fünftels der
Arbeitnehmer mit dem niedrigsten
Bruttostundenlohn bestellt, die
von einem Mindestlohn in Höhe
von 8,50 Euro pro Stunde erfasst
würden? Neben der Haushaltssi-

tuation spielen hier auch Faktoren
wie die Länge der Arbeitszeit, die
Steuerklasse und die Höhe der Ein-
kommen weiterer Haushaltsmit-
glieder eine wichtige Rolle. Tat-
sächlich zeigen die empirischen
Daten, dass von dem Fünftel der
Arbeitnehmer mit den niedrigsten
Löhnen bei nur 43 Prozent auch
das Nettoäquivalenzeinkommen
im untersten Fünftel lag. Fünf Pro-
zent gehörten dagegen zum ein-
kommensstärksten Fünftel (siehe
Grafik unten).

Untersucht man die Einkom-
mensposition der Arbeitnehmer
mit niedrigen Löhnen nicht nur in
Relation zu den Arbeitnehmern,
sondern zur Bevölkerung insge-
samt, ist der Zusammenhang zwi-
schen Niedriglohn und niedrigem
Haushaltseinkommen noch
schwächer. Denn Arbeitnehmer
haben im Schnitt ein deutlich hö-
heres Äquivalenzeinkommen als
die Gesamtbevölkerung, 2011 war
es mit 1700 Euro um etwa 200 Euro
höher. Danach lagen nur noch 26
Prozent der Arbeitnehmer mit den
niedrigsten Löhnen auch im ein-
kommensschwächsten Fünftel.

Die Einkommenssituation vieler
Niedrigverdiener ist somit günsti-
ger, als ihr Stundenverdienst ver-
muten lässt, weil es im Haushalt ei-
nen weiteren Erwerbstätigen mit
höherem Monatsverdienst gibt. So
stellen in Paarhaushalten poten-
zielle Mindestlohnempfänger nur
zu gut einem Drittel den Hauptver-
diener. Das bestätigt, dass die Fest-
setzung eines Mindestlohns ein

verteilungspolitisch ineffizientes
Instrument wäre, denn in vielen
Fällen handelt es sich bei den Ar-
beitnehmern mit eher niedrigem
Stundenlohn um Hinzuverdiener.
Lohnsubventionen, die den jewei-
ligen Haushaltskontext berücksich-
tigen, wären deshalb verteilungs-
politisch effizienter.
Mindert ein gesetzlicher Mindest-
lohn das Armutsrisiko?
Auch als Instrument gegen Armut
ist ein Mindestlohn nicht zwingend
erforderlich. Als armutsgefährdet
gilt, wer ein Nettoäquivalenzein-
kommen von weniger als 60 Pro-
zent des sogenannten Medianein-
kommens (das ist das mittlere Ein-
kommen) zur Verfügung hat.

Dies trifft aber nur auf 18 Prozent
der Arbeitnehmer zu, die einen
Stundenlohn von weniger als 8,50
Euro beziehen. Bei den Vollzeitar-
beitnehmern sinkt die Armutsge-
fährdungsquote auf 14,1 Prozent.
Im Umkehrschluss wären also bei
dieser Lohngrenze fast 86 Prozent
der potenziellen Mindestlohnbe-
zieher mit einem Vollzeitjob und
82 Prozent aller Arbeitnehmer gar
nicht einkommensarm.

Das Risiko, arm zu sein, steigt
zwar auch bei Vollzeitarbeitneh-
mern mit abnehmendem Stunden-
lohn, allerdings besteht auch bei ei-
nem Stundenlohnsatz von 8,50 Eu-
ro keine überdurchschnittlich gro-
ße Gefährdungslage. In der Ge-
samtbevölkerung gelten gut 14 Pro-
zent als relativ einkommensarm.

Ein Mindestlohn könnte das Ar-
mutsrisiko der Geringverdiener
ohnehin nur reduzieren, wenn er
keine negativen Beschäftigungs-
wirkungen hätte. Senkt er aber die
Beschäftigungschancen, würde
nur ein Teil der potenziell betroffe-
nen Arbeitnehmer von einem Min-
destlohn profitieren. Und bei den-
jenigen, die ihren Arbeitsplatz ver-
lieren, würde das Armutsrisiko
deutlich steigen. Denn die Armuts-
gefährdungsquote ist bei Arbeitslo-
sen ungefähr viermal so hoch wie
bei Geringverdienern. ■

14%
der deut-
schen Bevöl-
kerung gelten
als relativ
einkommens-
arm.

Der Text basiert auf der Studie „Mindestlohn,
Einkommensverteilung und Armutsrisiko“ von
Moritz Heumer, Hagen Lesch und Christoph

Schröder vom Institut der deutschen Wirtschaft.
Redaktion: Klaus Methfessel

Schwacher Zusammenhang

Einkommensposition der Arbeitnehmer mit niedrigem
Bruttostundenverdienst in der Arbeitnehmerschaft
und in der Gesamtbevölkerung

Quelle: SOEP, IW Köln

Arbeitnehmerschaft

1. Quintil 2. Quintil 3. Quintil 4. Quintil 5. Quintil

Gesamtbevölkerung

Lesebeispiel: Von dem Fünftel der Arbeitnehmer mit dem niedrigsten Brutto-
stundenverdienst (1. Quintil) lag bei 43 Prozent auch das Nettoäquivalenz-
einkommen im untersten Fünftel, während 5 Prozent zum einkommens-
stärksten Fünftel (5. Quintil) zählten.
Äquivalenzeinkommen: Bedarfgewichtetes Netto-Pro-Kopf-Einkommen mit
Berücksichtigung des Haushaltszusammenhangs.
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»Leistung nur bei Gegenleistung«
Der Ökonom Hilmar Schneider sieht noch Gerechtigkeitsdefizite am Arbeitsmarkt. Deshalb fordert
er eine Arbeitspflicht für Hartz-IV-Empfänger – und mehr Transparenz in der Arbeit der Jobcenter.

Herr Schneider, vor zehn Jahren hat
Gerhard Schröder seine Agenda 2010
verkündet...
Schneider: ...das war eine Revolution, die
Liberalisierung der Zeitarbeit, die Ein-
schränkung der Frühverrentung, das
strenge Hartz-IV-System. Wir haben heute
in Deutschland am Arbeitsmarkt eine ein-
malige Kombination aus Regulierung und
Flexibilität, um die uns die Welt beneidet.FO
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STREITBARER ARBEITSÖKONOM

Schneider, 56, ist Direktor am sozialwis-
senschaftlichen Forschungsinstitut Ceps
Instead in Luxemburg. Zuvor war er Direk-
tor für Arbeitsmarktpolitik beim Institut
zur Zukunft der Arbeit (IZA) in Bonn.

Aber Hartz IV hat auch den Druck auf
Arbeitslose massiv erhöht, sich um einen
neuen Job zu kümmern. Ist das System
gerecht?
Schneider: Was wäre die Alternative gewe-
sen? Der Sozialstaat war an seine Grenzen
gekommen. Die Reformen haben dazu bei-
getragen, ihn wieder bezahlbar zu machen.
Dass es dabei auch zu sozialen Härten
kommt, die viele als ungerecht empfinden,

ist klar. Das zentrale Problem ist, dass der
Grundgedanke der Agenda 2010 – das For-
dern und Fördern – noch immer nicht be-
friedigend umgesetzt worden ist.
Wo würden Sie nachjustieren?
Schneider: Das gesetzliche Regelwerk ist
ausreichend. Es geht um die Art, wie es
in der Praxis umgesetzt wird. Wie ein
Sachbearbeiter im Jobcenter mit seiner
Kundschaft umgeht, lässt sich in keinem»
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Gesetz niederschreiben. Wer Hartz-IV-
Empfänger für faule Säcke hält und sie
das spüren lässt, muss sich nicht wundern,
wennderenMotivation undKooperations-
bereitschaft nachlässt. Hier geht es um
Fragen der Personalführung und Quali-
fikation. Leider liegt hier vieles im Argen.
Die Qualität der Arbeitsvermittlung ist
regional geradezu grotesk unterschiedlich,
es fehlt an Transparenz und zentralen
Monitoringsystemen für die einzelnen
Jobcenter.
Hartz-IV-Kritiker rügen vor allem das
geringe Schonvermögen der Betroffenen.
Bevor es Geld gibt, müssen Langzeit-
arbeitslose in der Regel – von einem
Freibetrag abgesehen – ihr Vermögen
aufbrauchen. Finden Sie das richtig?
Schneider: VomPrinzip her schon.Der So-
zialstaat handelt nach dem Subsidiaritäts-
prinzip:Wer eineNotlage aus eigener Kraft
überwinden kann, ist verpflichtet, dies
auch zu tun. Deswegen kann eigenes Ver-
mögen nicht grundsätzlich tabu sein. Ob
die derzeitigen Schwellenwerte fair und
vernünftig sind, steht auf einem anderen
Blatt, da muss man gegebenenfalls nach-
justieren. Dies ist aber eine politische Ent-

Umgekehrt wäre es aber ungerecht, wenn
jemand staatliche Stütze erhält und durch
Nebenjobsmehr in der Tasche hat als sein
Nachbarmit einer Vollzeitstelle. Dieses Di-
lemma lässt sich nur auf eine Weise lösen:
Der Sozialstaat sollte von jedem arbeitsfä-
higenTransferempfänger grundsätzlich ei-
ne Gegenleistung in Form von Arbeit ein-
fordern.
Heißt das, Sie fordern eine Arbeitspflicht
für Hartz-IV-Empfänger?
Schneider: Ja. In demMoment, in dem ein
Hartz-IV-Empfänger sein Geld nicht mehr
umsonst erhält, sondern dafür etwas tun
muss, steigt der Anreiz zur Arbeitsaufnah-
me. Nehmen wir an, jemand erhält ein-
schließlich der Kosten für Wohnung und
Heizung netto 800 Euro ohne Gegenleis-
tung. Dann nimmt er im Regelfall keinen
Vollzeit-Job an, der nur 1000 Euro netto
bringt. Muss er hingegen für denHartz-IV-
Bezugohnehin acht StundenamTagarbei-
ten, sind 200 Euro mehr im Portemonnaie
viel – er nimmtdieArbeit an,weil diesemit
keinem zusätzlichen Zeitaufwand verbun-
den ist. So schafftman es, auch schwerVer-
mittelbare wieder in den Arbeitsmarkt zu
integrieren.

Mit Verlaub: Das ist arg theoretisch ge-
dacht. Wo sollen denn die dafür nötigen
Stellen alle herkommen?
Schneider: Es gibt genug Arbeit, gerade im
Bereich einfacher Dienstleistungen. Nur
sind die Anreize, diese anzunehmen zu ge-
ring; vieles läuft über Schwarzarbeit. Ich
bin sicher: Wenn sich die Politik zu so ei-
nem radikalen Schritt durchringt, entste-
hen urplötzlich Hunderttausende von – le-
galen - neuenEinfachjobs.
Und Sie meinen, die Betroffenen würden
begeistert Schlange stehen? 2012 wurden
über eine Million Sanktionen gegen Hartz-
IV-Empfänger verhängt, zum Beispiel weil
diese Meldefristen versäumten oder Ar-
beit ablehnten. Das ist neuer Rekord...
Schneider: ...unddamussman fragen,wie-
so Meldefristen versäumt und zumutbare
Jobs in einem solchen Umfang abgelehnt
werden.Womöglich ist das ja sogar ein Be-
legdafür, dassdieBetroffenen in vielenFäl-
len längst einer Beschäftigung nachgehen,
nur ebennicht legal. Prinzipiellmuss esbei
Verstößen auch Sanktionen geben, alles

»Es gibt genug Arbeit in Deutschland, gerade
im Bereich einfacher Dienstleistungen«

andere wäre ungerecht gegenüber den Ar-
beitslosen, die sich ernsthaft und regelmä-
ßig umeinen Jobbemühen.
Die Grünen wollen die Zumutbarkeits-
kriterien für die Annahme eines Jobs
entschärfen und Sanktionen für Arbeits-
unwillige aussetzen. Sie begründen dies
mit einer unzureichenden Vermittlung von
Langzeitarbeitslosen durch die BA.Was
halten Sie davon?
Schneider: Nichts. Das wäre eine staatliche
Kapitulationserklärung. Wenn die von den
Grünen propagierte Reform kommt, dauert
es noch länger, bis jemand wieder Fuß am
Arbeitsmarkt fasst.Esgibtheutebereitseinen
hartenKernvon300000bis400000Langzeit-
arbeitslosen, die als unvermittelbar gelten,
weil sie schonviele Jahrenichtmehrgearbei-
tethaben.DieseGruppekönntedannaufdie
doppelte Größe anwachsen. Richtig an der
grünen Argumentation ist allein, dass die
Vermittlung von Langzeitarbeitslosen in
DeutschlandgroßeDefiziteaufweist.
Die durchschnittliche Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes liegt bei nur rund drei
Monaten. Aber sobald die Leute in Hartz
IV rutschen, sinken ihre Jobchancen
rapide. Woran liegt das?
Schneider: Das hat zu einem beträchtli-
chen Teilmit der Situation von Alleinerzie-
henden zu tun. Die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf ist in Deutschland trotz di-
verser politischer Maßnahmen immer
noch schwierig – vor allem im ländlichen
Raum. Im Gegensatz zu vielen anderen
EU-Staaten sind die Kinderbetreuungsan-
gebote in Deutschland unterentwickelt.
Wer ein kleines Kind hat und keine Betreu-
ungsmöglichkeit findet, kann in der Regel
noch nicht mal einen Halbtagsjob anneh-
men. Da brauchen wir eine bessere Infra-
struktur.Hier ist der Staat in der Pflicht.
Ein weiteres großes Problem: Rund 50
Prozent der Langzeitarbeitslosen, die ei-
nen sozialversicherungspflichtigen Job
finden, sind nach einem Jahr wieder ar-
beitslos. Was kann man dagegen tun?
Schneider: Es reicht nicht aus, jemanden
zu vermitteln und den Menschen danach
aus der Liste zu streichen und zu verges-
sen. Die Jobcenter müssen ein System
entwickeln, ArbeitnehmermitDefiziten ei-
ne Zeit lang weiter zu begleiten, nachdem
sie einen Job gefunden haben. Ganz wird
man das Problem allerdings nicht lösen
können. Langzeitarbeitslose bekommen
häufig saisonale Jobs, die irgendwann
automatisch wegfallen, das hat nichts mit
der Arbeitsleistung zu tun. Und natürlich
gilt auch diese bittere Wahrheit: Wenn

scheidung, ökonomisch lässt sich hier kei-
neGrenzeherleiten.
Wenn ein Hartz-IV-Empfänger einen
400-Euro-Job annimmt, darf er nur 160
Euro behalten, der Rest wird fast vollstän-
dig auf den Regelsatz angerechnet. Das
empfinden viele Betroffene als ungerecht
und demotivierend. Können Sie das nach-
vollziehen?
Schneider: Ja. Ich bin trotzdemdafür, jegli-
chenHinzuverdienst voll auf dieUnterstüt-
zung anzurechnen.
Wie bitte?
Schneider: Wir müssen das gesamte Sys-
tem umkrempeln. Heute arbeiten die
meisten Bedürftigen exakt so viel, dass sie
den anrechnungsfreien Betrag ausschöp-
fen. Die Menschen werden in einer ver-
rückten Situation gefangen gehalten. Viele
würden gerne mehr arbeiten, aber der So-
zialstaatmacht es ihnen schwer,weil er sig-
nalisiert: Es lohnt sich nicht zu arbeiten,
hier hast du dein Geld, bleib zuHause und
lass uns in Ruhe. Das darf ein moderner
Sozialstaat nicht tun, das ist ungerecht.

»
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schlecht- oder unqualifizierte Arbeitslose
einen Job finden, sind das nicht die stabils-
ten Stellen, sondern solche, die in Krisen
oft als erstewegrationalisiertwerden.
Wird die Schere zwischen Qualifizierten
und Unqualifizierten weiter auseinander-
gehen? Oder führt der Fachkräftemangel
dazu, dass Betriebe auch vermehrt Pro-
blemfälle einstellen?
Schneider: Eindeutig letzteres. Der drama-
tische Bevölkerungsrückgang vor allem im
ländlichen Raum wird ein Umdenken der
Betriebe erzwingen; vieleHiddenChampi-
ons sitzen nunmal in der Provinz. Die Un-
ternehmen werden sich stärker als in der
Vergangenheit um die Nachschulung und
betriebliche Integration von leistungs-
schwächeren Arbeitnehmern kümmern
müssen. In manchen Regionen hat dieser
Wandel bereits eingesetzt. Jugendlichemit
schlechtem Schulabschluss etwa bekom-
men in Baden-Württemberg, wo die Ar-
beitskräftenachfrage hoch ist, leichter eine
Stelle als in Lübeck oder Rostock.
In der Debatte um soziale Gerechtigkeit
steht häufig die sogenannte prekäre Be-
schäftigung im Mittelpunkt. Gemeint ist
die wachsende Zahl von befristeten Ver-
trägen, Mini- und Teilzeitjobs. Ist diese
Entwicklung gefährlich?

Schneider: Die Prekariatsdebatte führt in
die Irre. Man kann doch nicht sagen, es sei
schlecht, wenn Arbeitslose einen neuen
Job kriegen, nur weil es als Gehalt nicht
gleich3000Euroaufwärts gibt. Erfolgreiche
Arbeitsmarktpolitik führt dazu, dass vor-
mals Arbeitslose einen neuen Job finden,
und dass sind oft nun mal schlechter be-
zahlte Stellen. Die Skandalisierung der Zu-
nahme schlecht bezahlter und befristeter
Jobs beruht auf der impliziten Unterstel-
lung, dass dadurch gut bezahlte unbefris-
tete Stellen ersetzt würden. Dafür gibt es
keinen Beleg. Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtigen Vollzeitstellen ist in
Deutschland in den vergangenen Jahren
kräftig gewachsen und die Arbeitslosigkeit
in Westdeutschland niedriger als in den
Achtzigerjahren.
Machen Sie es sich da nicht zu einfach?
Studien und Umfragen sagen: Die Job-
qualität hat sich vielerorts verschlechtert.
Schneider: Ich kenne diese These und hal-
te sie für fragwürdig.HierwerdenÄpfelmit
Birnen verglichen. Nehmen Sie das Bei-
spiel Belgien. Dort sind im Zuge des Struk-
turwandels viele Jobsmit geringer Qualität
verschwunden, sodass es nun relativ gese-
hen mehr hochwertige Arbeitsplätze gibt.
Die durchschnittliche Jobqualität hat so-

mit zugenommen. De facto aber hat sich
die Situation am Arbeitsmarkt verschlech-
tert. Der gleichzeitige Anstieg der Arbeits-
losigkeit findet in dieser Statistik keinen
Niederschlag.
Der Chef der Fünf Wirtschaftsweisen,
Christoph Schmidt, sieht noch Reformbe-
darf am Arbeitsmarkt, vor allem beim
Kündigungsschutz. Teilen Sie diese Ein-
schätzung?
Schneider: Nein. Der strenge Kündigungs-
schutz hat in der vergangenen Krise dazu
geführt, dass die Betriebe ihre Belegschaf-
ten zusammengehalten haben. Die Anpas-
sung lief stattdessen über die Arbeitszeit –
also das Herunterfahren von Zeitkonten
unddie ausgiebig genutzteKurzarbeit.Das
hat exzellent funktioniert. Ohne den Kün-
digungsschutz hätten sich die Unterneh-
men so verhalten wie die Wirtschaft in an-
derenStaatenundhättenüberzähligesPer-
sonal entlassen. Dass dies nicht ging, war
am Ende ein immenser Wettbewerbsvor-
teil: Die deutschenUnternehmenmussten
nämlich in der überraschend schnell kom-
menden konjunkturellen Erholung nicht
wie viele ausländische Konkurrenten erst
mühsam wieder ihre Kapazitäten aufbau-
en. Sie konntendirekt voll durchstarten. ■
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Warten auf bessere Zeiten
Der Fachkräftemangel in Deutschland
könnte auch die Chancen für Ungelernte
am Arbeitsmarkt erhöhen
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Brachliegende Potenziale
Arbeit ist für die meisten Menschen Grundlage ihres persönlichenWohlstands. Aber nicht alle, die
arbeiten wollen, haben die Möglichkeit dazu, weil strukturelle Hemmnisse sie an der Beschäftigung
hindern. Diese Studie zeigt, wie diese Menschen in die Lage versetzt werden könnten, zu arbeiten.

N ochniewaren inDeutsch-
land so vieleMenschen in
Beschäftigungwie derzeit.

Dochnicht alle, die arbeitenwol-
len, sind inArbeitsplätze zu vermit-
teln.Dazu zählennicht nur dieAr-
beitslosen, die keinen Job finden.
Es sind auchdiejenigen, die keine
Arbeitsstelle annehmenkönnen,
weil sie für ihre kleinenKinder kei-
nenKrippenplatz findenoder die
eigentlich eineVollzeitstelle su-
chen, sichwegenderKinder aber
mit einer Teilzeitstelle begnügen.
Arbeitsmarktexperten fassen

dieseMenschenunter demBegriff
„ungenutztes Arbeitskräftepotenzi-
al“ zusammen.Dazu zählen ers-
tens Erwerbslose, die einen Job su-
chenundkurzfristig verfügbar
sind. Zweitens die Teilzeiterwerbs-
tätigen, die länger arbeitenwollen.
Drittens die „stille Reserve“, also
jene, die, obwohl sie verfügbar
wären, nichtmehrArbeit suchen,
weil sie dieHoffnung auf einen Job
aufgegebenhaben, unddie,
die zwar prinzipiell suchen, aber
aktuell nicht verfügbar sind.
Dieses ungenutzteArbeitskräfte-

potenzial addierte sichnachAnga-
bendes StatistischenBundesamtes
2011 auf 7,4Millionen. 2010waren
es noch 8,4Millionen –derAuf-
schwung amArbeitsmarkt hat also
vielenBeschäftigung ermöglicht.
Diese Studie untersucht, wie viele
Personendavondurch geeignete
Maßnahmen realistisch inArbeit
zu bringen sind,wenndie Politik
Beschäftigungshemmnisse abbaut.
SolcheHemmnisse bestehenbei
insgesamt siebenGruppen.

1. MÜTTER
DasErwerbsverhalten vonFrauen
inDeutschlandhängt davon ab, ob
sieKinder haben.Während 79,1
Prozent der kinderlosenFrauen im
Alter von 25bis 59 Jahren 2010 er-

werbstätigwaren, sind es bei den
Frauenmit einemKindunter drei
Jahrennur 48,4 Prozent. Zwar steigt
ihre Erwerbstätigenquotemit dem
Alter desKindes. Aber selbstwenn
dasKind zehn Jahre oder älter ist,
liegt ihre Erwerbstätigenquotemit
77,5 Prozent noch immerunter je-
ner kinderloser Frauen.
Für vieleMütter vonKleinkin-

dern ist dieAbkehr vomArbeits-
markt eine bewusste Entscheidung
aufgrundder gegebenenRahmen-
bedingungen. Sie suchenweder ei-
neBeschäftigungnoch sind sie für
denArbeitsmarkt verfügbar.Nur
relativwenige sind arbeitslos ge-
meldet oder gehören zur stillenRe-
serve.DerAnteil dieserMütter von
Kleinkindern istmit 46,1 Prozent
fast genausohochwie derAnteil
der erwerbstätigenMütter. 2010
warendies 2,1MillionenFrauen im
Alter von 25bis 59 Jahrenmitmin-
destens einemKind imHaushalt.
Wird die Infrastruktur für die

Kinderbetreuung ausgebaut und
bleibendieGebühren erträglich,
dürfte dies dieNeigungderMütter,
sichumeineArbeitsstelle zube-
mühen, steigern.Gleichfalls dürfte

mehrGanztagsbetreuung von
Schulkindern es ihnen erleichtern,
erwerbstätig zuwerdenoder eine
Vollzeitbeschäftigung ausüben.
Für fast 540000 Frauen imAlter

von 15bis 64 Jahrenwar 2010un-
zureichendeKinderbetreuung ein
Hauptgrund, nicht erwerbstätig zu
sein.Mehr als 640000Mütter ar-
beiteten inTeilzeit aufgrundunzu-
reichenderKinderbetreuungsmög-
lichkeiten.Das entspricht umge-
rechnet 310000Vollzeitstellen. Bei
entsprechenderGanztagsbetreu-
ungderKinder könnte also rund
850000Mütter imAlter von 25bis
59 Jahren zusätzlich ihremWunsch
nachBeschäftigungnachgehen.

2. ÄLTERE MENSCHEN
DasErwerbsverhaltenderÄlteren
inDeutschland ist stark durchdie
gesetzlichenRegelungen zumRen-
teneintritt beeinflusst. Für abhän-
gig Beschäftigte, die in der gesetzli-
chenRentenversicherungpflicht-
versichert sind,wird dieRegelal-
tersgrenze seit 2012 schrittweise
von 65 auf 67 Jahre angehoben.Das
Durchschnittsrentenzugangsalter
lag 2010 fürMänner bei 63,8 Jahren
und für Frauenbei 63,3 Jahren. Vie-
le Arbeitnehmermachen vonder
Möglichkeit eines vorgezogenen
RentenbeginnsGebrauch.
Das durchschnittliche Zugangs-

alter für Altersrenten steigt aber:
1995 lag es fürMänner bei 62,3 Jah-
ren und für Frauen bei 62,5 Jahren.
Grund: Die Möglichkeiten eines
vorzeitigen Rentenbezugs wurden
eingeschränkt. Um sicherzustellen,
dass das tatsächliche Rentenzu-
gangsalters weiter steigt, müssen
die Arbeitsbedingungen in denUn-
ternehmen an die Bedürfnisse der
Älteren angepasst werden. Weiter-
bildung, Arbeitsorganisation, Ar-
beitsplatzgestaltung und Arbeits-
flexibilität sollen die Erwerbstätig-

2,1
Millionen
Mütter
haben sich
2010 in
Deutschland
aufgrund der
Rahmenbe-
dingungen
bewusst vom
Arbeitsmarkt
abgewendet

Die Last der Kinder
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keit im Alter attraktiver machen.
Bei einem tatsächlichen Renten-
eintrittsalters von 67 Jahren könn-
ten 351000 Frauen und 325000
Männer zusätzlich für den Arbeits-
markt aktiviertwerden.

3. VERHEIRATETE FRAUEN
Auchder Ehestatus beeinflusst das
Erwerbsverhalten vonFrauen. In
Westdeutschland ist jede fünfte
verheiratete FrauohneKinder
nicht erwerbstätig, inOstdeutsch-
land jede achte. 2010 gab es 2,1
Millionen verheiratete Frauen im
Alter von 25bis 59 Jahren, die nicht
erwerbstätigwaren. Verheiratete
Frauen sind, unabhängig davon,
ob sieKinder haben, deutlichwe-
niger amArbeitsmarkt aktiv als un-
verheiratete. Frauen, die in Le-
benspartnerschaften leben, sind in
Westdeutschland zu 89,9 Prozent
und inOstdeutschland zu 83,9 Pro-
zent erwerbstätig. Verheiratete
Frauen empfindenErwerbstätig-
keit eher als eineOption, nicht als
„conditio sine quanon“wie Single-
FrauenoderMänner.
Das Ehegattensplitting kostete

2010 knapp 20MilliardenEuro.Der
Vorteil ist höher, je höher dasHaus-
haltseinkommenund je unter-
schiedlicher die Partnereinkom-
menausfallen.Der höher verdie-
nendePartner unterliegt beim
Splitting einemniedrigerenGrenz-
steuersatz als bei individueller Be-
steuerung, beimgeringer verdie-
nenden ist es umgekehrt.Wegen
des relativ starrenArbeitsangebots
vonMännern ergibt sich daraus
einnegativer Arbeitsangebots-
effekt auf Paarebene:Die Ehefrau
beschränkt ihre Erwerbstätigkeit
oder stellt sie sogar völlig ein.Die
anhaltendniedrigeGeburtenziffer
unddie Tatsache, dassKinder
immermehr außerhalb vonEhen
geborenwerden, zeigen, dass das
Ehegattensplitting als geburten-
förderndeMaßnahmeuntauglich
ist. Auch scheint die Spezialisie-
rung eines Partners auf unbezahlte
Arbeit aufgrundderwirtschaft-
lichenFolgen, die eine solcheEnt-
scheidung für denweiteren
Lebensverlauf imFalle einer Tren-
nungmit sich bringt, als ausge-
sprochen riskant.

wanderer ist geringer als die der
übrigenFrauen.Demgegenüber
sinddieUnterschiede zwischen
denMännernmit undohneMigra-
tionshintergrund vergleichsweise
klein.DieNachkommenvonZu-
wanderern, die zweiteGeneration,
weist jedoch eine etwas höhere Er-
werbslosenquote auf als die erste
Zuwanderergeneration.
Umdie Erwerbsbeteiligung von

FrauenmitMigrationshintergrund
zu steigern, eignen sichdie glei-
chenMaßnahmen, die generell für
Frauen vorgeschlagenwerden: der
Ausbau vonGanztagsbetreuung
für Vorschul- undSchulkinder so-
wie derAbbaunegativer steuerli-
cher Erwerbsanreize durchdas
Ehegattensplitting.Darüber hinaus
solltendiese Frauendurchbil-
dungs-, integrations- und arbeits-
marktpolitischeMaßnahmenan
den erstenArbeitsmarkt herange-
führtwerden.Dies gilt besonders
für Frauen, die zur Familiengrün-
dungnachDeutschland gekom-
men sindundhäufig über keine
anerkannteAusbildungundkei-
nerlei Erfahrung auf demArbeits-
markt verfügen.
MenschenmitMigrationshinter-

grund finden in vielenBranchen
häufig auchdeshalb keineBeschäf-
tigung,weil ihre imAusland erwor-
beneQualifikationnicht anerkannt
wird – selbstwenn sie über die ge-
suchtenFähigkeiten verfügen.Dies
ändert sich jetzt durchdasAner-
kennungsgesetz desBundes, das
einenRechtsanspruch auf eine
Gleichwertigkeitsprüfung auslän-
discherQualifikationenbegründet.
Niedrig qualifizierte Zuwanderer
brauchen eineAusbildung sowie
Nach- undWeiterqualifizierung.
Dazu gehörendieVermittlung

berufsbezogenerDeutschkennt-
nisse für die ersteGenerationder
Zuwanderer undbessereMöglich-
keiten zumErwerb vonhöheren
Abschlüssen auf demzweiten
Bildungsweg. 2010waren 62000
Männer und knapp 190000 Frauen
mitMigrationshintergrundhoch
qualifiziert, aber nicht erwerbs-
tätig. Beimittlerer Bildungwaren
es 178471Männer und 435 674
Frauen.Würden sie sich am
Arbeitsmarkt so verhaltenwie

Großbritannien, Schweden, die
NiederlandeundÖsterreich sind
deshalb vonder gemeinsamen
Einkommensbesteuerung vonPaa-
ren zur Individualbesteuerung
übergegangen. EineErwerbstätig-
keitwürde für Frauendurch einen
Übergang vomEhegattensplitting
zur Individualbesteuerung attrakti-
verwerden.Die individuelle Be-
steuerungmindert auchdenKnick
imHaushaltseinkommen,wenn
dieHinzuverdienerin dieMinijob-
grenzeüberschreitet, da ihrGrenz-
steuersatz geringerwird.
Wenn sich verheiratete Frauen

amArbeitsmarkt infolge der Re-
formgenauso verhaltenwie unver-
heiratetmit einemPartner Zusam-
menlebende, ergibt dies ein zu-
sätzlichesArbeitskräftepotenzial
vonmehr als 580 000 Frauen.Da
sie sich jedoch inBezug auf Bil-
dung, Altersstruktur ihrer Kinder
undder Freizeitpräferenz unter-
scheiden, ist realistischnurmit ei-
nemzusätzlichenArbeitsangebot
von 250 000 Frauen zu rechnen.

4. MIGRANTEN
Die 11,7MillionenMenschenmit
Migrationshintergrundweisen ge-
genüber der übrigendeutschen
Bevölkerung eine geringere Er-
werbstätigenquote undhöhere Er-
werbslosigkeit auf.Dies gilt für bei-
deGeschlechter; gibt es imHaus-
halt aberKinder unter 18 Jahren,
bleibenbesonders die Frauenhäu-
fig demArbeitsmarkt fern.Die Er-
werbsquote derweiblichenZu-

11,7
Millionen
Menschen
mit Migrations-
hintergrund
leben in
Deutschland.
Ihre Erwerbs-
tätigenquote
ist geringer als
beim Rest der
Bevölkerung

Der Reiz der Ehe

Quelle: HWWI
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die entsprechendeGruppeder
übrigenBevölkerung, ließen sich
115000Männer zusätzlich aktivie-
ren. (Das zusätzlicheBeschäfti-
gungspotenzial der Frauen ist be-
reits imZusammenhangmit der
KinderbetreuungunddemEhe-
gattensplitting erfasst.)

5. AKADEMIKER
InDeutschland lag 2010die Er-
werbsquote vonAkademikerinnen
imAlter bis zu 74 Jahrenbei 77,5
Prozent, bei Akademikernwaren es
78,9 Prozent. Jede(r) Fünftewar al-
soweder auf der Suchenach einem
Jobnoch kurzfristig für denAr-
beitsmarkt verfügbar. ImEU-
Schnitt liegt die Erwerbsquote für
Akademiker dagegenbei 84,7 Pro-
zent und fürAkademikerinnenbei
80,4 Prozent.Höher ist sie in Län-
dernmit Studiengebührenwie in
HollandundGroßbritannien.
Offenbar besteht ein Zusam-

menhang zwischenden Studien-
gebühren unddenErwerbsanrei-
zen vonAkademikern. Untersu-
chungen zeigen, dass die private
Rendite eines Studiums in Län-
dernmit Studiengebühren eher
höher ist als in Ländern ohne sol-
che. Es ist deshalb nicht nur effi-
zienter, sondern auch sozial ge-
rechter, denNutzer der Bildungs-
leistungen statt den Steuerzahler
zur Finanzierung vonHochschu-
len heranzuziehenund Studienge-
bühren einzuführen.
ZurChancengleichheit sollten sie

durch eine Studienförderung flan-
kiertwerden sollte. Kinder ärmerer
Elternwerdendannnicht benach-
teiligt, da die Zugangschancen zur
Hochschule stärker vomUmfang
derUnterstützung als durchdieGe-
bührenbeeinflusstwerden.
Vor demHintergrundder höhe-

renErwerbsquoten in europäi-
schenVergleichsländern scheint es
möglich, dass 100 000Akademiker
zusätzlich durchdie Einführung
vonStudiengebührenmotiviert
werden könnten, demArbeits-
markt zurVerfügung zu stehen.
(DieAkademikerinnenwerden
hier ebenfalls ausgeklammert, um
Überschneidungenmit den zuvor
thematisierten Frauengruppen zu
vermeiden.)

6. AM ARBEITSMARKT
INAKTIVE JUNGE
2011haben 49 560 Schüler das
SchulsystemohneAbschluss ver-
lassen, das sind 6,2 Prozent der
gleichaltrigenBevölkerung.Der
Anteil junger Frauenohne Schul-
abschluss istmit 39,7 Prozent deut-
lich geringer als bei den jungen
Männern. Ein Schulabschluss ist
einewesentlicheVoraussetzung
für eine Lehrstelle.DemGroßteil
der Schulabgänger ohneAbschluss
gelingt der Einstieg in das duale
Ausbildungssystem jedochnicht,
mit negativenFolgen für dieweite-
re Erwerbskarriere.
Entscheidend für das Scheitern

in der Schule ist die sozialeHer-
kunft. VerfügenwederMutter noch
Vater über einenHauptschulab-
schluss undhabendieKinder ei-
nenMigrationshintergrund, steigt
dasRisiko, selbst keinenHaupt-
schulabschluss zu erreichen. Auf
demArbeitsmarkt habendiese jun-
genMenschen schlechteChancen.
DasArbeitsplatzangebot für gering
Qualifizierte ist rückläufig.
Um ihnendieChance auf eine

Erwerbstätigkeit zu eröffnen, brau-
chen jungeMütter Kinderbetreu-
ungsmöglichkeitenund flexible
Unterrichtszeiten.Wichtig sind zu-
demAngebote, frühzeitigDeutsch
zu lernen. Zusätzlich sollte dieWei-
terbildung für geringQualifizierte
in denUnternehmenausgebaut
werden, um ihreBeschäftigungsfä-
higkeit zu verbessern.
2010 gehörten 207 000 Frauen

und150 000Männer imAlter von
20bis 24 Jahren zuden sogenann-

tenNichterwerbspersonen. Bei ei-
ner besserenBerufsqualifizierung
dürfte das Erwerbspersonenpoten-
zial dieser Altersgruppeummin-
destens 88000 steigen – konserva-
tiv geschätzt: DieBundesagentur
für Arbeit sieht hier ein Potenzial
bis zu 300 000Personen.

7. LANGZEITERWERBSLOSE
DieZahl derErwerbslosen in
Deutschlandhat sich seit 2005
von4,7 auf 2,6Millionen fast hal-
biert. Parallel dazu fiel auchdieZahl
Langzeiterwerbslosen, die schon
seitmehr als zwölfMonatennicht
beschäftigtwaren. IhrAnteil anden
Erwerbspersonen sank von sechs
Prozent auf unter drei Prozent. Ins-
gesamt zählten2011 rund1,2Mil-
lionenMenschendazu.
UmdasArbeitskräftepotenzial

vonLangzeiterwerbslosen zu er-
schließen, gilt es, Grundqualifikati-
on aufzubauen, zu fördernund
durch klare Standards zu kommu-
nizieren. Besonders in denGe-
sundheits- undPflegeberufenbe-
stehendazuMöglichkeiten.
2011 ist die Zahl der Langzeit-

erwerbslosen um257000 Perso-
nen zurückgegangen. Gehtman
davon aus, dass die 25 Prozent der
unter 50-jährigen Langzeiter-
werbslosen, die eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung besitzen,
prinzipiell für eine Beschäftigung
geeignet sind, ergibt sich ein
Arbeitskräftepotenzial von fast
300000 Personen.

FAZIT
In der deutschenErwerbsbevölke-
rung liegt ein erheblichesArbeits-
kräftepotenzial brach, das durch
denAbbau vonBeschäftigungs-
hemmnissen aktivierbar ist. Selbst
bei konservativer Abschätzung
sinddas rund 2,25MillionenMen-
schen.Die größtenErfolge sindbei
MütternundÄlteren zu erzielen:
Allein die beidenGruppenmachen
etwa 1,5Millionen, zweiDrittel,
des gesamtenPotenzials aus. ■

6,2 %
der Schüler in
Deutschland
haben 2011
das Schul-
system ohne
Abschluss
verlassen –
das sind
49560
Schülerinnen
und Schüler

Mehr als zwei Millionen

Quelle: HWWI
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Basis des Beitrags ist die Studie im Auftrag der
INSM „Ungenutzte Arbeitskräftepotenziale in
Deutschland“ von Christina Boll, Alexandra

Kloss, Johannes Puckelwald, Christina B.Wilke,
Anne-Kathrin Will vom Hamburgischen Welt-

WirtschaftsInstitut. Redaktion: Klaus Methfessel
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DieWelt kann verändert werden, Zukunft ist
kein Schicksal“, hat der österreichische
Schriftsteller und Zukunftsforscher Robert

Jungk einmal gesagt. Wer unser gesellschaftliches
Leben in diesem Sinne als gestaltbar ansieht, wer
daran glaubt, dass wir Schlechtes zumGuten, Gu-
tes zumBesserenwendenkönnen, der ist inZeiten
wie diesenbesonders gefordert.
DennderReformeifer ist gering.DenDeutschen

geht es relativ gut. Die Arbeitslosigkeit ist in den
vergangenen Jahren kontinuierlich gesunken, die
europäischeWirtschaftskrise geht anDeutschland
noch immer relativ spurlos vorüber. Wo aber die
Notwendigkeit für Veränderungen kaum sichtbar
ist, da fehlt der Politik der Mut. Weil Veränderung
Widerstände schafft.
Dochnichtsmussbleiben,wie es ist.Wolkenam

Horizont sind schon lange zu sehen. Bis 2050 wer-
den im statistischenDurchschnitt jährlich 500000
Menschen weniger potenziell dem Arbeitsmarkt
inDeutschland zurVerfügung stehen.
Arbeit aber ist die Grundlage unseres Wohl-

stands. Wollen wir diesen Wohlstand halten oder
steigern, muss zukünftig die geringere Zahl an Er-
werbspersonen stärker in den Arbeitsmarkt inte-
griertwerdenundbereits Beschäftigtemehr arbeiten.Genauer ge-
sagt, darf Arbeitslosigkeit für bestimmte Bevölkerungsgruppen
keinDauerzustand sein, undBeschäftigtemitwenigenWochenar-
beitsstundenmüssendenWunschhaben,mehr zu arbeiten.

KAUM ATTRAKTIVE ANREIZE FÜR MINIJOBBER
Diese Ziele werden aber nur erreicht, wenn wir den Rahmen ver-
bessern, in dem sich Arbeitsbeziehungen heute entfalten – oder
eben nicht. So belegt Deutschland im europäischen Vergleich bei
der Langzeitarbeitslosigkeit nach Ungarn und Rumänien Platz 22.
Schweden und Norwegen übernehmen die Tabellenführung. Zu-
dem ist in Deutschland ein Phänomen zu beobachten, das es in
wirtschaftlich ähnlich entwickelten Ländern kaum gibt: Ein rele-
vanterTeil der erwerbstätigenBevölkerungarbeitet nurwenig. Ein
Achtel aller Erwerbstätigengehthierzulandeausschließlich einem
sogenanntenMinijob nach – eine Beschäftigungsform, die außer-
halb vonDeutschlandpraktischunbekannt ist.
Es liegt die Vermutung nahe, dass es nicht an einer überpropor-

tionalen Präferenz der Deutschen für Freizeit liegt, dass ein rele-
vanter Teil derDeutschen nurwenige Stunden dieWoche arbeitet
oder knappdieHälfte derArbeitslosen länger als ein Jahr erwerbs-
los bleibt. Es liegt vielmehr am staatlichen Konstrukt derMinijobs
und der Hartz-IV-Regeln, die es unattraktiv machen, mehr zu ar-
beitenoderüberhaupt zuarbeiten.Waswir dringendbrauchen, ist
eine Verbesserung dieser Regeln. Darin liegt nicht nur ein großes

Beschäftigungs- und Wachstumspotenzial, son-
dern auch eine Teillösung für das demografische
Problemunddie Langzeitarbeitslosigkeit.
Bevorwir zu den notwendigenReformvorschlä-

gen kommen, zunächst die Analyse: Derzeit han-
delt es sich bei jedem fünften Arbeitsverhältnis in
Deutschland um einenMinijob. Jeder dritteMini-
job wird jedoch nur im Nebenerwerb ausgeführt.
Zwei Drittel der geringfügigen Beschäftigungen
werden von Frauen besetzt. Während knapp 60
Prozent der Minijobs keinen beruflichen Ausbil-
dungsabschluss erfordern, besitzen drei Viertel
der Minijobber eine abgeschlossene Ausbildung
oder eine höhere Bildung. Das Absurde: Jeder
kann unabhängig von seiner Qualifikation, sei-
nem Geschlecht und seinem Alter einen Minijob
aufnehmen. Dabei sind die eigentlichen Adressa-
ten gering Qualifizierte und Arbeitslosengeld-II-
Bezieher (ALG-II-Bezieher).

GEBURT DER GERINGFÜGIGKEITSGRENZE
Ein kurzer Blick zurück: 2003 kam es im Zuge der
Hartz-Reformen zu einer Neuausrichtung der ge-
ringfügigen Beschäftigung. Die Geringfügigkeits-
grenze wurde auf einen Monatsbruttolohn von

400 Euro angehoben, die zusätzliche Bedingung einer Arbeitszeit
von weniger als 15 Stunden pro Woche abgeschafft. Beschäfti-
gungsverhältnisse innerhalb dieses Einkommensbereichs nennt
man seitdemMinijobs. Sie sind für die Arbeitnehmer steuer- und
sozialabgabenfrei und können neben einer sozialversicherungs-
pflichtigen Hauptbeschäftigung aufgenommen werden. Nur der
Arbeitgeber tätigt pauschale Beiträge an die Rentenversicherung
in Höhe von zwölf Prozent und an die gesetzliche Krankenversi-
cherung in Höhe von elf Prozent. Zudem muss dieser eine pau-
schale Lohnsteuer von zwei Prozent abführen.Mit einer weiteren
Anpassung 2006 wurden der Beitrag zur Rentenversicherung auf
15 Prozent und der Beitrag zur Krankenversicherung auf 13 Pro-
zent erhöht.Die pauschale Lohnsteuer blieb unverändert.
Somit summiert sich die Belastung des Arbeitgebers aus einem

Minijob derzeit auf 30 Prozent, wenn man von den marginalen
Umlagenbei Krankheit, Schwangerschaft und Insolvenz absieht.
Zur Verringerung der Abgabenfalle wurde außerdem eineGleit-

zone für Bruttomonatseinkommen zwischen 400 und 800 Euro
eingerichtet. Beschäftigungsverhältnisse innerhalb dieses Ein-
kommensintervalls heißen Midijobs. Bei mehreren Beschäfti-
gungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maß-
gebend.Die vomArbeitgeber zu entrichtendenBeiträge andie So-
zialversicherungen verhalten sich wie bei normalen Beschäfti-
gungsverhältnissen und bleiben über die gesamte Gleitzone kon-
stant. Somit ergibt sich eineGesamtbelastung für denArbeitgeber

Reform derMini- undMidijobs
Ein relevanter Teil der Deutschen arbeitet nur wenige Stunden die Woche, knapp die Hälfte der

Arbeitslosen bleibt länger als ein Jahr erwerbslos. Das liegt vor allem am Konstrukt der Minijobs und
Hartz-IV-Regeln. Was verändert werden muss, erklären Norbert Berthold undMustafa Coban.

Norbert Berthold ist Profes-
sor für Volkswirtschaftslehre
an der Julius-Maximilians-
Universität Würzburg sowie
Mitglied des Wissenschaftli-
chen Beirats beim Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft. Mus-
tafa Coban ist wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Lehrstuhl
von Professor Berthold.
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in Höhe von 19,58 Prozent. Ab 2013wurden die Grenzen fürMini-
jobs auf 450Euround fürMidijobs auf 850Euro angehoben.
Die Attraktivität der Minijobs liegt darin, dass der Bruttolohn

demNettoverdienst entspricht.Hierdurch sindErwerbslosebereit,
auch zu niedrigeren Löhnen eine geringfügige Beschäftigung auf-
zunehmen, und Unternehmen können auf der Ebene der Brutto-
stundenlöhne Arbeitskosten einsparen. Aufgrund der geringeren
Entlohnung beschränkt sich ein Großteil der geringfügigen Be-
schäftigung auf einfacheTätigkeiten.
Gelingt durchMini- undMidijob-RegelungenderEinstieg inAr-

beit? Wie sehen die Chancen aus, einenMini- oder Midijob nach
oben (mehr Einkommen) zu verlassen. Geht ein Dachdecker ne-
ben seinemnormalen Arbeitsverhältnis einemMinijob nach, hilft
das gering qualifizierten ALG-II-Beziehern wenig. Er kann ihnen
sogar schaden, wenn nämlich ein per Nebenerwerb subventio-
nierter Dachdecker dem Jobeinsteiger die Arbeitsmöglichkeit
wegschnappt. Unabhängig von der Neben-
erwerbsfrage ist ein Minijob wegen der An-
rechnung auf Lohnersatzleistungen kaum
geeignet, gering Qualifizierte in Beschäfti-
gung zu bringen. Denn ein gering qualifi-
zierter Arbeitslosengeld-II-Bezieher wird es
sich sehr gut überlegen, ob er einenMinijob
von 450 Euro annimmt, wenn er davon 280
Euro andenStaat abgebenmuss.
Wie bizarr die Regeln sind, zeigt ein zweites Beispiel: Nimmt ei-

ne Person einenMinijob bis 450 Euro an, erhält sie „brutto gleich
netto“. Entscheidet sie sich jedoch für einen Midijob über bei-
spielsweise 500 Euro (und arbeitet dafür länger), erhält sie netto
nur noch 436Euro.Das ist eine klassischeAbgabenfalle. Es spricht
vieles dafür, die Mini- undMidijobs neu auszurichten. Dazu sind
allerdings drei grundlegendeReformennotwendig.

JOBCHANCEN FÜR GERING QUALIFIZIERTE ERHÖHEN
Als Erstes sollte die Steuer- und Abgabenfreiheit imNebenerwerb
abgeschafft werden. Schließlich geht es darumdie Beschäftigungs-
chancen der gering Qualifizierten und ALG-II-Bezieher zu verbes-
sern. Minijobber im Nebenerwerb befinden sich bereits über ihre
Hauptbeschäftigung auf demArbeitsmarkt. Ihre Förderung erhöht
nicht die Erwerbstätigenquote, sondern schafft nur günstige Kon-
ditionen zurAufbesserung ihresHaushaltseinkommens.
Zweitens müssen höhere Brutto- auch zu höheren Nettoein-

kommen führen. Es sind zwei Strategienmit unterschiedlichen fis-
kalischen Belastungen denkbar. In der ersten Variante wird eine
Gleitzone für Monatseinkommen bis 1000 Euro eingerichtet. In
diesemEinkommensbereich steigt derArbeitnehmersatz zur Sozi-
alversicherung linear an und erreicht bei der Gleitzonengrenze
den Prozentsatz aus einer regulären Beschäftigung. Auch der Bei-
tragssatz der Arbeitgeber wird neu geregelt. Für Beschäftigungs-
verhältnisse bis 200 Euro soll der Arbeitgeber anstatt derzeit 30

Prozent nur noch 25 Prozent abführen. Ab einemMonatseinkom-
men von 200 Euro wird demnach der allgemeine Arbeitgebersatz
zur Sozialversicherung in Höhe von 19,28 Prozent wirksam. Diese
Senkung soll denArbeitgebernweiterhin ermöglichen, in Stoßzei-
tenKleinbeschäftigungsverhältnisse (Beschäftigungen bis 200 Eu-
ro) anzubieten. Dennoch darf die neue Pauschale den allgemei-
nen Arbeitgebersatz nicht unterschreiten, damit Beschäftigungen
mit geringen Bruttomonatseinkommen und geringen Arbeits-
stunden unattraktiv bleiben. Kleinbeschäftigungsverhältnisse sol-
len sich auf kurzfristige Tätigkeitenbegrenzen.

VOM SELBST VERDIENTEN MEHR EINBEHALTEN
Die zweiteMöglichkeit ist eine Einkommenssubvention nach bri-
tischem Vorbild. Hier gilt für alle Arbeitnehmer unabhängig von
der Einkommenshöhe der allgemeine Sozialversicherungssatz.
Einkommensbezieher mit Kindern (ohne Kinder) erhalten bis zu

einer Einkommenshöhe von 1500 Euro
(1200 Euro) eine Steuergutschrift, die bis zu
28 Prozent des Bruttoeinkommens betragen
kann. Drittens müssen die Hartz-IV-Rege-
lungen angepasst werden. Neben niedrige-
ren Bedarfsleistungen sind geringere Ent-
zugsraten auf Hinzuverdienste der ALG-II-
Bezieher nötig. Das bedeutet: Vom selbst
Verdienten darf mehr behalten werden. Das

erhöht die Bereitschaft der ALG-II-Bezieher, einen Job imNiedrig-
lohnsektor ohne stärkere Einkommenseinbußen anzunehmen.
Zudemdürfen die Entzugsraten künftig nichtmit demMehrver-

dienst steigen, sondernmüssenabnehmen.Währendheutedie ef-
fektiven Entzugsratenmit jedemweiteren Euro zunehmen, muss
künftig dasGegenteil der Fall sein.
Unser Vorschlag: Eine volle Anrechnung bis zu einem Einkom-

men von 200 Euro, damit ALG-II-Bezieher keinen Kleinbeschäfti-
gungen nachgehen, die weder die Belastung des Steuersystems
merklich reduzieren noch dem Leistungsberechtigten eine Chan-
ce zueiner langfristigen Integration indenArbeitsmarkt bieten.Ab
einem Einkommen von 200 Euro soll die Entzugsrate mit jedem
hinzuverdienten Euro sinken. Übersteigt das Einkommen 1000
Euro, nehmen die effektiven Transferentzugsraten zu, da für Be-
schäftigungsverhältnisse oberhalb dieser Grenze eine langfristige
Integration in das Erwerbslebenwahrscheinlicherwird.
Eine solche Reform ist ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-

tung. Die Arbeitslosigkeit unter gering Qualifizierten würde sin-
ken, die Beschäftigung von ALG-II-Beziehern steigen. Das ist in
Zeiten einer rückläufigenNachfragenach einfacherArbeitwichtig
und verhindert, dass einfache Arbeit massenhaft arbeitslos wird
und verringert die Gefahr steigender Armut. Es gilt: Sozial gerecht
ist,wasArbeit schafft. Ein gesetzlicherMindestlohnerstickt dieRe-
form derMini- undMidijobs imKeim. Er vernichtet Arbeitsplätze
für einfacheArbeit. Das istweder effizient noch gerecht. ■

»Ein gesetzlicher
Mindestlohn vernich-
tet Arbeitsplätze
für einfache Arbeit«
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Wie
hast du’s
mit der
Schule?

Emanuel, 13, Schüler in
Dortmund.Die Schule ist in
Ordnung.Es wäre gut, wenn es
noch ein paar kreative Fächer
gebenwürde.Theater zum
Beispiel. In der Rockband der
Schule spiele ich Cello.Wir
treten auch auf.MeinMusik-
lehrer hatmichmotiviert, nun
auch zu singen.Er hat einen
Sponsor gefunden, dermir
jetzt einenGesangslehrer fi-
nanziert.Das ist schon klasse.
Abitur will ich auf jeden Fall
machen.So halte ichmir für
später alle Türen offen.Vorher
möchte ich noch über einen
Schüleraustausch ins Ausland
– am liebsten nach Schweden
oder Australien.
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Bildung

»Abitur will
ich auf jeden
Fall machen.
So halte ich
mir alle Türen
offen«

Was sollte der Staat tun, um Chancen-
gerechtigkeit zu fördern?

Dafür sorgen, dass Schüler in der Schule besser auf
das Berufsleben vorbereitet werden

70%

48%

47%

44%

29%

27%

18%

Kostenlose Betreuungsmöglichkeiten für alle Kinder
unter drei Jahren zur Verfügung stellen

42%

Dafür sorgen, dass ältere Arbeitnehmer länger
im Beruf bleiben können

Kindergartenbesuch für alle Kinder pflichtig machen

Den Übergang auf eine höhere Schule erleichtern

54%
Die Studiengebühren abschaffen

71%
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern

Das mehrgliedrige Schulsystem abschaffen

52%
Für ausreichend Studienplätze in Deutschland sorgen

56%
Kinder schon im Vorschulalter besser fördern

Ausländer bzw. Migranten besser fördern

Eine Frauenquote für Spitzenpositionen einführen

Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung
ab 16 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv

Frage:Wie gut ist in unserer Gesellschaft
Chancengerechtigkeit im Bildungsbereich
verwirklicht?

%
51

40
5Unentschieden

4Gar nicht gut

(Sehr) gut

Weniger gut
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»In der Schule
werde ich gemobbt.
Ich gehe trotzdem
gerne hin«

Hannah, 10, Schülerin in Düsseldorf.Als es darum ging,
auf welches Gymnasium ich gehen soll, kam von meinen
Mitschülern viel Druck.Das war blöd.Lernen finde ich
aber gut. Ich bin halt ziemlich neugierig.Angst vor
den Lehrern habe ich nicht. Ich trau mich schon, meine
Meinung zu sagen.Später will ich mal Drehbuchautorin
werden.Oder Kamerafrau.Am wichtigsten ist mir meine
Familie.Nur mit meinem Bruder streite ich viel.Das nervt.
Aber ohne ihn wäre es auch ziemlich langweilig.

Noah, 10, Schüler in Köln.Wegen
meiner Hautfarbe werde ich in
der Schule oft gemobbt.Die be-
schimpften mich und sagen, mein
Vater kommt aus Afrika. Ich wehre
mich natürlich und trete die. Jeden
Tag geht das so. Ich bin deswegen
auch in Therapie.Dabei müssten
die anderen doch eigentlich mal
behandelt werden.Trotzdem gehe
ich gerne in die Schule.Mein
Lieblingsfach ist Mathe.Und ich
spiele dort Basketball und Fußball.
Meine Mutter ist Hamburgerin,
meinen Vater sehe ich selten.Aber
der sollte denen in der Schule mal
erklären, wo er wirklich herkommt:
von den Antillen!
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»Lernen finde ich gut.
Blöd ist es, wenn man nur
auf Leistung schaut«

Redaktion: martin.roos@wiwo.de
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Bildung Chancengleichheit

O
b die Fahrt nach oben oder
nach unten ging, ist leider
nicht überliefert. Eswar 1995,
nach einer Zusammenkunft
europäischer Bildungsminis-

ter, als der Bildungsforscher Andreas
Schleicher, damals Referent bei der
OECD, imAufzugmit einemKollegendis-
kutierte. Über die Nutzlosigkeit solcher
Zusammenkünfte im Allgemeinen und
dieser im Besonderen. Darüber, dass all
dieZusammenarbeit umsonst sei, so lang
man gar nicht vergleichen könne, wovon
mandarede. SchleichersKollege sagte, er
könne das ja mal ausarbeiten, mit dem
Vergleich. Schleicher setzte sichdaran, es
folgte einegroße Idee,manche sageneine
revolutionäre: Pisa. Heute ist Schleicher
Chef der Bildungsabteilung bei der
OECD, aus dem Traum, Bildung interna-
tional vergleichen zu können, sind eine
ganzeReihe vonTestsmit Tausenden von
Teilnehmerngeworden.
Vor allem aber wird seit der ersten Stu-

die im Jahr 2000 nicht nur in Deutsch-FO
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Fuß in
derTür
Im deutschen Bildungssystem
hat sich in den vergangenen Jahren einiges
getan. Bloß am größtenMissstand hat
sich kaum etwas geändert: der
mangelnden Chancengerechtigkeit.

Tatort Schulklasse Noch wirkt alles fein und fair – wie in
der Hamburger Katharinenschule. Kinder von Akademikern
landen an der Uni, Arbeiterkinder eher nicht
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landanders überBildungdiskutiert. Aus
einer politischen ist eine nutzenorientierte
Debatte geworden: Wie muss Bildung or-
ganisiert werden, damit sie am meisten
bringt?
Aus Sicht von Ökonomen geht es dabei

vor allem um eine Sache: Chancengerech-
tigkeit. Damit Kapitalismus funktioniert
und Fortschritt entsteht, soll der Bildungs-
erfolg eines Kindes möglichst unabhängig
vomEinfluss der Eltern sein.

ZIEMLICH SCHLECHTES ZEUGNIS
Genau bei diesem Aspekt stellten die
Pisa-Studien Deutschland von Anfang an
ein schlechtes Zeugnis aus. Stärker als in
den meisten anderen Industrieländern
hängt schulischer Erfolg hierzulande vom
Elternhaus ab.Mit großerWahrscheinlich-
keit landet dasKind vonAkademikernwie-
der an der Universität, das Arbeiterkind
eher nicht.
So ging bei der Pisa-Studie 2009 ein Un-

terschied auf dem Teilindex für sozialen
Status voneinemPunkt im internationalen
Schnitt mit einem Unterschied bei der
Lesekompetenz von 38 Punkten einher.
In Deutschland betrug dieser Unterschied
44Punkte.
Insgesamt zeigte sich, dass Akademiker-

kinder imDurchschnitt eine um 75 Punkte
höhere Lesekompetenz aufwiesen als Ar-
beiterkinder. Das war zwar deutlich weni-
ger als in der ersten Pisa-Studie 2001 (108
Punkte), aber immer noch ein deutlicher
Unterschied.
Dieser Unterschied spiegelt sich in den

Arbeitsmarktchancen der verschiedenen
Gruppen wider. Allein seit der Jahrtau-
sendwende hat sich die Zahl sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigter Akademi-
ker um 34 Prozent auf rund drei Millionen
erhöht. Zugleichwar die Zahl von Beschäf-
tigtenohneBerufsabschlussum24Prozent
rückläufig. Entsprechend deutlich unter-
scheidet sichdas Einkommen.
Wer inDeutschlandeinenHochschulab-

schluss aufweisen kann, erzielt im Durch-
schnitt einum68ProzenthöheresEinkom-
men als ein Arbeitnehmer mit Abitur, im
Vergleich zu Hauptschulabsolventen liegt
das Einkommen sogar um 98 Prozent hö-
her. So groß wie in Deutschland sind die
Spreizungen nur in wenigen anderen Län-
dernderOECD.
Der grundsätzliche Nutzen eines chan-

cengerechten Bildungssystems ergibt sich
dabei aus einer einfachen Logik: Ein
marktwirtschaftliches System wird nur
dann nicht zur erdrückenden Oligarchie,

wenn mit jeder Generation die Wohl-
standsverteilung neu verhandelt wird. Nur
wo jeder alles werden kann, setzt sich zum
einen der effizienteste Wettbewerber
durch. Zum anderen erhält das System
auch nur so seine Legitimität. WennChan-
cen vererbt werden, wird die vermeintlich
freieMarktwirtschaft zur schalen Rechtfer-
tigung für die Zementierung einerKlassen-
gesellschaft.

UTOPIE DER CHANCENGLEICHHEIT
Doch so einleuchtend die generelle Not-
wendigkeit von Chancengerechtigkeit in
derMarktwirtschaft ist, so umstritten ist im
Detail, wie weit sie gehen soll undmit wel-
chen Mitteln sie umzusetzen ist. Denn
wenn man Chancengerechtigkeit zu Ende
denkt, wird offensichtlich, dass sie in Kon-
flikt zu den Freiheitsrechten der Eltern ge-

ratenkann. Sohabendie erstenLebensjah-
re den größten Einfluss auf die Entwick-
lung der Persönlichkeit eines Kindes. Wer
hundertprozentige Chancengerechtigkeit
will, müsste daraus in letzter Konsequenz
den Schluss ziehen, Kindermöglichst früh
von den Eltern zu trennen, am besten
schon unmittelbar nach der Geburt. Rech-
netmanhinzu, dassTeile der angeborenen
Persönlichkeitsmerkmale vom Verhalten
derMutter in der Schwangerschaft abhän-
gen, ginge die vollständige Chancenge-
rechtigkeit sogar noch einen Schritt weiter:
Schwangerschaften müssten gemeldet
werden, die Mutter käme in eine betreute
Wohneinrichtung. Kein Alkohol, keine
Kippen, gleiches Essen für alle.
So abstrus es klingt, das Gedankenspiel

zeigt deutlich: Vollkommene Chancen-
gleichheit kannkeiner ernsthaftwollen, sie
wäre kaum zu realisieren, denn dann wür-
de der Anreiz fehlen, überhaupt Kinder in
dieWelt zu setzen.
Diese Einsicht entlastet den Begriff

Chancengerechtigkeit von seinem schwü-
len Pathos. Denn Chancengerechtigkeit
wird nicht im luftleeren Raum realisiert,
sondern bringt eine Vielzahl von Konflik-
ten mit anderen Zielen mit sich. Das be-

Spiel der Erfolgreichen Die Mittelstufe auf der Privatschule Schloss Salem spielt Hockey.
Und egal, welches Team verliert – alle, die hier mitspielen, gehören zu den Gewinnern
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Stärker als in anderen
Ländern hängt
schulischer Erfolg bei
uns vom Elternhaus ab
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ginnt schonbei harmloserenAspekten von
Bildungwie demNachhilfeunterricht oder
Auslandsaufenthalten. Da diese nur begü-
terte Familien bezahlen können, entsteht
eine Ungleichheit in den Lernvorausset-
zungenderKinder. Aber sollten siedeshalb
verbotenwerden?
Denn natürlich kann man es dem Bil-

dungsbürgertum nicht vorwerfen, dass es
kulturelles Kapital an denNachwuchs wei-
tergebenwill. Ohne dieses Interessewären
zwar vielleicht die Chancen gleicher ver-
teilt, insgesamt würde aber das gesell-
schaftlicheHumankapital darunter leiden.

OBJEKTIVER IDEALZUSTAND
In der Praxis ist die Absolutheit, mit
dem „Chancengerechtigkeit“ als politi-
sches Ziel von den Politikern fast aller
Couleur benannt wird, somit vor allem ein
großes Märchen: Der Begriff vermittelt
die Existenz eines objektivierbaren Ideal-
zustandes, den es in Wahrheit so gar nicht
geben kann.
Im Kern ist Chancengerechtigkeit eine

zutiefst politische Frage: Wie weit können
und wollen wir in die Freiheit der Eltern
eingreifen, um den Kindern gleiche Chan-
cen zu bieten? Um sich nicht schon am

Entsprechend gering ist denn auch im
Vergleich mit den angelsächsischen Bil-
dungssystemen nach wie vor die Anzahl
privater Schulen. Auchdie privat finanzier-
ten Universitäten haben es hierzulande in
knapp drei Jahrzehnten nicht geschafft, zu
den besten staatlichen Universitäten auf-
zuschließen.

VIELE BILDUNGSAUSSTEIGER
Die Probleme in Sachen Chancengerech-
tigkeit sind in Deutschland eher mit einer
Abgrenzung nach unten verbunden. In
den Bundesländern, die noch Hauptschu-
len haben, produzieren sie einen hohen
Anteil anBildungsaussteigern.
Vergleicht man die verschiedenen Bil-

dungsinstanzen nach ihrem Einfluss auf
die Chancengerechtigkeit, so fällt der Ar-
beitsmarkt zunächst eher positiv auf. So
lassen sich zwischen den Karriereverläu-
fen von Universitätsabsolventen kaum
noch strukturelle Unterschiede feststellen,
die mit der sozialen Herkunft zusammen-
hängen. Jüngst zeigte eineVergleichsstudie
der Karriereverläufe von Uni-Absolventen,
dass sich deren beruflicher Status und Ein-
kommen unabhängig von Einkommen
und Schichtzugehörigkeit der Eltern ent-
wickeln.
Stattdessen spielten das Studienfach

und das Engagement neben der Universi-
tät eine entscheidendeRolle.
Die Studie zweier Forscher von denUni-

versitäten Köln undMannheim brachte je-
doch neben dieser generell positiven Er-
kenntnis einebedenklicheAusnahmezum
Vorschein: Juristen. In dieser Gruppe zeig-
te sich, dass Absolventen aus vermögen-
demElternhaus fünf Jahre nach Abschluss
imMittel deutlichmehr verdienten als ihre
Kommilitonen aus Arbeiterfamilien. Der
Grund dürfte darin liegen, dass sich bei Ju-
risten, anders als in vielen anderen Berufs-
gruppen, Renommee und Kundenstamm
einfach vererben lassen.Wenn die Kanzlei
der Eltern sich einen guten Ruf erworben
hat, dann werden die Kunden ihr weiter
vertrauen, egal, ob der Junior nun ein bes-
serer oder schlechterer Jurist ist.

DIE ROLLE DER SOZIALEN CODES
Diese Ausnahme weist auf eine generelle
Problematik hin, welche die Chancenver-
teilung in Deutschland subtil an vielerlei
Stellen beeinflusst. Anders als in angel-
sächsischen Ländern spielen hierzulande
sozialeCodes eine großeRolle, umdenBil-
dungsstand einer Person zu klassifizieren.
Das zeigt sichanKleinigkeiten.Während

Zeichen setzen Ob Berlin oder Hückeswagen – in Deutschland ist es in keiner gesellschaft-
lichen Gruppe ein Stigma, seine Kinder auf staatliche oder kirchliche Schulen zu schicken

Auch das Studienfach
und das Engagement
neben der Universität
spielen eine Rolle

Ausgangspunkt in ideologischenDebatten
zu verhaken, bietet sich deshalb eine pro-
blemorientierteHerangehensweise an.
Wo liegendieWeichenstellungen, an de-

nen die Ungleichheit der Chancen ihre
schärfsten Auswirkungen hat, und inwie-
weit lassen sich diese verändern, ohne
neueKonflikte heraufzubeschwören?
Zunächst fällt auf, zwischen welchen

Gruppen in Deutschland ungleich verteilt
wird.Anders als in vielenangelsächsischen
Ländern haben die Problememangelnder
sozialer Durchlässigkeit in Deutschland
wenigermit einer in sich abgeschlossenen
Elite zu tun. Ob Mittelschicht oder Upper
Class, in Deutschland ist es, anders als in
den USA oder Großbritannien, in keiner
gesellschaftlichen Gruppe ein Stigma, sei-
neKinder auf staatlicheoder kirchlicheBil-
dungseinrichtungen zu schicken. »
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schneidet die konservative Gruppe am
schlechtesten ab, in Deutschland liegen
die Ergebnisse zwar imMittelfeld, dafür ist
die Streuungbesonders groß.DieUniversi-
tät spielt in Sachen Chancenverteilung vor
allem was den Zugang zum Studium an-
geht eineRolle.
Das System der „Allgemeinen Hoch-

schulreife“ transportiert Bildung als stan-
desbildendes Merkmal, wie es seit dem
19. Jahrhundert fortdauert: Ein Teil der
Bevölkerung ist ohne jede Einschränkung
zugangsberechtigt, ein anderer unter gar
keinenUmständen.
Auch wenn sich diese Funktion in den

letzten Jahren allein dadurch verringert,
dass die Zahl der Abiturienten massiv
steigt, ändert es nichts an der Tatsache,
dass ein dichotomes Denken in Bildungs-
fragen angesichts der komplexen Ausdiffe-

renzierung der Arbeitswelt kaumnoch an-
gebracht ist. Zudem blockiert es Aufstiegs-
chancen zwischen den Klassen, die im
Schnitt zwangsläufig weiter auseinander-
liegen als in einemgestaffelten System.

BEFÜRWORTER VON GEBÜHREN
An der Frage, ob das Studium kostenfrei
sein sollte oder nicht, scheiden sich in Sa-
chen Gerechtigkeit bis heute die Geister.
Ideologisch stehen sich dabei zwei unver-
einbare Argumentationsmuster gegen-
über. Die Befürworter von Gebühren sind
davon überzeugt, dass diese erst eine gute
finanzielle Ausstattung der Hochschulen
möglichmachten, die wiederum zwingen-
de Voraussetzung für ein Bestehen im in-
ternationalen Wettbewerb sei. Zudem sei
die Gebühr zutiefst gerecht: Schließlich
würden Studierende später ja auch im
Schnitt deutlichmehr verdienen als beruf-
lich Ausgebildete, die Kostenbeteiligung
sei daher nur fair.
Die Gegner sehen es umgekehrt: Auch

das beste Stipendiensystem kann aus ihrer
Sicht nichts daran ändern, dass Gebühren
Kinder aus sozial schwachen Elternhäu-
sern vom Studium abhalten. Und wer Ver-
mögende stärker an der Finanzierung von

es in den USA beispielsweise völlig un-
üblich ist, seinen akademischen Titel
(PhD) überhaupt auf der Visitenkarten zu
vermerken, ist es inDeutschlandGangund
Gäbe, dass der Azubi im Lebenslauf auch
die Berufe seiner Eltern nennt oder die
Gattin des Landarztes beim Bäcker als
„FrauDoktor“ begrüßtwird.

MESSER-UND-GABEL-KOMPLEX
Auch bei der Wohnungssuche kann für
jungeMenschen der Beruf der Eltern viele
Türen öffnen, die für andere schon wegen
des Klangs ihres Nachnamens verschlos-
sen bleiben. Die Auswirkungen dieser sub-
tilen Normen setzen sich bis an den Ar-
beitsmarkt fort:Wer imhumanistischenEl-
ternhaus Messer und Gabel richtig zu hal-
ten gelernt hat und weiß, wie die Serviette
auf dem Schoß gefaltet gehört, der wird im
Arbeitslebenviel schneller Erfolghabenals
der fachlich gleich qualifizierte Konkur-
rent, demdiesesWissen fehlt.
Studien zur Ungleichheitsforschung un-

terscheiden bei derUrsachenanalyse dem-
entsprechend in sozialstrukturelle Fakto-
ren und solche, die im Bildungssystem lie-
gen. Während beispielsweise in den USA
die Sozialstruktur relativ ungleich ist, ist
das Bildungssystemeher egalitär.
InDeutschland ist es umgekehrt: Relativ

egalitäre Sozialstrukturen führen im Zu-
sammenspiel mit einem sozial-selektiven
Bildungssystem zu ungleichen Bildungser-
gebnissen. Wissenschaftler bezeichnen
diesen Typ von Ländern, zu dem diemeis-
ten kontinentaleuropäischen Staaten zäh-
len, als „konservative“Wohlfahrtsregime.
Anders als in „liberalen“ Staatenwie den

USA ist die Statussicherung durch den
Staat hier relativ ausgeprägt, imGegensatz
zu den „sozialdemokratischen“ Staaten
Skandinaviens wird jedoch verhältnismä-
ßigwenig Einkommenumverteilt.

BILDUNG ALS SOZIALE SCHRANKE
Dabei trifft die inzwischen fast ein Jahr-
hundert alte Diagnose des großen Soziolo-
genMaxWeber imGroßenundGanzenbis
heute zu: „Unterschiede der Bildung sind
heute zweifellos eineder allerstärkstenwir-
kenden sozialen Schranken. Vor allem in
Deutschland, wo privilegierte Stellungen
nicht nur an eine Qualifikation von Fach-
wissen, sondern außerdem von allgemei-
ner Bildung geknüpft [sind] und das ganze
Schul- und Hochschulsystem in deren
Dienst gestellt ist.“
Vergleicht man die Bildungsergebnisse

dieser Gruppen in den Pisa-Studien,

Weisheiten im Quadrat Chinesische Grundschüler lernen im Buch Di-Zi-Gui „Regeln, um ein
gutes Kind und guter Student zu werden“. In Deutschland haben wir den guten alten Knigge
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Wer weiß, wie die
Serviette auf dem
Schoß gefaltet gehört,
hat schneller Erfolg
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Bildung beteiligen wolle, könne das gerne
über Steuern tun.

In der Praxis hat letztere Position zuletzt
die Überhand gewonnen. Nachdem um
die Jahrtausendwende eine Vielzahl von
Bundesländern das Studium kostenpflich-
tig machte, ist Anfang 2013 nach einem
erfolgreichen Volksentscheid gegen die
Gebühr auch Bayern als letztes verbliebe-
nes Land wieder aus der Regelung aus-
gestiegen.

Geblieben sind von dem Intermezzo zu-
mindest eine ganze Reihe aussagekräftiger
Studien über die Folgen der Gebühr. Dabei

zeigen die Vergleiche zwischen Ländern
mit und ohne Gebühren zum einen, dass
sich die soziale Zusammensetzung der
Studentenschaft nicht fundamental unter-
schiedlich entwickelt hat. Der Punkt geht
an die Befürworter.

ZAHL DER STUDIERENDEN WICHTIG
Doch zugleich zeigen Befragungen von po-
tenziellen Studienanfängern nicht nur,
dass ein bedeutender Anteil die Gebühren
als Grund dafür nennt, gar nicht erst ein
Studium zu beginnen. Innerhalb dieser
Gruppe wiederum ist der Anteil von Kin-
dern aus sozial schwachen Elternhäusern
überproportional hoch. Punkt für die Geg-
ner, die daraus folgern, dass die soziale
Schichtung der Studentenschaft selbst
durch die generelle Bildungsexpansion der
vergangenen Jahre verzerrt ist. Erwidern

die Befürworter: Die Befragungsergebnisse
sind sekundär, entscheidend ist, wie viele
Schüler sich am Ende tatsächlich für ein
Studium entscheiden.

Objektiv lässt sich diese Frage offensicht-
lich kaum entscheiden, als pragmatische
Erkenntnis bietet sich deshalb an: Zumin-
dest gerechter machen Gebühren das Stu-
dium nicht. Wer Bildung verbessern will,
sucht sich deshalb zurzeit schon aus prag-
matischen Gründen andere Felder.

Ein kontroverses Feld in Sachen Chan-
cengerechtigkeit ist auch die viel gepriese-
ne deutsche Berufsschule. Denn trotz ihres
international hervorragenden Rufs weist
diese in Sachen Chancengerechtigkeit ei-
nige Mängel auf.

STARKE BERUFSSCHULE
So zeichnet sich die deutsche Berufsschule
durch einen starken Praxisbezug aus, die
Stellung der Betriebe ist hier stärker als
in allen anderen Ländern. Diese für die
Qualifikation der Absolventen positive Ei-
genschaft hat jedoch unter Gerechtigkeits-
gesichtspunkten zwei Nebenwirkungen.
Zum einen sorgt die starke Rolle der Betrie-
be dafür, dass ihnen auch bei der Kandi-
datenauswahl eine herausgehobene Rolle
zukommt. Verbände wie Wissenschaftler
jedoch bemängeln, dass die Betriebe
sich trotz Fachkräftemangels nach wie
vor viel zu stark an formalen Abschlüssen
orientierten.

Praktisch begabte Schüler mit schwa-
chen schulischen Noten kommen viel zu
selten zum Zug. Vor allem aber sorgt das
hohe Ansehen der betrieblichen Ausbil-
dung dafür, dass die schulischen Ersatz-
qualifikationen als reine „Warteschleifen“
für nicht vermittelbare Kandidaten wahr-
genommen werden.

Wieder sorgt das Bildungssystem für die
Weber’sche Trennung in Oben und Unten.
Gegen die Konkurrenten mit Berufsaus-
bildung haben schulisch qualifizierte
Bewerber auf dem Arbeitsmarkt letztlich
keine Chance.

Trotz des internationalen Hypes um die
deutsche Berufsschule spiegelt sich dieser
Mangel auch in Ergebnissen. So ergab im
vergangenen Jahr eine große Vergleichs-
studie der Berufsschulen in Deutschland
(spezifische Ausbildung, hoher Praxis-
bezug), Dänemark (generalisierte Ausbil-
dung, stark verschult) und Österreich
(Kombination), dass der Königsweg in
der Mitte liegt: Die besten Arbeitsmarkt-
chancen ergaben sich für die beruflich
qualifizierten Bewerber in Österreich.

Mehr als Knäckebrot In finnischen Vaasa freuen sich die Grundschüler über das zurzeit
beste Schulsystem Europas. Deutschland sortiert eher seine Schüler, als dass es sie fördert

Die deutsche Berufs-
schule wird wegen
ihres Praxisbezugs
international gefeiert

Lücke wächst

Quelle: IAB (2011)

Arbeitslosenquoten
nach Bildungsabschluss (in Prozent)

Westdeutschland Deutschland

ohne Berufabschluss

Hochschule/
Fachhochschule

Lehre/Fachschule
insgesamt

80 85 90 95

30

20

10

0
00 05 20091975

»

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



102 Nr. 2 24.6.2013 WirtschaftsWoche

Bildung Chancengleichheit

der Schule, ob beim Wechsel in eine ande-
re Schulart oder in ein anderes Bundes-
land, immer wieder erweist sich diese
Schwelle als große Selektionsmaschine,
die Humankapital verbrennt und Standes-
dünkel herstellt.

So zeigten beispielsweise die Iglu-Studi-
en aus dem Jahr 2006, das bei gleichen
kognitiven Leistungen die Wahrscheinlich-
keit einer Gymnasialempfehlung für Kin-
der aus dem obersten Viertel der sozialen
Verteilung zweieinhalbmal so groß war wie
für Kinder von Facharbeitern und sogar
viermal so hoch wie für Kinder von unge-
lernten Arbeitern.

Ein Ansatzpunkt für Verbesserungen bei
den Übergängen wäre aus Sicht der meis-
ten Experten zum einen eine etwas spätere
Trennung der Schüler, wenn sich die intel-
lektuellen Anlagen deutlicher zeigen, als

das bei der bisherigen Trennung im Alter
von zehn Jahren der Fall ist.

Angesichts dieser Tatsache könnte es
dann auch leichter fallen, die zweite Pro-
blematik am Übergang zu lösen, nämlich
die Frage, wer darüber entscheidet, auf
welchem Schultyp ein Kind landet. Wird
den Eltern dabei völliger Freiraum gelas-
sen, kommt es zu einer Trennung der
Schüler entsprechend ihres sozioökono-
mischen Hintergrunds.

MENTALITÄT DER ELTERN
Akademikereltern korrigieren ihre Kinder
nach oben, weil sie davon überzeugt sind,
dass ihrem Schützling der Intelligenz-
sprung bloß erst noch bevorsteht. Arbeiter-
eltern hingegen halten sich eher an die
Empfehlung der Lehrer oder korrigieren
diese sogar nach unten, weil sie sich einen
Bildungserfolg ihrer Kinder auch aufgrund
der eigenen Erfahrungen nicht vorstellen
können.

Grundsätzlich raten Wissenschaftler
daher zu einer verbindlichen Empfehlung,
die sich angesichts dann offensichtlicher
Entwicklungsunterschiede zu einem späte-
ren Zeitpunkt auch einfacher durchsetzen
ließe.

Das deutsche System hingegen neigt da-
zu, speziell qualifizierte Fachidioten zu
produzieren, die bei einem späteren Job-
wechsel kaum noch eine Chance haben.
Deshalb ist die Jugendarbeitslosigkeit zwar
vergleichsweise niedrig, Langzeitarbeitslo-
sigkeit aber immer noch eines der größten
Probleme im Land. Nicht nur aus Gerech-
tigkeitsaspekten wäre eine Annäherung
der schulischen und praktischen Systeme
an dieser Stelle wohl angebracht.

SCHULE HAT FILTERFUNKTION
Die größte Chancenumverteilung aber fin-
det nach wie vor an der Schule statt. Wäh-
rend die Sechsjährigen noch auf einem
halbwegs vergleichbaren Level ihre Lauf-
bahn beginnen, verlassen sie die Schule
fürs Leben gezeichnet. Während dem gym-
nasialen Abiturienten alle Türen offenste-
hen, ist dem Hauptschüler ein Großteil der
beruflichen Optionen schon verstellt.

So bedeutsam die Auslese an dieser Stel-
le ist, so wichtig wäre es, dass sie nach den
geeigneten Kriterien erfolgt: Jeder nach
seinen Fähigkeiten, jeder nach seinen
Wünschen.

Doch das ist offenbar kaum der Fall: Die
Chance, die allgemeine Hochschulreife zu
erreichen, ist für Schüler aus gebildeten El-
ternhäusern etwa siebenmal höher als für
Schüler aus bildungsfernen Familien.
Bleibt die Frage: Wie viel Wunsch steckt
hinter dieser Verteilung, wie viel Fähigkeit?

Wie in Sachen Studiengebühren ist auch
hier das Feld ideologisch viel zu vermint,
um objektive Schlüsse zu ziehen, ohne vor-
her ein paar Aspekte auszuklammern.
Denn während die eine Seite davon über-
zeugt ist, dass nur ein Mehr an gemeinsa-
mem Lernen – Kampfbegriff „Einheits-
schule“ – die Erfolgschancen der Schüler
gerechter verteilen könne, glaubt die ande-
re Seite fest daran, nur homogene Lern-
gruppen – „Dreigliedrigkeit“ – seien geeig-
net, Talente richtig zu fördern.

Zwar zeigen die vorliegenden Studien
ein leichtes Übergewicht zu ersterer These:
In heterogenen Lerngruppen profitieren
die Schwachen, während sich die Ergeb-
nisse der Talentierten kaum verändern,
doch ein Konsens ist in dieser Frage nicht
zu erwarten.

GEFAHR DER ÜBERGÄNGE
Doch selbst wenn man die Ideologie er-
folgreich ausklammert, um ein Problem
des existierenden Bildungssystems kommt
man nicht herum: die Übergänge. Ob
zwischen Grundschule und weiterführen-

Unten auf der Straße Die Chance, Abitur zu machen, ist in Deutschland für Schüler aus
gebildeten Elternhäusern etwa siebenmal höher als für Schüler aus bildungsfernen Familien
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Den Hauptschülern
bleibt ein großer Teil
der beruflichen
Optionen verstellt

»
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Verpflichtende Empfehlungen allein ge-
nügen jedoch nicht, um die Chancenge-
rechtigkeit herzustellen, solange die Ent-
scheidung des Lehrers durch das Wissen
über den sozialen Hintergrund seiner
Schüler bestimmt ist. So zeigt eine Studie
des Dortmunder Bildungsforschers Wil-
fried Bos, dass ein Kind aus der oberen
Schicht mit einem IQ von weniger als 100
mit 50 Prozent Wahrscheinlichkeit eine
Gymnasialempfehlungbekommt.
Mit der gleichen Wahrscheinlichkeit

wird einem Kind aus der unteren sozialen
Schicht mit einem IQ von über 115 das
Gymnasiumempfohlen.

FRÜHE KINDHEIT ENTSCHEIDET
Den wichtigsten Ansatzpunkt für die Her-
stellung vonChancengleichheit jedochbil-
det die Zeit vor der Einschulung. Zum ei-
nen ist diese Phase für den Bildungserfolg
eines Kindes so entscheidend wie keine
andere. Zum anderen ist dies die einzige
Phase, wo nicht nur die Art undWeise der
Förderung, sondern die Förderung an sich
bis heute umstritten ist.
Drei Gründe sind dafür ausschlagge-

bend, dass der frühenKindheit für die wei-
tere Biografie eine besondere Bedeutung

entwicklungen potenzieren sich entspre-
chend stärker als spätere.Hinzukommtdie
beschriebene selektive Wirkung des deut-
schen Schulsystems, die vorhandene Un-
terschiedeweiter betont.

KIND IN DER KRIPPE
Das Problem bei der Förderung in diesem
Alter liegt in der Bundesrepublik zurzeit
weniger in der Qualität der Angebote als
vielmehr in der Art ihrer Ausschöpfung. So
erhört sich laut einer Bertelsmann-Studie
dieWahrscheinlichkeit, einGymnasium zu
besuchen, um ungefähr 40 Prozent, wenn
das Kind auch eine Kindertagesstätte be-
sucht hat.
Dabei profitiert dasKindumso stärker, je

bildungsbiografisch „schlechter“ seine Vo-
raussetzungen sind: Bei Zuwandererkin-
dern steigt die Wahrscheinlichkeit um 55
Prozent, bei Kindern vonElternmitHaupt-
schulabschluss um50Prozent.
Bisher erfolgt der Besuch von Kitas aber

weniger ausMotivender Förderung als aus
der Lebensplanung der Eltern. Wo beide
Eltern arbeiten wollen, kommt das Kind
in die Krippe. Das sorgt für eine unter
Chancenaspekten negative Selbstselek-
tion: In Kitas sind Kinder aus Akademiker-
haushaltendeutlichüberrepräsentiert.Ge-
rade Kinder aus tendenziell prekären
HaushaltenbleibenderKita hingegen fern.
Ein geradezu verheerendes Signal hat in

dieser Situation das im vergangenen Jahr
vomBundestag beschlossene Betreuungs-
geld gesendet.Dennunabhängig von fiska-
lischen Folgen stärkt das Betreuungsgeld
das Ideal von der zu Hause versammelten
Familie: Wer sein Kind selbst betreut, wird
dafür belohnt.

WENIGER SORTIEREN
DieBeispiele ausnahezuallenBildungsbe-
reichen zeigen, worin bis heute der grund-
legende Mangel des deutschen Bildungs-
systems liegt: es sortiert, anstatt zu fördern.
Zwar gibt es erste Veränderungen, die die-
se Wirkung aufbrechen könnten, wie die
Öffnung der Universitäten für beruflich
Gebildete.
Doch auf die Frage, wohin die Fahrt mit

dem Aufzug der Bildungsreform des ver-
gangenen Jahrzehnts letztlich führen wird,
bleibt nur die skeptische Antwort: Viel-
leicht hat tatsächlich einer denKnopf nach
obengedrückt –doch solangedie Ideologie
immer wieder den Fuß in die Lichtschran-
ke hält, kommt der Aufzug einfach nicht
vonder Stelle. ■

konrad.fischer@wiwo.de

Prime Time Die Frau des britischen Premierministers, Samantha Cameron, eröffnet eine
Grundschule in Bromley in Kent. Briten legen für ihre Kinder Wert auf die „richtige“ Schule
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zukommt. Zum einen liegt eine besonders
große Zahl neuropsychologisch bedeutsa-
mer Entwicklungsphasen in dieser Zeit,
entsprechend groß ist die potenzielle Wir-
kung vonFörderungoderBeeinträchtigun-
gen. Zudembaut jederEntwicklungsschritt
auf den vorausgegangenen auf, frühe Fehl-
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»Das ist wie Schattenboxen«
Nur mit einer neuen Unterrichtskultur wird unser Bildungssystem sozial durchlässiger, meint
der Bildungsexperte Jörg Dräger. Und warnt die Politiker vor einem Schwenk zurück in alte Zeiten.

Herr Dräger, stimmt der Eindruck,
dass Deutschlands Schüler nach dem
Pisa-Schock 2000 beim Bildungsniveau
aufgeholt haben, der schulische
Erfolg aber immer noch vorwiegend
von Bildungsgrad und Einkommen
der Eltern abhängt?
Dräger: Stimmt. Deutschland hat von al-
len Industriestaaten in den vergangenen
zehn Jahren den größten Sprung nach
vorn gemacht.Das ist beeindruckend.Mit
zwei Entwicklungen können wir aller-
dings nicht zufrieden sein: Zum einen ha-
ben sich nicht alle nach oben bewegt. Die
Schwächsten wurden zwar besser, aber
die Besseren stagnieren. Zum anderen ist
die Gruppe der Bildungsverlierer, die mit
15 Jahren noch nicht richtig lesen, schrei-
ben und rechnen können, nach wie vor
viel zu groß.
Das Problem mangelnder Bildungs-
gerechtigkeit besteht also nach wie vor?
Dräger: Ja, aber wir machen Fortschritte.
KinderkrippenundGanztagsschulenwer-
den ausgebaut. Beides sind Schlüsselfak-
toren, um Bildungserfolg stärker von so-
zialer Herkunft zu lösen. Deutschland ist
da auf dem richtigen Weg, auch wenn der
Aufholbedarf noch riesig ist und das Tem-
pohöher sein könnte.
Aber reichen diese beiden Maßnahmen
schon?
Dräger: Nein, wir brauchen insbesondere
eine andere Unterrichtskultur. Aber diese
beidenMaßnahmen sind allemal sinnvol-
ler als so manch populistischer Unsinn in
Wahlprogrammen.
Welche meinen Sie?
Dräger: Eine beliebte Forderung von Par-
teien im Wahlkampf sind kleinere Klas-
sen. Klingt gut, hat aber kaumeinenEffekt
und ist dazunoch teuer.Die durchschnitt-

POLITIKER UND BERATER

Dräger, 45, ist seit 2008 Vorstandsmitglied
der Bertelsmann-Stiftung mit der Zuständig-
keit für Bildung, dazu leitet er das Centrum
für Hochschulentwicklung (CHE). Der pro-
movierte Physiker war zuvor sieben Jahre
parteiloser Wissenschaftssenator in einer
CDU-geführten Regierung in Hamburg, wo
er Studiengebühren einführte.

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



WirtschaftsWoche 24.6.2013 Nr. 2 105

liche Klassengröße in Deutschland um ei-
nen Schüler zu senken, kostet ein bis zwei
Milliarden Euro. Zudem das Hin und Her
bei der Schulstruktur. Sich über die Frage
Gesamtschule oder Gymnasium zu strei-
ten ist wie Schattenboxen.
Was Politiker, Lehrer und Eltern
über Jahre auf die Barrikaden brachte,
war also ein rein ideologischer Kampf?
Dräger: Ja, für den Lernerfolg der Kinder
ist das alles nicht entscheidend. Gute
Schule lässt sich in einem gegliederten ge-
nauso wie in einem ungegliederten Sys-
tem machen. Es kommt auf den Unter-
richt an, dafür hat uns Pisa die Augen ge-
öffnet. Durch die Transparenz über die
Bildungsergebnisse hat sich in den ver-
gangenen zehn Jahren mehr bewegt als in
den 30 Jahren Ideologiestreit zuvor. Umso
dramatischer, dass die Politik hier offen-
sichtlich einen Schwenk zurück in alte
Zeiten macht.
Was meinen Sie damit?
Dräger: Die Bundesländer sollen sich
selbst kontrollieren, und das funktioniert
nicht. Sie entziehen sich wieder mehr und
mehr der Transparenz und Ergebniskon-
trolle. Den Pisa-Bundesländervergleich
haben sie schon abgeschafft: Wir erfahren
in Zukunft zwar noch, wie Deutschland
gegenüber Schweden abschneidet, aber
nicht mehr, wie Sachsen gegenüber Bay-
ern dasteht. Die Sorge vieler Wissen-
schaftler ist, dass wir über kurz oder lang
wieder in alte Ideologiestreits zurückfal-
len, weil an die Stelle von Daten und Fak-
ten wieder das alte Bauchgefühl treten
wird. Ich teile diese Sorge.
Welchen Sinn hat unser Bildungs-
föderalismus dann noch?
Dräger: Eine sehr berechtigte Frage. 16
verschiedenen Schulsysteme und 100 ver-
schiedene Schultypen ergeben nur dann
Sinn, wenn man die Ergebnisse misst, ver-
gleicht und voneinander lernt. Sonst führt
sich unser Föderalismus ad absurdum.
Gibt es ein Land, das dies besser macht?
Dräger: Kanada, ein föderales Land, hohe
Unabhängigkeit der Provinzen, ähnlich
viele Zuwanderer, vorbildliche Transpa-
renz über Bildungsergebnisse. Bei Pisa ist
Kanada in der Spitzengruppe, auch weil
die Provinzen bereit sind, gute Ideen von-
einander zu übernehmen. Aber ohne sich
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner
einigen zu müssen, wie das bei uns häufig
der Fall ist.
Warum ist das gut?
Dräger: Weil unterschiedliche Wege sinn-
voll sind, wenn die Problemlagen unter-

schiedlich sind. Nur ein Beispiel: Die Kul-
tusminister der Länder haben sich nach
jahrelangen Verhandlungen geeinigt, dass
ein Abiturient in Deutschland weiterhin
265 Wochenstunden Unterricht bis zum
Abitur haben muss. Nur: Starnberg ist
nicht Berlin-Kreuzberg, ein junger
Mensch braucht bei hohen sozialen He-
rausforderungen mehr Unterricht, um
den gleichen Wissensstand zu erreichen.
Wir sind zu sehr fixiert auf den Input. Wa-
rum lässt man nicht den Schulen und
Städten mehr Eigenverantwortung, misst
dann aber am Ende, was rauskommt?
Wann kann man überhaupt von
Chancengerechtigkeit sprechen? Wenn
es keinen statistischen Zusammenhang
mehr zwischen sozialer Herkunft und
Bildungsabschluss gibt, der Anteil
der Arbeiterkinder an der Uni also ihrem
Bevölkerungsanteil entspricht?

Dräger: Der Einfluss des Elternhauses
wird sich immer auswirken. Denn natür-
lich bringt es etwas, wenn sich Eltern für
ihre Kinder engagieren. Aber der Zusam-
menhang zwischen Sozialstatus und Bil-
dungsergebnis kann deutlich schwächer
sein als in Deutschland.
Wo ist das zum Beispiel der Fall?
Dräger: In Kanada ist trotz ähnlich großer
gesellschaftlicher Vielfalt die Koppelung
von Bildungserfolg und Sozialstatus
längst nicht so groß. Die Gruppe der Bil-
dungsverlierer macht dort auch nur etwa
zehn Prozent aus, bei uns kommen fast
20 Prozent der 15-Jährigen nicht über
Grundschulniveau hinaus.
Warum ist dieser Anteil in Deutschland
so hoch?
Dräger: Das hat bei uns leider Tradition.
Schon in den Sechzigerjahren fielen mehr
als 20 Prozent der Jugendlichen durchs
Raster unseres Bildungssystems. Damals
war es typischerweise das katholische Ar-
beitermädchen auf dem Lande. Heute ist
es der Zuwanderer-Junge in der Groß-
stadt. Das wahre Drama der sozialen Ge-
rechtigkeit im deutschen Bildungssystem
ist, dass die Gruppe der Bildungsverlierer
über 50 Jahre hinweg nahezu gleich groß
geblieben ist. Zwar hat sich die Zusam-
mensetzung geändert, aber nach wie vor
wird ein großer Teil der Bevölkerung so

schlecht ausgebildet, dass er faktisch
nicht am gesellschaftlichen, politischen
und ökonomischen Leben der Bundesre-
publik teilhaben kann.
Sie sagen, schuld sei das Bildungs-
system. Helmut Schmidt sagt, das
liegt an der falschen Zuwanderung:
Türken, Libanesen, Araber seien halt
wenig integrationsfähig.
Dräger: Natürlich hat es eine Gesellschaft
einfacher, die unabhängig von den Her-
kunftsregionen stärker auf qualifizierte
Zuwanderung setzt. Trotzdem könnten
wir besser sein. Nicht einmal fünf Prozent
unserer Lehrer haben Migrationshinter-
grund, aber bei den Kindern in den In-
nenstädten sind es 50 Prozent. Wo sind da
die Vorbilder für den sozialen Aufstieg?
Helmut Schmidt meint vermutlich,
dass manche Zuwanderer kein Interesse
am Aufstieg durch Bildung haben.

Dräger: Umfragen widerlegen diese Skep-
sis. Einwanderer setzen – übrigens mehr
als die Ursprungsbevölkerung – sehr wohl
auf Bildung als Schlüssel für den beruf-
lichen Erfolg und Wohlstand. Deshalb
wäre ein Rechtsanspruch auf einen Platz
in einer gebundenen Ganztagsschule so
wichtig, denn dort können mögliche Defi-
zite des familiären Umfelds besser aufge-
fangen werden – was im Übrigen auch für
einheimische Kinder gilt.
Liegt der kontinuierlich hohe Anteil
der Bildungsverlierer in Deutschland
daran, dass bei uns soziale Durch-
lässigkeit und hohes Bildungsniveau
als Gegensätze betrachtet werden?
Bayerns Schulsystem ist erfolgreich,
aber sozial kaum durchlässig.
Dräger: Ja. Der vermeintliche Wider-
spruch zwischen Leistung und Gerechtig-
keit hat die deutsche Bildungsdebatte
über Jahrzehnte bestimmt. Das konserva-
tive Lager fürchtete, mehr Durchlässigkeit
ginge auf Kosten der Leistung, und die So-
zialdemokratie fürchtete, der Leistungs-
gedanke verhindere mehr Gerechtigkeit.
Dieser Irrglaube hat die Politik in die Re-
formunfähigkeit geführt. Andere Länder
sind da weniger verbohrt.
Beispielsweise?
Dräger: In anderen Ländern sind Gerech-
tigkeit und Leistung gleichberechtigte

Die Gruppe der Bildungsverlierer ist bei uns
über 50 Jahre hinweg gleich groß geblieben

»
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Bildungsziele: In Kanada heißt das
„equity and excellence“, in Großbritan-
nien „raising the bar, closing the gap“. Die
Kanadier sind an Deutschland sowohl in
der Leistung als auch in der Gerechtigkeit
vorbeigezogen.
Wie lassen sich denn Leistung und
Gerechtigkeit gleichermaßen erreichen?
Dräger: Nur durch eine neue Unterrichts-
kultur, die die Unterschiedlichkeit der
Schüler nicht als Problem, sondern als
selbstverständlich ansieht. Wir brauchen
eine andere Pädagogik im Klassenzim-
mer, diemit Vielfalt umzugehenweiß und
jedenSchüler zu fördern versteht: denmit
Lernschwierigkeiten genauso wie den
Hochbegabten. Dann lernen beide mehr
und schneller als sie das im traditionellen
Systemgetanhätten.
Wie kann das gelingen?

Es ist ein Mythos, dassMigranten ihre
Kinder nicht in die Kita schicken wollen

Dräger: Der Kerngedanke dafür lautet:
Lernen lernen ist wichtiger als Wissen
wissen. Frontalunterricht und Wissens-
vermittlung imGleichschritt für eineKlas-
se, in der die Kinder vomLernstandher in
der Regel mehrere Jahre auseinander
sind, kannnicht funktionieren.DerUnter-
richt muss stärker individualisiert wer-
den, der Lehrer jeden Schüler besser akti-
vieren: Er sollte mehr Lernbegleiter als
nur Wissensvermittler sein und sich vor
allem kontinuierlich vergewissern, was
beim einzelnen Schüler ankommt. Da
wird übrigens auch die Digitalisierung
helfen: Den Pythagoras kann auch ein
Lernvideo erklären, dafür hat der Lehrer
mehr Zeit, die Schüler beimÜben, Disku-
tierenundReflektieren zuunterstützen.
Dann, glauben Sie, könnten wir auch das
Sitzenbleiben abschaffen?
Dräger: Absolut. Wasmich bei der Debat-
te stört, ist die Rhetorik nach demMotto:
Mir hat das früher auch nicht geschadet.
Als ob es schon ein Argument wäre, dass
nur kein Schaden entsteht. Fakt ist: Sit-
zenbleiben bringt in den meisten Fällen
nichts. DemWiederholer hilft es allenfalls
nur im ersten Jahr, dann sackt seine Leis-
tung noch stärker ab. Der Klasse bringt es
auch nichts, weil von oben ja Sitzenblei-
ber nachrücken. Und teuer ist es auch
noch, knapp eine Milliarde pro Jahr lässt
sichDeutschlanddas kosten.

Hat ein Lehrer dann noch Sanktions-
möglichkeiten?
Dräger: Um eins klarzustellen: Ein gutes
Bildungssystem ist leistungsorientiert und
gerecht, abernicht beliebig. Ein individuali-
sierter Unterricht umfasst Lernpläne für je-
deneinzelnenSchüler.Wenner seinenPlan
ein oder zwei Wochen lang nicht erfüllt,
muss der Lehrer sofort intervenieren. Das
ist viel besser als eine Sanktion qua Sitzen-
bleiber-Zeugnis amEndedes Schuljahrs.
Müsste man mit diesem neuen
Unterricht nicht schon in der Grund-
schule beginnen? Denn dort
entscheidet sich doch der Übergang
auf die weiterführende Schule.
Dräger: Das hat schon längst begonnen.
Pädagogisch ist die Grundschule weiter
als die Sekundarstufe, weil immer klar
war, dass die Klassen dort sehr heterogen

sind. Dagegen glaubten die weiterführen-
den Schulen, die Selektion nach der
Grundschule sorge für homogene Lern-
gruppen. Ein Irrglaube, wiewir heutewis-
sen: Selbst inBayern ,wodas Schulsystem
bekanntlich hoch selektiv ist, haben das
obere und das untere Viertel der 15-jähri-
genGymnasiasteneinenLernabstandvon
mehr als zwei Jahren.
Aber warum scheitern so viele Kinder
am Übergang zur weiterführenden
Schule? Ein Kind aus der Oberschicht
mit einem Intelligenzquotient von
weniger als 100 hat die gleiche Wahr-
scheinlichkeit einer Gymnasial-
empfehlung wie ein Kind aus der Unter-
schicht mit einem IQ von 115.

Dräger: Dazu tragen Eltern wie Lehrer
gleichermaßen bei. Eltern aus dem Bil-
dungsbürgertum kämpfen oft sehr für die
Gymnasialempfehlung ihrer Kinder. Aber
auch Lehrer kalkulieren bei dieser Schul-
empfehlung mindestens unbewusst die
künftige Unterstützung der Elternmit ein.
Auch diese Ungerechtigkeit könnte sich
abbauen, wenn es die gebundene Ganz-
tagsschule für alle gibt. Dannwird Schule
wiederwichtiger als häuslicheNachhilfe.
Wie weit darf der Staat denn im
Interesse von Chancengerechtigkeit in
die Freiheit der Eltern eingreifen?
Sollte die Kita Pflicht werden? Hier
ist der Anteil der Migrantenkinder,
die es am nötigsten haben, doch noch
sehr gering.
Dräger: Bevor wir hier über Pflicht nach-
denken können, muss erst mal jeder
sein Recht auf einen Krippenplatz durch-
setzen können. Derzeit ist es ja eher ein
Wettlauf um zu wenige Plätze. Dass
Migranten ihre Kinder alle nicht in die
Kita schicken wollen, ist jedoch ein
Mythos. Aber den Wettlauf gewinnen
zumeist die Bildungsbürger.
Zumal die Krippenplätze die Eltern
einiges kosten.
Dräger: Ja, das ist Wahnsinn. Bis zu 600
Euro pro Monat für einen staatlichen
Krippenplatz, aber 87 Euro Studienge-
bühren gelten als sozial unverträglich.
Unsere Bildungsfinanzierung steht auf
dem Kopf. Aber zurück zur Kita-Pflicht:
Wenn genügend Plätze vorhanden sind
und der Besuch kostenlos wäre, halte ich
einen regelhaften Kita-Besuch durchaus
für zielführend. Aberwer seine Kinder be-
wusst zu Hause erziehen möchte, sollte
dies in unserer freiheitlichen Gesellschaft
tun können.
...und dann das Betreuungsgeld
kassieren.
Dräger: Das ist in der Tat kontraproduktiv.
Schade um das viele Geld, das man sinn-
voller einsetzen könnte.
Woran liegt es, dass Studiengebühren
politisch nicht durchsetzbar scheinen,
aber nach wie vor Kindergartenplätze
viel kosten?
Dräger: An einer Mischung aus Tradition
und Populismus. Das Thema Studienge-
bühren ist in Wahlkämpfen zu verführe-
risch, und nachher sind die Parteien an
ihreWahlversprechen gebunden, obwohl
siewissen, dass esQuatsch ist. Eswäre viel
gerechter, wie in Australien Studienge-
bühren nach dem Ende eines erfolgrei-
chen Studiums zu zahlen.

»
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ginn geben, ob der angehende Lehrer ge-
eignet und motiviert für den Beruf ist. Und
im Studium sollte es mehr Praxisanteile
geben und mehr individuelle Förderung
gelehrt werden.
Und was geschieht mit den Lehrern,
die offensichtlich überfordert sind?
Dräger: In jedem Beruf gibt es Menschen,
die besser anders eingesetzt werden soll-
ten. In vielen anderen Jobs können im
Team Stärken und Schwächen ausgegli-
chen werden. Bei schlechten Lehrern geht
das weniger – die allermeisten stehen al-
lein vor der Klasse. Die Amerikaner haben
einmal untersucht, was geschehen würde,
wenn die schlechtesten fünf Prozent Leh-
rer dort ersetzt würden durch durch-
schnittlich gute. Das Ergebnis: Die USA
würden bei Pisa an Finnland vorbei-
ziehen. Der Effekt eines überforderten
Lehrers ist also dramatisch.
Das erfordert dann aber auch Schul-
leitungen, die Kompetenz, Macht und
Mut haben, ungeeignete Lehrer notfalls
zu versetzen.
Dräger: Auch das. Aber viele Möglichkei-
ten, Lehrer besser zu machen, werden
noch gar nicht ausgeschöpft: mehr Fort-
bildung, Teamarbeit, Peer Reviews. Das
alles könnten Schulleitungen anschieben.
Sie sind extrem wichtig für die Qualität ei-
ner Schule, aber leider wird die zusätzli-
che Verantwortung kaum entlohnt. Wir
sollten die Bedeutung dieser Aufgabe
stärker anerkennen.
Also die Gehälter der Schulleiter gegen-
über dem Kollegium anheben. Denn die
deutschen Lehrer werden im europäi-
schen Vergleich doch eigentlich gut
bezahlt. Bedingt die Aufwertung
der Schulleiterposition dann auch ein
anderes Rollenverständnis?
Dräger: Unbedingt. Als ich kürzlich in den
USA in einer Klasse den Unterricht beob-
achtete, saß da auch die Schulleiterin.
„Das ist ja ein schöner Zufall, dass ich Sie
hier treffe“, begrüßte ich sie – und sie ant-
wortete: „Das ist kein Zufall, ich verbringe
pro Tag vier Stunden mit der Unterrichts-
beobachtung.“ Sie verstand sich nicht als
Administrator, sondern als pädagogische
Leitung, als Coach ihrer Lehrer. Diese
Offenheit und Transparenz haben mich
beeindruckt. Wenn bei uns der Direktor
ausnahmsweise eine Klasse besucht, mel-
det er sich vorher an, der Lehrer versteht
das als Test und verspricht den Schülern
eine Runde Schokoküsse, wenn sie gut
mitmachen. ■

klaus.methfessel@wiwo.de

Verführerische Themen für den Wahlkampf Protestdemonstration gegen Studiengebühren
in Nürnberg, Deutschkurs für Migrantinnen an der Volkshochschule in Leipzig

Deutschland gibt 5,2 Prozent seines
Bruttoinlandsprodukts für Bildung aus –
damit liegen wir unter dem OECD-Durch-
schnitt, pro Kopf aber leicht darüber.
Ist das genug?
Dräger: Im Großen und Ganzen reicht das
aus. Wir brauchen zwar zusätzlich neun
Milliarden Euro für Ganztagsschulen,
zwei Milliarden für Krippen und auch et-
was für die Inklusion. Das Geld ist im Sys-
tem aber bereits vorhanden, es wird nur
falsch ausgegeben. Wir haben unglaub-
lich viele Transferleistungen, die an Eltern

mit der Gießkanne verteilt werden und
auf die wir in Teilen verzichten könnten.
Ehegattensplitting für Kinderlose etwa,
oder die letzte Kindergelderhöhung. Das
sollten wir umschichten.
Bräuchten wir aber nicht vor allem neue,
besser ausgebildete Lehrer?
Dräger: Ja. Gute Schule ist guter Unter-
richt, und der wird von guten Lehrer ge-
macht. Vor allem zwei Dinge sind hier in
Deutschland reformbedürftig: die Aus-
wahl und die Ausbildung der Lehrer. Es
sollte strengere Kriterien vor Studienbe-FO
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Bildung Studie Studiengebühren

Gezielte Förderung ist fairer
Anders als gemeinhin behauptet sind Studiengebühren nicht ungerecht: Sie könnten sogar das
Bildungssystem gerechter machen – wenn es vernünftige Angebote zur Studienfinanzierung gibt.

S tudiengebühren – es gibt nur
wenig,was dieGemüter an
dendeutschenHochschulen

stärker erhitzt. In einigenBundes-
ländernhaben sie sogar zumSturz
der Landesregierungbeigetragen.
KeinWunder, dass denGebühren
nur ein kurzes Intermezzobeschie-
denwar.Nordrhein-Westfalenhat-
te sie 2006 eingeführt, dann folgten
Bayern, Baden-Württemberg,
Hamburg,Hessenunddas Saar-
land.Mittlerweile sinddieGebüh-
renüberall wieder abgeschafft, als
letztes inBayern.
Die Idee scheint tot. „Studienge-

bührenbleiben einhochschulpoli-
tischer Irrweg. Siewirken sozial se-
lektiv, schrecken abundbelasten
die finanzielle Situationder Studie-
rendenbeziehungsweise ihrer El-
tern“, behauptendieGrünen.Doch
verbessert ihreAbschaffungwirk-
lich dieBildungschancen vonbe-
nachteiligten jungenLeuten?

MEHR GELD FÜR DIE LEHRE
DeutschlandsHochschulen sind
unterfinanziert. Zwar liegendie
Pro-Kopf-Ausgaben für dieHoch-
schullehre (ohneForschung) leicht
über dem internationalenDurch-
schnitt. Doch verharrt der Anteil
derHochschulausgaben amBrut-
toinlandsprodukt seit 1996 bei 0,9
Prozent – bei steigendenStuden-
tenzahlen.Die Pro-Kopf-Ausgaben
für die Lehre sind seit 2000 von
7280 auf 7200Euro gesunken.
Gleichzeitigwächst der Betreu-

ungsaufwandaufgrundderBolog-
na-Reform.DieNeugliederungder
Studienzeitenunddiemodulba-
sierte Studienorganisation erfor-
dern einendeutlich intensiveren
Personaleinsatz. Auf 1,1Milliarden
Euro jährlich schätzt derWissen-
schaftsrat dieKostendafür.
Aufgrundder Schuldenbremse

ist jedochnicht zu erwarten, dass
sichdie finanzielle Lage derHoch-

schulen verbessert. Zusätzliche
privateMittel sind erforderlich.
Studiengebühren könnten einen
Teil diesesAufwands decken. 2008
nahmendie staatlichenHochschu-
len in den siebenBundesländern
Gebühren inHöhe von rund870
MillionenEuro ein.
Nach einerUntersuchungdes

DeutschenStudentenwerkswur-
denmit ihrerHilfe spürbareVer-
besserungenderAusstattungund
der Lehrqualität erreicht, beispiels-
weise bei derAusstattung vonBi-
bliothekenundLaboren. Runddie
Hälfte dieser Einnahmenverwand-
tendieHochschulen auf zusätzli-
ches Lehrpersonal.
Während anfangs Skepsis über-

wog, hatte sich die Zufriedenheit
der Studierendenmit der Verwen-
dungderGebührenmit der Zeit
verbessert, ergab eineUmfrage der
UniversitätHohenheim.Häufiger
als ihreKommilitonen in Ländern
ohneGebühren stelltendie Stu-
denten in denGebührenländern
eineVerbesserungderAusstat-
tung, der Service- undBeratungs-
leistungenundderBetreuung
durchdie Lehrenden fest.
Mit einemmoderatenGebüh-

rensystemwie dembayrischen, in
welchemknapp jeder dritte Studie-
rende aus sozialenGründen von
denGebührenbefreit war, stünden
bei deutschlandweit eingeführten
Studiengebühren jährlich rund
1,75MilliardenEuro fürQualitäts-
verbesserungen inder Lehre zur
Verfügung.Damitwäre auchGeld
vorhanden für gezielte Betreuungs-
maßnahmen für Studierende aus
bildungsfernenElternhäusern.
DieDiskussionüber Studienge-

bührenhat nur einen kleinenTeil
der Studienwilligen verunsichert.
Nach einerUmfrage 2008waren für
5,9 Prozent derAbiturienten Studi-
engebühren einwichtiger Faktor,
bei denen ausNichtakademikerfa-

milien lag dieser Anteil bei 8,0 Pro-
zent. Überraschend jedoch: Zwi-
schenBundesländernmit undoh-
ne Studiengebührenbestand kein
Unterschied in denAngabender
Abiturienten.
Auch für dieAbiturientenjahr-

gänge 2002/2004/2006/2008 zeigte
sich zwischenLändernmit undoh-
ne Studiengebühren keinUnter-
schied imbeabsichtigtenÜber-
gangsverhalten zurHochschule.
Hinsichtlich der familiärenHer-
kunft gemessen amBildungsab-
schluss der Eltern gab es ebenfalls
keinenegativeVerschiebung in
denLändern, die Studiengebühren
erhoben.
Dass sich Studiengebührennicht

negativ auf die Studienabsicht aus-
wirkten, obgleich sie die Studien-
kosten erhöhten, hat einenGrund:
Die Studenten schätzten ihreBe-
rufsaussichten als günstiger ein,
weil sie vondenGebühren eine
qualitativeVerbesserungdes Studi-
umsunddadurchbessereArbeits-
marktchancen erwarteten.Dies
traf besonders häufig bei Studien-
berechtigten aus nichtakademi-
schenElternhäusern zu.

NICHT ATTRAKTIV FÜR ARME
Dass Studiengebührennicht Abitu-
rienten aus sozial schwächerenFa-
milien vomStudiumabhalten,
zeigt auch eineUntersuchung aus
Bayern.Danachblieb derAnteil
der Studierenden aus der niedrigs-
ten sozialenHerkunftsgruppe trotz
Einführung vonStudiengebühren
mit knapp 13Prozent nahezuun-
verändert. In der zweitniedrigsten
Herkunftsgruppe stieg derAnteil
sogar umknappdrei Prozentpunk-
te gegenüber demgebührenlosen
Jahr 2006 auf 26,4 Prozent.
Die bestehende soziale Selektivi-

tät desHochschulzugangswurde
also durchdieGebührennicht ver-
schärft (sieheGrafik). Bildungs-

1,1
Milliarden
Euro
kostet die
Neugliederung
der Studien-
zeiten und
die modulba-
sierte Studien-
organisation
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stand und berufliche Position der
Eltern beeinflussen die Wahr-
scheinlichkeit der Studienaufnah-
me unabhängig von der Existenz
von Studiengebühren in hohem
Maße. Nur 17 Prozent der Kinder
aus Arbeiterfamilien nahmen 2007
ein Studium auf, 1996 waren es so-
gar erst zwölf Prozent. Von den
Kindern, deren Vater maximal über
einen Hauptschulabschluss ver-
fügte, gingen 2007 lediglich 20 Pro-
zent auf eine Hochschule, 1996 wa-
ren es 18 Prozent.

GERECHTERE VERTEILUNG
Einer Untersuchung auf Basis des
Sozio-oekonomischen Panels zu-
folge subventionieren diejenigen,
die nicht studieren und ein gerin-
ges Lebenseinkommen haben, die
später besser verdienenden ange-
henden Akademiker. Stellt man
den öffentlichen Kosten des Studi-
ums inklusive aller Leistungen die
Summe derjenigen Steueranteile
gegenüber, die prozentual bei den
öffentlichen Ausgaben auf die
Hochschulen entfallen, so hat je-
der Universitätsabsolvent undis-
kontiert einen Nettovorteil von
rund 48000 Euro, ein Fachhoch-
schulabsolvent von 17000 Euro.
Diese Beträge werden von denjeni-
gen erwirtschaftet, die nicht stu-
diert haben. Wollte man diesen
Vorteil durch entsprechende Studi-
engebühren ausgleichen, so müss-
te man an den Universitäten
durchschnittlich 5300 Euro und an
den Fachhochschulen durch-
schnittlich 2100 Euro pro Semester
an Studiengebühren erheben.

Mit Studiengebühren würden
Kosten und Nutzen des Studiums
verursachergerecht verteilt. Bei
1000 Euro Gebühren pro Semester
bleibt eine hohe staatliche Beteili-
gung weiterhin bestehen. Damit
wird der gesamtgesellschaftliche
Nutzen akademischer Ausbildung
mehr als ausreichend berück-
sichtigt.

FALSCHE SCHWERPUNKTE
Die Weichen für den Erwerb einer
Hochschulzugangsberechtigung
werden früh gestellt. Untersuchun-
gen zeigen, dass Kinder aus bil-
dungsfernen Familien durch den

Besuch eines Kindergartens mit
höherer Wahrscheinlichkeit aufs
Gymnasium gehen. Die Auswir-
kungen mangelnder fachlicher
und ideeller Unterstützung durch
das Elternhaus könnten durch gut
ausgestattete Ganztagsschulen ver-
ringert werden.

Aber ausgerechnet für die
Grundschule und die Sekundarstu-
fe I schneidet Deutschland im
OECD-Vergleich schlecht ab: Wäh-
rend die Ausgaben im Tertiärbe-
reich (Studenten) leicht über dem
Durchschnitt und im Sekundarbe-
reich II dank der beruflichen Bil-
dung durch die Wirtschaft sogar
deutlich über dem Durchschnitt
liegen, liegen sie für Grundschüler
um 14 Prozent und für Haupt- und
Realschüler um acht Prozent unter
dem Durchschnitt.

Im Elementarbereich liegen die
Aufwendungen 18 Prozent über
dem OECD- Durchschnitt, aller-
dings nur aufgrund der Kindergar-
tengebühren. Ohne diesen priva-
ten Anteil würden pro Kind 17 Pro-
zent weniger aufgewendet werden
als im OECD-Durchschnitt.

Steuergelder sollten bevorzugt
auf den unteren Bildungsstufen
eingesetzt werden. Dort entschei-
det sich die Bildungs- und Lebens-
laufbahn derjenigen, die von zu
Hause wenig materielle und ideelle
Unterstützung erfahren.

Richtig im Sinne gleicher Chan-
cen auf Bildungsbeteiligung wäre

es, Familien mit durchschnittli-
chem Einkommen einen kosten-
freien Kindergartenplatz zu garan-
tieren und für sie eine gute Schul-
infrastruktur aufzubauen – und
dafür den Studierenden im Gegen-
zug eine höhere private Beteiligung
abzuverlangen.

Denn das gebührenfreie Studi-
um bedeutet letztlich für die Vertei-
lung staatlicher Mittel, dass weni-
ger Steuergelder für Investitionen
bereit stehen, die Kindern und jun-
gen Leuten aus bildungsfernen Fa-
milien gezielt im Aufbau ihrer Bil-
dungslaufbahn helfen könnten.

NEBENJOBS NÖTIG
Der Mehraufwand an Steuergel-
dern, der die Abschaffung der Stu-
diengebühren kompensieren
musste, wäre sinnvoller in ein Stu-
dienfinanzierungssystem inves-
tiert, das weniger begüterte Abitu-
rienten gezielt unterstützt. Denn es
sind nicht die Studiengebühren, es
ist die Studienfinanzierung insge-
samt, die zu Ungleichheiten beim
Hochschulzugang beiträgt.

Demzufolge ist nicht die kosten-
lose Bereitstellung der Hochschul-
ausbildung für alle der adäquate
Weg zu größerer Chancengerech-
tigkeit, sondern die gezielte indivi-
duelle Förderung von Studierfähi-
gen aus einkommensschwachen
oder hochschulfernen Eltern-
häusern.

Die gegenwärtigen staatlichen
Unterstützungsleistungen sind we-
der vom Umfang noch in der Struk-
tur zufriedenstellend. Trotz Bafög
sind Studierende aus einkom-
mensschwachen Haushalten deut-
lich häufiger auf Nebenerwerb an-
gewiesen als Studierende aus Aka-
demikerfamilien.

Neben dem Bafög existieren
zudem 27 weitere staatliche Unter-
stützungsleistungen, die dazu
führen, dass Studierende aus ein-
kommensstarken Haushalten in
nahezu gleichem Umfang subven-
tioniert werden wie Studierende
aus einkommensschwachen
Schichten. ■

Soziale Selektion

Anteile der Kinder, die ein
Studium aufnehmen(in Prozent
aller Kinder der jeweilligen
sozialen Gruppe)

Quelle: BMBF
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Arbeiter Angestellte

Selbstständige Beamte

2007

37

12 17

55
61

37

70 67

1000
Euro
Studiengebüh-
ren sind ideal,
um Kosten
und Nutzen
des Studiums
verursacher-
gerecht zu
verteilen

Basis dieses Beitrags ist die Studie„Sind
Studiengebühren ungerecht?“ von Christiane
Konegen-Grenier vom Institut der deutschen

Wirtschaft. Redaktion: Klaus Methfessel
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D ie Idee der sozialen Marktwirtschaft trägt
ein doppeltes Versprechen in sich. Zum
einen dieMarktwirtschaft: Sie sichert den

Menschen Freiheit und faire Beteiligung amWett-
bewerb zu, was insgesamt zu hoher Produktivität
führt und gesamtwirtschaftlichen Wohlstand si-
chert. Zum anderen das Soziale: Wer in der Wett-
bewerbswirtschaft ohne eigenes Verschulden un-
ter die Räder kommt – denn der Markt ist nicht
„gerecht“ –, dem verspricht sie eine soziale Absi-
cherung.Mit diesem Leitbild sind wir in Deutsch-
land seit Ludwig Erhards Zeiten insgesamt sehr
gut gefahren: Wir leben in historisch unvergleich-
lichemWohlstand, undnurwenige fallen gänzlich
durchdasRaster.

CHANCENGLEICHHEIT UND FREIHEIT
Gleichwohl scheint die Akzeptanz dieser Gesell-
schaftskonzeption zunehmend zu schwinden. Wa-
rum? Eine entscheidende Ursache dürfte darin lie-
gen, dass denMenschenoffenkundig ist, dass inun-
seremGesellschaftssystem eben keine Chancenge-
rechtigkeit herrscht. In einem freien System ist es
unausweichlich, dass es keineGleichheit der Ergeb-
nisse gibt. Solange das auf unterschiedlichen An-
strengungenberuht, ist es sogarerwünscht.AbereineGleichheitder
Chancen sollte es soweit wiemöglich geben – das ist der für die Ak-
zeptanz einer Gesellschaftsordnung vermutlich wichtigste Aspekt
derVerteilungsgerechtigkeit.
Undhierinbesteht das großeProblem:Das Individuumexistiert

im Gedankengebäude der sozialen Marktwirtschaft gleich als Er-
wachsener. Aber die Realität lehrt uns: In dem Alter, in dem der
Mensch gemeinhin als mündig angesehen wird, für sich selbst
Entscheidungen zu treffen, ist der Zug für viele längst abgefahren.
Das liegt an der aus der modernenWirtschaftswissenschaft nicht
mehr wegzudenkenden zentralen wirtschaftlichen Rolle einer gu-
ten Bildung, die zu großemTeil in Kindheit und Jugend erworben
wird: Das vermittelteWissen und Können, die erworbenen Fähig-
keiten und Kompetenzen sind es, die die Produktivität der Be-
schäftigtenunddamit ihr Einkommenspotenzial ausmachen.

GUTE BILDUNG ERÖFFNET LEBENSCHANCEN
So haben Personen mit Hochschulabschluss derzeit bei uns eine
Arbeitslosenquote von2,4Prozent, Personenmit abgeschlossener
Lehre 5,1 Prozent und Personen ohne Berufsbildungsabschluss
19,6 Prozent, in Ostdeutschland sogar 31,8 Prozent. Das durch-
schnittliche Einkommen von Personen mit Hochschulabschluss
ist rund 70 Prozent höher als das von Personenmit abgeschlosse-
ner Lehre und etwa doppelt so hoch wie das von Personen ohne
Berufsbildungsabschluss. Die Chancen am Arbeitsmarkt hängen

also entscheidend davon ab, obman eine gute Bil-
dungbekommenhat.
Hierzulande kommt aber etwa jeder fünfte

15-Jährige im Pisa-Test nicht über das Grund-
schulniveau hinaus. In jedem Jahrgang bleiben
rund 18 Prozent ohne jeglichen beruflichen Bil-
dungsabschluss. Und es ist nicht zufällig, wer in
diese Kategorien fällt: Es gibt kaum ein Land, in
demdieKompetenzen amEndederMittelstufe ei-
ne größere Streuung aufweisen und stärker vom
sozioökonomischenHintergrund abhängen als in
Deutschland. Selbst wenn wir nur Kinder mitei-
nander vergleichen, die objektiv dasselbe gemes-
sene Kompetenzniveau aufweisen, ist die Wahr-
scheinlichkeit, ein Gymnasium zu besuchen, für
ein Kind aus einer Akademikerfamilie viermal so
hoch wie für ein Kind aus einer Arbeiterfamilie.
Von Jugendlichen, deren Vater einen Hochschul-
abschluss erworben hat, nehmen 71 Prozent
selbst ein Studium auf – aber nur 24 Prozent der
Kinder vonVätern ohneHochschulabschluss.
All dies belegt: Im Ursprungsland der sozialen

Marktwirtschaft ist es mit der Chancengleichheit
schlecht bestellt. Einem ganzen Teil der Bevölke-
rung sind, wenn sie mündig werden, aufgrund ei-

ner qualitativ unzureichendenBildung schon viele Zukunftschan-
cen verbaut. Und ein Großteil der Entscheidungen über den Bil-
dungsweg – von der frühkindlichen Erziehung bis zur Wahl der
weiterführenden Schule – liegt nicht in der Hand der Individuen
selbst, sondern ihrer Erziehungsberechtigten.

BILDUNG IN DER SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT
Deshalbmuss Bildungspolitik als Instrument zurHerstellung glei-
cher Startchancen eine – vermutlich die – entscheidende Säule im
Gedankengebäude der sozialen Marktwirtschaft sein. Aber sie
wird sträflich vernachlässigt. Bei den Vätern der sozialen Markt-
wirtschaft kam Bildung nicht als wesentlicher Bestandteil vor.
Wem es aber um die Schaffung einer zugleich freiheitlichen und
menschenwürdigen Ordnung von Gesellschaft und Wirtschaft
geht, für denmuss Bildungspolitik ins Zentrum rücken. Denn die
Akzeptanz eines freiheitlichen Systems hängt davon ab, ob es die
Menschen in die Lage versetzt, von denMöglichkeiten zu profitie-
ren, die sich in einer freienWirtschaft bieten.Unddazumüssen sie
zu dem Zeitpunkt, an dem sie beginnen, selbstständig über ihren
Lebensweg zuentscheiden, die gleichenStartchancenhaben–un-
geachtet der gesellschaftlichen Stellung ihrer Familie.
Dasmuss Aufgabe des Gemeinwesens sein. Dabei geht es nicht

darum, die Bürger zu bevormunden oder an ihrer freien Entfal-
tung und der ihrer Familien zu hindern. Es geht um die Ermögli-
chung von Freiheit, nämlich für die Kinder, die noch nicht selbst

Die entscheidende Säule
Gerechte Startchancen in der sozialen Marktwirtschaft? Nur eine aktive Bildungspolitik

kann faire Teilhabe amWettbewerbssystem sichern. Sie wird im Gedankengebäude der sozialen
Marktwirtschaft bisher sträflich vernachlässigt.

Ludger Wößmann, 40, ist
Professor für Volkswirtschafts-
lehre mit dem Schwerpunkt
Bildungsökonomik an der
Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München. Außerdem leitet
er den Bereich Humankapital
und Innovation am ifo Institut
für Wirtschaftsforschung in
München.

Bildung Essay

IL
LU

ST
R
AT

IO
N
:Q

U
IC
K
H
O
N
EY

110 Nr. 2 24.6.2013 WirtschaftsWoche Global

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



WirtschaftsWoche Global 24.6.2013 Nr. 2 111

über die entscheidenden Weichenstellungen verfügen dürfen –
damit ihnen in ihrer Zukunft eine freiheitliche Lebensentfaltung
möglich ist. Gute Bildung muss zur eigenverantwortlichen Teil-
nahmeamgesellschaftlichenLebenbefähigen.
Für Kinder, deren Familien nicht schon von sich aus sicherstel-

len, dass ihr volles Bildungspotenzial ausgeschöpft wird, hat der
Staat eine fundamentaleAufgabe, ausderenVerantwortunger sich
nicht stehlendarf.

CHANCEN DURCH FRÜHKINDLICHE BILDUNG
Das ist leichter gesagt als getan. Bildungspolitik ist nicht allmäch-
tig. Die Schule kann nicht komplett ersetzen, was in den Familien
versäumt wird. Hier darf man sich keinen Illusionen hingeben.
Aber gleichwohl gibt es klare empirische Belege dafür, dass
Bildungspolitik etwas bewegen kann. Ein erster zentraler Ansatz-
punkt dafür ist die frühkindliche Bildung. Es ist belegt, dass
frühkindliche Bildungsprogramme sehr
effektiv sein können in der Förderung lang-
fristiger Bildungs- und Arbeitsmarkterfolge,
gerade für Kinder aus problembelasteten
familiären Verhältnissen – insbesondere
dann, wenn sie die Eltern involvieren und
ihnen bei der Lösung erzieherischer Proble-
me helfen. Wie der Wirtschaftsnobelpreis-
träger James Heckman gezeigt hat, sind die
Erträge von Bildungsinvestitionen amhöchsten, wenn sie früh im
Lebenslauf ansetzen und auf Kinder mit benachteiligtem Hinter-
grund abzielen.
Deshalb muss endlich Ernst gemacht werden mit öffentlicher

Finanzierung von qualitativ hochwertiger frühkindlicher Bildung,
mit besonderem Fokus auf Kinder aus bildungsfernen Schichten.
Im Vergleich zu anderen Ländern gibt der Staat in Deutschland
pro Kind relativ wenig im frühkindlichen Bereich aus, aber relativ
viel pro Student im Hochschulbereich. Wir machen es genau
falsch herum: Dort, wo die Grundlagen für Chancengleichheit ge-
legt werden, hält sich der Staat zurück; dort, wo Mündigkeit und
Eigenverantwortung gefragtwären, greift der Staat ein.

BETREUUNGSGELD WIRKT KONTRAPRODUKTIV
Stattdessen drängt gerade die Partei, die am ehesten die soziale
Marktwirtschaft hochhält, auf die Einführung eines Betreuungs-
geldes, das Eltern dann zusteht, wenn ihre Kinder nicht die früh-
kindlichen Bildungseinrichtungen besuchen. Es liegt nahe, dass
dasBetreuungsgeld in erster LiniedieEntscheidungenvonFamili-
enbeeinflusst, indenenes auf jedenEuroankommt.Das sindaber
genau diejenigen Schichten, für deren Kinder der Besuch früh-
kindlicher Bildungseinrichtungen besonders wichtig wäre. Das
Betreuungsgeld dürfte also dazu beitragen, Kinder mit sozial
schwachemHintergrundausdenKrippen fernzuhalten – aus Sicht
derChancengerechtigkeit ausgesprochen kontraproduktiv.

Beim aktuellen Ausbau von Krippenplätzen wird zudem viel zu
wenig bedacht,wie einehoheQualität der frühkindlichenBildung
zu erreichen ist. KrippenundKindergärtenmüssennicht als „Kin-
deraufbewahrungsstätten“, sondern als Einrichtungen der früh-
kindlichenBildung verstandenwerden.
Es geht nicht darum, schon Kleinkinder Lern- und Leistungs-

druck auszusetzen, sondern um die Integration eines spielenden
Lernens indenTagesablauf. JedesKind istwissbegierig; dies gilt es
zu fördern. Es ist an der Zeit, auch in Deutschland den Status von
Erzieherinnen und Erziehern aufzuwerten und eine entsprechen-
de Erweiterung und Aufwertung ihrer Ausbildung – und Bezah-
lung – anzugehen.

NICHT SO FRÜH AUFTEILEN
Ein zweiter zentraler Hinderungspunkt für Chancengleichheit ist
die frühe Aufteilung auf verschiedene Schularten. Es gibt zahlrei-

che Belege dafür, dass eine spätere Auftei-
lung die Chancen von Kindern aus benach-
teiligtemHintergrund erhöhenwürde, ohne
dass darunter die besten Schüler leiden. In
der Realität hängt die frühe Übertrittsent-
scheidung in die weiterführende Schulart
einfach sehr stark von der Herkunft der Kin-
der und zuwenig von ihrer tatsächlichenBe-
fähigung ab. Wohlgemerkt geht es bei der

ausgleichenden Wirkung einer späteren Aufteilung nicht um die
deutsche Form der Gesamtschule, denn die tritt ja als weitere
Schulformnebendie bereits bestehenden.
Manche sehen ineinerAbkehr vonder frühenAufteilungbereits

den Untergang des Abendlandes kommen. Aber das Abendland
macht das schon lange nicht mehr – die Aufteilung mit zehn Jah-
ren gibt es außer bei uns und in Österreich nirgendwo mehr. Na-
tionen wie Finnland, Großbritannien und auch Schweden haben
die frühe Selektion spätestens in den Siebzigerjahre aufgegeben.
Zwei Drittel der entwickelten Länder teilen die Kinder frühestens
mit 15 Jahren auf.
Die bürgerliche Gemeinschaftsschule, die allen Schichten ein

Recht auf Teilhabe an guter Bildung gewährt, hat überall längst
Einzug gehalten – außer bei uns.
Das Problem der ideologisierten deutschen Bildungsdebatten

seit denSechzigerjahren lag vor allemdarin, dassdie Idee eines in-
tegrierenden Systems gedanklich immer mit der Ablehnung von
Leistung und Wettbewerb verbunden wurde. Es ist eine ebenso
falsche wie verhängnisvolle Verknüpfung im deutschen Denken
zu meinen, dass gemeinsamer Unterricht für alle mit einem Ab-
senkendes Leistungsanspruchs einhergehenmüsse.
Wir benötigenbeides, sowohl dieAbkehr vomselektivenSystem

als auch klare Leistungsorientierung undWettbewerb, damit alle
Kinder einehervorragendeBildung erlangen, die ihnenalleChan-
cen für einen erfolgreichenLebensweg eröffnet. ■

»Die bürgerliche
Gemeinschaftsschule
gibt es überall –
außer bei uns«
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TAPFERER KIELER PHILOSOPHWolfgang
Kersting istDeutschlands schärfster Beobachter
der erfolgreichsten aller Teil-Gerechtigkeiten: der
sozialenGerechtigkeit. IhreKarriere ist so steil
verlaufen, dass sie längst als Synonym fürGerech-
tigkeit überhaupt imUmlauf ist. Ebendeshalb
wohl fristet derKieler Philosoph, der seit Jahren
tapfer gegendie einseitige politischeVernutzung
desGerechtigkeitsbegriffs anschreibt, noch im-
mer ein beklagenswertmarginales publizistisches
Dasein.Das ist dreifach schade. Erstens,weil
Kersting brillant und verständlich zugleich for-
muliert. Zweitens,weil er „Gerechtigkeit“ ihrer
ideologischenZurichtung entzieht, indemer sie
auf ihren liberalenKern –die Ermöglichung eines
selbstbestimmtenLebens – reduziert. Unddrit-
tens,weil Kersting so kühn ist,mit seiner basalen
Definition vonGerechtigkeit Anspruch auf Allge-
meingültigkeit zu erheben.

TALENTE ENTFALTENKersting ist kein Freund
der distributivenGerechtigkeit, die aufmehr
Gleichheit durchUmverteilung zielt. Ein nachsor-
gender Sozialstaat, derUngleichheitenbei der
genetischenAusstattungund sozialenHerkunft

kompensatorisch entschärft, soKersting, laufe
stetsGefahr, neueUngerechtigkeiten zuprodu-
zieren.DemStaat falle primär dieAufgabe zu,
möglichst viel Zurückhaltung zuüben, damit
möglichst vieleMenschen ihre Talentemöglichst
ungehindert entfalten können, soKersting: Sozia-
leGerechtigkeitmeine gleiche Lebenschancen,
nicht gleiche Lebensverhältnisse.

ALTE PFADE DER REFORMLIBERALEN Ent-
sprechendpreist Kersting imerstenTeil des Bu-
ches denMarkt als „hohe Schule“ der „Selbstver-
antwortlichkeit“, als Lehre vomZusammenhang
zwischenFreiheit undVerantwortung.Dabei
wandelt Kersting auf den reichlich ausgetrampel-
tenPfadender altenReformliberalen, umnoch
einmal dieVorzüge eines „drittenWegs“ zuprei-
sen: einer bürgerlichenOrdnung jenseits von
Marktfreiheit undPlanwirtschaft. Dass eine sol-
cheOrdnung sich geteiltenWerten verdankt und
nur dank vergleichbarer Lebensverhältnisse ge-
deiht, entgehtKersting nicht: Teilhabe ist anma-
terielle Voraussetzungen gebundenunddas Prin-
zip der (Selbst-)Verantwortung gilt nicht nur für
Arbeitslose, sondern auch für Investmentbanker.

Wolfgang Kersting
Wie gerecht ist der Markt?
Murmann, 280 Seiten,
24,90 Euro

Buchtipps

Der dritte Weg und die Verirrung der Marktwirtschaft
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VHS-Kurs Gerechtigkeit vom Anchorman der Moralphilosophie

INFLATION DER GERECHTIGKEITKaumein
Begriff wird so inflationär verwendetwie der der
Gerechtigkeit. Die Folge ist, dass „Gerechtigkeit“
immermehrmeint – und immerweniger bedeu-
tet.Was also istGerechtigkeit? EineDefinition, die
sichder Bestimmung absoluter, naturrechtlich
hergeleiteterWerte verdankt, ist demösterrei-
chischeRechtstheoretikerHansKelsen zufolge
eine „Illusion“.Waswäre aber,wennman sichmo-
derneGesellschaften als gesinnungspluralistische
Diskurskollektive vorstellenwürde, die nicht nur
einBruttosozialprodukt erwirtschaften, sondern
auch – auf offenenMeinungsmärkten sozusagen –
eine gemeinsameVorstellung vondem,was sie
unter einem„gutenLeben“ verstehen?Dannwäre
Gerechtigkeit keine Fragemehr des inneren
Pflichtgefühls oder prinzipieller Tugenden (Aris-
toteles), keine Fragemehr des größtenNutzens
einerHandlung für die größte Zahl (Adam-Smith-
Liberalismus). Stattdessenwäre sie das immer
nur vorläufige Ergebnis einer gesellschaftlichen
Selbstvergewisserung.

IMPULSLIEFERANT Philosophenwären in einer
solchenGesellschaft nur nochmoderierende Im-
pulslieferanten. Keiner hat das besser verstanden
alsMichael J. Sandel, der global anchormander

Moralphilosophie. Sandel erreichtmit seiner
Harvard-Vorlesung „Justice“MillionenYoutube-
Zuhörer, indemerdie großenEntdeckungender
Philosophiemassentouristisch erschließt: Selbst
der kategorische Imperativ schrumpft bei ihmzum
fakultativenAusflugsziel fürmäßig interessierte
Philosophie-Kreuzfahrer.DerAmerikaner versteht
sich alsMagier, dermit kleinkindlicher Zirkus-
begeisterung immerneueDilemmata aus dem
Hut zaubert: „Stellen Sie sich vor“, hebt er an, „Sie
kaufen eineNiere..., verdienen so vielGeldwie
BasketballstarMichael Jordan..., können fünfMen-
schenleben retten, indemsie eines zerstören...“

SPASS FÜR LAIENDas alles ist anfangsmunter,
später ermüdend,weil sich der theoretischeKern
der luftigen 400 Seiten in einemSatz zusammen-
fassen lässt: Gerechtigkeit ist das Ergebnismorali-
scher Reflexionüber dieQualität vonunterschied-
lichenWerten.DasBuch sei daher ohneAbstriche
(undohne Ironie) SchülernderKlassen 10 auf-
wärts undLaien empfohlen, die gerne ohne ge-
danklicheTiefwurzelei durchs Leben gehen.Wer
allerdings zudenQuellenderWerte vorstoßen
will, die unsereGerechtigkeitsdiskurse bestim-
men, ist bei Sandels kanadischemKollegen
Charles Taylor deutlich besser aufgehoben.

Michael J. Sandel
Gerechtigkeit
Ullstein, 416 Seiten,
21,99 Euro
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Hans-Ulrich Wehler
Die neue Umverteilung
C.H. Beck, 191 Seiten,
14,95 Euro
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Privater Wohlstand – und öffentliche Verwahrlosung?

DIE GEGENPOLEWorinunterscheidet sich ein
Sozialdemokrat von einemFreidemokraten?Nun,
der Sozialdemokrat klagt, dass sich in denHänden
der obersten zehnProzent der Bevölkerung 60
Prozent desVermögens konzentrieren.Während
der Freidemokrat klagt, dass die obersten zehn
Prozent derArbeitnehmer 60Prozent aller Ein-
kommensteuern aufbringen. Recht habenbeide.
Aberwas folgt daraus?

LÄHMUNGDURCHUNGLEICHHEIT Für Joseph
Stiglitz ist die Sache klar: Ungleichheit hat ihren
Preis. Sie unterminiert sozialeMobilität, lähmtdie
Aufstiegschancen, fördert Kriminalität, das heißt:
sie zersetzt eineGesellschaft von innenheraus,
weil einigeMenschen sichüberlegen fühlten, an-
dereminderwertig – undweil sich dieVorurteile
gegenüber Schwachen in einer ungleichenGesell-
schaft verstärken.Das alles hat der britischeHisto-
riker Tony Judt schon vor drei Jahren scharf, konzis
und stilsicher skizziert („DemLandgeht es

schlecht“), unddas alles unterschreibt nunder
Wirtschaftsnobelpreisträger – langundbreit, auf
370 Seitenplus 120weitere für Fußnoten.

WENIGER SPAREN,MEHRUMVERTEILEN
AuchStiglitz’Hauptthese ist nicht neu,mankennt
sie von seinemKollegenPaul Krugman:Die neue
Ungleichheit verdanke sichnicht demglobalisier-
tenWettbewerb, sondern einer Politik, die das
eineProzent der Superreichenbegünstigt unddie
anderen 99Prozentmehr oderweniger auspresst.
AmEnde leide ebennicht nur dieDemokratie,
sondern auchdieWirtschaft: Es sei kaumnoch
einer da, derGeldhat, umes auszugeben. Stiglitz’
Forderungen:weniger sparen,mehr umverteilen.
KeinePolitik der „Konzernwohlfahrt“. Stattdessen
eine „aktiveArbeitsmarktpolitik“, grüne Investitio-
nen, die SicherungdesWohlfahrtsstaates und
ganz grundsätzlich:mehr Skandinavien,weniger
Amerika. Lesenswert?Nun ja.

dieter.schnaas@wiwo.de | Berlin

Joseph Stiglitz
Der Preis der Ungleichheit
Siedler, 508 Seiten,
24,99 Euro

Die Empörung eines großen Sozialhistorikers

CONTRASLOTERDIJKDeutschlands Philoso-
phie-JukeboxPeter Sloterdijk hat vor drei Jahren
ziemlichprovozierendeTöne gespuckt.Dem
modernen Sozialstaat, so Sloterdijk,wohnedie
„Tendenz zurAusbeutungsumkehrung“ inne:Die
Reichen lebten in ihmnichtmehrwie im19. Jahr-
hundert unmittelbar auf KostenderArmen,
sondern imGegenteil: dieUnproduktivenmittel-
bar – über den Steuerstaatmit seinemSystemder
Zwangsabgaben – auf Kostender Produktiven.
Für den SozialhistorikerHans-UlrichWehler, des-
sen fünfbändigeDeutscheGesellschaftsgeschich-
te zum Inventar eines jedenBildungsbürgerhaus-
haltes zählt, ist Sloterdijks Verdikt eine infame
Ungeheuerlichkeit.Wehlers Befund ist ein ganz
anderer:Die Einkommensschere geht auseinan-
der.DieVermögen sindungleich verteilt. DieHei-
ratsmärkte sind geschlossen.Die sozialeHerkunft
entscheidet über denBildungserfolg.DerOsten
bleibt vomWesten abgehängt.DieWirtschaftselite
koppelt sich ab.DieBetuchten lassen sich in
Privatklinikenumsorgenund lassen ihrenNach-
wuchs anPrivatschulenunterrichten.

EXZESSIVEHIERARCHISIERUNGWehlers Fa-
zit: Deutschland sei ein Landder „exzessivenHie-
rarchisierung“, in demder Fahrstuhl nur fürweni-
ge nachoben führt – und für viele nachunten. Es
ist ein LandderVermachtung, derAbschottung
undExklusion, soWehler – und ein Landmit „ge-
radezu altertümlichenFormenkrasserUngleich-

heit“. Starker Tobak.Wobei nicht ganz klarwird,
wenWehler für all das verantwortlichmacht. Ei-
nen „blindwütigen, grenzenlos habgierigenTur-
bokapitalismus“? Politiker, diemit einer „verblüf-
fendenRealitätsblindheit“ die Existenz eines
neuenDienstleistungsproletariats leugnen? In sei-
ner ziellosenWut gleicht der 81-JährigeWehler
demkürzlich verstorbenen StephaneHessel –mit
demUnterschied, dassWehler sein „Empört
euch!“ nicht nurmit Kraftworten, sondern auch
mit Zahlenwürzt: Belief sichdasVerhältnis der
Vorstandsgehälter deutscherAktiengesellschaften
zumDurchschnittsverdienst derArbeitnehmer
1985 auf 20:1, so liegt es heute bei 200:1.

KLASSENTHEORIE AUFDIE TAGESORDNUNG
SozialdemokratWehlermacht – unddas ist sein
Verdienst –mit KarlMarx undMaxWeber deut-
lich, dass dieKlassentheorie zurück auf die Tages-
ordnung gehört, weil Klassenprimär „Phänomene
derMachtverteilung“ (MaxWeber) sind.Und er
leiht denbuchstäblichDeklassierten seine enga-
gierte Stimme:Menschen, diemittenunter uns in
sozialenExklaven leben – Leiharbeiter, Arbeitslo-
se, Ausländer, Illegale.WieWehler allerdings da-
rauf kommt, dass die „Verteilungsgerechtigkeit
völlig verloren gegangen sei“, bleibt seinGeheim-
nis.Der eigentliche Skandal der „neuenUmvertei-
lung“, denWehler diagnostiziert, ist doch, dass der
deutsche Sozialstaat so großund teuerwie nie ist –
und trotzdemKlassenzugehörigkeiten zementiert.
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Ist Deutschland ein guter, gerechter Ort in Raum und Zeit; ver-
besserungsfähig vielleicht, aber doch ganz okay?Oder ist es ein
Land, in dem die Armen immer ärmer, die Reichen auf deren
Kosten immer reicher werden und das dramatisch umgebaut

werdenmuss, um es lebens- und liebenswert zu gestalten? Das ist
eine scheinbar simple Frage, und doch spaltet sie die Menschen;
wir haben ein ganzes Heft dazu zusammengetragen, und doch ist
es nicht vollständig – und wird auch nicht alle Leser überzeugen
können. Es ist aber eine entscheidende Debatte. Werden falsche
politische Folgerungen gezogen, verändert sich das Land.Undda-
mit beginnt das nächste Kapitel in einem Krieg, der erbittert ge-
führt wird: Sind die Maßnahmen, mit denen mehr Gerechtigkeit
erzeugtwerden soll, wirklich hilfreich, oder verschlimmern sie die
Lage? Auch gilt: Gut gemeint ist noch nicht gut
gemacht. EinigeBeispiele:
Allgemeine und flächendeckende Mindest-

löhne von 8,50 Euro – eine sympathische Forde-
rung, die man sofort unterschreiben möchte.
Aber helfen sie wirklich? Ganz klar, sagen die
Befürworter. Weniger Geld für Arbeit ist ein
Hungerlohn, menschenunwürdig und nicht der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes
und der Menschen angemessen. Aber von die-
sem Mindestlohn mag man in manchen Gegen-
denDeutschlands, etwa inBerlinmit seinennach
wie vormoderatenMieten, gut leben können – in
Frankfurt oderMünchen, wo dieMieten doppelt
so hoch sind, ist es zuwenig.Dann ist ein einheit-
licher Mindestlohn in manchen Städten zu we-
nig, in anderen zu hoch. Vielleicht fallen sogar
Jobs weg, weil sie nicht so viel erwirtschaften.
Dann produziert der Mindestlohn sogar Arbeits-
losigkeit, insbesondere bei denen, die nicht so
besonders leistungsfähig sind – bei Berufsanfängern beispielswei-
se oder bei Beschäftigtenmit geringerQualifikationund fehlender
Ausbildung.
Und wie ist das mit Studiengebühren? Bildung ist ein Men-

schenrecht. Aber wer eine gute Ausbildung erhält, wird später
mehr verdienen können. Soll er dafür nicht einen Beitrag leisten
und diejenigen entlasten, die sein teures Studium finanzieren?
Oder blockiert so eine Maßnahme nur den sozialen Aufstieg, so-
dassnurdieKinderderReichen studierenkönnen?Kannmandie-
senNachteil durch Stipendien ausgleichen?
Wie ist dasmit den Steuern?Klar, sie sollen für Spitzenverdiener

erhöht werden, fordern die, die wenig oder keine Steuern zahlen.
Aber wo beginnt der Reichtum? Und eigentlich müsste der Staat
doch sparsamermit demGeld umgehen, das er derzeit in Rekord-
höhe einnimmt, statt immer nur neues einzukassieren. Schwer zu
erklären ist, warum Steuerhinterziehung bestraft wird, aber Steu-
erverschwendung nicht; wo doch in beiden Fällen das Geld des
Steuerzahlerswegunddie Staatskasse leer ist.

Die Forderung nach mehr Gerechtigkeit und Gleichheit
spricht und schreibt und sendet sich schnell – und ist in der
Umsetzung doch so schwierig. Darin liegt sogar eine besondere
Gefahr für jede Demokratie: Sie teilt die Welt in Gut und Böse,
in Fair und Unfair und spaltet damit die Gesellschaft. Wer also
beispielsweise hohe Mindestlöhne fordert, stellt sich selbst als
großzügig, sozial, fürsorglich und gerecht dar – und grenzt sich
damit von den hartherzigen Kapitalisten ab, die davor warnen,
auf dieRisikenhinweisenoderdienegativenFolgendesmoralisch
gut Gemeinten voraussehen. Politische Auseinandersetzungen
um Sachfragen werden so zu Glaubenskriegen. Sie werdenmora-
lisch aufgeladen; der Staat soll Gerechtigkeit herstellen – auch
wenner dabei zumScheitern verdammt ist.

WETTLAUF DES GUT GEMEINTEN
Wer mehr bietet, nimmt die moralisch überlege-
nePosition für sich inAnspruch, auchwennes im
Ergebnis ganz anders kommt. Es kommt zu ei-
nem Überbietungswettbewerb des gut Gemein-
ten; dabei droht das gut Gemachte, aber schein-
barwenigerGerechte auf der Strecke zubleiben.
Dabei geraten auch andere Grundsätze in den

Hintergrund, die für das Zusammenleben aber
elementar wichtig sind: das urchristliche Prinzip
der Eigenverantwortung beispielsweise, wonach
jeder Mensch zunächst die Aufgabe hat, für sich
und seine Angehörigen selbst zu sorgen. Die Ge-
meinschaft soll demnach nur einspringen, wenn
dieseBemühungnicht Erfolg hat oder der Betref-
fendeetwawegenKrankheit nicht für sich sorgen
kann. Wird das vernachlässigt, wird schnell im-
mermehrVerantwortungandenStaat delegiert –
die Eigenverantwortung erlahmt. So erbringen

immer weniger Menschen wirtschaftliche Leistung, und die Zahl
der untätigen Leistungsempfänger nimmt zu – am Ende sind alle
Beteiligten ärmer. Die Väter der sozialenMarktwirtschaft kannten
diese Gefahren. Sie setzten auf Eigenverantwortung – und Beloh-
nung der Leistung. Sie setzten auf Eigentum, damit die Bürger
nicht von der „Stallfütterung“ durch den Staat abhängig werden.
Der Staat sollte die Rahmenbedingungen setzen, sich aber bei vie-
len strittigen Detailfragen heraushalten. Sie wussten auch, dass
staatliche Regelungen wie ein falscher Mindestlohn praktisch
nichtmehr korrigiert werden können – damit aber wird ein Fehler
zur lang andauernden Katastrophe. Ein Fußballspiel wird nicht
besser, wenn der Schiedsrichter beginnt, Tore zu schießen. „Es ist
ungleich sinnvoller, alle zurVerfügung stehendenEnergien auf die
Mehrungdes Ertrags zu richten, als sich inKämpfenumdieDistri-
butiondesErtrags zu zermürben.“ Sagte einst LudwigErhard, einer
der Vordenker der sozialenMarktwirtschaft. Daran solltenwir uns
gelegentlich erinnern. Erhardwarübrigens für begrenzteMindest-
löhne als „Ordnungstaxe“. ■

Das Verlangen nach Gerechtigkeit ist ein tief sitzender, elementarer Menschenwunsch, gefolgt vomWunsch
nach sozialem Ausgleich und Gleichheit. Aber was genau ist es, was wir uns so innig wünschen, und wenn es so
allgemeingültig ist, warumwird darum gestritten, gerungen und gekämpft? Von Roland Tichy

Ausblick

Die Spaltung der Gesellschaft

Roland Tichy
Chefredakteur WirtschaftsWoche
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